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60. Sitzung

Berlin, Donnerstag, den 13. Oktober 2022

Beginn: 9.00 Uhr

Präsidentin Bärbel Bas:
Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Ich wünsche einen schönen guten Morgen. 
Die Sitzung ist eröffnet.

Vor Eintritt in die Tagesordnung begrüße ich einen 
neuen Kollegen im Plenum. Daniel Rinkert hat für den 
leider zu früh verstorbenen Rainer Keller die Mitglied-
schaft im Deutschen Bundestag erworben. Herzlich will-
kommen und auf gute Zusammenarbeit! 

(Beifall)

Als Nächstes gratuliere ich der Kollegin Luiza Licina- 
Bode nachträglich zu ihrem 50. Geburtstag. Alles Gute 
für Sie! 

(Beifall)

Der Kollegin Rita Schwarzelühr-Sutter gratuliere ich 
zu ihrem heutigen 60. Geburtstag.

(Beifall)

Da kommt sie in den Saal. Es sei gestattet, am Geburtstag 
etwas verspätet einzutreffen. Herzlichen Glückwunsch!

Außerdem müssen wir noch eine Wahl durchführen: In 
das Kuratorium der Stiftung „Fonds zur Finanzierung 
der kerntechnischen Entsorgung“ gemäß § 4 des Ent-
sorgungsfondsgesetzes soll auf Vorschlag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen der Abgeordnete Harald Ebner 
als Nachfolger für den Abgeordneten Stefan Wenzel als 
stellvertretendes Mitglied gewählt werden. Sind Sie da-
mit einverstanden? – Das ist der Fall. Dann ist der Kol-
lege Ebner als stellvertretendes Mitglied gewählt. 

Ich komme nun zur Tagesordnung: Auf Verlangen der 
Fraktion der CDU/CSU wird heute im Anschluss an die 
Gremienwahlen eine Aktuelle Stunde zum Thema „War-
burg-Steuerskandal: Offene Fragen im Buch ‚Die Akte 
Scholz: Der Kanzler, das Geld und die Machtʼ“ aufgeru-
fen.

Weiter soll Tagesordnungspunkt 33 b abgesetzt wer-
den. 

Ich gehe davon aus, Sie sind damit einverstanden. – Ich 
sehe keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich rufe nun die Tagesordnungspunkte 7 a bis 7 c auf:
a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 

eingebrachten Entwurfs eines Zwölften Ge-
setzes zur Änderung des Zweiten Buches 
Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze – 
Einführung eines Bürgergeldes (Bürger-
geld-Gesetz)
Drucksache 20/3873
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Norbert Kleinwächter, René Springer, Jürgen 
Pohl, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD
Aktivierende Grundsicherung statt bedin-
gungslosem Grundeinkommen – Einfüh-
rung von Bürgerarbeit
Drucksache 20/3943
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Rechtsausschuss 
Haushaltsausschuss

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Jessica Tatti, Susanne Ferschl, Gökay 
Akbulut, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion DIE LINKE
Sozialen Arbeitsmarkt ausbauen – 
150.000 Langzeitarbeitslose in Erwerbs-
arbeit bringen
Drucksache 20/3901
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Haushaltsausschuss

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 68 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne nun die Aussprache. Als Erstes hat das 
Wort für die Bundesregierung der Bundesminister für 
Arbeit und Soziales, Hubertus Heil.
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(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Meine sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Die Bundesregierung hat sich mit der 
Einführung des Bürgergeldes zwei zentrale Ziele gesetzt.

Erstens. Wir wollen Menschen verlässlich absichern, 
die in existenzielle Not geraten sind. Wie schnell das 
geht, haben wir in den letzten zwei Jahren der Corona-
pandemie erlebt. Wir haben erlebt, dass Soloselbstständi-
ge, die nie gedacht haben, dass sie mal auf ergänzende 
Grundsicherung angewiesen sind, darauf zurückgreifen 
mussten. Wir haben auch erlebt, dass Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer, die geringe Löhne hatten und die in 
Kurzarbeit gekommen sind, ergänzende Grundsicherung 
brauchten. Deshalb, meine Damen und Herren: Eine ver-
lässliche Absicherung, so unbürokratisch wie möglich, ist 
das Ziel dieser Reform.

Es geht auch darum, dass wir dafür sorgen, dass Men-
schen, die in existenzielle Not geraten sind, sich nicht 
Sorgen machen müssen, dass sie auch noch ihre Woh-
nung verlieren. Wir wollen auch – das ist eine Frage 
des Respekts vor Lebensleistung –, dass kleines Erspartes 
nicht angetastet werden muss.

Hinzu kommt auch, dass wir dafür sorgen werden, dass 
die Regelsätze gerade in dieser Zeit angemessen ange-
passt werden. Die Regelsätze beim Bürgergeld werden 
nicht mehr der Inflation hinterherlaufen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Meine Damen und Herren, das erste Ziel der Koalition 
beim Bürgergeld ist also, dafür zu sorgen, dass die Men-
schen, die Hilfe benötigen, die auf existenzielle Leistun-
gen angewiesen sind, diese auch bekommen. Das ist ein 
Sozialstaatsgebot, ein Schutzversprechen unseres Sozial-
staates, das wir mit dem Bürgergeld erneuern.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Zweitens. Ziel ist auch – das ist mir noch wichtiger –, 
dass wir nicht nur existenzielle Not absichern, sondern 
auch dafür sorgen, dass Menschen dauerhaft aus der Not 
wieder herauskommen. Wir haben eine Situation am Ar-
beitsmarkt, die nicht vergleichbar ist mit der von vor 
20 Jahren. Als die Hartz-IV-Regeln eingeführt wurden, 
hatten wir Massenarbeitslosigkeit in Deutschland. Heute 
haben wir in vielen Bereichen Arbeits- und Fachkräfte-
mangel. Ja, wir haben immer noch einen verfestigten 
Sockel von Langzeitarbeitslosigkeit. Aber wenn man 
sich anschaut, woran das liegt, sieht man, dass zwei Drit-
tel der langzeitarbeitslosen Menschen keine abgeschlos-
sene Berufsausbildung haben. Das bisherige System führt 
dazu, dass diese Menschen dann hin und wieder mal in 
Hilfstätigkeiten vermittelt werden, das Jobcenter sie aber 
oft erst nach einigen Monaten oder Jahren wiedersieht. 
Wir wollen den Menschen die Möglichkeit schaffen, ei-

nen Berufsabschluss nachzuholen. Wir sorgen dafür, dass 
das auch unterstützt und angereizt wird. Es geht um 
dauerhafte Integration in den Arbeitsmarkt. Es geht um 
gute Arbeit statt Hilfsjobs, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Wir haben uns dafür ganz lange damit beschäftigt, wie 
wir das System besser machen können. Wir haben mit 
den betroffenen Menschen gesprochen. Wir haben mit 
den Kolleginnen und Kollegen in den Jobcentern gespro-
chen, die übrigens eine großartige Arbeit machen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Wir haben mit der Wissenschaft gesprochen. Wir haben 
uns Systeme in anderen Ländern angeguckt. Und wir sind 
der festen Überzeugung, dass Ausbildung statt Aushilfs-
jobs, dass die Einführung des Weiterbildungsgeldes der 
richtige Weg ist und dass die Integration in den Arbeits-
markt übrigens auch dafür sorgen wird, dass wir einen 
Beitrag zur Fachkräftesicherung in Deutschland leisten.

Meine Damen und Herren, in den letzten Tagen im 
Vorfeld dieser ersten Lesung ist schon sehr intensiv 
diskutiert worden. Das ist in der Demokratie auch voll-
kommen in Ordnung. Aber lassen Sie mich eines ganz 
deutlich sagen: In diesen Zeiten, in denen der gesell-
schaftliche Zusammenhalt bedroht ist, finde ich persön-
lich es unanständig, dass es einige politische Kräfte selbst 
im demokratischen Spektrum gibt, die versuchen, Ge-
ringverdiener gegen Bedürftige und Bedürftige gegen 
Flüchtlinge auszuspielen. Das gehört sich nicht, meine 
Damen und Herren. Wir müssen die Gesellschaft doch 
zusammenhalten.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP und der LINKEN – Thorsten Frei 
[CDU/CSU]: Man kann aber Geld nur einmal 
ausgeben, Herr Minister!)

Das sage ich auch an die Adresse der CDU/CSU: Wir 
als Koalition, als Ampelkoalition wollen, dass Arbeit sich 
lohnt, dass Arbeit einen Unterschied macht.

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir doch auch!)

Das ist der Grund, warum wir dafür gesorgt haben, dass 
der Mindestlohn auf 12 Euro erhöht wird. Sie haben da 
nicht mitgemacht.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Zuruf von der CDU/CSU: 
Was hat das mit dem Mindestlohn zu tun?)

Das ist der Grund, warum diese Koalition Sozialversiche-
rungsbeiträge für Geringverdiener gesenkt hat. Das ist 
der Grund, warum wir das Kindergeld erhöhen. Das ist 
der Grund, warum wir die Gaspreise runterbringen, den 
Kinderzuschlag erhöht haben und den steuerlichen 
Grundfreibetrag angehoben haben. Arbeit muss sich loh-
nen. Wer Vollzeit arbeitet, muss von der Arbeit leben 
können. Aber bedürftige Menschen gegen Menschen 
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mit geringem Einkommen auszuspielen, das ist kein Bei-
trag für gesellschaftlichen Zusammenhalt. Das gehört 
sich nicht in diesem Land, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Wir müssen in dieser gesellschaftlichen Lage die ge-
samte Gesellschaft im Blick haben und dürfen nicht 
Gruppen gegeneinander ausspielen. Deshalb noch mal: 
Das Bürgergeld ist kein bedingungsloses Grundeinkom-
men. Das Bürgergeld ist eine existenzielle Sicherung für 
Menschen in Not. Ich will übrigens sagen, dass die De-
batte auch nicht dazu führen darf, dass Menschen, die auf 
Hilfe angewiesen sind, sich schämen, diese auch in An-
spruch zu nehmen; das dürfen wir in Deutschland nicht 
zulassen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Thorsten Frei [CDU/CSU]: 
Das ist nicht das Problem, glaube ich!)

Es wird ja einiges verbreitet. Ich habe gelesen, es sei 
ein bedingungsloses Grundeinkommen, das wir einfüh-
ren. Nein, das ist es nicht. Es gibt einige, die sich das in 
Deutschland wünschen. Die Koalition geht bewusst einen 
anderen Weg. Wir haben entschieden, dass wir einen Weg 
gehen, bei dem wir nicht alle Menschen, die in Not gera-
ten sind, unter Generalverdacht stellen wollen, zu faul zu 
sein, zu arbeiten. Das ist übrigens nicht die Realität. Es 
gibt sehr, sehr viele Menschen – ich habe mit vielen 
gesprochen –, die unverschuldet in Not geraten sind, 
weil ihnen beispielsweise ein Schicksalsschlag dazwi-
schengekommen ist. Es gibt hartnäckige Fälle; in denen 
es Mitwirkungspflichten und übrigens dann auch Leis-
tungsminderungen braucht – die sind übrigens im Gesetz 
vorgesehen –, bei akuten und wiederholten Meldever-
säumnissen und Pflichtverletzungen. Aber ich sage auch: 
Wir konzentrieren das Thema Sanktionen auf die hartnä-
ckigen Fälle, bei denen es angebracht ist. Der Geist des 
Bürgergelds, meine Damen und Herren, ist ein anderer: 
Es ist der Geist der Ermutigung und der Befähigung. Und 
auch das leistet einen Beitrag zum sozialen Zusammen-
halt.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Deshalb abschließend: Die Einführung des Bürgergel-
des zum 1. Januar wird eine der größeren Sozialreformen 
seit 20 Jahren sein. Ich bitte Sie, mitzuhelfen, dass wir das 
auch schaffen. Denn es geht nicht nur um die Menschen, 
die auf Hilfe angewiesen sind und denen wir damit das 
Leben ein Stück leichter machen, sondern es geht um den 
sozialen Zusammenhalt. Deshalb sage ich: Das Bürger-
geld bedeutet Grundsicherheit für unser ganzes Land. 
Und deshalb bitte ich Sie um Unterstützung.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die CDU/CSU-Fraktion Stephan 

Stracke.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Stephan Stracke (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Deutschland sucht händeringend nach Arbeits-
kräften. Die Zahl der offenen Stellen befindet sich auf 
einem Rekordhoch; bundesweit sind über 1,9 Millionen 
Stellen unbesetzt, egal wohin man blickt: in der Gastro-
nomie, im Einzelhandel, im Handwerk, in der Industrie. 
Gleichzeitig suchen 2,4 Millionen Arbeitslose eine Stelle, 
930 000 davon bereits seit Jahren. Aufgabe muss es jetzt 
sein, die Arbeitslosen deutlich besser als bisher zu den 
offenen Stellen zu bringen. Wir müssen alles dafür tun, 
möglichst viele Menschen dauerhaft in Arbeit zu bringen. 
Das Bürgergeld wird dieser Aufgabe nicht gerecht; es ist 
eine verpasste Chance, meine sehr verehrten Damen und 
Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir als Union wollen arbeitslose Menschen möglichst 
rasch und dauerhaft in Arbeit bringen. Dabei wollen wir 
das Fordern bewahren und das Fördern deutlich besser 
machen.

(Saskia Esken [SPD]: Aha!)

Die links-gelbe Koalition will die Grundsicherung vor 
allem besser ausstatten. Sie will mehr Leistung, deutlich 
weniger Mitwirkungspflichten und weniger Vermittlung 
in Arbeit. Das geht vollkommen in die falsche Richtung.

(Beifall bei der CDU/CSU – Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist doch 
Unsinn!)

Wir als Union wollen, dass die Hilfe des Sozialstaats 
denen zuteilwird, die sich selbst nicht helfen können. Das 
ist auch ein Gebot der Fairness gegenüber den Steuer-
zahlern;

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Gibt es eigentlich gar keine CDAler 
mehr bei der Union?)

denn diese sind es ja, die mit ihren Steuermitteln die 
Leistungen erst möglich machen. Gleichzeitig wollen 
wir die Grundsicherung so weiterentwickeln, dass Leis-
tung und Lebensleistung der Hilfebedürftigen besser be-
rücksichtigt werden. Arbeit muss sich auch in der Grund-
sicherung lohnen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die links-gelbe Koalition blendet demgegenüber durch 
eine zweijährige Karenzzeit die Erwerbsbiografie und die 
Lebensleistung von Menschen aus: beim Vermögen und 
beim Wohnen. Das ist eine eklatante Gerechtigkeitslücke. 
Auch da geht das Bürgergeld in die falsche Richtung.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir wollen, 
dass Arbeitslose nicht zu Langzeitarbeitslosen werden. 
Deshalb müssen wir ab dem ersten Tag der Arbeitslosig-
keit alles dafür tun, dass die Hilfe überflüssig wird, dass 
Arbeitsaufnahme gelingt.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das steht auch so im Gesetz drin! 
Einfach mal genau lesen!)

Und dazu braucht es eine intensive Betreuung und Bera-
tung und eine passgenaue Unterstützung. Wir wollen 
dazu ermutigen, dass sich die Potenziale entwickeln, 
dass neue Chancen mutig ergriffen werden, dass jeder 
und jedem geholfen wird, einen Platz in der Arbeits-
gesellschaft zu finden, damit beruflicher Aufstieg und 
auch gesellschaftliche Teilhabe besser gelingen. Dazu 
braucht es Hilfe, nicht nur für den Betroffenen, sondern 
für die gesamte Familie.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das steht doch alles im Gesetz! – Jens 
Teutrine [FDP]: Wo ist denn der konkrete Vor-
schlag?)

Hilfe aus einer Hand zusammen mit den Kommunen 
sorgt für größere und nachhaltigere Erfolge.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Haben Sie das nicht gelesen, den Ent-
wurf?)

Und die Jobcentermitarbeiter brauchen endlich auch 
mehr Zeit, um sich um den Einzelnen verstärkt kümmern 
zu können.

(Stephanie Aeffner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Genau dafür sorgen wir!)

Dies würde am besten gelingen, wenn man den Betreu-
ungsschlüssel verändert. Nichts von alldem – nichts von 
alldem! – ist im Bürgergeld-Gesetz enthalten und wird 
aufgegriffen.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Was haben Sie die 
letzten 16 Jahre gemacht?)

Das Bürgergeld ist hier eine verpasste Chance bei der 
Integration in Arbeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Schlimmer noch: Alle Erfahrung zeigt, dass es beson-

ders auf die ersten Monate in Arbeitslosigkeit ankommt. 
Es sind die wichtigsten Monate, wenn man aus der Ar-
beitslosigkeit in Arbeit kommen will. Und anstatt beson-
ders in den ersten Monaten alles daranzusetzen, um zu 
aktivieren, zu mobilisieren, zu motivieren, ja notfalls bei 
Pflichtverstößen auch mit Leistungskürzungen zu ant-
worten, setzen Sie bei der Ampel mit einer sechsmonati-
gen Schonzeit – Sie nennen das witzigerweise „Vertrau-
enszeit“ – genau das entgegengesetzte Signal.

(Beifall bei der CDU/CSU – Katharina Dröge 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Vertrauen ist 
genau das, was im Moment fehlt!)

Statt auf Motivation setzen Sie auf unverbindliche Ko-
operation. So kann der Weg aus Arbeitslosigkeit nicht 
gelingen.

Der Weg zurück in Arbeit wird deshalb schwieriger, 
weil die Ampel die Vermittlung in Arbeit nicht verbes-
sert, sondern sogar noch verschlechtert. Sie kürzen – nach 
dem Haushaltsentwurf – die Mittel der Eingliederung um 
600 Millionen Euro. Das bedeutet weniger Möglichkei-
ten, weniger Chancen für Arbeitslose, Fuß zu fassen in 
Arbeit.

(Jens Teutrine [FDP]: Fake News! Fake 
News!)

Das ist schlicht fatal, was Sie an dieser Stelle machen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Anstatt zu kürzen, wäre es viel wichtiger, mehr Mittel 
zur Verfügung zu stellen; denn die Flüchtlinge aus der 
Ukraine brauchen jetzt unsere Unterstützung.

(Otto Fricke [FDP]: Im Haushaltsausschuss 
sagt ihr das Gegenteil!)

Die Mittelkürzungen der Ampel sind arbeitsmarktpoli-
tisch falsch und integrationsfeindlich noch dazu.

(Beifall bei der CDU/CSU – Otto Fricke 
[FDP]: Dann sagt das mal euren Haushältern!)

– Sie sind die Regierung; Sie müssen Ihre eigenen Kür-
zungen verantworten, Herr Kollege, und dürfen hier nicht 
auf die Opposition verweisen.

(Otto Fricke [FDP]: Dann beantragen Sie auch 
das, was Sie hier sagen!)

Wir wollen beim Fördern deutlich besser werden und 
auf das Fordern nicht verzichten. Zur Wahrheit gehört ja, 
dass über 95 Prozent derer, die sich in Arbeitslosigkeit 
befinden, mit Pflichtverstößen, mit Sanktionen nichts zu 
tun haben, weil sie sich wie selbstverständlich an die 
Regeln halten.

(Stephanie Aeffner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN: Trotzdem werden sie immer bedroht!)

Die links-gelbe Koalition hat ja aktuell dafür gesorgt, 
dass wir im Kern ein bedingungsloses Grundeinkommen 
haben, und zwar bis Mitte nächsten Jahres.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ach, nein! – Wider-
spruch bei der SPD)

– Ja, hören Sie nur zu! – Das bedeutet, dass Hartz-IV- 
Empfänger nach der aktuellen Rechtslage jedes Arbeits-
angebot, jeden Integrationskurs, jeden Deutschkurs, jede 
Weiterbildung folgenlos ablehnen können.

(Erhard Grundl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Schlimme Hetze! – Weitere Zurufe 
vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– Ja, schreien Sie nur! – Es ist erstaunlich, dass die Ar-
beiterpartei SPD einem solchen Gesetzentwurf zustimmt, 
und es ist noch erstaunlicher, dass die FDP diesem Sank-
tionsmoratorium zugestimmt hat.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Wird jetzt mit dem Bürgergeld eigentlich alles besser?
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(Dagmar Schmidt [Wetzlar] [SPD]: Fakten-
check!)

Ich darf hier mal aus einem Interview mit Johannes Vogel 
vom 22. Juli im Deutschlandfunk zitieren: Es muss, wie 
vor dem Bürgergeld, die Möglichkeit der Sanktion geben 
in dem Ausmaß, wie das Verfassungsgericht das zulässt. 
Alles andere ist unfair. – Zitat Ende.

(Beifall bei der CDU/CSU – Jens Teutrine 
[FDP]: Und genau das steht im Gesetz, Herr 
Stracke!)

Genau das ist es nicht, was Sie in diesem Gesetzentwurf 
machen. Sie bleiben weit hinter dem zurück, was das 
Verfassungsgericht in diesem Bereich zulässt.

(Jens Teutrine [FDP]: Peinlich, was Sie abzie-
hen! Peinlich!)

Das zeigt auch einmal: Sie bellen, und am Ende nicken 
Sie ab.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Populismus als Methode!)

Sie als FDP sind der Wackeldackel dieser Koalition, 
meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD – 
Katja Mast [SPD]: Und Sie sind der Wackelda-
ckel der Nation!)

Das Bürgergeld geht komplett in die falsche Richtung. 
Es fordert nicht, es fördert nicht in dem Maße, wie es 
notwendig ist.

(Katja Mast [SPD]: Die CSU ist der Wackel-
dackel der Nation!)

Ich freue mich auf die weiteren Beratungen, weil ich 
glaube: Dieses Gesetz kann nur besser werden, am besten 
mit einer Ablehnung und einer vollkommenen Neuauf-
setzung dieses Gesetzentwurfs.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächste Rednerin: für die Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen Beate Müller-Gemmeke.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Beate Müller-Gemmeke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Mi-
nister! Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Gäste! 
Vor drei Jahren habe ich hier gestanden und darüber ge-
redet, was sich bei Hartz IV und bei der Arbeitsförderung 
alles ändern muss. Jetzt ist es so weit: Das Bürgergeld 
kommt. Es ist gut, dass wir Hartz IV endlich überwinden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Thorsten Frei [CDU/CSU]: Das war 
aber Rot-Grün, oder?)

Die Menschen brauchen natürlich soziale Sicherheit. 
Wichtig ist vor allem aber, dass wir die Menschen, die 
lange arbeitslos sind, unterstützen und stärken. Sie brau-
chen neue Chancen und Perspektiven. Deshalb werden 
wir die Beratungen und die Arbeitsförderung anders ge-
stalten, und genau dieser Perspektivwechsel ist für uns 
beim Bürgergeld besonders wichtig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Menschen sind aus ganz unterschiedlichen Gründen 
langzeitarbeitslos. Manche haben keine Ausbildung, an-
dere haben gesundheitliche Probleme, und manchmal ist 
es einfach nur das Alter. Auf diese unterschiedlichen 
Problemlagen aber hat Hartz IV heute immer die gleiche 
Antwort, und zwar lautet sie: Aktivierung. Genau diese 
verfehlte Logik werden wir mit dem Bürgergeld ver-
ändern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Marc 
Biadacz [CDU/CSU]: Das war eine erfolgrei-
che Strategie!)

Diesen Perspektivwechsel möchte ich mit drei Punkten 
ganz kurz verdeutlichen:

Erstens. Wir schaffen Augenhöhe und Vertrauen. Ver-
trauen entsteht, wenn die Zusammenarbeit in den Job-
centern gut funktioniert, und zwar ohne dass in jedem 
Brief gleich mit Sanktionen gedroht wird.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Deshalb ersetzen wir die Eingliederungsvereinbarung 
durch einen Kooperationsplan. Er wird gemeinsam er-
arbeitet, er ist niederschwellig, er ist verständlich. Er 
nimmt Rücksicht auf die Vorstellungen der Menschen; 
denn nur wenn die Erwerbslosen die Integrationsschritte 
nachvollziehen können, wenn die Angebote für die Men-
schen Sinn machen, kann der Weg zurück in den Arbeits-
markt gelingen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Zweitens. Wir stellen Qualifizierung, Weiterbildung, 
Ausbildung in den Mittelpunkt und werden das auch at-
traktiv machen, und zwar mit einem Bürgergeldbonus 
und mit einem zusätzlichen Weiterbildungsgeld in Höhe 
von monatlich 150 Euro. Das ist uns ein besonderes An-
liegen; denn Qualifizierung ist Voraussetzung für eine 
nachhaltige Integration in Arbeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Drittens. Die Arbeitsförderung muss tatsächlich zu den 
Menschen passen. Bei manchen Langzeitarbeitslosen 
funktioniert Vermittlung. Andere brauchen zunächst 
Qualifizierung und Weiterbildung, und wieder andere 
brauchen erst einmal geschützte Räume und soziale Teil-
habe.

Dieser Unterschiedlichkeit müssen wir gerecht wer-
den, und zwar mit individuellen Angeboten. Deshalb 
werden wir den Vermittlungsvorrang abschaffen. Und 
wir werden den sozialen Arbeitsmarkt entfristen; denn 
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Arbeit bedeutet soziale Kontakte, Wertschätzung, An-
erkennung und gesellschaftliche Teilhabe. Das ist wich-
tig; denn hier geht es um die Würde der Menschen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Langzeitarbeitslose Menschen sind lange arbeitslos, 
weil die Arbeitswelt nicht inklusiv ist. Wenn die Men-
schen nicht hundertprozentig passen oder Unterstützung 
benötigen, dann haben sie häufig keine Chance. Deswe-
gen hilft Aktivierung eben nicht. Dabei geht es nicht um 
Kritik an der Arbeit und am Engagement der Beschäftig-
ten in den Jobcentern, sondern es geht um die gesetz-
lichen Grundlagen, und die werden wir mit dem 
Bürgergeld-Gesetz verändern. Davon werden die Lang-
zeitarbeitslosen profitieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Davon bin ich zutiefst überzeugt; denn das Bürgergeld 
hat einen anderen, einen wertschätzenden Blick.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächste Rednerin: für die AfD-Fraktion Gerrit Huy.

(Beifall bei der AfD)

Gerrit Huy (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die AfD- 

Fraktion setzt dem Bürgergeld einen eigenen Antrag ent-
gegen, weil wir nicht glauben, dass das Bürgergeld funk-
tionieren wird. Es ist nichts anderes als ein aufgeweichtes 
Hartz IV, und das hat schon nicht funktioniert. So war es 
beispielsweise nicht möglich, aus dem Millionenheer der 
Hartz-IV-Leistungsbezieher auch nur 100 oder 200 Per-
sonen für den Koffertransport an deutschen Flughäfen zu 
rekrutieren. Dabei sind – hören Sie gut zu! – gut 8 Prozent 
der Menschen im erwerbsfähigen Alter bei uns im Land 
Hartz-IV-Empfänger. Das ist ein sehr großer Anteil Men-
schen, die von der Arbeit der Steuerzahler leben. Allein 
die Krankenkosten für diese Gruppe einschließlich ihrer 
Familien betragen über 20 Milliarden Euro im Jahr. In 
Dänemark, Schweden oder Belgien hingegen liegt der 
vergleichbare Anteil bei gerade mal 2 Prozent, also bei 
einem Viertel. Da muss man sich schon fragen, was diese 
Länder besser machen.

(Beifall bei der AfD)

Deswegen möchte ich mit Ihnen kurz dorthin schauen: 
Allen Ländern ist gemein, dass vor dem Schonvermögen 
das eigene Kapital aufgebraucht werden muss. Diese 
Schonvermögen liegen in der Regel unter 5 000 Euro, 
in jedem Fall deutlich unter den deutschen 60 000 Euro. 
Und eine angebotene Arbeit muss im Grundsatz auch 
angenommen werden.

(Beifall bei der AfD)

In den Niederlanden muss man zudem aktiv in der 
eigenen Wohngemeinde selbst Arbeit suchen, andernfalls 
bis zu drei Stunden Fahrzeit pro Tag in Kauf nehmen, 
oder man muss umziehen. Sonst wird die Sozialhilfe 
gekürzt. In Italien gibt es das Bürgereinkommen für Er-
werbsfähige nur, wenn man in den letzten zwölf Monaten 
seine Stelle nicht gekündigt hat und auch kein anderes 
Familienmitglied dies getan hat; sonst wird die Sozial-
hilfe gekürzt. In Frankreich werden beim Bezug der Min-
destsicherung Wohnungen, Autos und Schmuck gegen-
gerechnet.

In Österreich muss man sein Auto gleich verkaufen, 
wenn es nicht für den Beruf benötigt wird; ein Arbeits-
weg von insgesamt zwei Stunden ist zumutbar. Wer Schu-
lungen nicht besucht, eine Wiedereingliederungsmaß-
nahme ablehnt oder zu wenig Eigeninitiative zeigt, 
riskiert zwei Drittel der Leistungen. Asylberechtigte 
müssen zudem innerhalb enger Fristen den Besuch eines 
Wertekurses und Sprachkenntnisse auf A2-Niveau nach-
weisen.

Und in der Schweiz schließlich muss sich jeder Leis-
tungsempfänger zügig nach einer neuen Arbeitsstelle um-
sehen und ausreichend Bewerbungen verschicken. Wer 
Arbeit gefunden hat, muss die Sozialhilfe wieder zurück-
zahlen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Unsere Nachbarn achten also streng darauf, dass ihre 
Mindestsicherung nur als vorübergehende Hilfe genutzt 
werden kann.

(Stephanie Aeffner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Schön, dass Sie Gesetze von anderen 
Ländern lesen können!)

Dadurch sind sie wesentlich erfolgreicher bei der Reinte-
gration in den Arbeitsmarkt. Nicht so bei uns: In mehr als 
der Hälfte der Fälle schaffen es die Jobcenter nicht,

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Was schlagen Sie denn vor? Sagen 
Sie uns: Was wollen Sie denn?)

die Arbeitschancen der Arbeitslosen zu erhöhen, sagt die 
interne Revision. Es mangelt ihnen an Zeit und Kontakt-
möglichkeiten und nicht selten auch an der Motivation 
der Leistungsempfänger. So sagt der Sozialexperte Pro-
fessor Raffelhüschen –

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Der ist 
kein Sozialexperte! Der ist für alles Experte, 
aber nicht für Soziales!)

– so wird er genannt; aber rechnen kann er –: Für Hartz-
IV-Bezieher mit Familie ist die Stütze zu hoch. Sie haben 
„mit Hartz IV deutlich mehr, als wenn sie Einkommen 
aufgrund ihrer Qualifikation beziehen würden“.

(Beifall bei der AfD – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Das ist komplett falsch! Fake 
News!)

Und auch Handwerkspräsident Wollseifer fürchtet: Wer 
arbeitet, ist zukünftig der Dumme, meine Damen und 
Herren. Wir wollen nicht, dass er recht behält.

(Beifall bei der AfD)
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Deshalb stellen wir einen Antrag für eine aktivierende 
Grundsicherung, die Leistungsempfänger zügig wieder 
in Arbeit vermittelt.

Danke schön.
(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. 
Stephanie Aeffner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die FDP-Fraktion Jens Teutrine.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Jens Teutrine (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Das Versprechen unseres Sozialstaates ist, die-
jenigen mit einem sozialen Sicherungsnetz aufzufangen, 
die nicht mehr in der Lage sind, für sich selbst sorgen zu 
können. Dabei liegt die Betonung bewusst auf „können“. 
Ein Sozialstaat, dem es aber nur darum geht, finanzielle 
Bedürftigkeit zu fördern, ist nicht an sich sozial. Sozial ist 
er erst, wenn er auch Menschen dabei unterstützt, sich 
durch eigene Arbeit aus der sozialen Bedürftigkeit zu 
befreien. Das ist aber kein Widerspruch. Solidarität und 
der Ansatz, Menschen in Arbeit zu integrieren, ist kein 
Widerspruch, sondern beides gehört zu den Grundsäulen 
des Sozialstaates.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Gucken wir doch mal ins Gesetz. Sie haben gesagt, den 
Arbeits- und Fachkräftemangel werde das Bürgergeld 
nicht vollkommen beseitigen können; wir hätten so viele 
offene Stellen auf der einen und so viele Menschen in 
Arbeitslosigkeit auf der anderen Seite. – Hartz IV hat 
das auch nicht geschafft.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja!)

Ihr System, das Sie heute verteidigen und das Sie so 
beibehalten wollen, das Sie nicht verändern wollen, hat 
dieses Problem auch nicht gelöst.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ein Beispiel, wieso das nie gelöst wurde, sind die ab-
surden Hinzuverdienstregelungen im Hartz-IV-System. 
Wenn Menschen anfangen, mehr zu arbeiten, die Moti-
vation haben, sich Stück für Stück mit einem Job heraus-
zuarbeiten, dann sind die Regelungen so, dass Menschen 
zum Teil weniger haben, wenn sie mehr arbeiten gehen 
und aufstocken.

Der Anreiz ist genau falsch gesetzt.
(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Der Anreiz muss so sein: Menschen, die mehr arbeiten, 
haben auch immer mehr in der Tasche. Deswegen passen 
wir die Hinzuverdienstregelungen – ich weiß, dass Sie im 
Kern die Reform der Hinzuverdienstregelungen teilen – 

in einem ersten Schritt an, und zwar oberhalb der Mini-
jobs. Wir wollen nicht, dass Menschen in Minijobs ge-
fangen sind, sondern, dass sie sich mithilfe sozialver-
sicherungspflichtiger Beschäftigungen herausarbeiten. 
Deshalb werden wir die Hinzuverdienstregelungen ent-
sprechend anpassen. Das ist ein Schritt der Leistungs-
gerechtigkeit für unser Land.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Norbert Kleinwächter 
[AfD]: Sprechen Sie nicht von Leistungs-
gerechtigkeit beim Bürgergeld, bitte nicht!)

Die jungen Menschen, die in einer Bedarfsgemein-
schaft aufwachsen, dürfen in Zukunft, wenn sie eine Aus-
bildung machen, wenn sie zur Schule gehen, die Ein-
künfte aus ihrem Nebenjob behalten. Es ist eine 
Absurdität des Leistungsprinzips, dass junge Menschen, 
die sich etwas hinzuverdienen, davon nichts haben dür-
fen. Hartz IV vermittelt diesen jungen Menschen: Geh 
nicht arbeiten! Bleib im System! Streng dich nicht an! 
Diese Botschaft kehren wir um; denn das setzt sich im 
Kopf von jungen Menschen fest. Das ist eine weitere 
wichtige Änderung beim Bürgergeld.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie des Abg. 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE])

Ich möchte noch etwas sagen. Sie haben uns für unse-
ren Haushalt kritisiert. Ich habe mir noch mal die Anträge 
angeguckt, die Sie bei den letzten Haushaltsberatungen 
zum Haushalt des BMAS vorgelegt haben. Sie haben 
gefordert, die Mittel für die Jugendberufsagenturen zu 
halbieren. Den jungen Menschen, die in Arbeitslosigkeit 
sind, wollten Sie die Mittel weghalbieren. Sie haben ge-
fordert, die Mittel für die berufliche Integration und die 
Beratung von Zuwanderern in den Arbeitsmarkt zu hal-
bieren. Sie wollten nicht die ukrainischen Geflüchteten in 
den Arbeitsmarkt bringen, Sie wollten die Mittel halbie-
ren.

(Zurufe von der SPD sowie der Abg. Beate 
Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hört, hört! – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Das ist ja mal ein Ding!)

Die Mittel für die Fachkräfteoffensive im Bundeshaus-
halt wollten Sie ebenfalls halbieren. Tun Sie nicht so, als 
wenn Sie Menschen in den Arbeitsmarkt integrieren 
wollten, wenn das Ihre Haushaltspolitik ist!

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das sind die Fakten. Das waren Ihre Anträge. Das sind 
nicht unsere Anträge.

Herr Stracke, wir teilen doch das Gebot – und ich finde 
das wichtig –, dass derjenige, der arbeiten geht, stets 
mehr haben muss als derjenige, der nicht arbeitet. Da 
sind wir uns einig. Sind Sie aber im Kern wirklich gegen 
die Regelsatzerhöhung?

Herr Stracke, Sie haben auch gesagt, dass die Mehr-
leistungen vollkommen an der Realität vorbeigehen. Herr 
Whittaker, Ihr CDU-Kollege, der gleich sprechen wird, 
hat bei Twitter nach der Sitzung des Koalitionsausschus-
ses, in der das beschlossen wurde, kommentiert: „Richti-
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ger Impuls, Regelleistungen zu erhöhen, wenn die Infla-
tion massiv steigt“. Das müsse gemacht werden. Ich war 
mit Julia Klöckner bei „Unter den Linden“, wo sie gesagt 
hat – Sie können sich vielleicht erinnern –: Wir sind nicht 
gegen eine Regelsatzerhöhung. Davon gehe ich aus, dass 
die Regelsatzerhöhung auf rund 500 Euro kommen wird. 
Oder wenn man sich den Hartz-IV-Warenkorb anschaut: 
Wenn Lebensmittel um 17 Prozent teurer geworden sind, 
dann ist es richtig, den Regelsatz zu erhöhen.

(Beifall der Abg. Dagmar Schmidt [Wetzlar] 
[SPD])

Es ist unredlich, auf der einen Seite in der Öffentlich-
keit zu sagen: „Wir wollen die Regelsätze erhöhen“, und 
auf der anderen Seite mit den Ängsten der Menschen in 
der Energiekrise zu spielen. Das ist der Grund, wieso 
Menschen, die vorher auf der Stelle gestanden haben, 
momentan das Gefühl haben, jetzt zurückzufallen. Mit 
diesem Gefühl zu spielen, das ist das Geschäft von Popu-
listen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es ist eine Frage der Redlichkeit, in dieser Debatte bei 
den Fakten zu bleiben. Die Fakten sind – das wissen Sie –, 
dass es eine Inflationsanpassung geben muss. Sonst sagen 
Sie öffentlich, dass Sie dagegen sind, dass Sie den Regel-
satz bei 450 Euro belassen wollen.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das haben wir ja gerade gehört!)

Zu den Fakten gehört auch: Die Sanktionen werden 
zum allergrößten Teil beibehalten. Bis zu 30 Prozent 
kann bei Meldeversäumnissen sanktioniert werden. Das 
ist bei Pflichtverletzung das Maximum, das das Bundes-
verfassungsgericht zulässt.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Toll! 
Dann kommt die Einladung um 11 Uhr, und 
um 16 Uhr soll der Termin sein!)

Dann kritisieren Sie die Vertrauenszeit. In der Vertrau-
enszeit können Meldeversäumnisse, wenn jemand nicht 
zu einem Termin kommt, ebenfalls sanktioniert werden.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: So?)
Das sind 75 Prozent aller Sanktionen, das ist der Großteil 
der Sanktionen, die weiterhin auch in der Vertrauenszeit 
ausgesprochen werden.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das interessiert die Union doch 
nicht!)

Kritisieren Sie uns dafür, was wir machen, kritisieren 
Sie das Bürgergeld, aber hören Sie auf, auf Grundlage 
falscher Fakten in der Öffentlichkeit Stimmung zu ma-
chen! Das ist brandgefährlich.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Zurufe von der CDU/ 
CSU)

Sie haben in Niedersachsen das Ergebnis gesehen. Es 
braucht eine Oppositionspartei, die die Regierung treibt. 
Es braucht eine Oppositionspartei in der Mitte, die uns 
kritisiert.

(Zuruf des Abg. Kai Whittaker [CDU/CSU])

Aber kritisieren Sie uns für das, was wir wirklich machen, 
und erfinden Sie keine Fake News! Das ist gefährlich, ob 
bei Regelsatzerhöhung oder Sanktionen. Hören Sie auf 
mit diesem Geschäft! Hören Sie auf, von Sozialtourismus 
zu sprechen! Das ist ein gefährliches Geschäft, was Sie 
machen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN – Dr. Götz Frömming 
[AfD]: Ihr könnt gleich mit den Linken koa-
lieren!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächste Rednerin: für die Fraktion Die Linke Jessica 

Tatti.

(Beifall bei der LINKEN)

Jessica Tatti (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Minister Heil, eines muss man Ihnen lassen: 
Das ist das erste Gesetz zur Änderung von Hartz IV, das 
nicht alles noch schlimmer macht, sondern einige Ver-
besserungen auf den Weg bringt.

(Beifall bei der LINKEN)

Dass alle Leute, die neu Leistungen beziehen, eine 
zweijährige Karenzzeit haben, in der die Kosten für Woh-
nung und Heizung voll übernommen werden, das unter-
stützen wir.

(Beifall bei der LINKEN)

Das hilft aber all denen nicht, die jetzt schon in Hartz IV 
sind und die aus dem Regelsatz Monat für Monat bei den 
Mietkosten draufzahlen müssen – eines der größten Pro-
bleme in Hartz IV. Diese Menschen lassen Sie weiter im 
Regen stehen. Das müssen Sie jetzt ändern.

(Beifall bei der LINKEN)

Gut ist, dass Schüler, Auszubildende und Studenten 
zukünftig mehr vom selbstverdienten Geld behalten dür-
fen. Endlich setzen Sie damit die langjährige Forderung 
von Sozialverbänden, Betroffenen und auch der Linken 
um.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber dieses Gesetz ist keine Überwindung von 
Hartz IV, wie es hier permanent behauptet wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Eine Überwindung von Hartz IV würde zwingend min-
destens drei Dinge erfordern: eine Geldleistung, die für 
ein bescheidenes, aber angstfreies Leben ausreicht, das 
Recht auf Aus- und Weiterbildung, um damit wieder am 
ersten Arbeitsmarkt Fuß fassen zu können, und den Aus-
bau des sozialen Arbeitsmarkts für diejenigen, die ohne 
ihn keine Arbeit finden können.

(Beifall bei der LINKEN)
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Passiert das mit Ihrem Gesetz? Sorgen die 50 Euro 
mehr für ein angstfreies Leben? Nein! Sie fummeln ein-
fach so lange am Regelsatz herum, bis das rauskommt, 
was der Minister wollte.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN – 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: So ist 
es leider!)

Das ist keine echte Erhöhung des Regelsatzes, sondern 
ein reiner Inflationsausgleich. Der ist absolut notwendig, 
aber damit kommen Sie bestenfalls Ihrer Pflicht nach, 
dass die Leute noch Essen kaufen können, dass ihnen 
der Strom nicht abgedreht wird und dass sie im Winter 
nicht in einer dunklen Wohnung sitzen müssen. Reichen 
50 Euro mehr? Die Wahrheit ist: Die Leute bleiben ge-
nauso arm wie vorher. Denn das, was Sie nicht angehen, 
ist das jahrelange Kleintricksen der Regelsätze. Die Leute 
standen doch schon vor den krassen Preissteigerungen 
mit dem Rücken zur Wand. Deshalb fordern wir Sie 
auf: Berechnen Sie die Regelsätze binnen eines Jahres 
neu!

(Beifall bei der LINKEN)
Beteiligen Sie die Betroffenen! Beteiligen Sie die Ar-
beitsloseninitiativen, die Wohlfahrtsverbände und die Ta-
rifpartner! Und bis das passiert ist, braucht es einen Zu-
schlag. Wir sagen: monatlich 200 Euro mehr – gegen die 
Inflation, gegen Armut und soziale Notlagen.

(Beifall bei der LINKEN)
Jetzt zur Weiterbildung von Menschen in Hartz IV. Sie 

reden ja sehr viel darüber, vor allem, wie unfassbar wich-
tig Ihnen das sei. Und was machen Sie dann? Sie kürzen 
eiskalt die Mittel dafür im Bundeshaushalt. Was nutzen 
all Ihre schönen Worte, wenn es kein Geld für die Um-
setzung gibt?

(Beifall bei der LINKEN)
Menschen in Hartz IV nehmen am allerwenigsten an 
Weiterbildungen teil. Das wissen Sie, und trotzdem kür-
zen Sie einfach immer weiter.

Wenn wir schon beim Kürzen sind: Alle in der Ampel 
reden so stolz vom sozialen Arbeitsmarkt, wie unver-
zichtbar, wie erfolgreich und wie großartig er doch sei.

(Dagmar Schmidt [Wetzlar] [SPD]: Ja! Zu 
Recht!)

Und das stimmt auch. Die geförderten Arbeitsplätze brin-
gen Menschen in Lohn und Brot: mit Arbeitgeber, mit 
Arbeitsvertrag und mit selbstverdientem Geld. Sie wollen 
den sozialen Arbeitsmarkt mit diesem Gesetz auf Dauer 
fortführen. Super Sache, wir unterstützen das. Bloß blöd, 
dass auch dafür real fast keine Mittel mehr im Haushalt 
sind und Sie den sozialen Arbeitsmarkt de facto kaputt-
sparen. Korrigieren Sie das! Ansonsten ist das die größte 
Verarsche – sorry, Frau Präsidentin – auf dem Rücken 
von Langzeitarbeitslosen.

(Beifall bei der LINKEN)
Herr Minister, dann müssen Sie auch den Schneid ha-

ben. Sagen Sie hier klipp und klar, dass Langzeitarbeits-
lose keine Priorität mehr für diese Bundesregierung ha-
ben! Wir fordern 150 000 Jobs im sozialen Arbeitsmarkt 
und die Finanzmittel, die dafür notwendig sind.

(Beifall bei der LINKEN)
Es sind im Übrigen die 150 000 Jobs, die Sie in der letzten 
Legislatur versprochen haben, Minister Heil.

Unterm Strich: Mit diesem Gesetzentwurf bleiben die 
Betroffenen so arm und genauso im Abseits wie zuvor. 
Minister Heil, damit bleibt Ihr Bürgergeld nach wie vor 
Hartz IV.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächste Rednerin: für die SPD-Fraktion Dagmar 

Schmidt.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Dagmar Schmidt (Wetzlar) (SPD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es sind schwierige 
Zeiten, in denen wir im Moment Verantwortung tragen: 
hohe Energiepreise, Inflation, Sorgen um die Zukunft. 
Der Krieg Putins gegen die Ukraine macht uns Angst. 
Die Auswirkungen spüren wir alle, wir spüren sie aber 
unterschiedlich hart. Die einen nutzen diese Zeiten, um 
unsere Gesellschaft zu spalten, um die einen gegen die 
anderen auf den Platz zu führen und um aus den berech-
tigten Sorgen der Menschen ein populistisches Süppchen 
zu kochen.

Die anderen übernehmen in dieser Zeit Verantwortung 
für das ganze Land: Wir kümmern uns um diejenigen, die 
Arbeit haben,

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Sie machen Po-
pulismus! – Gegenruf von der SPD: Sag mal!)

und um diejenigen, die keine haben. Wir kümmern uns 
gerade um diejenigen, die arbeiten und trotzdem ein ge-
ringes Einkommen haben. Wir haben deshalb den Min-
destlohn auf 12 Euro erhöht. Wer Vollzeit arbeitet, hat 
280 Euro brutto mehr.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir haben deshalb den Übergangsbereich auf 2 000 Euro 
angehoben. Wer 1 250 Euro verdient, hat 50 Euro mehr. 
Deshalb haben wir das Kindergeld um 18 Euro und den 
Kinderzuschlag um 21 Euro erhöht.

(Zuruf von der AfD: Schäbig!)
Deswegen werden wir auch das „Wohngeld Plus“ er-
höhen und das Wohngeld damit für 1,4 Millionen Men-
schen mehr um durchschnittlich 190 Euro im Monat deut-
lich erhöhen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir werden mit der Gas- und Wärmepreisbremse Last 
und Sorgen von den Schultern nehmen. Wir schützen in 
diesen schwierigen Zeiten diejenigen, die keine großen 
Reserven auf ihren Konten haben, die nicht jeden Monat 
etwas für die schlechten Zeiten zurücklegen konnten, die 
sich anstrengen und für die es oft trotzdem nicht reicht. 
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Und wir stützen diejenigen, die keine Arbeit haben, in-
dem wir Hartz IV überwinden und das Bürgergeld schaf-
fen.

Man kann der Ansicht sein, dass es einen niemals trifft, 
dass man die beste Geschäftsidee, den sichersten Job hat, 
dass man selber resilient gegen alle Schicksalsschläge ist, 
dass man eine Gesundheit hat wie Karl Lauterbach,

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

dass man auf alle Lebensrisiken vorbereitet ist. In der 
echten Welt gilt das aber für die allermeisten nicht. Das 
haben wir besonders in der Pandemie gesehen – gerade 
bei den Soloselbstständigen –, das gab es aber auch schon 
vorher: den spezialisierten Akademiker, dessen Speziali-
sierung nicht mehr gefragt ist, die Fachkraft mit Krebs, 
die Alleinerziehende mit Burn-out. Deswegen ist es rich-
tig, dass wir Respekt vor der Lebensleistung dieser Men-
schen haben, dass sie keine Angst haben sollen, gleich 
alles zu verlieren,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

dass sie sich darauf konzentrieren können, sich neu zu 
orientieren, zu qualifizieren, einen Job statt einer Woh-
nung zu suchen, damit sie schnell wieder Anschluss und 
einen guten Job finden.

(Zuruf von der CDU/CSU: Und wo ist der 
Anreiz?)

Wir wollen auch eine echte Perspektive für diejenigen, 
die nicht auf der Sonnenseite großgeworden sind, für 
diejenigen, die es aus der Bahn geworfen hat, die mit 
verschiedenen Problemen gleichzeitig kämpfen, die nicht 
die Chance hatten, eine gute Arbeit zu finden, und denen 
das Leben nicht so leichtfällt wie anderen. Es ist eine 
Frage des Respekts, und das machen wir: Wir unterstüt-
zen nicht von der Stange, sondern individuell, je nach 
persönlicher Lage; wir setzen bei den Stärken, Möglich-
keiten und Vorstellungen der Arbeitslosen an, damit es 
am Ende Erfolg hat.

Es ist auch eine Frage des Respekts, etwas von den 
Menschen zu erwarten – dass sie mithelfen, dass sie mit-
wirken –, ihnen etwas zuzutrauen und ihnen als Partner 
auf dem Weg zur Seite zu stehen. Deswegen ist es nicht 
weniger als ein Paradigmenwechsel, den wir mit dem 
Bürgergeld einleiten. Es geht nicht um die schnelle Ver-
mittlung in irgendeine Arbeit. Eine nachhaltige Vermitt-
lung in gute Arbeit steht im Vordergrund, wenn nötig 
durch Qualifizierung, Ausbildung, Coaching; wenn nö-
tig, sollen gesundheitliche und persönliche Probleme 
weggeräumt werden, damit eine echte Perspektive für 
die Menschen gelingt.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Das ist nicht nur für den Einzelnen richtig, lieber 
Stephan Stracke, das ist auch für die Gesellschaft ins-
gesamt richtig; denn auch wenn Sie es den arbeitslosen 
Menschen nicht gönnen:

(Marc Biadacz [CDU/CSU]: Das hat keiner 
gesagt!)

Für unsere Wirtschaft, die dringend nicht nur nach Fach-, 
sondern auch nach Arbeitskräften sucht, ist es richtig. Für 
sie ist es nämlich wichtig, dass wir Menschen befähigen, 
langfristig ihren Job zu machen. Nicht Verbandsfunktio-
näre, aber echte Unternehmer wollen keine unmotivierte, 
durch Sanktionsandrohung erfolgte Bewerbung auf dem 
Tisch haben.

(Zuruf von der SPD: Genau!)

Sie wollen, dass die Menschen, die sich bewerben, die zu 
ihnen kommen, qualifiziert und motiviert sind,

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Wie sollen die 
denn motiviert sein mit einer Vollversorgung?)

dass sie Lesen und Schreiben gelernt haben, dass sie, wo 
die Schule versagt hat, eine Ausbildung nachgeholt ha-
ben, dass sie Mut gefasst haben und am Abend stolz auf 
das sind, was sie leisten.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Träumen Sie 
weiter!)

Der soziale Arbeitsmarkt, den wir entfristen, hat uns ge-
zeigt, dass es genau so gehen kann.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Ich bin stolz, dass wir heute das Bürgergeld in erster 
Lesung in das Parlament einbringen, darauf, dass wir in 
der Ampelkoalition gemeinsam schaffen, was vorher 
nicht möglich war: eine Grundsicherung, die kein Stig-
ma, sondern Schutz und Hilfe für ein selbstbestimmtes 
Leben sein wird. Ich freue mich auf die Diskussion.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die CDU/CSU-Fraktion Kai 

Whittaker.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Kai Whittaker (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Kollege Stracke hat ja recht, wenn er sagt: Auf der einen 
Seite haben wir fast 2 Millionen offene Stellen und auf 
der anderen Seite über 2 Millionen Menschen ohne Job. – 
Wann also, wenn nicht jetzt, wäre der beste Moment, um 
möglichst viele Arbeitsuchende wieder in den Arbeits-
markt zu bringen? Denn, Herr Teutrine, in unseren 16 Jah-
ren haben wir es geschafft, mit Hartz IV die Anzahl der 
Arbeitslosen zu halbieren. Das ist die Benchmark, an der 
Sie sich messen lassen müssen, liebe Kolleginnen und 
Kollegen von der FDP.

(Beifall bei der CDU/CSU – Stephanie Aeffner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Bei den Lang-
zeitarbeitslosen hat sich gar nichts verändert!)

Genau diese Chance lässt das Bürgergeld im wahrsten 
Sinne des Wortes links liegen. Man erkennt es schon an 
Ihrem Gesetzestitel: Es geht Ihnen fast ausschließlich 
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ums Geld, und, Herr Teutrine, wenn Sie nicht wollen, 
dass Fake News verbreitet werden, dann tun Sie das bitte 
auch nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU – Katharina Dröge 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Danke, dass 
Sie zugegeben haben, dass Sie Fake News ver-
breitet haben!)

Wir haben überhaupt kein Problem damit, wenn die 
Hartz-IV-Sätze sich in der Inflation um 50 Euro erhöhen. 
Aber es geht um das, was Sie drum herum machen.

(Saskia Esken [SPD]: Ach so!)
Denn Sie wollen nämlich nicht mehr prüfen, ob jemand 
die Leistung überhaupt noch wirklich braucht.

(Dagmar Schmidt [Wetzlar] [SPD]: Stimmt 
doch gar nicht! Schon wieder Fake News!)

Es interessiert Sie nicht mehr, ob jemand noch angemes-
sen heizt. Es ist Ihnen egal, ob es Leute gibt, die hartnä-
ckig gegen alle Regeln verstoßen. Das ist respektlos.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dagmar Schmidt 
[Wetzlar] [SPD]: Stimmt doch gar nicht!)

Es ist respektlos gegenüber der überwältigenden Mehr-
heit von Arbeitsuchenden, die sich an die Regeln halten 
und alles dafür tun, wieder in Arbeit zu kommen. Es ist 
auch respektlos gegenüber allen, die mit ihren Steuern 
unseren Sozialstaat finanzieren. Die SPD nannte sich 
einst Arbeiterpartei. Aber mit diesem Gesetz geben Sie 
gerade die Leute auf, die etwas mehr als Hartz IV ver-
dienen und mit ihren Steuern auch unseren Sozialstaat 
finanzieren.

(Beifall bei der CDU/CSU – Widerspruch der 
Abg. Saskia Esken [SPD])

Angesichts der steigenden Energiepreise werden die 
Menschen mit sehr kleinen Einkommen ganz genau rech-
nen, ob sie nicht besser damit fahren, ihren Job an den 
Nagel zu hängen und stattdessen Bürgergeld zu beantra-
gen.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das ist 
doch falsch, Kai! Das weißt du auch! Zeig mir 
doch mal einen Fall!)

Arbeit muss sich immer lohnen. Wenn das nicht mehr 
gilt, gefährden Sie den sozialen Frieden in unserem Land.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Whittaker, Entschuldigung. Gestatten Sie eine 

Zwischenfrage aus der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen? 
Herr Audretsch, glaube ich; ist das richtig?

Kai Whittaker (CDU/CSU):
Sehr gerne.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Bei keinem Podium werden wir Ihnen 
das mehr durchgehen lassen! Draußen so reden 
und hier drinnen so! Sich profilieren! – Gegen-
ruf des Abg. Thorsten Frei [CDU/CSU]: Sie 
redet ja schon drauflos, bevor sie das Wort 
erteilt bekommt! – Gegenruf der Abg. Britta 

Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ich habe keine Frage beantragt! – Gegenruf 
des Abg. Thorsten Frei [CDU/CSU]: Aber ein-
fach drauflosreden! – Gegenruf der Abg. Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Aber wir lassen es Ihnen nicht mehr durch-
gehen! Draußen über die 500 Euro reden, und 
hier drinnen so eine Nummer abziehen!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Audretsch hat das Wort.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ist mir egal!)

Kai Whittaker (CDU/CSU):
Also, wenn ich Ihnen antworten soll, muss es ein biss-

chen leiser sein!)

Andreas Audretsch (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich kann den Ärger verstehen, man muss Ihnen aber, 

glaube ich, eine konkrete Frage stellen: Das, was Sie hier 
offensichtlich tun, ist, erneut die Schiene zu fahren, wie 
wir es in den letzten Wochen und Monaten gesehen ha-
ben: dass Sie Fake News verbreiten, dass Sie einfach 
Lügen in die Welt setzen.

(Widerspruch bei der CDU/CSU)
Das ist das, was wir beim Thema „bedingungsloses 
Grundeinkommen“ gesehen haben; das ist das, was Sie 
gerade wieder insinuiert haben. Es ist kein bedingungs-
loses Grundeinkommen.

(Marc Biadacz [CDU/CSU]: Das ist der Ein-
stieg! – Manuel Höferlin [FDP]: Dem hätten 
wir nie zugestimmt!)

Das Gleiche trifft auf den „Sozialtourismus“-Vorwurf 
zu: Das ist Rechtspopulismus in reinster Form, der da 
vorgebracht wird.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Da kegeln Sie sich aus der Debatte und biedern sich ganz 
rechts bei der AfD an. Das ist es, was Sie machen.

(Zuruf von der CDU/CSU: So ein Quatsch! – 
Thorsten Frei [CDU/CSU]: Also, Ihre Fragen 
sollte man nicht mehr zulassen! Das ist doch 
missbräuchlich!)

Deswegen möchte ich Sie fragen: Warum haben Sie im 
Ausschuss ganz dezidiert gefordert, dass eine Inflations-
anpassung geschehen muss? Warum haben Sie gefordert, 
dass mehr Anpassung geschehen muss? Warum sieht man 
das in Tweets von Ihnen? Warum kommt all das und 
gleichzeitig, auf der anderen Seite, die Hetze, die Sie 
verbreiten?

(Marc Biadacz [CDU/CSU]: Wenn das Hetze 
ist! Das stimmt überhaupt nicht! Das ist Kri-
tik! – Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Frau 
Präsidentin! – Marc Biadacz [CDU/CSU]: 
Also, Leute! Leute, Leute!)
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Warum sagen Sie auf der einen Seite, das sei ein bedin-
gungsloses Grundeinkommen? Woher kommt das? Es 
gibt keinen Punkt, an dem man festmachen kann, dass 
es ein bedingungsloses Grundeinkommen ist. Sie tun das.

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Darf er jetzt 
eigentlich eine Rede halten?)

Noch einmal zum Regelsatz: Das Bundesverfassungs-
gericht hat 2014 gesagt, dass man auch unterjährig an-
passen muss.

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Audretsch, kommen Sie zum Punkt.

Andreas Audretsch (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Warum stellen Sie sich gegen das Bundesverfassungs-

gericht? Auch das ist eine Frage, die Sie beantworten 
müssen. Zuletzt – letzte Frage –:

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Das waren doch 
Vorwürfe! Das war doch keine Frage!)

Wenn Ihnen die Menschen, die im Niedriglohnsektor 
unterwegs sind, wirklich von Wert sind, warum hat Ihre 
ganze Fraktion sich beim Mindestlohn enthalten?

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Audretsch.

Andreas Audretsch (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Warum haben Sie sich nicht klar bekennen können?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Audretsch, kommen Sie bitte zum Schluss!

Andreas Audretsch (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Nichts kam von Ihnen an der Stelle. Enthalten haben 

Sie sich, weil Sie keine Position haben und nur eins tun: 
Fake News und Hetze verbreiten. Das ist das, was Sie tun.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Zurufe von der CDU/CSU – 
Gegenruf der Abg. Katharina Dröge [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Können Sie mal auf-
hören, hier so rumzubrüllen?)

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Whittaker, Sie dürfen antworten.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Jetzt kriegt er aber 
Extraredezeit! – Gegenruf des Abg. Daniel 
Baldy [SPD]: Jetzt komm mal runter! Denk 
an deinen Blutdruck! – Gegenruf des Abg. 
Thorsten Frei [CDU/CSU]: Das ist beleidi-
gend!)

Kai Whittaker (CDU/CSU):
Also, es ist ja interessant, zu sehen, was passiert, wenn 

man keine Redezeit von seiner Fraktion zugestanden be-
kommt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Herr Audretsch, nur weil Ihnen Kritik unlieb ist,

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist keine Kritik!)

ist das noch lange keine Hetze.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Und ich finde es gefährlich unter Demokratinnen und 
Demokraten – und wir als Christdemokraten und Christ-
soziale sind stolze Demokratinnen und Demokraten, die 
dieses Land 70 Jahre lang geprägt haben –,

(Beifall bei der CDU/CSU – Jens Teutrine 
[FDP]: Benehmen Sie sich auch so!)

uns in eine Ecke zu stellen, wo Sie wissen, dass wir 
definitiv nicht dorthin gehören,

(Jens Teutrine [FDP]: Sie stellen sich da rein!)

und damit zu versuchen, sich leidiger Kritik zu entledi-
gen; das lassen wir Ihnen nicht durchgehen, nicht bei 
diesem Gesetz und bei allen anderen Debatten auch nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU – Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: Aber ein bedingungs-
loses Grundeinkommen ist das Bürgergeld 
trotzdem nicht!)

Das ist ein gefährliches Spiel, das Sie da treiben.
Herr Minister, ich möchte auch auf Ihren Verweis, man 

dürfe Arbeitslose nicht gegen Niedrigverdiener ausspie-
len, zurückkommen. Das ist vollkommen richtig. Aber 
man kann, wie ich gerade gesagt habe, berechtigte Kritik 
nicht einfach vom Tisch wischen, nur weil sie Ihnen un-
angenehm ist. Sie müssen schon dafür sorgen, dass auch 
die Niedrigverdiener etwas haben.

(Jens Teutrine [FDP]: Machen Sie einen Vor-
schlag!)

Sie könnten ja mal anfangen, dafür zu sorgen, dass mehr 
Netto vom Brutto übrigbleibt.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dagmar Schmidt 
[Wetzlar] [SPD]: Genau das machen wir doch! 
Das ist euer Problem! Das ist nicht die Wahr-
heit!)

Stattdessen erhöhen Sie jetzt die Krankenkassenbeiträge, 
und das in Zeiten, in denen der Staat an steigenden Prei-
sen sowieso mitverdient. Das ist ungehörig.

Das Allerwichtigste wäre doch jetzt, die Menschen in 
Arbeit zu vermitteln, anstatt sie im System zu verwalten. 
Und dazu fällt Ihnen ja fast nichts ein. Wir wissen aus der 
Forschung: Je besser Sie sich um die Menschen küm-
mern, je schneller Sie sich kümmern, desto eher gelingt 
der Sprung in Arbeit. Das heißt, mehr Personal, bessere 
Betreuung – das wäre jetzt wichtig.

(Beifall bei der CDU/CSU – Jens Teutrine 
[FDP]: Sie haben die Haushaltsmittel gekürzt 
bei den Jugendlichen!)
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Nur, dieser Erkenntnis folgen keine Taten. Stattdessen 
streichen Sie 600 Millionen Euro für den Eingliederungs-
titel. Sie kürzen noch einmal bei der Verwaltung, um 
50 Millionen Euro. Letztes Mal haben Sie es schon um 
750 Millionen Euro gestrichen. Sie machen das glatte 
Gegenteil.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Und es ist sogar noch schlimmer. In Zukunft wollen 

Sie sich in den ersten sechs Monaten gar nicht mehr um 
die arbeitsuchenden Menschen kümmern.

(Saskia Esken [SPD]: Schon wieder Lügen, 
Herr Whittaker! Das ist schade! Sehr, sehr 
schade!)

Dabei wissen wir: Je länger die Menschen ohne Arbeit 
sind, desto schwerer wird es, aus dieser Situation wieder 
herauszukommen. Und ich weiß, dass Sie den Menschen 
etwas Gutes tun wollen; aber in Wahrheit schaden Sie 
ihnen.

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: So ist es!)
Das ist respektlos gegenüber den Menschen, die schon zu 
lange ohne Arbeit sind.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Und es ist auch respektlos gegenüber den Mitarbeitern in 
den Jobcentern. Sie versprechen den Menschen ab jetzt 
eine Behandlung auf Augenhöhe. Das war schon immer 
richtig. Das wird jetzt aber noch schwieriger, wenn Sie 
den Jobcenter-Mitarbeitern gleichzeitig die Mittel kür-
zen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Was mich an dem Begriff „Augenhöhe“ besonders 

stört, ist Folgendes: Sie unterstellen, dass in den Jobcen-
tern die Würde der Menschen missachtet wird.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Norbert Kleinwächter [AfD])

Das tun Sie, und das kann man in Ihrem Gesetzentwurf 
auch lesen. Sie legen minutiös fest, was der Jobcenter- 
Mitarbeiter während der Vertrauens- und Kooperations-
zeit alles nicht darf. In Zukunft müssen sich die Mitarbei-
ter mehr um Paragrafen als um die Menschen kümmern.

(Widerspruch bei der SPD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Whittaker, Entschuldigung, dass ich Sie noch mal 

unterbrechen muss. Aber es gibt noch eine Zwischen-
frage von Frau Müller-Gemmeke aus der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen.

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Das war 
vorhin auch keine Zwischenfrage! – Thorsten 
Frei [CDU/CSU]: Nein! Nicht von den Grü-
nen!)

Kai Whittaker (CDU/CSU):
Ich würde vorschlagen, dass Kolleginnen und Kolle-

gen, die schon geredet haben, nicht unbedingt noch eine 
Zwischenfrage stellen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Gut.

Kai Whittaker (CDU/CSU):
Werte Kolleginnen und Kollegen, bei diesem Bürger-

geld stehen nicht die Menschen im Mittelpunkt, sondern 
die Hartz-IV-Vergangenheitsbewältigung der SPD. Sie 
wollen die Menschen ruhigstellen, anstatt sie zu aktivie-
ren, um Ihr Gewissen zu beruhigen.

(Zuruf von der SPD: So ein Quatsch!)
Das hat kein Arbeitsloser verdient.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir als Union sagen stattdessen: Wir halten am For-

dern fest und müssen beim Fördern noch besser werden: 
durch weniger Bürokratie, damit die Mitarbeiter mehr 
Zeit für die arbeitsuchenden Menschen haben. Denn 
Hartz IV überwindet man nicht durch einen neuen Na-
men. Hartz IV überwindet man durch Taten, indem man 
die Menschen in Arbeit bringt. Fangen Sie endlich damit 
an!

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, bei aller Emotiona-

lität und hitziger Auseinandersetzung hier im Plenum 
sollten wir alle darauf achten, uns nicht gegenseitig Het-
zerei vorzuwerfen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Das gilt für alle Seiten.
(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Das hat aber vor-
hin einer gemacht! – Tino Chrupalla [AfD]: 
Das ist heute neu!)

– Das ist nicht neu.
(Zuruf von der AfD: Wir erinnern Sie daran!)

– Sie können mich jederzeit daran erinnern; denn ich 
werde in Zukunft auch daran erinnern. Wir haben drau-
ßen in der Bevölkerung wahrlich schwierige Zeiten; das 
hat hier fast jeder Redner gesagt. Und es spielt eine große 
Rolle, wie auch wir hier in diesem Hause miteinander 
diskutieren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der AfD und der FDP)

Das ist von meiner Seite ein Appell zum heutigen Tage, 
vielleicht auch für zukünftige Debatten. Damit will ich 
keine emotionalen Debatten unterbinden, auf keinen Fall. 
Das muss in der Sache sein. Wir müssen das auch alle 
miteinander aushalten. Aber es ist, glaube ich, für die, die 
uns hier zuschauen und zuhören, auch wichtig, dass es um 
die Inhalte geht und dass wir als Abgeordnete uns nicht 
gegenseitig hier im Hause beschimpfen.

Jetzt – mit diesem Aufruf – komme ich zur nächsten 
Rednerin: Stephanie Aeffner für die Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)
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Stephanie Aeffner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Gäste! Ich möchte in der Debatte gern zu 
den Menschen zurückkehren, um die es hier geht: die 
arbeitslosen Menschen in diesem Land, aber auch all 
die Menschen, die heute Arbeit haben und denen es ge-
nauso passieren kann, ihre Arbeit zu verlieren. Als 
Hartz IV eingeführt wurde, war ich in den Endzügen 
meines Studiums der sozialen Arbeit. Ich habe mich 
auch für den Weg in die Berufspolitik entschieden, weil 
ich in der Beratung immer wieder Situationen erlebt habe, 
wo ich mit der bestehenden Rechtslage Menschen nicht 
helfen konnte. Umso mehr freue ich mich, dass wir mit 
der Einbringung des Bürgergeldgesetzes eine der größten 
sozialpolitischen Reformen seit 20 Jahren auf den Weg 
bringen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Wir sind mit dem Versprechen angetreten, Hartz IV zu 
überwinden. Und ich finde, wir sind auf einem guten Weg 
dahin. Wir läuten eine neue Zeit ein, wir schaffen die 
Voraussetzung für eine Kommunikation auf Augenhöhe 
in den Jobcentern und sorgen für ein Ende der Stigmati-
sierung von bedürftigen Menschen. Wir geben Menschen 
wieder mehr Vertrauen in unseren Sozialstaat.

In der zweijährigen Karenzzeit werden die Kosten für 
Wohnung und Unterkunft in tatsächlicher Höhe über-
nommen. Deutlich mehr Erspartes darf behalten werden. 
Damit nehmen wir den Menschen in dieser ohnehin 
schwierigen Situation die Angst, nicht nur ihren Job, 
sondern auch noch ihr Zuhause und ihre kompletten 
Rücklagen zu verlieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Sie können sich dadurch auf eine Weiterbildung oder die 
Suche nach einer neuen Arbeit konzentrieren. Und die 
Jobcenter entlasten wir so auch. Sie können sich nämlich 
um Unterstützung kümmern anstatt um Verwaltung und 
Bürokratie.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wir Grünen haben lange für die Abschaffung von 
Sanktionen gekämpft. Sie werden nun deutlich ent-
schärft. Leistungen können maximal um 30 Prozent ge-
kürzt werden. Härtere Sanktionen für unter 25-Jährige 
werden abgeschafft, und vor allem entfallen die anlass-
losen Sanktionsandrohungen in jedem Schreiben. Die 
allermeisten Menschen – 97 Prozent – kooperieren völlig 
problemlos, und genau die werden damit nicht mehr mit 
Sanktionen bedroht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Pascal Kober [FDP])

Das ist ein Gewinn; denn es ist wissenschaftlich belegt, 
dass Sanktionen nicht dazu führen, dass Menschen 
schneller eine Arbeit aufnehmen – im Gegenteil: Lang-
fristig schaden sie einer dauerhaften Arbeitsmarktinte-
gration.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD – Norbert 
Kleinwächter [AfD]: Das ist falsch, Frau 
Aeffner!)

Sie sorgen nur für kurzfristige Arbeitsaufnahme. Und 
was hier geschieht, ist nichts weniger als ein Paradigmen-
wechsel hin zu mehr Anerkennung, Zutrauen und Befähi-
gung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Auch bei jungen Menschen sorgen wir für mehr Chan-
cengerechtigkeit, indem wir die Hinzuverdienstmöglich-
keiten für Schüler/-innen und Studierende anheben. Da-
mit können sie endlich selber etwas ansparen. Das sorgt 
für bessere Startbedingungen in das Berufsleben und Er-
folgserlebnisse.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wir machen Schluss mit der Zwangsverrentung, durch 
die ältere Arbeitnehmer/-innen bisher viel zu oft aus 
dem Berufsleben gedrängt wurden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Sie müssen nicht mehr im gesamten Rentenbezug mit den 
finanziellen Einbußen leben. Sie verdienen ebenso Chan-
cen und Anerkennung. Wir alle können gerade in Zeiten 
des Fachkräftemangels nicht auf ihre Fähigkeiten ver-
zichten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Mit einem zusätzlichen Rechenschritt passen wir den 
Regelsatz deutlich besser an die Inflation an und erhöhen 
ihn stärker als bisher. Es ist kein Geheimnis, dass wir 
Grüne uns an dieser Stelle mehr gewünscht hätten. Den-
noch haben wir eine entscheidende Verbesserung an die-
ser Stelle erreicht. Mich ärgert die andauernde Kritik, 
dass sich mit der Bürgergeldreform Arbeit nicht mehr 
lohnen würde. Wegen höherer Regelsätze wird niemand 
seinen Job aufgeben und sich in die „soziale Hängematte“ 
legen wollen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Wer ehrlich in sich selber hineinhört, spürt eines ganz 
genau:

(Zuruf der Abg. Dr. Silke Launert [CDU/ 
CSU])

Die Vorstellung, den eigenen Job zu verlieren, macht 
Angst – Angst vor Abstieg, Angst, den eigenen Kindern 
nichts mehr bieten zu können, Angst, nicht mehr dazuzu-
gehören, Angst davor, Bittsteller bei Behörden zu sein. 
Gegen diese Angst setzen wir das Versprechen der best-
möglichen Unterstützung, um aus dieser Situation he-
rauszukommen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Dr. Marcus Faber [FDP])
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Wir haben im Koalitionsvertrag vereinbart, dass wir 
mit unserer Reform die Würde der Menschen achten 
und gesellschaftliche Teilhabe ermöglichen. An manchen 
Punkten liegen noch Aufgaben vor uns. Beispielsweise 
müssen wir auch auf die Menschen im Sozialhilfebezug 
schauen. Niemand sucht sich eine Erwerbsminderung 
wegen einer Erkrankung aus. Auch diesen Menschen 
müssen wir die Anerkennung entgegenbringen, die sie 
verdienen.

Ich freue mich auf die anstehenden Beratungen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die AfD-Fraktion Norbert 

Kleinwächter.

(Beifall bei der AfD)

Norbert Kleinwächter (AfD):
Werte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und 

Kollegen! Das Bürgergeld ist unsozial; denn es übervor-
teilt diejenigen, die nicht arbeiten,

(Lachen der Abg. Leni Breymaier [SPD])

gegenüber denjenigen, die jeden Tag den Wohlstand in 
unserem Land erwirtschaften, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Ich muss schon sagen: Ich finde die Debatte, die hier 
geführt worden ist, wirklich ein bisschen zynisch. Es sind 
Windelbegriffe gefallen wie „Chancengleichheit“, „Au-
genhöhe“, „Vertrauenszeit“, „Kooperationszeit“, meine 
Damen und Herren,

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Der Minister hat erklärt, was das 
ist!)

während die Altenpflegehelferin, die jeden Tag auf die 
Arbeit geht, nicht mehr weiß, wie sie mit ihrer Tochter 
durch den Winter kommen soll, weil sie die Wohnung gar 
nicht mehr beheizen kann.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das wird besser, wenn der Regel-
satz erhöht ist!)

Das ist doch die Realität in Deutschland, und an dieser 
Realität geht diese Debatte vollkommen vorbei, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Sie kann einen Wohngeldantrag 
stellen, Herr Kleinwächter!)

Sie ersetzen Leistung durch Müßiggang. Dabei war es 
gerade das Leistungsprinzip, was unser Gesellschafts-
modell der sozialen Marktwirtschaft immer erfolgreich 
gemacht hat. Wir haben verlangt: Leute, qualifiziert 
euch! Strengt euch an! Stellt eure Arbeitskraft zur Ver-
fügung! – Damit können wir Frieden, Wohlstand, Demo-
kratie und, ja, auch ein Sozialhilfesystem aufbauen, das 

funktioniert und das allen in echter Not hilft. Aber Sie 
heben das Leistungsprinzip völlig auf und erheben den 
Müßiggang zum neuen Prinzip.

Die implizite Frage, die Sie mit dem Bürgergeld stel-
len, ist doch: „Warum bist du eigentlich so blöd und 
arbeitest noch?“

(Beifall bei der AfD – Rasha Nasr [SPD]: Das 
ist doch Quatsch! – Dr. Dietmar Bartsch [DIE 
LINKE]: Ach Quatsch!)

Und damit, Frau Aeffner, heben Sie nicht das Stigma 
derer auf, die im Sozialleistungsbezug sind, sondern Sie 
stigmatisieren alle, die da unfreiwillig hereinfallen noch 
umso mehr, und das ist das Dramatische daran.

Machen wir doch einmal die Rechnung auf.
(Zuruf der Abg. Leni Breymaier [SPD])

Allein mathematisch lohnt es sich doch kaum mehr zu 
arbeiten für jemanden, der wenig verdient.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Warum arbeiten Sie 
denn? Warum beziehen Sie nicht Stütze?)

Ein Vollzeit arbeitender Mindestlohnempfänger – bezahlt 
nach dem neuen Mindestlohn – bekommt 2 080 Euro 
brutto, 1 404 Euro netto. Der wird locker eingeholt von 
einem Bürgergeldbezieher mit 502 Euro Regelsatz plus – 
und das ist der springende Punkt – die Übernahme sämt-
licher Wohn- und Heizkosten, egal ob die angemessen 
sind, egal in welcher Höhe,

(Angelika Glöckner [SPD]: Das ist doch 
Quatsch!)

weil Sie nämlich die Karenzzeit eingeführt haben. Das 
bedeutet: Während der normale Arbeitnehmer seine 
Wohnung nicht mehr heizen kann, kann der Bürgergeld-
empfänger eine 130-Quadratmeter-Altbauwohnung in 
Charlottenburg beheizen oder sein Einfamilienhaus am 
Tegernsee.

(Zuruf der Abg. Leni Breymaier [SPD])
Das ist genau das, was Sie hier einführen, und das ist 
ungerecht, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Herr, schmeiß Hirn vom Him-
mel!)

Während jeder normale Arbeitnehmer in der Früh ein-
stempeln und am Abend auschecken muss, erlauben Sie 
dem Bürgergeldempfänger eine Ortsabwesenheit sogar 
im Ausland, meine Damen und Herren.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]. Was wollen Sie eigentlich?)

Während ein Lkw-Fahrer seinen Führerschein, sogar sei-
nen privaten, riskiert bei einem Fehlverhalten, ein Selbst-
ständiger sein Haus, weil sein Betrieb zum Beispiel – 
auch aufgrund Ihrer Politik – pleitegeht, ein Fassaden-
reiniger oder Fabrikarbeiter sein Leben bei einem Be-
triebsunfall,

(Stephanie Aeffner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Genau den wollen wir auch unterstüt-
zen!)
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was riskiert der Bürgergeldempfänger, wenn er vor die 
Jobcenter-Mitarbeiterin mit einem fetten Grinsen tritt

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie wollen die Leute 
gar nicht unterstützen! Das ist Ihr Prinzip!)

und sagt: „Ich hab jetzt aber keinen Bock“? Er riskiert gar 
nichts. Denn wir haben ja Vertrauenszeit, wir haben ja 
Kooperation, wir heben ja sämtliche Sanktionen auf,

(Zuruf des Abg. Dr. Wolfgang Strengmann- 
Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

und das ist genau der falsche Weg. Das ist das falsche 
Signal an die Öffentlichkeit, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Wir dürfen nicht den Müßiggang etablieren und das 

dann bedingungslose Grundeinkommen, was nämlich ge-
nau in diesem Moment vor der Jobcenter-Mitarbeiterin 
zum bedingungslosen Grundeinkommen wird, sondern 
wir müssen Leistung wieder fördern. Deswegen fordern 
wir die aktivierende Grundsicherung und sagen: Lasst die 
Leute nie aus dem Arbeitsmarkt herausfallen, sondern 
spätestens sechs Monate nach dem Eintritt in den Sozial-
leistungsbezug 15 Wochenstunden Bürgerarbeit ma-
chen. – Das ist gemeinnützige Arbeit, die uns alle voran-
bringt, und die Leute verlernen es nie, sich zu 
organisieren, pünktlich aufzustehen, auf Arbeit zu gehen.

Haben wir den Mut, diejenigen mit reinen Sachleis-
tungen zu sanktionieren, die unser Sozialleistungssystem 
nicht brauchen,

(Zuruf der Abg. Stephanie Aeffner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

sondern benutzen, Frau Aeffner! Und: Lassen Sie uns 
sicherstellen, dass die Leute wenigstens anwesend sind, 
wenn sie schon Sozialleistungen beziehen und ihre Ar-
beitskraft zur Verfügung stellen können!

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Es ist menschenfeind-
lich, was Sie machen! Menschenfeindlich!)

Wir brauchen kein Sozialbezugssystem, wir brauchen ein 
Sozialleistungssystem – und das ist der Unterschied.

(Beifall bei der AfD – Dr. Wolfgang 
Strengmann-Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es ist widerlich, was Sie machen! – 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Frau Prä-
sidentin, es fällt schwer, Ihrer Aufforderung 
nachzukommen!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die FDP-Fraktion Pascal Kober.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Pascal Kober (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Mit unserem Gesetzentwurf werden wir in Zu-
kunft auch Grundkompetenzen fördern – Grundkom-
petenzen wie Lesen, Schreiben und Rechnen. Ich komme 
darauf, weil im Laufe dieser Debatte der Verdacht auf-

kam, dass es auch Grundkompetenzen für die Oppositi-
onsarbeit geben müsste.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dazu gehört beispielsweise auch die Fähigkeit oder zu-
mindest der Wille,

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Mehr fällt Ihnen 
nicht ein? Das ist aber auch schwach!)

einmal das zu lesen, was als Gesetzentwurf vorliegt, statt 
im dichten Nebel von Behauptungen herumzustochern.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Jens Teutrine [FDP] – Leni Breymaier 
[SPD]: Bravo! – Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE]: Es gibt Oppositionsfraktionen, die 
machen das, lieber Pascal!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, so behaupten Sie, 
dass nicht mehr geprüft würde, ob jemand anspruchs-
berechtigt ist für Leistungen nach Hartz IV bzw. künftig 
Bürgergeld. Das ist grundfalsch. Sie kennen offensicht-
lich nicht den Unterschied zwischen Einkommensprü-
fung und Vermögensprüfung. Ich will Ihnen einmal etwas 
sagen: Wenn Sie Freiberuflern, wenn Sie Selbstständi-
gen, die ein Leben lang gearbeitet und sich etwas auf-
gebaut haben, dann aber aufgrund einer wirtschaftlichen 
Situation wie beispielsweise Corona in Hartz IV rutschen, 
weil dies das Letzte ist, was dieser Sozialstaat für sie 
bereithält, und er sie auffängt, sagen: „Die sollen aber 
erst einmal ihr Haus verkaufen“, dann zeigt das, was 
Sie von der Lebensleistung dieser Menschen halten, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Thorsten Frei [CDU/ 
CSU]: Das ist nicht überzeugend!)

Zu Grundkompetenzen gehört auch, dass man be-
stimmte wirtschaftliche und gesetzgeberische Zusam-
menhänge kennt und aufeinander beziehen kann. Herr 
Whittaker, Sie behaupten, Sie hätten die Langzeitarbeits-
losigkeit halbiert. Ja, mit welchem Gesetz denn? Sie ha-
ben in den 16 Jahren Ihrer Regierungszeit an Hartz IV so 
gut wie nichts geändert.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Zwölf Ände-
rungsgesetze! Das heißt, wir haben elfmal ge-
ändert, Herr Kollege!)

Jetzt rühmen Sie sich, dass Sie die Langzeitarbeitslosig-
keit halbiert hätten. Die Wahrheit ist: Sie haben es nicht 
geschafft, von den Zahlen der verhärteten Langzeit-
arbeitslosigkeit runterzukommen. Sie haben es nie ge-
schafft, sie dauerhaft unter 700 000 zu bringen. Das ist 
genau der Anspruch, den wir jetzt realisieren wollen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Zuruf des Abg. 
Thorsten Frei [CDU/CSU])

Darauf sollten Sie eigentlich auch mit guten Vorschlägen 
reagieren und nicht mit falschen Zusammenhängen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist wichtig – ab-
solut wichtig, Stephan Stracke –, dass wir Menschen 
nachhaltig in Arbeit vermitteln. Aber genau daran hat 
Hartz IV in der Vergangenheit eben gekrankt. Wir müssen 
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es schaffen, dass Menschen nicht nur kurzfristig vermit-
telt werden. Deshalb schaffen wir zum Beispiel den Ver-
mittlungsvorrang ab. Ich suche übrigens nach wie vor 
nach Ihren besseren Vorschlägen. Der Minister hat im 
Frühsommer seine Vorschläge mündlich mitgeteilt. Im 
Sommer ist dieser Gesetzentwurf von der Koalition er-
arbeitet worden. Es wäre auch ein Ausdruck von Leis-
tungsgerechtigkeit, liebe Kolleginnen und Kollegen der 
Opposition, wenn Sie es geschafft hätten, in diesen Wo-
chen und Monaten selber einen Vorschlag vorzulegen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Bevor Sie also von „Müßiggang“ oder Ähnlichem im 
Zusammenhang mit Leistungsbeziehern sprechen, ma-
chen Sie selber Ihre Arbeit und beteiligen sich als Op-
position konstruktiv an der parlamentarischen Arbeit. 
Das würde uns alle voranbringen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächste Rednerin: für die SPD-Fraktion Annika 

Klose.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Annika Klose (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kol-

legen! Sehr geehrte Zuschauer/-innen! Mehr Respekt, 
mehr Chancen, mehr Sicherheit, eine sozialere Politik 
für dieses Land – das bedeutet das neue Bürgergeld, das 
wir hier heute diskutieren.

Das Bürgergeld ist eine grundlegende Reform unserer 
sozialen Sicherungssysteme. Gerade deswegen ist es 
wichtig, dass die Menschen in diesem Land darüber Be-
scheid wissen, was geplant ist und worauf sie sich dabei 
einstellen können. Doch auch in dieser Debatte wird von 
verschiedenen Seiten mal wieder gezielt Desinformation 
verbreitet. Deswegen möchte ich die Gelegenheit jetzt 
mal nutzen, um hier mit ein paar Thesen aufzuräumen:

Erstens. Die AfD behauptet, das Bürgergeld sei ein 
bedingungsloses Grundeinkommen. Das stimmt nicht.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Ich habe das 
gerade erklärt!)

Ein bedingungsloses Grundeinkommen ist eine Geld-
summe, die ohne Vorbedingung an alle Bewohner/-innen 
eines Landes ausgezahlt wird. Das Bürgergeld steht zwar 
grundsätzlich allen Menschen in Deutschland zu, aber es 
ist an Bedingungen geknüpft.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Zuruf von der SPD: Genau!)

Das Bürgergeld wird an Menschen ausgezahlt, die ihren 
Lebensunterhalt nicht aus eigener Kraft bestreiten kön-
nen, beispielsweise weil sie arbeitslos sind oder weil sie 
nicht arbeiten können.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: … oder weil sie 
nur 150 000 Euro Vermögen haben!)

Dafür muss ein Antrag gestellt werden, und der wird 
überprüft.

Klar ist: Wer Hilfe braucht, soll diese auch bekommen, 
und zwar möglichst einfach und unbürokratisch. Deswe-
gen vereinfachen wir ja auch den Antrag und führen eine 
Karenzzeit von zwei Jahren ein,

(Zuruf von der AfD: Aha!)

sodass man nicht direkt auch noch die Wohnung oder die 
Rücklage fürs Alter verliert, wenn man gerade auch 
schon seinen Job verloren hat.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP und des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE] – Zuruf des Abg. Norbert 
Kleinwächter [AfD])

Klar ist aber auch, dass auch Menschen, die das Bürger-
geld bekommen, dann mit dem Jobcenter zusammen-
arbeiten müssen. Gemeinsam wird dann geschaut, dass 
die Menschen möglichst gut dabei unterstützt werden, 
wieder auf die eigenen Beine zu kommen. Dabei muss 
man mitmachen.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Nee, muss man 
nicht!)

Das heißt „Mitwirkungspflichten“. Es gibt also Bedin-
gungen, die man erfüllen muss, um das Bürgergeld zu 
bekommen,

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Nee!)

und dementsprechend ist es kein bedingungsloses Grund-
einkommen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Norbert Kleinwächter [AfD]: Nein! Es 
entfällt nicht! Es entfällt nie, selbst wenn die 
Leute gar nicht mitmachen!)

Zweitens. Eine weitere verbreitete Annahme ist, dass 
das Bürgergeld eine reine Umbenennung von Hartz IV 
sei, quasi Hartz IV mit neuem Anstrich. Auch das ist 
nicht richtig.

(Jessica Tatti [DIE LINKE]: Doch, das ist 
richtig!)

Das Bürgergeld bedeutet einen echten Kulturwandel im 
Umgang mit den Menschen im Leistungsbezug.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Na ja!)

Mit dem Bürgergeld-Gesetz wollen wir dafür sorgen, 
dass den Menschen, die Unterstützung brauchen, nach-
haltig geholfen wird, wieder auf die eigenen Beine zu 
kommen. Es geht darum, die Menschen da abzuholen, 
wo sie sind, und mit guter Beratung, passgenauer Quali-
fizierung und individuellen Lösungen eine langfristige 
Perspektive auf dem Arbeitsmarkt zu schaffen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
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Und es ist keineswegs so, wie es die AfD und die 
Union gerne behaupten, dass die Menschen in der Grund-
sicherung grundsätzlich nicht arbeiten wollten oder 
„faul“ seien

(Marc Biadacz [CDU/CSU]: Das hat keiner 
gesagt!)

und wenn man die Leistungen bloß genug kürze, plötz-
lich alle Leute in Arbeit seien. Den Eindruck hat man ja, 
wenn man Ihnen so zuhört. Das ist nicht nur ein absolut 
absurdes Menschenbild, das Sie da an den Tag legen, 
sondern es widerspricht auch völlig der Realität.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Die übergroße Mehrheit der Menschen, die länger als 
ein Jahr arbeitslos sind, haben zum Beispiel gesundheit-
liche Einschränkungen und können ihren Beruf nicht 
mehr ausüben. Die Statistik zeigt außerdem, dass es vor 
allem für ältere Menschen und zum Beispiel auch für 
Alleinerziehende sehr schwer ist, wieder in Arbeit zu 
kommen. Hier geht es doch darum, zu empowern, zu 
qualifizieren, umzuschulen und neue Rahmenbedingun-
gen zu schaffen, damit Menschen mit gesundheitlichen 
Einschränkungen vermittelt werden können und Kinder 
auch für Alleinerziehende nicht zur Armutsfalle werden. 
Und genau dafür schaffen wir mit dem Bürgergeld neue 
Instrumente und Möglichkeiten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Der Kern der Reform ist, dass wir dafür sorgen wollen, 
dass Menschen in allen Lebenslagen mit Respekt und auf 
Augenhöhe begegnet wird, dass sie da abgeholt werden, 
wo sie stehen, dass neue Wege mit den Menschen ge-
meinsam erarbeitet werden und nicht gegen sie, dass 
wir ihnen grundsätzlich mit Vertrauen begegnen und 
dass wir nicht immer überall erst mal Misstrauen säen.

(Marc Biadacz [CDU/CSU]: Das ist kein 
Misstrauen!)

Das ist nicht nur was Neues für Sie, werte Kolleginnen 
und Kollegen, sondern auch für unsere Sozialgesetz-
gebung. Deswegen ist das Bürgergeld wirklich eine 
grundlegende Reform, mit der wir etwas Neues anstoßen.

Ich freue mich sehr auf das parlamentarische Verfah-
ren, um das wirklich sehr gute Gesetz noch besser zu 
machen.

(Marc Biadacz [CDU/CSU]: Och, dann wird es 
„noch besser“!)

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die CDU/CSU-Fraktion 

Dr. Markus Reichel.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Markus Reichel (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Zunächst einmal, Frau Klose, muss ich sagen, 
dass Sie als Allererste hier in der Debatte das Wort „Faul-
heit“ verwendet haben.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nee, das stimmt nicht!)

Das ist bestimmt kein Beitrag zum Kulturwandel, den wir 
hier brauchen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Marc Biadacz 
[CDU/CSU]: Sehr gut!)

Ich möchte auch Herrn Kober sagen: Sie haben uns ja 
den Ratschlag gegeben, wir sollen mal die Gesetzestexte 
und Begründungen lesen. Ich habe das sehr wohl auch 
schon vorher gemacht, und ich habe dann endlich auch 
mal die Antwort darauf gefunden, wieso das Bürgergeld 
eigentlich Bürgergeld heißt. Denn das Bürgergeld heißt 
Bürgergeld, weil es die Bürger am Ende eine ganze 
Menge Geld kosten wird.

(Zurufe von der FDP: Oah! – Lachen bei Ab-
geordneten der SPD)

Was mir in der Debatte hier wirklich fehlt, ist die Per-
spektive derer, die dafür über ihre Steuern am Ende Geld 
bezahlen werden. Für die ist der Gesetzentwurf, so wie er 
vorliegt, eine Zumutung.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ich denke hier mal an die Verkäuferin, zum Beispiel in 

meiner Stammbäckerei in Dresden, die jeden Morgen 
zuverlässig zur Arbeit geht und natürlich auch erwartet, 
dass jemand, der vielleicht gerade keine Arbeit hat,

(Zuruf des Abg. Dr. Wolfgang Strengmann- 
Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

dieselbe Bereitschaft und Zuverlässigkeit aufbringt. 
Diese Verkäuferin hat aber nicht die Möglichkeit, zu ih-
rem Chef zu sagen: Ich habe jetzt mal sechs Monate 
Vertrauenszeit. Nun komm mir mal bitte nicht mit der 
Erinnerung an meine Pflichten.

(Beifall bei der CDU/CSU – Thorsten Frei 
[CDU/CSU]: Ja! Sehr gutes Beispiel! – Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Da lacht der Herr Frei auch noch! In was für 
einem Leben leben Sie eigentlich?)

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Dr. Reichel, gestatten Sie eine Zwischenfrage 

oder -bemerkung von Herrn Kober aus der FDP-Frakti-
on?

Dr. Markus Reichel (CDU/CSU):
Bitte schön, Herr Kober.

Pascal Kober (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Kol-

lege Dr. Reichel, vielen Dank, dass Sie die Zwischen-
frage zulassen. – Sie sprechen die Kosten an, die von 
den Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern zu decken sind, 
um die Leistungen des Sozialgesetzbuches II, künftig 
Bürgergeld, zu finanzieren. Sie haben gesagt, auch Sie 
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haben den Gesetzentwurf gelesen. Ich empfehle Ihnen 
zum Beispiel die Lektüre des Bundesverfassungs-
gerichtsurteils von 2014, in dem noch mal eindeutig klar-
gestellt worden ist, dass in unserem Land das Existenz-
minimum gewährleistet ist und gewährleistet bleiben 
soll.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Und zwar für alle!)

Damit möchte ich Sie fragen: Wenn Sie aus den Reihen 
Ihrer Fraktion immer wieder betonen, dass der Inflations-
ausgleich wichtig und richtig ist, und Sie sich gleichzeitig 
zum Grundgesetz und zu Verfassungsgerichtsurteilen be-
kennen, an welcher Stelle möchten Sie dann wirklich 
dieses Sozialleistungssystem infrage stellen? Ich finde 
es nicht in Ordnung, dass Sie hier eine Diskrepanz auf-
machen zwischen sozialen Rechten, die Sie nicht benen-
nen, auf der einen Seite und den Kosten für den Steuer-
zahler auf der anderen Seite, und ich frage Sie, wie Sie 
diesen Widerspruch auflösen wollen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Thorsten Frei [CDU/ 
CSU]: Er hat doch gerade über die Vertrauens-
zeit gesprochen! – Zuruf des Abg. Kai 
Whittaker [CDU/CSU])

Dr. Markus Reichel (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Kollege, vielen Dank für Ihre Zwi-

schenfrage. – Wir müssen das einmal miteinander aus-
diskutieren. Es ist natürlich jetzt nicht hilfreich, wenn 
wir uns wechselseitig verschiedene Lektürevorschläge 
geben.

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Das Grundgesetz zu 
lesen, ist ein guter Vorschlag! – Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: Wer lesen kann, ist 
klar im Vorteil! – Zurufe von der SPD und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Punkt, den wir in dieser Debatte herausarbeiten, ist 
folgender: Niemand stellt doch hier – ich wüsste nieman-
den – die Erhöhung der Regelsätze infrage.

(Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

– Ich weiß nicht, wieso Sie da jetzt hier in so ein Geläch-
ter ausbrechen.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ihr habt es doch sel-
ber eben kritisiert!)

Es geht doch um eine Sache: Mit diesem Gesetzent-
wurf werden Sie eine ganze Reihe von Fehlanreizen ent-
weder einführen oder noch ausbauen,

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wo denn?)

die im Ergebnis dazu führen werden, dass die Zahl der 
Berechtigten

(Saskia Esken [SPD]: Wo denn?)
endlos ausgeweitet werden könnte.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Denken wir an das Thema der überzogenen Vertrau-
enszeiten. Denken wir an das Thema der Sanktionen, die 
weit unter dem Niveau sein werden, das auch Sie als FDP 
erwartet haben. Das ist doch eine Einladung. Genau das 
sagt auch die Verkäuferin, von der ich gerade zu erzählen 
begann. Sie sagt: Wie ist denn das möglich?

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Wir 
müssen verhindern, dass sie ihren Job verliert!)

Ich muss mir doch die Frage stellen, was dann von meiner 
Disziplin und von meiner Zuverlässigkeit, mit der ich zur 
Arbeit gehe, noch übrig bleibt. Will ich da noch arbeiten, 
ja oder nein? Sie stellen das infrage. Deswegen sehen wir, 
dass wir entsprechende Zugänge in das Grundsicherungs-
system haben werden.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das wird die Steuerzahler eine Menge Geld kosten. Hier 
sind wir strikt dagegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich sage Ihnen auch: Wir reden jetzt in diesem wun-
derschönen Plenum. Ein Beispiel: Eine gute Bekannte 
von mir aus meinem Wahlkreis – Anna heißt sie – ist 
über private Probleme letzten Endes aus dem Arbeits-
prozess herausgefallen. Sie landete im Hartz-IV-System, 
hat sich dann in die Arbeit zurückgekämpft. Auch sie 
sagt: Natürlich will ich arbeiten, weil ich dazugehören 
will, weil ich teilhaben will.

(Zuruf der Abg. Rasha Nasr [SPD])

Aber Leistung muss sich doch lohnen; sonst fehlt doch 
auch mir die Motivation. – Das ist das, was die Menschen 
vom Grundsicherungssystem erwarten, und Sie wenden 
sich davon jetzt konsequent ab.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir reden doch auch – jedenfalls ich habe es getan – 
intensiv mit den Mitarbeitern im Jobcenter. Die stimmen 
dem zu, dass wir hier falsche Anreize setzen, wenn das 
Bürgergeld so umgesetzt wird. Das können Sie doch nicht 
machen.

Auch die Verkäuferin wird am Ende darauf angewie-
sen sein, dass sie mehr netto hat, wenn sie arbeitet und 
zuverlässig zur Arbeit geht, als wenn sie das nicht tut. 
Hier werden wir ansetzen müssen, also nicht nur im Be-
reich des Bürgergeldes selber, sondern auch drum herum. 
Sie haben es ja angesprochen: Energiekostenbremse. 
Wann kommen wir denn endlich dazu, dass die Energie-
kostenlast tatsächlich gesenkt wird, und zwar nicht erst 
im März, sondern frühzeitig?

(Annika Klose [SPD]: Das hat doch jetzt mit 
dem Bürgergeld gar nichts zu tun!)

Denn jeder Euro Energiekosten mehr bedeutet eben auch 
etwas weniger Lohnabstand. Wieso werden die Sozial-
versicherungsbeiträge im nächsten Jahr grosso modo für 
alle anzusteigen beginnen, was dann wiederum den 
Lohnabstand senkt? So können Sie die Politik zur Erhal-
tung des Grundsicherungssystems nicht machen.

(Zuruf des Abg. Dr. Wolfgang Strengmann- 
Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])
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Wir stehen für einen aktivierenden Sozialstaat und 
nicht für einen alimentierenden Sozialstaat.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Abg. Wolfgang Dr. Strengmann-Kuhn 
[Bündnis 90/Die Grünen] geht mit einem Buch 
zum Rednerpult – Zuruf von der SPD: Lektü-
re!)

– Ich hoffe nicht, dass die Rede so lang wird, wenn Sie 
aus dem Buch vorlesen.

(Heiterkeit)

Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Nein, keine Sorge. – Frau Präsidentin! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Es ist wirklich ätzend, wie sich die 
Argumentationsmuster der beiden rechten Parteien hier 
ähneln.

(Marc Biadacz [CDU/CSU]: Das stimmt 
nicht!)

Sie von der Union sollten einmal darüber nachdenken, ob 
das wirklich Sinn macht. Solche unsachlichen Argumen-
te, wie ich sie heute gehört habe, sind wirklich ein großes 
Problem.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP – Thorsten 
Frei [CDU/CSU]: Was haben Sie eigentlich für 
ein Demokratieverständnis? – Marc Biadacz 
[CDU/CSU]: Das ist doch Quatsch!)

Eins dieser unsachlichen Argumente ist der Vorwurf, 
das Bürgergeld wäre ein bedingungsloses Grundeinkom-
men.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: „Ist auf dem Weg 
dahin!“ Hören Sie doch mal zu!)

Sie machen dabei gleich zwei Fehler; Sie machen einen 
Doppelfehler.

Erstens. Ein Grundeinkommen ist eine Leistung, die 
ohne Bedürftigkeitsprüfung gezahlt wird. Das hat übri-
gens viele Vorteile, auf die ich jetzt aus Zeitgründen gar 
nicht eingehen kann. Deswegen empfehle ich insbeson-
dere Ihnen von der Union dieses Buch hier von der 
Konrad-Adenauer-Stiftung, also von einer Ihnen nahe-
stehenden Stiftung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: 
Sehr schön!)

Hier geht es um das Grundeinkommensmodell eines ehe-
maligen Ministerpräsidenten der Union. Lesen Sie das 
einmal; dann wäre diese Debatte hier sachlicher.

Es gibt gute Gründe dafür. Deswegen haben wir Grü-
nen im Grundsatzprogramm beschlossen, dass das bedin-
gungslose Grundeinkommen eine Leitidee für uns ist.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Ja, das passt zu 
Ihnen!)

Aber das Bürgergeld ist eine bedürftigkeitsgeprüfte Leis-
tung und ist gar kein Grundeinkommen. Da liegt Ihr 
Fehler Nummer eins.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP – Marc 
Biadacz [CDU/CSU]: Das ist der Einstieg! – 
Thorsten Frei [CDU/CSU]: Zuhören!)

Ein Vorteil des Grundeinkommens – da bin ich bei 
Ihrem Fehler Nummer zwei – ist, dass die Motivation, 
erwerbstätig zu werden, viel höher ist als im jetzigen 
Hartz-IV-System, weil die sogenannte Grenzbelastung 
viel geringer ist. Anders gesagt: Die Leute behalten bei 
einem Grundeinkommen mehr von ihrem Erwerbsein-
kommen. Das nicht zu sehen, ist Ihr zweiter Fehler. Ihr 
Vorwurf führt völlig ins Leere und ist falsch.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Wir verfolgen mit der Einführung des Bürgergeldes 
tatsächlich auch das Ziel, dass mehr vom eigenen Ein-
kommen übrig bleibt. Das ist innerhalb des Grundsiche-
rungssystems nicht so einfach; aber wir bewegen uns auf 
diesem Weg. In dem Gesetzentwurf – das ist Ihnen viel-
leicht noch nicht aufgefallen – haben wir einen zentralen 
Punkt: Menschen, die mehr als 520 Euro verdienen, ha-
ben demnächst bis zu 48 Euro mehr im Monat – also von 
wegen weniger Anreize für Erwerbstätigkeit! Wir schaf-
fen mehr Anreize für Erwerbstätigkeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Und wir schaffen auch mehr Anreize für Weiterbildung 
durch die Einführung eines Weiterbildungsgeldes, und 
zwar nicht nur als Bestandteil des Bürgergeldes, sondern 
auch als Bestandteil der Arbeitslosenversicherung, damit 
sich mehr Menschen Weiterbildung leisten können.

Wir setzen auf Motivation. Sie setzen auf Sanktionen 
und Bestrafung. Das ist der Unterschied zwischen der 
Ampel und Ihnen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Marc Biadacz [CDU/CSU]: Fordern 
und Fördern!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächste Rednerin: für die CDU/CSU-Fraktion Jana 

Schimke.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jana Schimke (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe 

Gäste auf der Besuchertribüne! Verehrter Minister 
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Hubertus Heil, ich habe bis zuletzt gehofft, dass Sie von 
diesem Gesetz Abstand nehmen.

(Lachen bei der SPD – Katharina Dröge 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wie konnten 
Sie glauben, dass er das tut?)

Das sage ich heute ehrlich zu Ihnen in einem Appell an 
Ihre politische Vernunft. Wir werden mit diesem Gesetz 
bis 2026 finanzielle Mehrbelastungen von 20 Milliarden 
Euro haben.

(Zuruf des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE])

Denken Sie bitte alle daran, dass wir jetzt knapp 100 Mil-
liarden Euro aus dem Wirtschaftsstabilisierungsfonds zur 
Bewältigung der Energiekrise ausgeben. 112 Milliarden 
Euro Bundeszuschuss fließen 2023 in die gesetzliche 
Rente. Hinzu kommen Einmalzahlungen, 9-Euro-Ti-
ckets, 49-Euro-Tickets, Wohngelderhöhungen und alles 
das, was die sozialpolitische Klaviatur in diesem Land 
sonst zu bieten hat.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sind Sie dagegen? 
Sagen Sie es doch mal! Sie wollen doch viel 
mehr Geld ausgeben! – Zurufe von der SPD)

– Hören Sie doch mal zu!
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will mal eins 

klarstellen: Wir sind nicht diejenigen, die die Menschen 
in diesem Land gegeneinander ausspielen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ihre Politik tut das aber sehr wohl. Was glauben Sie denn, 
warum in den großen Städten dieses Landes zurzeit de-
monstriert wird? Das ist genau Ihrer Politik geschuldet.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Weil die AfD Leute 
aufhetzt!)

Auch das, was wir heute hier mit dem Bürgergeld dis-
kutieren, wird da diskutiert.

Meine Damen und Herren, alle Wirtschaftsinstitute, 
alle Verbände in diesem Land warnen vor dem Bürger-
geld. Ich sage eins ganz deutlich: Wir sind nicht dazu da, 
die Traumabewältigung der SPD in den Griff zu kriegen.

(Zurufe von der SPD: Oh!)

Wir sind nicht dazu da, die Luftschlösser der Grünen zu 
vervollständigen, und wir sind auch nicht dazu da, liebe 
Kollegen von der FDP, das Bindemittel an Ihrem Regie-
rungsstuhl zu sein.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Meine Damen und Herren, der Sozialstaat wächst, als 
wären wir im Aufschwung. Dabei haben wir Inflation, 
wir haben Insolvenz, und die Wettbewerbsfähigkeit un-
seres Landes geht immer mehr nach unten. Was wir jetzt 
vielmehr bräuchten, ist ein starkes Signal an den Arbeits-
markt und keine Kooperationsvereinbarungen mit Be-
dürftigen.

Was wir aber aktuell erleben, ist die maximale Aus-
weitung staatlicher Leistungen bei einem massiven Ab-
bau von Eigenverantwortung. Sie schaffen das Solidar-
prinzip in unserer Gesellschaft ab, auf das wir so stolz 
sind, weil wir wissen, dass Bedürftigkeit in diesem Land 
von den Leistungsträgern, von den Menschen, die täglich 
arbeiten, auch getragen wird. Die Menschen, die gerade 
draußen auf die Straße gehen, fühlen sich von Ihnen über 
den Tisch gezogen, weil Sie dafür verantwortlich sind, 
dass Solidarität in diesem Land künftig zur Einbahn-
straße wird. Ich würde mir wünschen – das sei mir als 
letzter Satz noch gegönnt –, dass Sie das Engagement, das 
Sie in die junge Generation setzen, wenn es um die Kli-
makrise geht, auch im Bereich der sozialen Sicherung 
zeigen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU – Stephanie Aeffner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Genau das 
macht das Bürgergeld!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die SPD-Fraktion Jens Peick.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Jens Peick (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! 
Wenn man der letzte Redner ist, hat man ja das Privileg, 
die Debatte zusammenfassen zu können. Deswegen kann 
ich nach dem Austausch der Argumente erst einmal fest-
stellen: Heute ist ein guter Tag,

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

ein guter Tag für unser Land, ein guter Tag für den Sozial-
staat, für den sozialen Zusammenhalt in unserem Land, 
ein guter Tag für Menschen, die Unterstützung benötigen, 
und – auch das ist mir besonders wichtig – ein guter Tag 
für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in diesem 
Land.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Herr Stracke von der CDU hat zu Recht darauf hinge-
wiesen, dass wir die Arbeiterpartei in diesem Haus sind. 
Ich glaube, dieser Fokus ist auch bei der gesamten De-
batte ganz richtig. Denn was tun wir heute? Wir lösen ein 
System ab, das unter dem Namen „Hartz IV“ zu einem 
Synonym für die Bedrohung von Menschen wurde, das 
die Menschen wahrgenommen haben als eins, das ihnen 
nicht half, sondern das gesellschaftlichen Abstieg orga-
nisiert hat.

Ob das richtig ist oder nicht, ist an dieser Stelle mal 
egal. Fakt ist: Diese Wahrnehmung gab es, und sie hat 
gerade bei der arbeitenden Mittelschicht zu Verunsiche-
rung geführt. Wer – so wie ich oder die Präsidentin – aus 
dem Ruhrgebiet kommt, der hat Strukturwandel erlebt. 
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Der hat erlebt, wie Menschen um ihren Arbeitsplatz ban-
gen mussten und vollkommen unverschuldet arbeitslos 
wurden, weil Hoesch sein Stahlwerk in Dortmund ge-
schlossen hat oder Opel sein Werk in Bochum. Und das 
hat immer gleich Tausende oder Zehntausende Beschäf-
tigte gleichzeitig getroffen. Deswegen hatte man keine 
Chancen, in dieser Region wieder einen Arbeitsplatz zu 
finden.

Wenn man dann zum Jobcenter musste, dann hat man 
sich nicht gedacht: „Gott sei Dank, da wird mir gehol-
fen“, sondern man hat das als Belastung empfunden. 
Wenn die Menschen aber den Glauben an die Unterstüt-
zung durch den Sozialstaat verlieren, dann haben wir ein 
Problem. Deswegen werden wir das Vertrauen mit die-
sem Gesetz jetzt wiederherstellen. Wir schaffen einen 
Kulturwandel!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Es wird genauso sein: ein Kulturwandel, der den ar-
beitenden Menschen in diesem Land sagt: Wenn ihr un-
verschuldet arbeitslos werdet, dann bieten wir euch Hilfe. 
Es wird nicht zuerst darum gehen, wie groß eure Woh-
nung ist, ob das Auto, das ihr euch hart erarbeitet habt, 
vielleicht zu teuer ist. – Nein, es wird vielmehr zuerst 
darum gehen: Welche Qualifikationen bringt ihr mit? 
Welche Unterstützung braucht ihr, um schnell wieder in 
Arbeit zu kommen?

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Genau dazu dient die Karenzzeit von zwei Jahren hin-
sichtlich der Angemessenheit der Wohnung und des Ver-
mögens: damit sich die Menschen nicht zuerst Sorgen um 
die Wohnung machen müssen. Dazu dient die Abschaf-
fung des Vermittlungsvorrangs: weil eine bessere Quali-
fikation auch bessere Perspektiven bedeutet, langfristig 
wieder in Arbeit zu kommen. Wir wissen doch alle, 
dass wir gut ausgebildete Fachkräfte brauchen. Und zu 
diesem Kulturwandel gehört auch der Kooperationsplan; 
denn Zusammenarbeit braucht eben keine Drohung. Sie 
braucht keine Sanktionen, sondern Zusammenarbeit 
braucht Augenhöhe; sie braucht Vertrauen, das geschaf-
fen wird.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Genau deswegen entfristen wir auch den sozialen Ar-
beitsmarkt – § 16i SGB II –: weil wir niemanden ab-
schreiben. Wir schreiben niemanden ab! Selbst nach vie-
len Jahren Langzeitarbeitslosigkeit werden wir den 
Menschen wieder eine Perspektive geben.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Genau deswegen gilt unser Dank auch den Kollegin-
nen und Kollegen der Jobcenter. Herr Whittaker hat ge-
rade noch mal gesagt, es gebe ein Misstrauen. Das haben 
wir an dieser Stelle schon oft diskutiert. Nein, dieses 
Misstrauen gibt es nicht.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Doch!)

Die Kolleginnen und Kollegen – das sage ich, weil ich bis 
zum letzten Jahr selbst lange in der Kommunalverwal-
tung gearbeitet habe – geben jeden Tag ihr Bestes, und 
das wissen wir. Aber nicht die gute Arbeit der Kollegin-
nen und Kollegen in den Jobcentern ist das Problem – 
ganz im Gegenteil. Es ist doch der gesetzliche Rahmen, 
den wir setzen, mit dem die Menschen arbeiten. Und viele 
Beschäftigte sehen das genauso.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Das sind die Gespräche, die ich mit den Kolleginnen und 
Kollegen geführt habe. Sie wissen, dass man mehr tun 
könnte, um den Menschen zu helfen.

Mit der Einführung des Bürgergeldes – das ist mir 
besonders wichtig – werden die Jobcenter zu einem Ort, 
in dem die Menschen Hilfe erfahren und das auch so 
wahrnehmen. Damit kommt der Kulturwandel auch bei 
den Beschäftigten an – weil die Menschen ihnen anders 
gegenübertreten werden.

Dieses Vertrauen brauchen wir dringend beim kom-
menden Strukturwandel, auch bei den Transformationen. 
Und das ist doch der Unterschied, Frau Schimke: Die 
Menschen demonstrierten nicht gegen das Bürgergeld, 
sondern sie demonstrieren, weil sie berechtigte Sorgen 
haben. Wir schaffen Sicherheit mit ganz vielen Maßnah-
men: mit den Entlastungspaketen,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

mit dem Abwehrschirm und auch mit diesem Gesetz für 
die Menschen, die um ihren Arbeitsplatz bangen müssen, 
wenn die Krise schlimmer wird.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Deswegen ist es ein guter Tag; denn die Menschen kön-
nen wieder Vertrauen in den Sozialstaat fassen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 

den Drucksachen 20/3873, 20/3943 und 20/3901 an die 
in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vor-
geschlagen. – Ich sehe keine anderen Überweisungsvor-
schläge. Dann ist das so der Fall. Dann verfahren wir wie 
vorgeschlagen.

Ich rufe nun den Zusatzpunkt 3 auf:

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU

Migrationspolitischen Sonderweg in Europa 
sofort beenden

Drucksache 20/3933
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Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

Für diese Aussprache wurde eine Dauer von 68 Minu-
ten vereinbart. – Die Platzwechsel werden hoffentlich 
zügig beendet.

Dann kann ich die Aussprache eröffnen. Das Wort hat 
für die CDU/CSU-Fraktion Andrea Lindholz.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Andrea Lindholz (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
2 000 Kilometer von hier hat der Kriegsverbrecher Putin 
in Europa die größte Flüchtlingskrise seit dem Zweiten 
Weltkrieg ausgelöst. Erst in dieser Woche konnten wir 
wieder Raketenangriffe auf die Ukraine erleben, die ins-
besondere auch die Zivilbevölkerung – Frauen, Kinder 
und Männer – trifft. Aus der Ukraine sind daher in der 
Zwischenzeit rund 1 Million Menschen nach Deutsch-
land gekommen, und auch in Polen, Tschechien und Mol-
dau haben viele Schutz gefunden. Europa steht geschlos-
sen an der Seite des ukrainischen Volkes, und darauf 
können wir als Europäer stolz sein.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Seit Wochen steigt allerdings im Zuge der Krisen die 
irreguläre Asylmigration stetig an. 154 000 Asylanträge 
wurden dieses Jahr schon in Deutschland gestellt, und 
unsere Länder und Kommunen warnen seit Monaten 
vor der Überlastung.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Wir warnen 
schon seit Jahren!)

Sie verkünden Aufnahmestopps, und sie rufen den Bund 
um Hilfe. Aber die Bundesregierung zögert und zaudert. 
Acht Monate nach Kriegsbeginn verkündet Frau Faeser, 
die Innenministerin, in dieser Woche als großes Ergebnis 
ihres Gespräches mit den Kommunen unter anderem, 
dass der Bund 4 000 Wohnplätze zusätzlich bereitstellen 
will.

(Zuruf der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Das reicht nicht aus; bei der aktuellen Zahl der Einreisen 
sind diese Plätze in einer Woche belegt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Aber die Versorgung der über 1,1 Millionen Menschen 
erfordert viel mehr als nur Wohnungen. Sie erfordert, 
dass die Kommunen Personal bereitstellen, Kitaplätze, 
Sprachkurse und vieles mehr. Diese Ressourcen sind – 
darauf haben die Städte und Gemeinden hingewiesen – 
endlich. Die Ampel verschleppt an dieser Stelle seit Mo-
naten – seit Januar! – die Entscheidung über die Auftei-
lung der Flüchtlingskosten.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das stimmt doch gar nicht!)

Selbst zugesagte Gelder sind in den Ländern bis heute 
nicht angekommen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Filiz Polat 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das stimmt 
überhaupt nicht!)

Darüber hinaus streicht die Ampel aktuell die Mittel 
für die Sprach-Kitas. Sie spart bei den Integrationskursen 
über 70 Millionen Euro ein. Das ist insgesamt ein fal-
sches Signal auch an diejenigen, die vor Ort arbeiten. 
Das zerstört gezielt gute Projekte vor Ort.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Nicht nachvollziehbar ist, warum der Kanzler bisher so 

tut, als ginge ihn das alles gar nichts an. Wir fordern ihn 
zum wiederholten Male auf, das Thema Migration end-
lich zur Chefsache zu machen.

(Gülistan Yüksel [SPD]: Ihr hattet doch 
16 Jahre dafür!)

Und wenn er schon im Kanzleramt keinen Flüchtlings-
koordinator einstellt, dann sollte es zumindest zügig ei-
nen ressortübergreifenden Flüchtlingsgipfel geben, der 
auch etwas zu entscheiden hat. Frau Faeser, die Innen-
ministerin, hat diese Woche getwittert, sie wolle die ir-
reguläre Migration, um die es in unserem Antrag geht, 
begrenzen.

(Zuruf der Abg. [Dr. Alice Weidel [AfD])
Dafür muss sie aber auch etwas tun; Ankündigungen 
alleine reichen nicht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Ampel, stufen Sie 
doch endlich die Maghreb-Staaten und Georgien als si-
chere Herkunftsländer ein. Das hatten wir, die SPD, die 
FDP und die Union, 2019 im Bundestag beschlossen. 
Wer das blockiert, das sind die Grünen im Bundesrat.

(Beifall bei der CDU/CSU – Filiz Polat 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ja, aber wa-
rum denn? – Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Zu Recht!)

Die Innenministerin verlängert zu Recht die stationären 
Grenzkontrollen an der bayerisch-österreichischen Gren-
ze. Aber es macht keinen Sinn, dass sie Kontrollen an der 
deutsch-tschechischen Grenze ausschließt.

(Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Weil die doch völkerrechtswidrig sind! 
Das ist die Rechtsbeugung von Ihrem Amts-
vorgänger!)

Denn über diesen Weg finden aktuell die meisten illega-
len Einreisen statt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Ampel, Grenz-
kontrollen sind auch ein Stoppsignal an Schlepper und 
Schleuser, und das Schlepper- und Schleuserwesen ist 
das, was in den letzten Monaten wieder gravierend zu-
genommen hat.

(Beifall bei der CDU/CSU – Norbert 
Kleinwächter [AfD]: Wo waren denn die 
Grenzkontrollen unter Angela Merkel?)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Ampel, Er-
dogan hat angedroht, er wolle 1 Million Menschen – 
1 Million syrische Flüchtlinge, 4 Millionen sind noch in 
der Türkei – abschieben. Seit Monaten weisen wir darauf 
hin, dass durch die Bundesregierung endlich sicher-
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gestellt werden muss, dass die EU-Türkei-Erklärung gilt. 
Handeln Sie hier endlich! Hören Sie auf, falsche Signale 
in die Welt zu senden! Wir wollen helfen. Wir helfen, 
aber auch unsere Mittel in Deutschland sind nicht unend-
lich. Was wir brauchen, ist eine Politik mit Herz, Verstand 
und Ordnung.

(Gülistan Yüksel [SPD]: Die haben wir ja 
auch! – Norbert Kleinwächter [AfD]: Die ha-
ben Sie von der CDU aufgegeben!)

Und dazu gehört, dass Sie endlich handeln!
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die SPD-Fraktion Hakan Demir.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Hakan Demir (SPD):
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Versprechen zeichnen sich dadurch aus, dass 
man sie einhält, auch dann, wenn sich die Umstände 
geändert haben. Mit Versprechen meine ich – das habe 
ich auch gestern gesagt –: Wir haben ein Grundgesetz, 
wir haben ein Asylrecht, wir haben internationales Recht, 
in dem steht, dass das Recht auf Asyl gilt. Das ist ein 
Versprechen, das wir als Land gegeben haben. Die Um-
stände haben sich erschwert, zugegeben. Aber dann sa-
gen wir doch nicht: „Das Recht muss jetzt eingeschränkt 
werden“, sondern wir sagen, dass wir die Umstände än-
dern müssen, und das macht auch unsere Innenministerin 
Nancy Faeser.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

In Ihrem Antrag fordern Sie, dass es keine weiteren 
Aufnahmeprogramme geben soll. Wir haben ja beide in 
der Großen Koalition entschieden, dass unsere Soldatin-
nen und Soldaten und unsere Organisationen in Afgha-
nistan eingesetzt sind und dort helfen und unterstützen. 
Wir waren jetzt 20 Jahre dort. Menschen haben uns unter-
stützt. Wir haben gemeinsame Werte. Diese Menschen 
sind jetzt in Gefahr, und einige von ihnen sind leider 
schon getötet worden. Jetzt kann man sich doch nicht 
hierhinstellen und sagen: „Diese Aufnahmeprogramme 
sind nicht gut, die sollten wir nicht weiterführen“, son-
dern wir haben da eine Verantwortung gegenüber den 
Menschen, die uns die letzten 20 Jahre unterstützt haben, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Sie fordern in Ihrem Antrag, Vorhaben aufzugeben, die 
angeblich – ich zitiere – „Anreize zu verstärkter illegaler 
Einreise auslösen können“.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
AfD-Sprech!)

Um das auch einmal zu beenden: Mit diesen Pull-Fak-
toren, auf die Sie hinweisen, sind Sie wissenschaftlich 
gesehen noch in den 60er-, 70er-Jahren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf 
von der CDU/CSU: Das ist doch Unsinn!)

Ich will es kurz machen; wir sind ja in einer Argumenta-
tion: Wenn Sie recht hätten, wären alle ukrainischen Ge-
flüchteten oder andere direkt nach Deutschland gekom-
men; aber die meisten sind in Polen.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Die waren froh, 
dass keine Raketen auf sie niedergingen!)

Wenn Sie recht hätten, wären nicht 4 Millionen syrische 
Geflüchtete in der Türkei geblieben, sondern alle wären 
weitergezogen. Wenn Sie recht hätten, wenn die Theorie 
der Pull-Faktoren stimmen würde, wären viel mehr Men-
schen in dieser Welt in Bewegung.

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Oje!)
Was eigentlich stimmt, ist, dass die Menschen vor Krieg 
und Gewalt fliehen. Das ist die Wahrheit.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Norbert 
Kleinwächter [AfD]: Nicht alle!)

Wenn wir schon dabei sind, komme ich zu dem, was 
Sie ja auch gestern gesagt haben. Sie sprechen immer von 
Schutzquoten. Sie sprechen von einer Schutzquote von 
40 Prozent. – Sie verschweigen aber, dass es eine berei-
nigte Gesamtschutzquote gibt, Herr Seif. Bei dieser be-
reinigten Gesamtschutzquote rechnen Sie nämlich alle 
Zahlen von Fällen raus, die sich formal klären lassen; 
also über ein Drittel davon entscheidet das BAMF gar 
nicht. Wenn Sie diese Zahl rausrechnen, dann ergibt sich, 
wenn Sie sich das letzte Jahr angucken, bei den Men-
schen eine bereinigte Schutzquote von etwa 70 Prozent.

Jetzt können wir uns natürlich darüber streiten und 
sagen: Ja, 30 Prozent sind doch zu viel. – Aber es ist 
eine Unwahrheit, einfach zu sagen, dass 60 Prozent der 
Menschen kein Recht haben, hier zu sein.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Andrea 
Lindholz [CDU/CSU]: Das ist irreguläre Mi-
gration! Die kommen über sichere Drittstaa-
ten!)

Kommen wir zur irregulären Migration; Sie haben das 
Stichwort gerade dazwischengerufen. Wenn ein Mensch 
nach Deutschland kommt und sagt, er möchte Asyl be-
antragen – da komme ich auch wieder zu dem Punkt 
„Rechtsstaat“, der ja Ihnen und auch uns wichtig ist –, 
dann prüft man diesen Asylantrag. Das macht man ein-
fach. Das ist internationales Recht, das ist unser Recht. 
Das tun wir, und das ist auch gut so.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Das stellt ja 
keiner infrage! Darum geht es gar nicht!)

Ein Beispiel dafür, was Ihre unionsgeführten Länder 
gerade nicht so gut machen, ist der Fall des 41-jährigen 
Reza R., der im Oktober eine Ausbildung im Pflege-
bereich beginnen sollte. Er wurde in Passau unter einem 
falschen Vorwand festgenommen und sollte in den Iran 
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abgeschoben werden, in ein Land, das gerade mit extre-
mer Gewalt gegen Menschen vorgeht, die für Freiheit und 
die Rechte von Frauen einstehen. Nur durch großen öf-
fentlichen Druck wurde diese Abschiebung ausgesetzt.

Für Sie ist vielleicht ein Geduldeter, der in Passau eine 
Ausbildung beginnen möchte, ein Beleg für einen Pull- 
Faktor. Für uns ist diese Person eine Zukunft und ein 
Mehrwert für unseren Arbeitsmarkt.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Deutschland hat ein Versprechen abgegeben – in Form 
unseres Grundgesetzes, in Form von internationalen Ver-
trägen, in Form unseres Asylrechts. Wenn wir davon ab-
rücken, verliert unser ganzes Land an Glaubwürdigkeit. 
Wer sollte uns dann noch glauben? Auch deshalb ist es 
klar für uns: Wir werden nicht vom Recht abrücken, wir 
werden nicht aufgeben, wir werden dort weitermachen.

Danke schön.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die AfD-Fraktion Dr. Bernd 

Baumann.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Bernd Baumann (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die CDU 

legt heute einen Antrag vor. Sie fordert die Regierung 
dringend auf, die neue Migrantenwelle zu stoppen. Es 
kämen zu viele Asylanten über Balkanroute und Mittel-
meer, also aus dem Orient und Afrika. Die CDU verlangt 
zur Abwehr dieser Migranten allen Ernstes nationale 
Grenzkontrollen. Die CDU – nationale Grenzkontrollen? 
Sie waren doch jetzt 16 Jahre an der Macht und haben 
effektive Grenzkontrollen wie der Teufel das Weihwasser 
gescheut und alle unsere Anträge in dieser Sache zurück-
gewiesen.

(Beifall bei der AfD – Thorsten Frei [CDU/ 
CSU]: Was ist mit Österreich?)

Dadurch haben Sie Millionen Menschen aus dem Orient 
und Afrika ermöglicht, unkontrolliert nach Deutschland 
zu kommen. Ihre weltfremde Willkommenskultur hat un-
sere Städte, unsere Dörfer, unsere ganze Heimat im Kern 
verändert.

(Beifall bei der AfD)

Erstens. Sie stellen sich heute hierhin und tun so, als 
hätten Sie mit all dem gar nichts zu tun, als seien Sie eine 
konservative Partei, eine, die unsere Heimat vor illegalen 
Migranten schützen will. Meine Damen und Herren, auf 
der nach oben offenen Heuchlerskala ist das ein neuer 
schmutziger Rekord.

(Beifall bei der AfD)

Als Zweites stellen Sie sich heute hierhin und verlan-
gend dringend Abschiebungen. Ich zitiere aus dem An-
trag – man traut seinen Augen kaum –: Die CDU fordert, 
endlich die „angekündigte Rückführungsoffensive … in 
die Tat umzusetzen“. „Was für eine Dreistigkeit!“, muss 
man schon sagen. 16 Jahre haben Sie als Regierung genau 
das Gegenteil gemacht. Sie haben 16 Jahre an den Hebeln 
der Macht verhindert, dass es zu nennenswerten Abschie-
bungen kam. Das waren Sie und niemand anders.

(Beifall bei der AfD)
Schlimmer noch: Vor jeder Wahl hatte Ihre CDU- 

Kanzlerin ausdrücklich versprochen, dass die Hundert-
tausenden abgelehnter Asylbewerber abgeschoben wer-
den, wenn man nur die CDU wählt. Vor der Bundestags-
wahl 2017 sagte Merkel wörtlich: Das Wichtigste ist 
„Rückführung, Rückführung und nochmals Rückfüh-
rung“. Ein anderes Mal versprach sie – ich zitiere – „eine 
nationale Kraftanstrengung zur Rückführung“. Und was 
geschah danach? Genau das Gegenteil. Sie haben immer 
weniger abgeschoben.

Wenn jemals in der abendländischen Geschichte seit 
der attischen Demokratie vor 2 400 Jahren eine Partei 
mit äußerster Niedertracht zu Werke gegangen ist, dann 
ist das diese CDU in Sachen Abschiebung, Grenzkon-
trolle und vernünftigem Migrationsmanagement sowie 
Millionen Einwanderer.

(Beifall bei der AfD)
Aus dem heutigen CDU-Antrag zur Verschärfung der 

Migrationspolitik lernt man eine ganze Menge über die 
CDU und wie sie derzeit innerlich aufgestellt ist. Rheto-
risch blinkt sie mit reichen Worthülsen oft rechts und 
konservativ, macht dann aber in Wirklichkeit das Gegen-
teil.

Das sieht man auch auf ganz anderen Themenfeldern, 
zum Beispiel auf ihrem letzten Parteitag. Da übernahm 
die CDU glatt den Kern des links-grünen Weltbildes: eine 
Frauenzwangsquote anstatt Gleichberechtigung,

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
wie vernünftige, freiheitliche und konservative Politiker 
das fordern. Will die CDU jetzt Gleichstellung, also 
Zwangsquoten für Frauen in der gesamten Partei? Das 
machen sonst nur Linke und Grüne. Was kommt denn 
als Nächstes, Herr Merz?

(Beifall bei der AfD)
Migrantenquoten in der CDU, LGBT-Quoten und die 
Regenbogenflagge in jedem Dienstzimmer? Womit müs-
sen wir denn rechnen?

Sie hatten doch eine programmatische Erneuerung un-
ter dem angeblich konservativen Parteichef Merz ange-
kündigt. Das Ganze ist doch eine Farce. Die Quittung 
dafür haben Sie gerade bei den Landtagswahlen in Nie-
dersachsen kassiert: das schlechteste Ergebnis aller Zei-
ten. Kein Wunder, der Wähler ist doch nicht doof, der 
merkt das doch.

(Beifall bei der AfD)
Wie man Migrationspolitik mitten in Europa als Staat 

in Europa besser machen kann, zeigt ein Land wie Däne-
mark. Dort hat sogar eine sozialdemokratische Regierung 
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kapiert, wie es geht. Asylverfahren müssen dort künftig 
vom Ausland aus betrieben werden. Der dänische Staat 
schließt dazu Abkommen mit Nachbarstaaten der Her-
kunftsländer. Die Schutzbedürftigkeit wird in rechtlich 
einwandfreien Verfahren geprüft. Zeigen sich echte Asyl-
gründe, werden die Leute im heimatlichen Kulturkreis 
versorgt und sind dort sicher. Für das dänische Staats-
gebiet selbst gilt offiziell das Ziel: null Asyl. Die Regie-
rung schafft so echten Schutz für echte Flüchtlinge, also 
für Menschen, die keine 10 000 Dollar an Schleuser zah-
len können, die sie nach Europa bringen. Und der dä-
nische Sozialstaat bleibt den Armen, den Rentnern und 
bedürftigen Familien in Dänemark vorbehalten. Meine 
Damen und Herren, das ist eine für alle Seiten gute Lö-
sung. Das sollten wir uns in Deutschland zum Vorbild 
nehmen.

(Beifall bei der AfD)

Die Dänen stehen für eine andere, für eine neue Politik. 
Sie haben begriffen, dass es auch kulturelle Gründe sind, 
wenn Integration in Europa kolossal scheitert – vor allem 
dann, wenn größere Zahlen von Einwanderern aus kul-
turell ganz andersartigen Regionen mit ganz fremden 
Frauenbildern, Menschenbildern und Vorstellungen vom 
gemeinsamen Zusammenleben kommen. Selbst ein Sozi-
aldemokrat wie der dänische Integrationsminister be-
kennt das jetzt ganz offen. Er sieht: Überall in Europa 
eskaliert die Situation, und immer sind es die gleichen 
Herkunftsgruppen, die beteiligt sind,

(Zuruf des Abg. Ates Gürpinar [DIE LINKE])

wenn es im Nachbarland Schweden an allen Ecken 
brennt, weil migrantische Banden ganze Städte terrorisie-
ren,

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Unverschämt!)

wenn in Frankreich sogenannte Banlieues brennen, weil 
ganze Generationen von Politikern aus dem linken und 
rechten Lager, obwohl sie mit allen Mitteln alles versucht 
haben, es nicht geschafft haben. Ähnlich geht es in Bel-
gien zu, ähnlich in den Niederlanden, ähnlich in Groß-
britannien und eigentlich auch schon bei uns.

Eine Politik, die solch schmerzliche Erkenntnisse end-
lich aufnimmt und ohne Scheuklappen nach neuen, inno-
vativen Lösungen sucht, ist modern.

(Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Mensch, Herr Baumann, das ist ja selbst 
für Ihre Verhältnisse eine grottige Rede! Echt!)

Die neue Politik in Dänemark und demnächst auch in 
Italien ist deshalb hochmodern.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Migrationspolitik von CDU/CSU, SPD, FDP und 
Grünen ist es nicht. Sie atmet den alten linken, ideologi-
schen Mief der 68er. Damit sind die heutigen Probleme 
nicht zu lösen. Ihre Zeit ist vorbei.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Ates 
Gürpinar [DIE LINKE])

Das zeigen auch die jüngsten Wahlsiege unserer 
Freunde überall in Europa: von Italien im Süden bis hin 
nach Schweden ganz hoch im Norden Europas. Das ist 
die Zukunft. So sieht moderne Politik aus. Dafür steht in 
Deutschland nur die AfD, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen Julian Pahlke.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Julian Pahlke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Demokra-

tinnen und Demokraten! Was heute von der Union wieder 
zur Debatte gestellt wird, ist der grundsätzliche und un-
veräußerliche Schutz von Menschen auf der Flucht. Ich 
will meine vier Minuten dafür nutzen, um mit ein paar 
Ihrer alternativen Fakten aufzuräumen.

Zuerst das Ausspielen von Menschen auf der Flucht. 
Wenn Menschen fliehen, dann tun sie das aus Not, aus 
Verzweiflung. Niemand aber verlässt freiwillig seine 
Heimat und begibt sich auf eine lebensgefährliche Flucht. 
Diese Menschen haben erst einmal das Recht, einen 
Asylantrag zu stellen, ob in Deutschland oder anderswo 
in Europa. Das ist keine Utopie. Das ist – es wird Sie 
überraschen – europäisches Recht.

Sie aber spielen Geflüchtete gegeneinander aus. Sie 
unterteilen in gute und schlechte Geflüchtete, gerade so, 
wie es Ihnen passt. Das Recht auf einen Asylantrag kennt 
kein Gut und kein Schlecht.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Das Recht auf Asyl kennt nur das Individuum. Egal ob 
jemand vor den Bomben in der Ukraine oder den Bomben 
in Syrien flieht: Dieses Grundrecht ist ein zentrales Ver-
mächtnis aus der Nazizeit.

Und der Begriff „Sozialtourismus“ ist zu Recht Un-
wort des Jahres 2013 geworden und wurde zuletzt von 
russischen Propagandamedien kommuniziert – und eben 
von Ihnen, Herr Merz, dem Parteivorsitzenden der größ-
ten Oppositionsfraktion.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Zuhören hilft!)

Wer bei uns Schutz sucht, ist kein Sozialtourist, sondern 
ein Mensch mit Ängsten auf der Suche nach Sicherheit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP und der Abg. Kathrin Vogler [DIE 
LINKE])

Zweitens. Es ist oft die Rede von der sogenannten 
„illegalen Einwanderung“. Wenn aber kaum legale 
Wege zur Flucht und Migration bereitgestellt werden, 
dann sind Menschen gezwungen, auf anderen Wegen 
Sicherheit zu suchen. Die häufigsten Asylanträge von 
denjenigen, die nach Ihrer Definition illegal eingereist 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 60. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 13. Oktober 2022                              6658 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Dr. Bernd Baumann 



sind, stammen übrigens aus Syrien, Afghanistan und dem 
Irak. Sie würden diesen Menschen am liebsten die Tür 
vor der Nase zuschlagen und ihnen genau dieses Recht 
nehmen.

Sie suggerieren mit der Konstruktion einer „illegalen 
Einreise“, dass legale Wege bestehen würden, dass diese 
Menschen also anderswo Schutz suchen könnten. Diese 
Wege gibt es quasi nicht. Das ist ein Problem, das über 
die Bundesrepublik hinausgeht; denn Flucht ist längst 
eine globale Realität. Kriege und Konflikte sind eine 
globale Realität. Diese Realität werden auch Sie nicht 
ändern können. Stattdessen braucht es sichere und legale 
Wege zur Einreise, damit auch Menschen, die vor den 
Bomben in Syrien fliehen, einen sicheren Ort finden 
und lebend das europäische Festland erreichen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Denn auch für sie gilt das europäische Asylrecht.
Zum Dritten. Es ist gerade ständig die Rede vom so-

genannten Pull-Faktor. Also, mal im Ernst: Der Pull-Fak-
tor ist ein Konzept der Migrationsforschung aus den 
60ern. Das ist ungefähr der Zeitpunkt, wo Sie als Union 
inhaltlich stehen geblieben sind.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Der Pull-Faktor ist eines Ihrer Konstrukte, mit dem Sie 
lediglich versuchen, die Flucht eines Menschen als ille-
gitim erscheinen zu lassen, weil Sie diesen Menschen 
allein wegen seiner Herkunft ablehnen. Diese Theorie 
vom Pull-Faktor ist falsch, und sie ist Teil der Hetze 
gegen Schutzsuchende.

(Thomas Ehrhorn [AfD]: Warum „Hetze“?)

Den Pull-Faktor gibt es nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Alexander 
Throm [CDU/CSU]: Größter anzunehmender 
Unsinn!)

Kein Mensch verlässt seine Familie, seine Heimat oder 
den Ort, dessen Sprache er spricht und wo er sich aus-
kennt, wegen ein bisschen Sozialhilfe.

(Thomas Ehrhorn [AfD]: „Ein bisschen“!)

Die meisten Ukrainer/-innen sind deshalb auch nicht in 
Deutschland, sondern in Polen – nicht weil man da eine 
so üppige finanzielle Unterstützung bekommt,

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Weltfremd, was 
Sie da verbreiten! Weltfremd!)

sondern weil es dort eine große Diaspora gibt, weil das 
Land direkter Nachbar der Ukraine ist. Mit diesem ge-
fährlichen Gerede gewinnen Sie keine Stimmen. Mit die-
sem gefährlichen Gerede verlieren Sie in Niedersachsen 
Wahlen. Das haben wir am letzten Sonntag Gott sei Dank 
gesehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Thorsten Frei [CDU/CSU]: Das ist 
Schwachsinn, was Sie da erzählen!)

Wenn wir über das Ausspielen von Menschen auf der 
Flucht reden, von vermeintlich illegaler Migration

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: „Vermeintlich“!)

oder vom vermeintlichen Pull-Effekt: Bei all dem, Herr 
Frei, geht es am Ende des Tages um Menschen – um 
Menschen, die vor einigen Monaten noch in den Kellern 
von Charkiw gesessen haben, die von den Taliban ver-
folgt werden, oder Menschen, die ihr Leben auf der 
Flucht riskieren.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Die sich an 
Schleuserbanden verkauft haben! So ist die 
Tatsache!)

Das sind keine Dinge, das sind keine Waffen, und das 
sind keine Gefahrengüter, Herr Frei. Das sind Menschen!

Danke schön.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Thomas Ehrhorn [AfD]: Wie viele Men-
schen haben Sie denn zu Hause aufgenommen 
bei sich? – Weiterer Zuruf von der AfD: Mittel-
meerschleuser!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächste Rednerin: für die Fraktion Die Linke Gökay 

Akbulut.

(Beifall bei der LINKEN)

Gökay Akbulut (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die plötzliche humanitäre Aufmerksamkeit 
der Union gegenüber Geflüchteten aus der Ukraine war 
erfreulich, aber leider nur von kurzer Dauer. Mit ihrem 
Antrag, den wir heute hier diskutieren, zeigt die Union, 
dass sie wieder zu ihrer „Das Boot ist voll“-Rhetorik 
zurückkehrt ist. Wir benötigen gerade dieser Tage drin-
gend Solidarität gegenüber Menschen, die vor Krieg flie-
hen mussten, und keine Profilierungsversuche auf dem 
Rücken von Geflüchteten.

(Beifall bei der LINKEN)

Ihre Aussage, Herr Merz, zum angeblichen Sozialtou-
rismus der ukrainischen Kriegsflüchtlinge war quasi das 
Startsignal. Es geht bei der Union wieder mit dem Fi-
schen am rechten Rand los. Ohne jede Prüfung der Fak-
tenlage verbreiten Sie, Herr Merz, diese Behauptungen 
aus prorussischen Kanälen. Das ist schäbig und ein 
Schlag ins Gesicht der Menschen, die vor dem Krieg in 
der Ukraine fliehen mussten.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Nach einer halbherzigen Entschuldigung haben Sie, 
Herr Merz, ein paar Tage später nachgelegt. Die aktuelle 
Regierung, so behaupten Sie, würde Tür und Tor für eine 
ungeregelte Einwanderungspolitik öffnen. In die gleiche 
Richtung geht auch heute dieser Antrag. Er stellt es so 
dar, als ob in Deutschland Anreize für illegale Migration 
geschaffen würden. Die Behauptung, das deutsche Sozi-
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alsystem sei ein Pull-Faktor, ist nachweislich falsch. Sie 
ist geradezu grotesk angesichts der zahlreichen schreck-
lichen Kriege, die Menschen zur Flucht zwingen.

(Beifall bei der LINKEN)
Niemand, Herr Merz, verlässt freiwillig seine Heimat, 

um hier in Deutschland in einer Massenunterkunft zu 
wohnen und Leistungen zu beziehen, die unter dem 
Hartz-IV-Niveau liegen, und wie ein Mensch zweiter 
Klasse behandelt zu werden.

(Beifall bei der LINKEN)
Aber schauen wir doch mal auf die Faktenlage. Ja, die 

Aufnahme und die Betreuung der Geflüchteten sind eine 
große Herausforderung für die Kommunen. Deshalb 
muss die Bundesregierung Städte und Gemeinden in 
viel größerem Umfang unterstützen als jetzt.

(Beifall bei der LINKEN)
Tatsache ist auch, dass 1 Million Flüchtlinge aus der 

Ukraine Schutz in Deutschland erhalten haben. Daneben 
wurden dieses Jahr bislang rund 150 000 Asylanträge ge-
stellt. 20 Prozent dieser Anträge stammen von hier gebo-
renen Kindern, die nicht zugewandert sind. Die Asyl-
zuwanderung, über welche Route auch immer, ist also 
nicht der Grund, weshalb die Unterbringungskapazitäten 
in einigen Regionen erschöpft sind. Das Problem liegt in 
der fatalen Wohnungspolitik, die ja dem Markt komplett 
unterworfen ist. Es kann nicht sein, dass Menschen hier 
gegeneinander ausgespielt werden.

Auf einen weiteren Punkt Ihres Antrages möchte ich 
noch eingehen. Sie sprechen auf der einen Seite von den 
ukrainischen Geflüchteten, denen Ihre volle Solidarität 
gelte, und auf der anderen Seite von Personen, die einen 
Asylantrag stellen. Diese Gegenüberstellung von guten 
und schlechten Flüchtlingen können und werden wir 
nicht akzeptieren. Wir lehnen die Zweiklassenflücht-
lingspolitik ab.

(Beifall bei der LINKEN)
Wir als Linke unterscheiden nicht, ob jemand vor den 
Bomben Putins fliehen muss oder vor den chemischen 
Waffen eines Erdogan. Wer fliehen muss, egal woher, 
verdient Schutz und Aufnahme. Unsere Solidarität ist 
hier unteilbar. Wir setzen uns für entrechtete Menschen 
an den europäischen Grenzen ein.

(Beifall bei der LINKEN)
Die Union macht mit falschen Behauptungen erneut 

Stimmung gegen Geflüchtete, um wieder Wählerinnen 
und Wähler am rechten Rand abzugreifen. Das wird ihr 
aber kaum gelingen. Wer Rassisten nach dem Mund re-
det, macht sie nur noch stärker.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Julian Pahlke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Kathrin 
Vogler [DIE LINKE]: So ist das!)

Was wir heute, in diesen schwierigen Zeiten, brauchen, 
sind demokratische Parteien, die eine klare Kante gegen 
rechts zeigen, und keine Union, die in braunen Gewäs-
sern fischt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Götz Frömming 
[AfD]: So ein Quatsch!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die FDP-Fraktion Stephan 

Thomae.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Vizepräsidentin Aydan Özoğuz über-
nimmt den Vorsitz)

Stephan Thomae (FDP):
Sehr geehrte Frauen Präsidentinnen! Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Die Union legt uns heute einen Antrag mit dem Titel 
„Migrationspolitischen Sonderweg in Europa sofort be-
enden“ vor, und ich überlege mir: Was will uns die Union 
damit eigentlich sagen? Den migrationspolitischen Son-
derweg Deutschlands hat der Wähler vor einem Jahr be-
endet, als er die Union in die Opposition gesandt hat.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des Abg. Marcel Emmerich 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Seither kann niemand mehr davon sprechen, dass es eine 
Herrschaft des Unrechts oder dergleichen in Deutschland 
gebe.

Ich will an ein paar Beispielen widerlegen, dass wir 
einen Sonderweg gehen, und zeigen, dass wir vielmehr 
Dinge planen, die sinnvoll, richtig und nützlich sind.

Wir wollen erstens statt irregulärer, illegaler Migration 
insbesondere Wege zu regulärer und legaler Migration 
eröffnen, weil wir doch auch auf dem Arbeitsmarkt Men-
schen brauchen, die etwas zum Gelingen unserer Gesell-
schaft beitragen. Deswegen brauchen wir Möglichkeiten, 
wie Menschen legal ins Land kommen können. Dazu 
schaffen wir die Chancenkarte, dazu verbessern wir die 
Bluecard, damit nicht nur Menschen mit hoher Qualifi-
kation, mit akademischer Ausbildung nach Deutschland 
kommen können, sondern auch ganz einfache Arbeits-
kräfte,

(Josef Oster [CDU/CSU]: Alle!)
die bei uns arbeiten können, die sich bei uns ausbilden 
lassen können. Daran fehlt es doch bei uns.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Angelika 
Glöckner [SPD] und Katrin Göring-Eckardt 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Das ist zugleich ein Punkt, der das reduziert, was Sie 
Pull-Effekt oder falschen Anreiz nennen. Denn wer wird 
noch viel Geld an Schlepper und Schleuser bezahlen, 
Leben, Leib, Gesundheit, Freiheit in der Wüste oder auf 
dem Meer aufs Spiel setzen, wenn es einen ganz ein-
fachen legalen Weg gibt, in Deutschland zu arbeiten 
und hier eine Ausbildung zu absolvieren?

(Detlef Seif [CDU/CSU]: Aber nicht für alle!)
Ein zweiter Punkt: das Thema Chancen-Aufenthalt, 

von dem Sie auch immer sagen: Das löst Pull-Effekte 
aus und schafft falsche Anreize. – Worum geht es denn 
eigentlich? 2015 und 2016 kamen ganz viele Menschen 
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nach Deutschland, von den ganz, ganz viele immer noch 
hier sind. Sie sind seit sechs oder sieben Jahren bei uns 
geduldet und können keine echte Perspektive entwickeln.

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Das stimmt 
nicht, Herr Thomae!)

Die Kinder sprechen zum Teil besser Deutsch als die 
Sprache ihrer Eltern und Großeltern.

Jetzt sagen Sie: Ja, gut, aber wenn wir diesen Chancen- 
Aufenthalt schaffen, legalisieren wir doch einen illegalen 
Status, schaffen wir Pull-Effekte und setzen falsche An-
reize für Sozialtourismus. – Aber worum geht es eigent-
lich? Wir wollen mal herausfiltern, ob da nicht Potenziale 
für uns alle drinstecken. Es geht um pragmatische Lösun-
gen, um diesen Zustand zu beenden. Wenn wir schon 
genau wissen: „Dieser Zustand wird sich nicht so schnell 
beenden lassen“, überlegen wir doch, wie wir das kon-
struktiv ummünzen können. Darum geht es uns, nämlich 
einen Sachverhalt abzuschließen, der sich in der Vergan-
genheit zugetragen hat. Deswegen ist unser Vorschlag 
auch stichtagsbezogen. Das löst keine falschen Anreize 
für die Zukunft mehr aus.

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Natürlich!)
Wir wollen Dinge, die in der Vergangenheit, in Ihrer 
Regierungszeit, falsch gelaufen sind, endlich einmal lö-
sen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Das ist es doch, worum es uns geht.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Für die Zukunft planen wir etwas anderes – siehe oben –: 
Chancenkarte, verbesserte Bluecard. Wir wollen Dinge 
aus der Vergangenheit abarbeiten, aufräumen, was noch 
ungelöst herumliegt.

Ein dritter Punkt – auch hier frage ich mich: wo ist da 
der Sonderweg? – ist die Verfahrensbeschleunigung. Wir 
wollen schneller Klarheit schaffen. Auch das ist in der 
Vergangenheit nie oder jedenfalls nie gut gelungen. Da ist 
auch von Ihrer Seite von „Anti-Abschiebe-Industrie“ ge-
sprochen worden, obwohl einfach der Rechtsweg aus-
geschöpft worden ist. Was uns gelingen muss, ist, den 
Rechtsweg zu beschleunigen, ohne Rechte zu beschnei-
den. Und das ist keine leichte Aufgabe; das wissen Sie 
doch auch.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Geben Sie uns – Sie haben es in eineinhalb Wahlperioden 
nicht geschafft – doch mal eineinhalb Jahre Zeit, um 
diese schwierige Aufgabe zu lösen, meine Damen und 
Herren. Das ist doch kein Sonderweg, den wir beschrei-
ten.

Das vierte Beispiel, das ich ansprechen will, ist das 
Thema „Rückführungen und Abschiebungen“. Da gibt 
es zurzeit ein ganz schwieriges Beispiel, bei dem sich 
die Frage stellt, wie wir damit umgehen wollen, nämlich 
das Beispiel Iran. Da bekommen wir täglich dramatische 
Bilder, da herrscht eine unsichere, labile Lage. Viele Län-

der haben schon Abschiebestopps verhängt. Die Innen-
ministerin hat zu Recht, wie ich finde, gesagt, dass aller-
dings Straftäter und Gefährder von diesen 
Abschiebestopps nicht umfasst sein sollten. Das ist im-
mer ein kritischer Punkt. Ich halte das für legitim; denn 
ob jemand Straftäter oder Gefährder ist, hat man selbst in 
der Hand. Man kann es auch einfach bleiben lassen. Des-
wegen finde ich: Wenn jemand Straftaten begeht oder 
Anschläge plant, dann kalkuliert er irgendwie auch mit 
ein, dass wir bei unserem Nein konsequent sind und ihn 
abschieben. Das ist die Konsequenz.

(Beifall bei der FDP)

Da frage ich Sie: Wo ist denn da der Sonderweg, den Sie 
beklagen?

Als Fazit: Nein, wir beschreiten keinen Sonderweg, 
sondern wir versuchen, Dinge, die in der Vergangenheit 
nicht gut gelaufen sind, besser zu machen, einen Paradig-
menwechsel hinzubekommen. Das ist kein Sonderweg, 
sondern es sind viele nützliche und gute Dinge, die wir 
planen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich wünsche einen 

guten Vormittag und fahre gleich in der Rednerliste fort. 
Als Nächstes erhält das Wort Alexander Throm für die 
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Alexander Throm (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Es ist absehbar: Dieses Jahr wird das Jahr mit 
der höchsten Fluchtzuwanderung in der Geschichte der 
Bundesrepublik Deutschland sein. Das, was ich hier von 
der Ampel dazu höre, wie Sie mit dieser großen Heraus-
forderung umgehen wollen, ist völlig unangemessen, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Geschuldet ist das natürlich vor allem dem unsäglichen 
Angriffskrieg von Russland gegen die Ukraine. Die 
ukrainischen Flüchtlinge haben unsere volle Solidarität; 
daran gibt es keinen Zweifel.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Stephan Thomae [FDP])

Aber bis heute sind auch 150 000 Menschen irregulär 
über die Grenze gekommen, insbesondere aus Südost-
europa; es werden 200 000 in diesem Jahr sein. Wir haben 
davor gewarnt. Die Ampel hat die Lage unterschätzt. 
Noch in diesem Frühjahr hat die Innenministerin sich 
für zusätzliche Aufnahmeprogramme auf europäischer 
Ebene von der Koalition der Willigen feiern lassen. Jetzt 
hat sie getwittert – ich habe es gestern schon im Innen-
ausschuss verraten: ich habe erstmals einen Tweet der 
Innenministerin gelikt –, dass sie illegale Einreisen stop-
pen will. Wunderbar! Das ist eine Selbstverständlichkeit.
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Das hat allerdings einen kleinen Shitstorm ausgelöst. 
Das haben wir heute auch bei den Grünen, bei der SPD 
und bei den Jusos gemerkt, die genau dies so nicht wol-
len.

(Marcel Emmerich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie können auch mal was bei uns li-
ken! – Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ich mache auch ganz gute Tweets, 
Herr Throm! Die kann man liken!)

Das zeigt doch, dass Sie ein Problem damit haben, was 
Sie in der Ampelkoalition tatsächlich wollen, Herr Kol-
lege Thomae. Das zeigt auch den deutschen Sonderweg 
der Ampelkoalition, den Sie in der Migrationspolitik in 
Europa fahren. Sie wollen diesen Paradigmenwechsel,

(Zuruf der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Sie wollen Anreize schaffen, Sie wollen weitere Öffnun-
gen, Sie wollen weitere Zuwanderung. Und das löst in der 
Tat Pull-Effekte aus.

(Widerspruch des Abg. Stephan Thomae 
[FDP])

Es ist nicht nur das Chancen-Aufenthaltsrecht, es sind 
nicht nur Kettenduldungen. Da sagen Sie die Unwahrheit; 
da führen Sie die Leute in die Irre.

(Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Herr Throm, zeigen Sie mir doch mal 
einen wissenschaftlichen Beleg für den Pull- 
Effekt! Zeigen Sie mir eine Studie! Können 
Sie nicht!)

Auch ein Gestatteter, der noch im Asylverfahren ist, 
kann, wenn er seit fünf Jahren hier ist, Ihr Chancen-Auf-
enthaltsrecht in Anspruch nehmen.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Genau! – Zu-
ruf der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Sie schaffen dieses Recht nur, weil Sie damit Personen 
mit ungeklärter Identität die Brücke in ein Daueraufent-
haltsrecht bauen wollen.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Genau! So ist 
es!)

Alle anderen Geduldeten brauchen diese Brücke nicht; da 
gibt es schon andere Lösungen.

Und was noch viel schlimmer ist: Bei Ihnen gelten als 
Jugendliche zukünftig Personen bis 27 Jahre, jedenfalls 
wenn sie Ausländer sind. Sie wollen allen, die maximal 
27 Jahre alt sind und länger als drei Jahre hier sind, 
zukünftig ein Daueraufenthaltsrecht verschaffen. Wenn 
das kein Anreiz in der Welt ist, dann weiß ich es auch 
nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Leif-Erik Holm [AfD] – Zuruf des Abg. 
Stephan Thomae [FDP])

Nein, Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen der Ampel, 
sind – –

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage aus der 

SPD-Fraktion, von Herrn Demir?

Alexander Throm (CDU/CSU):
Ja, jederzeit, gerne. – Das gibt mir die Gelegenheit, 

auch noch auf das zu antworten, was Sie, Herr Demir, 
gerade vorhin gesagt haben.

Hakan Demir (SPD):
Darum geht es ja auch, Herr Throm. – Danke schön, 

dass Sie das zulassen.

Alexander Throm (CDU/CSU):
Immer.

Hakan Demir (SPD):
Zwei Fragen. Zum Ersten: Solidarität mit den ukrai-

nischen Geflüchteten. Das finde ich sehr gut, und das ist 
auch selbstverständlich. Ich frage mich nur: Warum gibt 
es bei Ihnen nicht auch Solidarität mit anderen Geflüch-
teten aus anderen Ländern,

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

die, wenn sie hierhinkommen, wahrscheinlich auch eine 
Anerkennung bekommen? Also, ich frage Sie das ganz 
offen.

Die zweite Frage betrifft wieder das Chancen-Aufent-
haltsrecht; wir hatten die Diskussion mit Herrn Seif ges-
tern auch. Sie haben gerade behauptet, dass bei den Men-
schen, die jetzt das Bleiberecht bekommen, die Identität 
nicht geklärt sei usw. Das Chancen-Aufenthaltsrecht für 
dieses eine Jahr ist ja dafür da, dass die Identität dieser 
Personen innerhalb dieser Zeit geklärt wird. Wenn das 
gemacht worden ist, dann kriegen sie eine Chance.

Warum möchten Sie diesen Menschen keine Chance 
geben, vor allem im Kontext des Fachkräfteeinwan-
derungsgesetzes? Darin sind wir uns ja einig; auch Sie 
möchten Menschen in diesem Land haben, die den Fach-
kräftemangel minimieren. Warum nicht zusätzlich mit 
diesen Menschen?

Danke schön.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Alexander Throm (CDU/CSU):
Also, das sind drei Fragen, Frau Präsidentin. Ich brau-

che entsprechend Zeit, darauf antworten zu können.
Zunächst zu der Frage der Solidarität. Sie haben vorhin 

in Ihrer Rede auf das Recht auf Asyl abgehoben. Das 
stellt auch überhaupt niemand infrage. Aber geltendes 
europäisches Recht ist eben auch, dass es keinen An-
spruch darauf gibt, sich auszusuchen, in welches Land 
man geht. Man hat kein Recht auf freie Durchreise!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)
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Und die Menschen, die nach Deutschland kommen, kom-
men aus sicheren Drittstaaten. Deswegen fordern wir, 
dass wir genau dieses Recht zukünftig durchsetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Thomas Ehrhorn 
[AfD]: Das ist echt witzig!)

Zweiter Punkt: Chancen-Aufenthaltsrecht. Alle Gedul-
deten – mit Ausnahme derjenigen mit ungeklärter Iden-
tität – haben nach aktuell geltendem Recht die Möglich-
keit, nach sechs bzw. acht Jahren das Recht auf 
Daueraufenthalt zu erwirken, wenn sie die entsprechen-
den Voraussetzungen erfüllen. Es gibt eine einzige 
Gruppe von Geduldeten, die diese Möglichkeit nicht ha-
ben: Das sind diejenigen mit einer ungeklärten Identität. – 
Unser Staat hat bisher immer unisono über alle demokra-
tischen Fraktionen hinweg gesagt:

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: „Demokratische 
Fraktionen“! Das fällt euch noch auf die Füße!)

Wir wollen wissen, wer bei uns in Deutschland lebt. Dies 
ist auch eine Frage der inneren Sicherheit.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ihr Chancen-Aufenthaltsrecht ist nur notwendig, um 

dieser Personengruppe abzuhelfen und ihr die Möglich-
keit zu geben, in diesem Jahr ihre Identität zu offenbaren.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Genau!)
Das machen sie bisher nämlich deshalb nicht, weil sie 
dann abgeschoben werden würden.

(Zuruf der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Die Wahrheit ist: Ihr Chancen-Aufenthaltsrecht ist Ihre 
Rückführungsoffensive.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Ja, genau! – 
Zuruf der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Sie bereinigen damit die Abschiebestatistik. Aber Sie 
schaffen keine gerechten Lösungen für diejenigen, die 
unser Land eigentlich verlassen müssen, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Leif-Erik Holm [AfD])

Jetzt zur dritten Frage zu dem Thema der Fachkräfte.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Aber bitte ganz kurz.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Er hat drei 
Fragen gestellt! Er kriegt auch drei Antworten! 
Das ist so! Ob es gefällt oder nicht gefällt!)

Alexander Throm (CDU/CSU):
Diejenigen, die das Chancen-Aufenthaltsrecht nutzen 

sollen, sind keine Fachkräfte. Sie müssen ihren Lebens-
unterhalt auch nicht vollständig sichern, sondern nur 
überwiegend. Deswegen ist es nicht richtig, Un- und 
Minderqualifizierten einen legalen Weg nach Deutsch-
land zu geben. Auch dass die FDP beispielsweise die 
Balkanregel auf Maghreb, Indien, Nigeria und Gambia 

ausweiten will, ist, liebe Kolleginnen und Kollegen der 
Ampel, in der Tat der falsche Weg.

(Beifall bei der CDU/CSU – Julian Pahlke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Herr Throm, 
können Sie eigentlich den Unterschied erklären 
zwischen Fluchtmigration und Fachkräfteein-
wanderung? – Zuruf des Abg. Konstantin 
Kuhle [FDP])

Diese Bundesregierung ist auf europäischer Ebene der 
migrationspolitische Geisterfahrer.

(Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie haben so unfassbar wenig Ahnung! 
Das ist immer wieder beeindruckend! – Gegen-
ruf der Abg. Nina Warken [CDU/CSU]: Das 
sagen Sie mit Ihrer „langjährigen Erfahrung“ 
hier? Ich glaube, Sie haben hier die wenigste 
Ahnung!)

Alle europäischen Länder begrenzen mit nationalen Maß-
nahmen illegale Migration, soweit dies möglich ist. Ein-
zig Deutschland unter der Ampelregierung geht genau 
den entgegengesetzten Weg und öffnet und liberalisiert 
und schafft zusätzliche Anreize, nach Deutschland zu 
kommen im Rahmen von Fluchtmigration. Dies ist 
falsch. Das schadet am Ende unserer Gesellschaft, und 
das schadet auch der Anerkennung für die Menschen, die 
hier tatsächlich unseren Schutz nötig haben.

Kein Land in Europa folgt Ihnen. Alle sind dankbar, 
dass Deutschland diese Lasten, die Sie offensichtlich be-
reit sind auf sich zu nehmen, für die europäischen Länder 
übernimmt. Unsere Forderung ist: Hören Sie mit diesem 
Irrweg auf, und kehren Sie um, liebe Kolleginnen und 
Kollegen!

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Das Wort erhält Gülistan Yüksel für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Gülistan Yüksel (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer 
auf den Tribünen! Gestern Abend sprach ich von diesem 
Rednerpult zu einem populistischen Antrag der AfD. 
Heute debattieren wir erneut zur Migrationspolitik – 
man merkt den Unterschied kaum –, aber diesmal zu 
einem Antrag der CDU/CSU.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Das ist ein 
Riesenunterschied! Immer die gleiche Masche, 
aber auf die Masche lassen wir uns nicht ein!)

Sehr geehrter Herr Merz, eines vorweg: Zuletzt haben 
Sie versucht, sich auf dem Rücken der Schwächsten zu 
profilieren. Anders ist nicht zu erklären, dass Sie Ge-
flüchtete aus der Ukraine kurz vor der Niedersachsen-
wahl des „Sozialtourismus“ bezichtigen. So verhalten 
sich nur Populisten und Hetzer, die die Gesellschaft spal-
ten wollen.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Union, „wenn 
meine Wortwahl als verletzend empfunden wird, dann 
bitte ich dafür in aller Form um Entschuldigung“. Genau 
mit diesen Worten hat der CDU-Vorsitzende versucht, 
sich wieder vom Unwort des „Sozialtourismus“ zu dis-
tanzieren. Merken Sie selbst, oder? Das war keine echte 
Entschuldigung. Das war ein Zurückrudern nach einem 
kalkulierten Tabubruch, ganz in rechtspopulistischer Ma-
nier.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wohin ein solcher 
Tabubruch führt, sehen wir am vorliegenden Antrag der 
Union. Während gerade wieder russische Raketen in 
ukrainischen Wohngebieten einschlagen, raunen Merz 
und seine Fraktion von Migrationsplänen, „die Anreize 
zu verstärkter illegaler Einreise auslösen können“. Statt 
konkret zu werden, welche angeblichen Anreize denn da 
gemeint sind, wird unterstellt, dass die Bundesregierung 
illegale Migration befördere. Das Gegenteil ist richtig: 
Wer illegale Migration eindämmen will, muss legale Ein-
wanderungsmöglichkeiten schaffen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Im Koalitionsvertrag haben wir genau das geregelt.
Auch die zweite Forderung im Antrag ist unredlich. 

Ausgerechnet die Union macht sich zum Anwalt der 
Kommunen und fordert „umfassende Hilfe im Rahmen 
der verfügbaren Haushaltsmittel“ – natürlich ohne jegli-
chen Finanzierungsvorschlag. Ist Ihnen denn entgangen, 
dass der Bund 2 Milliarden Euro an Unterstützung bereit-
gestellt hat?

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Kein Geld 
geflossen bis jetzt!)

Drittens fordern Sie eine fortlaufende Kommunikation 
mit Ländern und Kommunen. Darf ich mal fragen, wo Sie 
am Dienstag waren? Da traf sich Bundesinnenministerin 
Faeser mit den kommunalen Spitzenverbänden und Ver-
tretern der Länder zu Gesprächen zur aktuellen Flücht-
lingssituation.

(Nina Warken [CDU/CSU]: Mit welchem Er-
gebnis? – Philipp Amthor [CDU/CSU]: Ohne 
Ergebnis!)

Länder und Kommunen werden monatlich über alle vor-
liegenden Erkenntnisse informiert und eng einbezogen. 
Dazu initiiert sie auch eine gemeinsame digitale Platt-
form,

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Nach acht Mo-
naten schafft man eine Plattform? Ist ja Wahn-
sinn!)

wo sich Fachleute unter anderem über Verbesserungen 
bei der Unterbringung von Geflüchteten austauschen 
können. Und die Ministerin hat auch angekündigt, dass 
wir weitere Bundesimmobilien für Geflüchtete öffnen.

Viertens drängen Sie auf europäische Lösungen. Auch 
das geschieht bereits. Während Ihr Innenminister See-
hofer von Europa immer nur sprach, um eigene Untätig-
keit zu verschleiern, geht unsere Ministerin voran. So 
warb sie schon Anfang des Jahres für eine „Koalition 
der aufnahmebereiten Mitgliedstaaten“, um die Weiter-
entwicklung des europäischen Asylsystems endlich in 
Gang zu bringen. Außerdem haben wir schnell und erst-
malig gemeinsam mit unseren EU-Partnern die Richtlinie 
über den temporären Schutz aktiviert. So haben wir 
Schutzsuchenden europaweit eine schnelle und unbüro-
kratische Aufnahme ermöglicht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, hinter jeder Flucht-
geschichte steckt ein Mensch mit Hoffnungen, Ängsten 
und Nöten. Achten Sie deshalb auf Ihre Wortwahl. Ver-
teidigen Sie mit uns das humanitäre Recht auf Asyl,

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Das bestreitet 
auch niemand! Das stellt auch niemand infra-
ge! Das lassen wir uns auch nicht unterstellen!)

und arbeiten wir gemeinsam an pragmatischen Lösun-
gen!

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Für die Unionsfraktion erhält nunmehr das Wort Josef 

Oster.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Josef Oster (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Frau Yüksel, zu Ihrer Rede gerade: Es 
ist immer problematisch, wenn man dieselbe Rede zu 
verschiedenen Tagesordnungspunkten hält.

(Beifall bei der CDU/CSU – Hakan Demir 
[SPD]: Lässt sich manchmal nicht unterschei-
den! – Gülistan Yüksel [SPD]: Es ist schwer zu 
unterscheiden!)

Ich empfehle Ihnen, unseren Antrag noch mal genau 
durchzulesen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Deutschland leistet 
Großartiges. Rund 1,2 Millionen Menschen haben in den 
vergangen acht Monaten bei uns Schutz und Zuflucht 
gefunden. Das ist eine großartige Leistung gegenüber 
der Ukraine, aber auch gegenüber vielen Menschen, die 
aus anderen Ländern zu uns gekommen sind. Im Durch-
schnitt haben wir rund 5 000 Menschen jeden Tag in 
Deutschland aufgenommen. Eine Leistung – das will 
ich hier betonen –, auf die unser Land stolz sein darf, 
meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)
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Aber es ist eine Leistung, die vor allen Dingen von 
unseren Städten und Gemeinden und von zahllosen Eh-
renamtlichen geschultert wird und wohlgemerkt nicht 
von unserer Bundesregierung.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ihr Beitrag ist dabei höchst überschaubar: kaum Steue-
rung, kaum finanzielle Hilfe. Die Bundesregierung 
scheint die Realität nicht wahrnehmen zu wollen – weder 
in Bezug auf die Situation in unserem Land noch in Be-
zug auf die Situation in Europa.

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, unsere Kom-
munen sind an der Belastungsgrenze. Ich nehme die War-
nungen, insbesondere die unserer kommunalen Spitzen-
verbände, ausgesprochen ernst. Das Ergebnis des Gipfels 
vorgestern bei der Innenministerin ist vor diesem Hinter-
grund ausgesprochen mager. Das Ergebnis, dass rund 
4 000 zusätzliche Unterbringungsmöglichkeiten angebo-
ten werden sollen, entspricht ungefähr dem Tagesbedarf 
im Durchschnitt der letzten Monate. Wäre ich heute noch 
Bürgermeister, käme ich mir veralbert vor.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Und wenn ich hier aus den Regierungsfraktionen so 
manche Äußerung höre, dann frage ich mich: Wann wa-
ren die Kolleginnen und Kollegen aus den Regierungs-
fraktionen zuletzt in ihren Wahlkreisen unterwegs

(Beifall bei der CDU/CSU – Julian Pahlke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Am Wochen-
ende!)

und haben mal mit einem Bürgermeister oder mit einem 
Landrat gesprochen?

(Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Am Samstag! – Zurufe von der SPD)

Oder fahren Sie da gar nicht mehr hin, weil Sie Angst 
haben, Ihr ideologisches Weltbild könnte ins Wanken 
geraten?

(Beifall bei der CDU/CSU)

Blenden Sie Ihre Ideologie aus, und öffnen Sie die Augen 
für die Realität, liebe Kolleginnen und Kollegen.

Auch die Stimmung in der Bevölkerung ist heute eine 
andere, eine kritischere. Wenn es allen gut geht, so wie 
das in den vergangenen Jahren der Fall war, dann schauen 
die Menschen über vieles hinweg. In schlechten Zeiten 
wie momentan gilt das eben nicht. Die Menschen fragen 
sich schon: Was macht der Staat eigentlich mit meinen 
Steuergeldern? Deshalb müssen wir darauf achten, dass 
die hohe gesellschaftliche Akzeptanz, Menschen, die 
wirklich in Not sind, zu helfen, nicht in Gefahr gerät. 
Deshalb müssen wir darauf achten, uns darauf konzen-
trieren, die illegale Migration viel konsequenter zu be-
kämpfen, als das bislang der Fall gewesen ist. Das hat 
ja sogar die Innenministerin mittlerweile erkannt. Dafür 
wird sie von den Jusos heftig kritisiert. Einen schöneren 
Beleg dafür, dass sie auf dem richtigen Weg ist, kann es 
gar nicht geben, meine lieben Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Herr Abgeordneter, Sie haben Ihre Redezeit schon weit 

überschritten.
(Zuruf des Abg. Jan Korte [DIE LINKE])

Josef Oster (CDU/CSU):
Ich komme zum Ende. – Frau Ministerin, liebe Bun-

desregierung, beenden Sie den deutschen Sonderweg, 
und verwenden Sie alle Kraft darauf, einen gemeinsamen 
europäischen Weg in der Migrationspolitik zu finden.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Als nächste Rednerin erhält das Wort Katrin Göring- 

Eckardt für Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Katrin Göring-Eckardt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Angela Merkel hat in dieser Woche den Nan-
sen-Preis verliehen bekommen. Und was hat sie damit 
gemacht? Sie hat ihn den deutschen Flüchtlingshelferin-
nen und Flüchtlingshelfern gewidmet.

(Zuruf des Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD])
Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von der Union, be-
schreiten jetzt den entgegengesetzten Weg. Sie fallen all 
denjenigen in den Rücken, die helfen, die organisieren, 
die arbeiten – in Verwaltungen, ehrenamtlich, wo auch 
immer. Das, was Sie mit Ihrem Antrag hier gerade ma-
chen, ist, Panik zu schüren. Und Sie machen das auf dem 
Rücken der Helfer/-innen, und Sie machen es auf dem 
Rücken der Geflüchteten.

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Haben Sie 
den Antrag gelesen?)

Ich finde das absurd und der demokratischen Diskussion 
hier nicht würdig, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Jetzt wurde entlarvt, dass ihr Vorsitzender, Friedrich 
Merz, seinen unsäglichen Vorwurf gegen die Geflüchte-
ten aufgrund einer anonymen Telegram-Nachricht ge-
macht hat.

(Friedrich Merz [CDU/CSU]: Ach, Frau 
Göring-Eckardt, das ist doch unter Ihrem Ni-
veau! – Philipp Amthor [CDU/CSU]: So ein 
Unsinn!)

Herr Merz, ich will es mal so ausdrücken: Ich glaube 
nicht, dass Sie wollten, dass Sie damit positiv in den 
russischen Propagandamedien erscheinen. Aber, ich fin-
de, es sollte für Sie, für alle, die so agieren, eine Warnung 
sein: Wenn man auf dem Rücken der ukrainischen Ge-
flüchteten solche Nummern abzieht, dann ist das die Sa-
che Putins, die da betrieben wird. Vielleicht machen Sie 
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es ohne Absicht. Aber bitte überlegen Sie beim nächsten 
Mal ganz genau, was Sie sagen, damit das nicht ge-
schieht, meine Damen und Herren!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

In Ihrem Antrag schimpfen Sie nun auf Sonderpro-
gramme. Was genau meinen Sie? Meinen Sie die afgha-
nischen Ortskräfte, deren Ausreise schwierig genug ist 
und bei denen wir im Wort sind? Meinen Sie die getrenn-
ten Familien, deren Nachzug Sie nicht wollen und deren 
Mitgliedern die Integration bei uns umso schwerer fällt, 
je länger sie getrennt sind? Meinen Sie Kinder, die da-
bleiben müssen, damit ein Elternteil zu den anderen Kin-
dern kann? Sorry, ich verstehe es nicht. Wen meinen Sie 
mit Sonderprogrammen? Meinen Sie etwa diejenigen, die 
besonders in Not sind? Es drängt mich, an dieser Stelle 
emotional zu werden,

(Zuruf von der CDU/CSU: Nein, sachlich 
bleiben!)

aber ich probiere es trotzdem anders.
Ja, die Kommunen erleben eine große Herausforde-

rung: 1 Million Menschen aus der Ukraine sind gekom-
men; nicht alle sind geblieben. Vernünftigerweise stellen 
sich die Kommunen jetzt auch auf einen Kriegswinter in 
der Ukraine ein. Jetzt kann man Grenzen dichtmachen 
oder sagen: Serbien soll das regeln. Das haben Sie in 
Ihrem Antrag ja so deutlich gemacht.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Da geht es um 
illegale Migration! Vermischen Sie nicht die 
Ukrainer mit illegaler Einreise! Das ist nicht 
in Ordnung!)

Man kann Panik schüren, oder man kann die Sache ein-
mal nüchtern betrachten: „Humanität und Ordnung“ heißt 
es und nicht „Humanität und Abschottung“, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP)

Die knapp 135 000 Menschen, die einen Asylantrag 
gestellt haben – es ist hier schon gesagt worden –, sind 
vor allem aus Syrien, Afghanistan und Irak. Was wollen 
Sie diesen Menschen mit Ihrem Antrag eigentlich sagen?

Natürlich würde jeder von uns sagen: Wir brauchen 
schnelle Verfahren und in der Folge schnelle Rückfüh-
rungen, damit die Menschen wissen, woran sie sind. Das 
ist überhaupt nicht das Thema. Und ja, die Unterbringung 
von so vielen Menschen ist ein enormer Kraftakt für 
unsere Kommunen und die Strukturen vor Ort. Es ist 
ein guter Schritt, dass sich Bund, Länder und Kommunen 
zusammensetzen und dass alle gemeinsam gesagt haben: 
Ja, auf der MPK brauchen wir Klarheit darüber, wie die 
Finanzierung funktioniert. Da sind wir uns einig.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Seit acht Mo-
naten steht das aus!)

Aber, meine Damen und Herren, Push und Pull, das 
sind eingebildete Faktoren.

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Das ist wie mit eingebildeter Krankheit. Ich meine, Sie 
können sich ja mal die Aussagen aller Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftler dazu anschauen, dann sehen Sie, 
dass es Quatsch ist.

(Nina Warken [CDU/CSU]: Eben nicht!)

Lassen Sie uns doch andersherum agieren. Herr Oster hat 
das übrigens gerade gesagt: Lassen Sie es uns mal anders-
herum machen. – Wir könnten doch versuchen, uns auf 
unsere Stärken zu besinnen – Sie könnten das auch – und 
dafür zu sorgen, dass Integration gelingt, dass wir Chan-
cen für mehr Arbeitskräfte haben. Es geht längst nicht 
mehr nur um Fachkräfte. Fragen Sie mal die Bauwirt-
schaft oder das Handwerk.

Meine Damen und Herren, wir könnten gerne darüber 
streiten, wie das am besten gelingt. Aber ich bitte Sie 
inständig: nicht auf dem Rücken der geflüchteten Men-
schen. Wer aus dem Krieg flieht, der braucht unsere Hilfe 
und nichts anderes.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD – Andrea 
Lindholz [CDU/CSU]: Das steht nicht zur Dis-
kussion!)

Ich weiß, dass manche von Ihnen den Merkel-Satz 
„Wir schaffen das“ nicht mögen. Ich würde ganz einfach 
mal sagen: Es ist die ganz normale Politik, dass man 
Dinge schafft. Und diese beruht auf Humanität, auf Ord-
nung, auf gutem Willen, guter Zusammenarbeit und un-
serem Grundgesetz.

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Nächster Redner ist für die CDU/CSU-Fraktion Detlef 

Seif.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Detlef Seif (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Meine Damen und Herren! Aktuell sind über 12 Millio-
nen Menschen wegen des völkerrechtswidrigen Angriffs-
kriegs Russlands auf der Flucht, innerhalb der Ukraine 
und außerhalb der Ukraine. Etwa 927 000 Menschen ha-
ben bisher bei uns vorübergehenden Schutz erhalten. Ich 
meine, wir können an der Stelle auch mal deutlich sagen: 
Wir als Deutschland können wirklich stolz darauf sein, 
dass wir so beherzt vorgegangen sind und vorgehen und 
dass wir diese Menschen vorbehaltlos aufgenommen ha-
ben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP und des Abg. Hakan Demir 
[SPD])

Auf der anderen Seite: Es ist natürlich wichtig, dass die 
Hilfe im Asylrecht den Menschen zuteilwird, die sie auch 
benötigen. Ich glaube, diesen Obersatz können doch wir 
alle unterstreichen. Wir können es, wenn wir die aktuel-

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 60. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 13. Oktober 2022                              6666 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Katrin Göring-Eckardt 



len Migrationsbewegungen sehen, uns auch nicht länger 
leisten, dass die Hilfe denjenigen zuteilwird, die keinen 
Anspruch haben.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Genau!)
Deshalb ist es so: Im Gegensatz zu Deutschland hat der 

ganz überwiegende Teil der EU-Mitgliedstaaten mittler-
weile eine sehr restriktive Asylpolitik auf den Weg ge-
bracht, beispielsweise die skandinavischen Länder, 
Frankreich, die Mittelmeerländer und Österreich. Die Be-
reitschaft für eine freiwillige Aufnahme tendiert gegen 
null. Der Tenor in Europa ist: Bloß keine weiteren An-
reize schaffen. Die Ampelregierung will das nicht wahr-
haben. Sie beschreitet in der Tat einen Sonderweg in 
Europa. Wir sind die Einzigen, die das so machen. Sie 
schafft weitere aufenthaltsrechtliche und sozialrechtliche 
Anreize.

Herr Thomae, ich muss Ihnen mal deutlich sagen: Sie 
glauben doch nicht, wenn Sie ein paar Tausend Menschen 
die legale Einreise ermöglichen, dass dann der Migrati-
onsdruck, der in der Welt besteht – es geht hier um über 
100 Millionen Menschen –, beseitigt ist

(Zuruf von der CDU/CSU: Genau!)
und die anderen 99,5 Millionen Menschen sagen: Wir 
wandern jetzt nicht mehr. – Das ist doch unlogisch. Das 
müssen Sie doch selbst einsehen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Stephan Thomae [FDP])

Schon im Januar ist Innenministerin Faeser ja einseitig 
mit einer Koalition der aufnahmebereiten Mitgliedstaaten 
vorgeprescht. Die Reaktion ging gegen null. Die große 
Mehrheit der Länder hat das abgelehnt.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Genau! So ist 
es!)

Dieser Sonderweg – ich weiß das durch viele Gespräche – 
schadet uns in Europa und international.

Anstatt durch innenpolitische Asylexperimente neue 
Anreize zu schaffen, muss die Ampel endlich die euro-
päischen und internationalen Baustellen angehen. Wir 
brauchen dringend das Grenzverfahren. Sprechen Sie 
mit Ihren Sozialdemokraten in Brüssel! Die sind gerade 
dabei, das nur noch als freiwillig auszugestalten. Wir 
brauchen dringend eine Wiederbelebung des EU-Tür-
kei-Abkommens. Hunderttausend Menschen haben sich 
aktuell organisiert und warten auf die Möglichkeit, zu uns 
gekommen. Hier ist die Bundesregierung gefragt – nicht 
im innenpolitischen Klein-Klein, sondern international.

(Beifall bei der CDU/CSU – Andrea Lindholz 
[CDU/CSU]: Genauso ist es!)

Serbien ist zurzeit Dreh- und Angelpunkt, ein Hotspot 
im Ganzen. Die Drittstaatsangehörigen von 28 Ländern 
können visafrei einreisen. Serbien als Transitland guckt 
weg. Das macht im Moment auch den großen Druck auf 
der Balkanroute aus. Und – ich habe es gestern schon mal 
in der Debatte gesagt, aber das Thema ist ganz wichtig –: 
Es gibt anerkannte Asylbewerber in Italien, Griechenland 
und anderen Ländern. Die kommen zu uns, reisen legal 
ein, stellen hier einen Asylantrag, und unsere Gerichte 
sagen: Ihr könnt sie nicht mehr in die Länder zurückschi-

cken, wo sie anerkannt sind, sondern ihr müsst hier ein 
neues Verfahren durchführen. – Was ist das denn für ein 
europäisches System? Hier erwarte ich Druck seitens der 
Bundesregierung und erwarte von ihr, diplomatisch und 
international tätig zu werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Leif-Erik Holm [AfD])

Mit ihrem europäischen Sonderweg ist die Ampel zur-
zeit Teil des Problems und eben nicht die Lösung.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss, Herr Kollege.

Detlef Seif (CDU/CSU):
Komme ich. – Nehmen Sie Abstand von Ihren Asyl-

experimenten, und setzen Sie europäisch und internatio-
nal endlich die dringend erforderlichen Impulse! Zeigen 
Sie endlich Führung! Das erwarten die Mitgliedsländer 
von uns.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Das Wort geht jetzt an die FDP-Fraktion, an Dr. Ann- 

Veruschka Jurisch.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine lieben Kollegin-

nen und Kollegen! Als ich Ihren Antrag gelesen habe, 
habe ich gedacht: Wie gut, dass wir als Ampelkoalition 
in der Migrationspolitik endlich Fortschritt gestalten kön-
nen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ja, über die klassischen Fluchtrouten kommen in die-
sem Jahr deutlich mehr Menschen als in den beiden Co-
ronajahren davor. Dieses Jahr haben bei uns – wie Sie 
auch gesagt haben – bisher 156 000 Menschen einen 
Asylantrag gestellt. Das sind 20 Prozent mehr als 2019, 
dem letzten Vor-Corona-Jahr, im gleichen Zeitraum. 
Aber das sind bei Weitem nicht die Zahlen wie 2015 
und 2016. Also, keine falschen Narrative!

Für die Kommunen ist doch im Moment das Haupt-
problem, über 1 Million geflüchtete Menschen aus der 
Ukraine unterzubringen. Das ist eine riesige Herausfor-
derung für unsere Kommunen.

(Zuruf des Abg. Alexander Throm [CDU/ 
CSU])

Das Hauptproblem, das wir Moment haben, ist Putins 
Krieg, und es sind nicht die Flüchtlinge auf der Balkan-
route. Angstpolitik ist gerade jetzt wirklich komplett ver-
fehlt.
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(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Zuruf des Abg. 
Alexander Throm [CDU/CSU])

Für unsere Kommunen wünsche ich mir von Ministe-
rin Faeser neben den vielen guten Maßnahmen, die sie 
eingeleitet hat, sehr klare Worte in Richtung ihrer euro-
päischen Kollegen im Rat der Innenminister, der heute 
und morgen stattfindet. Denn ganz besonders muss im 
Rat der bisher wirklich nicht funktionierende, freiwillige 
Solidaritätsmechanismus zur Umverteilung von Flücht-
lingen aus der Ukraine ein großes Thema werden. Da 
geht wirklich mehr; hier brauchen wir kreative Lösungen. 
Wieso kann zum Beispiel Frankreich nicht ganz pragma-
tisch aus grenznahen Regionen in Deutschland ukrai-
nische Geflüchtete aufnehmen? So was muss thematisiert 
werden.

Ich möchte aber trotzdem hier – weil Ihr Antrag das ja 
auch herausfordert – über die Menschen sprechen, die in 
diesem Jahr irregulär bei uns eingereist sind – genauso 
übrigens auch wie in den Jahren unter Herrn Seehofer. Es 
sind nach wie vor zu viele Menschen, die auf gefähr-
lichen Wegen zu uns gelangen. Viele davon sind Men-
schen, die in ihrer Heimat keine Perspektive für sich 
sehen. Wir Freie Demokraten schlagen zusammen mit 
unseren Koalitionspartnern einen neuen Weg vor. Neben 
Schutz, Verfahrensbeschleunigung und Rückführungs-
offensive gibt es ein weiteres wirksames Mittel gegen 
irreguläre Migration, über das bisher viel zu wenig ge-
sprochen wurde: Wir brauchen mehr legale Migrations-
wege zu uns, und zwar in unseren Arbeitsmarkt.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dass das funktioniert, zeigt uns die Westbalkanrege-
lung, die Sie in der Großen Koalition ja eingeführt haben: 
Menschen aus den Westbalkanstaaten, die einen Arbeits-
platz bei uns vorweisen können, können zu uns kommen. 
Das Ergebnis: Der irreguläre Migrationsdruck aus diesen 
Ländern hat massiv abgenommen. Die Mehrheit dieser 
Menschen arbeitet bei uns als Fachkräfte. Die Wirtschaft 
bittet dringend darum, die Westbalkanregelung zu ent-
fristen und die Kontingentierung aufzuheben. An diesem 
Erfolgsmodell wollen wir anknüpfen, und wir wollen es 
ausweiten.

Es bringt den einwandernden Menschen, die einfach 
bei uns arbeiten wollen, Nutzen, da sie keine Fluchtwege 
einschlagen müssen. Und es bringt auch unserem Land 
Nutzen; denn wir brauchen diese Menschen. In Deutsch-
land gibt es einen riesigen Bedarf an Arbeits- und Fach-
kräften. Boston Consulting prognostiziert in einer aktuel-
len Studie einen jährlichen Verlust an Wirtschaftsleistung 
in Höhe von 86 Milliarden Euro in Deutschland pro Jahr 
wegen Arbeits-und Fachkräftemangel. Wenn wir das gut 
lösen, haben wir ein riesiges Potenzial.

Als Ampel wollen wir den Arbeitskräftemangel auch 
durch Arbeitseinwanderung decken. Der gut sichtbare 
Leuchtturm wird dabei ein Punktesystem nach kana-
dischem Vorbild sein. Es bietet Arbeitschancen für die, 
die bei uns sich engagieren wollen. Daran arbeiten wir in 

der Ampel: für die Zukunftsfähigkeit unseres Landes. 
Mehr reguläre Migration, weniger Angstland, mehr 
Chancenland!

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Als nächster Redner erhält das Wort für die SPD-Frak-

tion der Kollege Helge Lindh.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Helge Lindh (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich bitte die CDU/CSU-Fraktion ganz ausdrücklich – 
und das mache ich jetzt nicht im Gestus des Tribunals –, 
zu einem Kurs staatspolitischer Verantwortung zurück-
zukehren,

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Eijeijei! – 
Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Lächer-
lich!)

und das ganz deutlich, wie Sie es in der Merkel-Ära 
bewiesen haben.

(Zuruf von der CDU/CSU)
Denn es war diesem Land und übrigens auch der CDU/ 
CSU in der Vergangenheit – das erkennen Sie, wenn Sie 
in die Geschichtsbücher gucken – immer dann gedient, 
wenn Sie sich dieser staatspolitischen Verantwortung er-
innerten.

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Genau des-
halb haben wir diesen Antrag gemacht!)

Und es half diesem Land und der CDU/CSU übrigens 
auch, wenn Sie sich an den Unterschied zwischen Kon-
servatismus und Populismus erinnerten. Sie scheinen das 
vergessen zu haben. Das ist eine schmale, aber entschei-
dende Grenze, und diese Grenze sollte man auch kon-
trollieren. Sie haben das momentan vernachlässigt.

Andere in Ihren eigenen Reihen haben das schon vor-
her erkannt. Es ist nämlich nicht das erste Mal, sondern 
das hat eine Vorgeschichte. Im Jahr 2000 erinnerte Rita 
Süssmuth Friedrich Merz daran – die Akteure haben sich 
nicht fundamental geändert –, die Emotionalisierung ge-
gen Ausländer bitte nicht zum Wahlkampfthema zu ma-
chen. Ich schließe mich ausdrücklich Rita Süssmuth an.

(Zuruf der Abg. Andrea Lindholz [CDU/ 
CSU])

Und wenn wir uns die Wahlergebnisse angucken, scheint 
es ja auch kein Erfolgsmodell zu sein, so zu agieren.

Verräterisch ist insbesondere – deshalb auch der Hin-
weis auf staatspolitische Verantwortung – die Sprache. 
Sie reden von einem Sonderweg. Den Begriff „Sonder-
weg“ hat Hans-Ulrich Wehler geprägt als den deutschen 
Sonderweg, der in den Nationalsozialismus mündete.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Das ist schon 
wieder eine Unverschämtheit! Unverschämt-
heit! – Weitere Zurufe von der CDU/CSU)
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Ich appelliere an Sie, reflektierter und sensibler mit Ihrem 
Sprachgebrauch umzugehen. Und Sie, Herr Seif, haben 
gestern in Ihrer Rede wortwörtlich gesagt, dass bei 
40 Prozent Anerkennung es im Umkehrschluss bedeuten 
würde, dass 60 Prozent das – Zitat – „System ausnutzen“. 
Diese Schlussfolgerung ist schlicht unwahr, unredlich 
und einfach nur unanständig; denn zu diesen von Ihnen 
behaupteten 60 Prozent gehören queere Verfolgte, die 
keine Anerkennung gefunden haben. Dazu gehören Per-
sonen, die Perspektiven gesucht haben.

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Ja, steht die 
SPD jetzt über dem Recht, oder was?)

Aber mitnichten können Sie behaupten, dass all diejeni-
gen, die eine Ablehnung im Asylverfahren erhalten, 
Schmarotzer seien. Das war Ihre unredliche Behauptung, 
und sie ist verachtenswert.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Andrea 
Lindholz [CDU/CSU]: Das ist der Wahnsinn! 
Unterhalten Sie sich doch mal mit Ihrer Minis-
terin!)

Dann komme ich noch zu einem dritten Punkt. Sie 
sprechen davon, dass die Ampel Tür und Tor öffnen 
würde.

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Ja!)
Stattdessen macht aber die Innenministerin zusammen 
mit der Koalition Politik, anstatt wie Sie Angst ohne kon-
struktive Lösungsansätze zu beschwören. Sie geht alles 
zusammen an: die Situation in der Ukraine – die wir gar 
nicht steuern können; denn das liegt in der Hand des 
verbrecherischen Putin-Regimes und auch in den Ent-
scheidungen von Ukrainerinnen und Ukrainern –, ein 
Afghanistan-Aufnahmeprogramm. Zuletzt adressiert die 
Innenministerin ganz bewusst die Frage der Balkanroute. 
Sie sieht zugleich auch, dass wir nicht einfach weggucken 
können, wenn Menschen buchstäblich verrecken – Stich-
wort „Seenotrettung“ –, und dass es nicht klug ist, mit der 
libyschen Küstenwache zusammenzuarbeiten. Das ist ein 
komplexer Politikansatz; das nenne ich Politik statt Be-
schwörung von Angst. Das ist unsere verdammte Auf-
gabe. Es war früher mal eine Selbstverständlichkeit in 
Landes- und Bundesparlamenten, dass man beim Thema 
Migration zusammengehalten hat und dass auch die Op-
position bei allen Differenzen den Kurs der Regierung 
getragen hat, weil man wusste, dass das kein Thema ist, 
das sich dazu eignet, Stimmung zu machen. Diesen Kon-
sens haben Sie leider verlassen, und das ist bedauerns-
wert.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Andrea 
Lindholz [CDU/CSU]: Wahnsinn!)

Es ist auch sicherheitspolitisch und volkswirtschaftlich 
dumm. Wenn wir Menschen über Chancenaufenthalt und 
Bleiberecht die Möglichkeit geben, hier als schon gut 
Integrierte tatsächlich dauerhaft zu leben, bekommen 
sie keine Transferleistungen, sondern können dauerhaft 
arbeiten, Steuern zahlen, Sozialversicherungsbeiträge 
leisten. Das heißt, es ist budgetär sogar ein Gewinn. Die 
Personen sind stabilisiert – ein entscheidender Faktor, 
und das ist Duldung –, Kriminalität und Radikalisierung 
fallen weg. Es ist also auch eine sicherheitspolitische 
Maßnahme.

Ein Letztes. Sie mögen doch so sehr das Thema An-
reize. Wir hatten bisher den Anreiz, seine Identität nicht 
zu klären, weil dann die Abschiebung drohte.

(Zurufe von der CDU/CSU)
Wenn wir jetzt ganz pragmatisch einen Anreiz setzen, –

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Helge Lindh (SPD):
– dass man seine Identität klärt, dann haben wir mehr 

Kenntnis über die Identität, mehr Ordnung und mehr 
Sicherheit. Dafür steht diese Regierung: mehr Ordnung, 
mehr Sicherheit, Anstand, Menschlichkeit. Orientieren 
Sie sich daran und werden Sie endlich Ihrer Verantwor-
tung gerecht!

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Nächster Redner ist Philipp Amthor für die Unions-

fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Philipp Amthor (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen und 

insbesondere lieber Herr Kollege Lindh! Ich bin ja fast 
dankbar für den Hinweis auf die staatspolitische Verant-
wortung; denn er gibt mir die Gelegenheit, mal zwei klare 
Feststellungen zu treffen:

Feststellung Nummer eins: Staatspolitische Verant-
wortung ist nicht nur die Parteiprogrammatik der linken 
Ampelkoalition, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Feststellung Nummer zwei: Zu staatspolitischer Verant-
wortung gehört es, sich den Realitäten in unserem Land 
zu stellen, und nicht, diese Realitätsverweigerung zu be-
treiben, die wir hier in der Debatte gehört haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Man fragt sich doch wirklich, wann manche von Ihnen 

das letzte Mal mit Landräten und Bürgermeistern gespro-
chen haben.

(Stephan Thomae [FDP]: Gestern!)
Unsere Kommunen steuern auf die Grenzen ihrer Belas-
tungsfähigkeit zu. In der gesellschaftlich angespannten 
Situation gibt es Überlegungen, Turnhallen für den Ver-
einssport wieder zu schließen. Das reden Sie hier alles 
schön. Das hat mit Lebensrealität nichts zu tun, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Sie geben sich linken Tagträumereien hin und, was ich 

vor allem an dieser Debatte bemerkenswert finde, Sie 
erdreisten sich hier zum Teil, uns als CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion Sprechverbote und Haltungsnoten zu geben.
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(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Ja, genau!)
Das steht Ihnen in keiner Weise zu, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Stephan Thomae [FDP])

Wir lassen uns keine Sprechverbote erteilen.
Und ich sage Ihnen auch eines: Unser Antrag hat nichts 

mit AfD-Sprech, wie Sie das nennen, zu tun. Sie machen 
es sich intellektuell auch ziemlich leicht, wenn Sie sonst 
keine inhaltlichen Argumente liefern können. Unsere Mi-
grationspolitik positioniert sich stattdessen ganz klar zwi-
schen Ihren beiden ideologischen Polen. Wir haben 
nichts gemein mit Ihrer Migrationspolitik, die am Ende 
darauf hinausläuft, dass Sie das Ende des Asylrechts wol-
len. Wir wollen nicht das Ende des Asylrechts; wir wollen 
ein Ende des Missbrauchs des Asylrechts, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: 16 Jahre haben Sie den Miss-
brauch ertüchtigt!)

Das ist der Unterschied.
(Zuruf von der AfD: Ihr seid schuld!)

Wir sehen Zuwanderung nicht nur mit Angst, sondern 
auch mit Chancen – das sehen Sie nicht –, und das unter-
scheidet uns von der AfD.

Und von Ihnen unterscheidet uns ganz klar, dass wir 
uns diesen Lebensrealitäten stellen. Es ist doch fern aller 
Realität, dass Sie hier so tun, dass man uns am besten in 
eine rechtsextreme Ecke stellen könnte, nur weil wir da-
rauf hinweisen, dass wir erhebliche Belastungen auch für 
unsere sozialen Versicherungssysteme haben, wenn wir 
die Zuwanderung ungezügelt zulassen. Das muss man in 
diesem Parlament sagen,

(Beifall bei der CDU/CSU)
und das ist die Lebensrealität über den Küchentischen in 
den allermeisten Städten und Gemeinden in unserem 
Land, der Sie sich stellen sollten.

Ich will Ihnen auch das ganz klar sagen, Herr Lindh – –

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Entschuldigung, Herr Kollege Amthor, erlauben Sie 

eine Zwischenfrage aus der Fraktion der Grünen?

Philipp Amthor (CDU/CSU):
Ja, gerne. Das gibt mir die Gelegenheit, noch auf man-

ches einzugehen.
(Boris Mijatović [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nicht so süffisant, Herr Kollege! – Ge-
genruf der Abg. Andrea Lindholz [CDU/CSU]: 
Ja, das ist doch die Wahrheit! – Marianne 
Schieder [SPD]: Rotzfrech!)

Julian Pahlke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Danke, dass du die Zwischenfrage zulässt. – Du bist ja 

hier einer der ganz großen Juristen im Raum, und ich 
finde es immer spannend, wenn man von einem Juristen 
hört, dass es die gesellschaftliche Akzeptanz vielleicht 

nicht mehr so gibt und man deshalb nicht mehr so viele 
Menschen aufnehmen will. Das ist, glaube ich, einer der 
ganz großen Trugschlüsse, denen du und denen ihr hier 
gerade alle aufgesessen seid.

(Friedrich Merz [CDU/CSU]: Hören Sie auf, 
mich zu duzen!)

Deine Fraktion glaubt nämlich, dass nur deshalb, weil 
die CDU-Wählerschaft vielleicht in Teilen ein Problem 
damit hat, das Asylrecht nicht mehr gilt, dass deshalb an 
den Grenzen Menschen abgewiesen werden müssen. Das 
muss uns wirklich zu denken geben. Und dass man euch 
deshalb in die rechte Ecke stellt, das ist tatsächlich rich-
tig; denn genau daher kommt dieses Gedankengut.

(Widerspruch bei der CDU/CSU)
Das Zweite. Es ist schon viel vom sogenannten Sog- 

Faktor, vom Pull-Effekt gesprochen worden. Ihr habt mit 
Sicherheit auch gestern mal in die Tagesschau-App ge-
guckt und gesehen: Da gibt es so einen kleinen Fakten-
check,

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

und da wurde mal das, was Friedrich Merz gesagt hat, so 
ein bisschen auseinandergenommen.

(Friedrich Merz [CDU/CSU]: Was reden Sie 
denn daher? Wollen Sie eine Frage stellen 
oder Ihr dummes Zeug loswerden?)

Der sogenannte Pull-Faktor wird dort eigentlich nur als 
eine vage Idee bezeichnet, so ein bisschen als anekdoti-
sche Evidenz.

(Zurufe von der CDU/CSU: Frage!)
Meine Frage an dich, Philipp, wäre: Was habt ihr ei-

gentlich für einen Beleg für den Pull-Faktor? Könnt ihr 
mir eine Studie nennen? Wirklich, ganz kurze Antwort. 
Ich möchte nur mal hören: Gibt es eine einzige Studie 
nach dem Jahr 1990, die den Pull-Faktor belegt, und 
wenn ja: Wie heißt die?

(Alexander Throm [CDU/CSU], an den Sit-
zungsvorstand gewandt: Der redet hier zehn 
Minuten!)

Damit wäre dieser Debatte nämlich wirklich weitergehol-
fen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Herr Abgeordneter, das soll jetzt aber kein Wortbeitrag 

werden.

Philipp Amthor (CDU/CSU):
Frau Präsidentin, vielen Dank. – Also, eine in vielerlei 

Hinsicht bemerkenswerte Wortmeldung, liebe Kollegin-
nen und Kollegen. Ich danke zunächst für das Duz-An-
gebot. Aber ich bin auch froh, dass wir hier nicht im 
Studentenparlament, sondern im Deutschen Bundestag 
sind. Das zum einen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Ich finde, das sollte auch im Niveau zur Geltung kom-
men.

Ich danke auch für den Hinweis darauf, dass ich das 
aus juristischer Perspektive bewertet habe. Es ist viel-
leicht nicht schlecht, wenn es hier im deutschen Par-
lament auch noch Leute mit einem Studienabschluss gibt; 
das will ich auch sagen. Das ist vielleicht auch nicht ver-
kehrt.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Im Übrigen auch inhaltlich: Der Hinweis ist natürlich 

völlig von einer faktenentleerten Politik getrieben. Natür-
lich gibt es diese Anreizfaktoren, einen Pull-Faktor.

(Zuruf der Abg. Marianne Schieder [SPD])
Was glauben Sie denn, warum die Menschen in Europa 
die Durchreise von Bulgarien oder von sonst wo nach 
Deutschland machen? Weil die Grünen hier so tolle Po-
litik machen, oder was? Nein, natürlich hat das auch mit 
unseren sozialen Sicherungssystemen und mit dem Um-
feld unseres wunderbaren Landes zu tun, das Deutsch-
land liefert.

(Zuruf des Abg. Stephan Thomae [FDP])
Zu den Fakten können wir uns gerne austauschen; 

herzliche Einladung zu einer vertieften Diskussion. Am 
Ende hilft es hier, dass wir uns auch noch in den Lebens-
realitäten der Menschen bewegen, und davon haben Sie 
sich sehr weit verabschiedet, Herr Kollege.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Deswegen will ich zum Abschluss sagen: Angesichts 

der Debatten, die wir hier heute erleben, begonnen mit 
dem Bürgergeld und der Abkehr von Fördern und For-
dern bis zum völligen Leugnen von Risiken der Migra-
tion für die sozialen Versicherungssysteme, muss man 
doch sagen: Nach dieser Debatte können sich die Men-
schen, die die Sozialleistungen erarbeiten, die Sie hier 
alle verteilen wollen, doch wirklich nur kopfschüttelnd 
an den Kopf fassen. Das werden wir adressieren, und 
dafür lassen wir uns von Ihnen keine Sprechverbote er-
teilen.

Herzlichen Dank, liebe Kolleginnen und Kollegen.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Für die SPD-Fraktion erhält jetzt das Wort Professor 

Dr. Lars Castellucci.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dr. Lars Castellucci (SPD):
Vielen Dank. – Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine 

sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Zum Thema Realität: Unsere Wirklichkeit 
ist im Moment in allererster Linie – sehr geehrter Herr 
Amthor, wenn Sie mir Ihre Aufmerksamkeit widmen 
würden –

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Gerne!)

dadurch ausgezeichnet, dass 1 Million Menschen aus der 
Ukraine nach Deutschland gekommen sind, weil sie von 
Putin in einem Angriffskrieg gezwungen worden sind, 
ihre Heimat zu verlassen. Und ja, dafür werden jetzt 
auch wieder Turnhallen benötigt. Aber ich finde, es ist 
eine Gemeinschaftsleistung in diesem Land, dass wir 
diesen Menschen in dieser existenziell schwierigen 
Lage an der Seite stehen. Auf diese Leistung können 
wir stolz sein. Da danke ich allen, die mit anpacken.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Zweiter Teil der Realität: Das, was wir jetzt hier in 
Deutschland vorfinden, ist Ergebnis von 16 Jahren Innen-
minister der Union. Wir machen in dieser Koalition einen 
Neuanfang in der Migrationspolitik,

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: In die falsche 
Richtung!)

weil Ihre Politik gescheitert ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sie ist gescheitert. Man kann es an den Außengrenzen 
sehen, wo Ihre Politik immer nur dazu geführt hat, dass 
das Leid der Menschen größer geworden ist. Und wenn 
das Leid der Menschen entlang der Routen größer wird, 
dann machen sie sich doch erst recht auf den Weg und 
suchen noch mal nach Perspektiven. Wir sind angetreten, 
das umzudrehen, damit die Menschenwürde für die Men-
schen entlang der Routen durchgesetzt wird. Das ist die 
Aufgabe, vor der wir stehen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Das Zweite, was Sie uns beschert haben: Ob Sie jetzt 
gerade ein Haus bauen wollen oder ob Sie in den Urlaub 
fliegen wollen oder ob Sie nur einen Blumenstrauß ge-
bunden haben wollen: Wir haben in diesem Land einen 
eklatanten Fachkräftemangel, und dieser Mangel liegt 
daran, dass Sie eine Abwehrhaltung gegenüber Migration 
und gegenüber Menschen aus anderen Ländern haben.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Das ist falsch!)

Das ist der Fachkräftemangel der Union, in dem wir im 
Moment gefangen sind, und es ist eine Wachstumsbremse 
für unser Land.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Und wir werden das verändern.
Diese Koalition hat klare Prinzipien. Wir wollen Mi-

gration so gestalten, dass sie zum Wohle aller Beteiligten 
gelingen kann, zum Wohle der Menschen, die migrieren, 
die wandern, der Menschen, die zurückbleiben, die Rück-
überweisungen bekommen, aber natürlich auch zum 
Wohle von uns, weil wir einen Bedarf an Arbeitskräften 
haben, die in diesem Land mit anpacken.
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Und wir haben einen weiteren Grundsatz: Wenn Men-
schen vor Krieg fliehen, wenn sie in Not sind, wenn sie 
Hilfe brauchen, dann haben sie unsere Menschlichkeit 
und Solidarität verdient.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dies gilt im Übrigen für jeden Menschen in diesem Land. 
Wir haben, bevor wir in diese Debatte eingestiegen sind, 
über das Bürgergeld gesprochen. Wir werden, wenn diese 
Debatte beendet ist, über die Wohngeldreform sprechen. 
Diese Regierung lässt niemanden allein. Es gibt keine 
Menschen erster und zweiter Klasse. Wir stehen an der 
Seite aller Menschen, die Hilfe brauchen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Ich will Ihnen noch eines sagen. Sie reden immer da-
von, wir könnten nicht allen Menschen helfen. Das ist 
eine Binsenweisheit. Es ist keine Entschuldigung dafür, 
Menschen nicht zu helfen, denen man helfen könnte. Das 
ist der Auftrag, den sich diese Koalition gestellt hat: re-
gelbasiert, konsequent, aber auch menschlich. Diesen 
Weg gehen wir. Dafür kann ich der Bundesregierung 
die volle Unterstützung der SPD-Bundestagsfraktion zu-
sagen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Das Wort erhält der fraktionslose Abgeordnete 

Matthias Helferich.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Matthias Helferich (fraktionslos):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Es war bisher bekannt, dass die Amnesie 
im Bundeskanzleramt grassiert. Neu ist aber, dass die 
Amnesie pandemisch geworden ist und nunmehr auch 
die scheinoppositionelle CDU/CSU-Fraktion ergriffen 
hat.

Es waren doch Sie, liebe Christdemokraten, die sich 
2015 mit einem Willkommensputsch an unserer Heimat 
versündigt haben. Es waren doch Sie, die Deutschland in 
einem Akt des Souveränitätsverzichts der Massenzuwan-
derung ausgeliefert haben. Da können Sie mich gerne 
nachäffen und das belächeln, aber es waren nämlich 
auch Sie, die die „Ich will fucken“-Nafris nach Deutsch-
land eingeladen haben,

(Marcel Emmerich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ekelhaft!)

die dann später auf der Kölner Domplatte unsere Frauen 
belästigten, beklauten und begrabschten.

(Zuruf von der SPD)

Schon vergessen? Das waren Sie von der CDU! Aber 
unter guten Christenmenschen ist es ja üblich, zu verge-
ben und an die Läuterung des Sünders zu glauben. 
Manfred Weber ging hier bereits als geläuterter Paulus 
voran und gratulierte der Wahlsiegerin Giorgia Meloni.

In Teilen ist Ihre Analyse richtig, aber sie leidet unter 
einem falschen Wertehorizont. Die Zielgrößen Ihres 
Maßnahmenkataloges sind die falschen. Es geht bei der 
Bekämpfung der illegalen Migration nicht um die Akzep-
tanz eines dysfunktionalen Asylsystems und einer ge-
scheiterten Einwanderungsgesellschaft, nein, es muss 
bei der Bekämpfung der illegalen Migration um den Er-
halt Deutschlands als Land der Deutschen gehen.

Eine Forderung von Ihnen gefällt mir ganz besonders 
gut. Unter Ziffer 7 fordern Sie ja die Einführung eines 
sogenannten Rückführungsbeauftragten. Wenn sich die 
Ampel einig ist und eine Rückführungsoffensive wünscht 
und Sie einen Rückführungsbeauftragten wünschen, 
würde ich mich als überparteilichen Remigrationsbeauf-
tragten anbieten.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
Ich verspreche Ihnen abzuschieben, wie noch nie in die-
sem Land abgeschoben wurde. Sollten wir uns nicht auf 
mich einigen können, dann gilt weiterhin Jörg Haiders 
alter Grundsatz: Bevor die Politiker das Volk austau-
schen, sollte das Volk die Politiker austauschen. – Das 
gilt für die Unionspolitiker genauso wie für die Ampel-
politiker.

Vielen Dank.
(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Herr Abgeordneter, ich hatte den Eindruck, dass Sie 

etwas hochgehalten haben. Das konnte ich aber nicht 
sehen. Ich werde mir das noch einmal zeigen lassen und 
behalte mir einen Ordnungsruf vor.

Als Nächstes erhält das Wort für Bündnis 90/Die Grü-
nen der Abgeordnete Marcel Emmerich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Marcel Emmerich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Meine Damen und Herren! Wenn man 
sich angehört hat, was die Union in dieser Debatte – wir 
sind ja schon fast am Ende – verbreitet hat, und wenn man 
gelesen hat, was sie in ihrem Antrag geschrieben hat, 
dann muss man feststellen, dass das eher ein migrations-
politischer Irrweg ist und dass nicht unsere Politik einen 
migrationspolitischen Sonderweg darstellt. Das kann 
man an dieser Stelle zweifellos feststellen.

Sie haben uns, den Vertreterinnen und Vertretern der 
Koalitionsfraktionen, vorgeworfen, dass wir keinen Kon-
takt zu den Kommunen und zu den Landrätinnen und 
Landräten hätten.

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Sie machen 
das Gegenteil dessen, was die Landräte wol-
len!)
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Ich glaube, das ist mitnichten der Fall; diesen haben wir 
alle. Die Bundesinnenministerin hat gezeigt, indem sie 
über 50 Bundesimmobilien zur Entlastung bereitstellt, 
dass sie den Druck wahrnimmt und dass da etwas passie-
ren muss. Das heißt: Wir sind da handlungsfähig und 
helfen den Kommunen und den Ländern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP – Alexander Throm 
[CDU/CSU]: Ja, wie denn?)

Wenn man sich Ihren Antrag anschaut, dann muss man 
sich – das ist jetzt keine Überraschung – schon fragen: 
Wo ist denn eigentlich Ihr sozialer Flügel? Wo ist denn 
eigentlich Ihr christlich orientierter Flügel? Diese sind 
vollkommen verschwunden. Wenn man Ihre Reden hört, 
dann stellt man fest, dass es Ihnen in Wahrheit darum 
geht – es juckt Sie richtig –, das Wort „Obergrenze“ 
wieder einmal in den Mund nehmen zu können. Ihr Par-
teivorsitzender Merz hat mit den Narrativen des Sozial-
tourismus und der Entsolidarisierung mit den Geflüchte-
ten aus der Ukraine das alles schon vorbereitet. Jetzt 
gehen Sie her und bekämpfen in einem ersten Schritt 
die Geflüchteten, die über die Balkanroute kommen, um 
dann in einem späteren zweiten Schritt eine Obergrenze 
zu fordern. Das ist die Debatte, die Sie gerade vorberei-
ten. Das ist vollkommen ein migrationspolitischer Irr-
weg. Den gehen wir nicht mit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Alexander Throm [CDU/CSU]: Bringen 
Sie uns nicht auf Ideen!)

Wo ist denn Ihr Wirtschaftsflügel? Auch dieser ist ver-
schwunden. Wenn man im Wahlkreis unterwegs ist und 
sich in den Handwerksbetrieben umhört – das könnten 
Sie übrigens mal machen –,

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Machen wir!)

dann bekommt man mit, dass es überall fehlt.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Das ist ja 
lächerlich!)

Egal ob in einer Bäckerei oder in einem Altenheim, über-
all fehlt Personal, überall fehlen Leute, sowohl einfache 
Arbeitskräfte wie auch Fachkräfte. Das, was Sie hier vor-
schlagen, ist Abschottung und Ausgrenzung und hat 
überhaupt nichts mit einer vernünftigen, mit einer ge-
regelten Asyl- und Migrationspolitik zu tun. Sie wollen 
einfach nur Schranken hochziehen und keine Menschen 
mehr reinlassen. Sie wollen ein großes Stoppschild er-
richten, so wie Sie das schon in den letzten Jahren mit 
den Grenzkontrollen gemacht haben und wie Sie das jetzt 
wieder tun wollen, indem Sie Grenzkontrollen zu Tsche-
chien fordern. Die Grenzkontrollen schaden der Wirt-
schaft, sie belasten die Menschen in der Grenzregion 
und dienen nicht unserer Sicherheit. Stattdessen gibt es 
viele andere, gibt es bessere Alternativen, die wir auf den 
Weg bringen können. Das machen wir als Koalition. Das 
ist uns auch als Grünenfraktion ein sehr wichtiges Anlie-
gen.

Wir betreiben Ihr Spiel der Ausgrenzung auf keinen 
Fall mit.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss, Herr Kollege.

Marcel Emmerich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Wir werden uns dagegen auflehnen. Sie können hier 

fordern und sprechen, wie Sie wollen, aber Ihrer Politik 
wird durch uns Einhalt geboten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Letzter Redner in dieser Debatte ist Josip Juratovic für 

die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Josip Juratovic (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Im 

Antrag der CDU/CSU gibt es einen richtigen Satz: 
„Deutschland muss seinen humanitären Verpflichtungen 
gerecht werden“.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ansonsten ist dieser Antrag sehr konfus, da hier Fragen 
der Migrationspolitik und Asylrechtsfragen vermischt 
werden.

Migrationspolitik ist mehr als nur Asylrecht. Bei Mi-
grationspolitik geht es in erster Linie um Integration in 
unsere Gesellschaft und in den Arbeitsmarkt. Deswegen 
werden wir, wie im Koalitionsvertrag gefordert, Deutsch-
land zu einem modernen Einwanderungsland machen. 
Dies befördert die reguläre Migration, die automatisch 
die irreguläre reduziert. Denn Fakt ist: Angesichts der 
fehlenden 400 000 Beschäftigten in Deutschland brau-
chen wir die Migration, die es im europäischen Raum 
so nicht mehr gibt.

Deshalb begrüße ich ausdrücklich die Maßnahmen der 
Bundesregierung, wie zum Beispiel das Chancen-Aufent-
haltsrecht. Dieses bietet auch den jungen Menschen, die 
zu uns flüchten, sich hier integrieren und sich zu unserer 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung bekennen 
sowie sich beruflich einbringen, die Möglichkeit, hier 
bleiben zu können, statt in der Ungewissheit der Duldun-
gen zu verharren.

Kolleginnen und Kollegen und gerade Herr Throm, Sie 
kennen doch die Diskussionen, die man täglich in seinem 
Wahlkreis führt. Gerade die Unternehmer und Ausbilder 
verstehen die Welt nicht mehr, wenn sie junge Migran-
tinnen und Migranten integrieren und ausbilden, die dann 
abgeschoben werden, während wir händeringend nach 
Fachkräften suchen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Alexander Throm [CDU/CSU]: Wenn sie aus-
gebildet werden, werden sie nicht abgescho-
ben! – Nina Warken [CDU/CSU]: Quatsch! 
Es gibt doch Regelungen!)
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Mit anderen Worten: Wer die reguläre Migration stär-
ken und die irreguläre Migration reduzieren will, dem 
helfen keine zusätzlichen Schranken. Vielmehr müssen 
wir als Demokratinnen und Demokraten einen recht-
lichen Rahmen auf der Grundlage von mehr Menschlich-
keit statt reiner Bürokratie schaffen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Das verlangen Millionen von Mitbürgerinnen und Mit-
bürgern von uns, die mit ihrem unermüdlichen Einsatz 
helfen, das menschliche Gesicht unserer Gesellschaft zu 
wahren. Das müssen wir tun, statt hier, wie verschiedene 
Kollegen der CDU/CSU, halbherziges Lob zu bekunden.

(Beifall der Abg. Dr. Kirsten Kappert-Gonther 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wenn es schon eine Veränderung geben soll, muss man 
sich im europäischen Rahmen Gedanken machen, wie 
wir die bestehenden Konventionen anpassen, indem wir 
die Fluchtursachen neu definieren und anerkennen, so-
dass zum Beispiel neben Krieg auch Umweltschäden 
und Hungersnöte als Fluchtursachen berücksichtigt wer-
den.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Dabei muss man sich Gedanken machen, wie wir an-
gesichts von weltweit 90 Millionen Flüchtlingen Flucht-
ursachen bekämpfen, anstatt neue bürokratische Hürden 
zu errichten oder gar Zäune an den Grenzen aufzustellen. 
So ist es meines Erachtens nach zum Beispiel wichtig, 
dass wir in unserer Außen- und Entwicklungspolitik ne-
ben der wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit den Her-
kunftsländern auch den Sozialstaat konditionell als wich-
tigen Bestandteil der Demokratie exportieren.

Zum Schluss – ich kann es mir als gläubiger Christ in 
der sozialdemokratischen Partei nicht verkneifen –: Ge-
rade Sie von der Union als christliche Partei sollten wis-
sen: Jesus Christus war der prominenteste Flüchtling.

(Detlef Seif [CDU/CSU]: Der hätte auch 
Asylrecht bekommen!)

Alles, was Sie mit Ihrer Politik gegenüber den Flücht-
lingen tun, tun Sie Jesus Christus an.

Danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Alexander Throm 
[CDU/CSU]: Unverschämtheit!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 20/3933 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das sehe ich nicht. Dann 
verfahren wir auch wie vorgeschlagen.

Ich rufe nunmehr auf die Tagesordnungspunkte 9 a und 
9 b – Sie haben Zeit, möglichst schnell die Sitzplätze zu 
wechseln, bitte –:

a) Erste Beratung des von den Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Er-
höhung des Wohngeldes (Wohngeld-Plus- 
Gesetz)
Drucksache 20/3936
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und 
Kommunen (f) 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Gesundheit 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschät-
zung 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Heizkostenzuschussgeset-
zes und des Elften Buches Sozialgesetz-
buch
Drucksache 20/3884
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und 
Kommunen (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

Für die Aussprache ist eine Dauer von 68 Minuten ver-
einbart.

Wer hat es denn jetzt noch nicht geschafft, sich hin-
zusetzen? – Bei den Grünen wird wieder der erste Platz 
gesucht. – Ich bitte, die Gespräche nach außen zu ver-
lagern und sich einfach hinzusetzen, zumindest wenn 
man hierbleiben möchte. – Vielen Dank.

Dann eröffne ich die Aussprache, und das Wort erhält 
für die Bundesregierung die Bundesministerin Klara 
Geywitz.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete! Die hohen Energiepreise tref-
fen viele Menschen in Deutschland hart. Am härtesten 
treffen sie aber doch diejenigen, die sowieso mit sehr 
wenig Geld auskommen müssen. Diese Menschen spüren 
das ganz direkt in ihrem eigentlich bestgeschützten Le-
bensumfeld, nämlich der Wohnung. Die Wohnung kostet 
bereits jetzt einen großen Teil ihres Einkommens. Ange-
sichts der stark gestiegenen Preise bleibt am Ende nur 
noch sehr wenig zum Leben, auch sehr wenig zum Kon-
sumieren. Deshalb setzt das dritte Entlastungspaket der 
Bundesregierung genau hier an: bei den Wohnkosten von 
Menschen mit niedrigen Einkommen, und zwar zielge-
richtet. Um keine Zeit zu verlieren, haben wir die beiden 
Gesetzentwürfe vorgelegt, die heute in erster Lesung be-
raten werden.
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Um gerade im bevorstehenden Winter schnell und un-
bürokratisch helfen zu können, sehen wir vor, Wohngeld-
empfänger mit einem zweiten Heizkostenzuschuss zu un-
terstützen. Dieser soll im Vergleich zum ersten 
Heizkostenzuschuss deutlich erhöht werden, für einen 
Einpersonenhaushalt von 270 Euro auf immerhin 
415 Euro, für einen Zweipersonenhaushalt von 350 Euro 
auf ganze 540 Euro und für jede weitere Person im Haus-
halt um 100 Euro.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Wichtig ist, dass Beziehende von Leistungen nach dem 
BAföG und von Ausbildungs- und Berufsausbildungs-
beihilfe erneut von dieser Hilfe profitieren: Sie erhalten 
statt 230 Euro nun 345 Euro.

Die Wohnkosten sind jedoch so stark gestiegen, dass 
künftig noch mehr Menschen unsere Unterstützung brau-
chen. Deshalb sehen wir eine große Reform des Wohn-
geldes vor. Sie soll zum 1. Januar 2023 in Kraft treten. 
Mit dem Wohngeld Plus sehen wir vor, den Kreis der 
Anspruchsberechtigten von bisher 600 000 Haushalten 
auf rund 2 Millionen Haushalte mit immerhin 4,5 Millio-
nen Menschen zu erhöhen. Zugleich erhöhen wir die 
Zahlung von durchschnittlich rund 180 Euro auf rund 
370 Euro pro Monat – eine Riesensteigerung.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Das heißt also: Mit dem Wohngeld Plus wird der Kreis 
der Anspruchsberechtigten verdreifacht und die durch-
schnittliche Monatsrate verdoppelt. Außerdem inte-
grieren wir in das Wohngeld künftig eine dauerhafte 
Heizkostenkomponente. Hierbei wird nicht die Hei-
zungsrechnung direkt bezahlt, sondern eine Pauschale. 
Auch das ist ein wichtiger Anreiz zum Energiesparen. 
Darüber hinaus führen wir einen Zuschlag ein, der be-
rücksichtigt, dass viele Wohnungen in Kürze energetisch 
saniert werden müssen und dadurch die Mieten steigen 
werden. Das ist ein wichtiger Beitrag für eine sozialge-
rechte Klimawende.

Nicht zuletzt wird das Wohngeld auch unbürokrati-
scher und passgenauer. Wir verlängern den möglichen 
Bewilligungszeitraum von 12 auf 18 Monate, und wir 
ermöglichen es den Ländern, eine einfache, schnelle Aus-
zahlung des Wohngeldes vorzunehmen. Wenn die Miete 
erhöht wird, kann das Wohngeld in Zukunft schon ange-
passt werden, wenn sie um 10 Prozent und nicht erst, 
wenn sie, wie jetzt, um 15 Prozent steigt.

Das Wohngeld ist und bleibt eine der zielgenauesten 
staatlichen Unterstützungsleistungen überhaupt; denn es 
berücksichtigt gleichzeitig Einkommen, Haushaltsgröße 
und Wohnkosten. Übrigens – das wissen viele nicht; des-
wegen werbe ich dafür – gilt das auch für das selbst-
genutzte Eigenheim.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie des Abg. 
Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU])

Es erreicht somit exakt diejenigen, die es am dringends-
ten brauchen, darunter viele alleinerziehende Menschen. 
Was mir auch wichtig ist: Rentnerinnen und Rentner ma-

chen fast die Hälfte der wohngeldbeziehenden Haushalte 
aus. Hinzu kommen Familien mit geringem Einkommen 
sowie Bewohnerinnen und Bewohner von Alten- und 
Pflegeheimen.

Sehr geehrte Damen und Herren, der Gesetzentwurf 
für das Wohngeld Plus ist die größte Wohngeldreform 
in der Geschichte der Bundesrepublik. Er wurde inner-
halb kürzester Zeit auf den Weg gebracht, und ich weiß: 
Dies ist für alle Beteiligten, auch für Sie natürlich, ein 
großer Kraftakt. Ich danke den Ländern für ihre Unter-
stützung und für den intensiven Austausch in den letzten 
Wochen zu genau der Frage, wie wir das möglichst un-
bürokratisch organisieren. Ich danke den Kommunen, vor 
allem den Mitarbeitenden der Wohngeldstellen, die sich 
jetzt schon auf die vielen neuen Anträge vorbereiten.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Das ist ja 
fast schon zynisch!)

Auch wenn wir uns zügig an die Umsetzung machen 
werden, werden die Auszahlungen einige Zeit in An-
spruch nehmen. Wo wir als Bauministerium mit Verein-
fachung helfen können, tun wir das gerne, und wo wir die 
Länder dabei unterstützen können, die Wohngeldanträge 
digital zu bearbeiten – viele Bundesländer tun das 
schon –, helfen wir auch sehr gerne.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Ich bitte Sie nun um konstruktive parlamentarische 
Beratungen, damit wir die Betroffenen mit dem Wohn-
geld Plus und dem Heizkostenzuschuss schnell und ver-
lässlich unterstützen können.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Als nächster Redner erhält das Wort für die CDU/ 

CSU-Fraktion Dr. Jan-Marco Luczak.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Kolleginnen 

und Kollegen! Gestatten Sie mir am Anfang eine Vor-
bemerkung. Ich finde, es gibt seit dem Beginn dieses 
furchtbaren Angriffskrieges auf die Ukraine und der 
Energiepreiskrise fast schon so ein bisschen ein Schema 
in der Ampel: Wir als Union machen Vorschläge für not-
wendige Maßnahmen. Wir sehen dann aber, dass die Am-
pel zögert, dass sie zaudert, dass sie mal grün blinkt, mal 
gelb. Meistens steht sie aber auf Rot. Irgendwann, nach 
viel Streit – auch in der Koalition –, bewegt sich die 
Ampel dann doch. Aber es ist zu spät, halbherzig, und 
meistens sind die Maßnahmen dann auch noch mit hand-
werklichen Mängeln versehen. Das war beim ersten Ent-
lastungspaket so, das war beim ersten Heizkosten-
zuschuss so, das war und ist ja immer noch bei der 
Frage der Verlängerung der Laufzeiten der Kernkraft-
werke so. So war es bei der Senkung der Umsatzsteuer 
auf Energieträger; so ist es bei der Gasumlage, die Murks 
war.
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(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das war bei der Mietpreisbremse auch 
so, Herr Kollege!)

So ist es beim Gaspreisdeckel, von dem wir immer noch 
nicht wissen, wie er genau ausgestaltet ist. Bisher ist nur 
klar: Er wird frühestens im März in Kraft treten, also nach 
dem Winter. Das ist ungefähr so – das hat meine Kollegin 
Julia Klöckner gestern sehr gut gesagt –, wie wenn man 
jemanden nach dem Winter fragt: Ich habe hier ein paar 
tolle Winterreifen für dich, möchtest du die nicht kaufen? 
Das ist viel zu spät. Die Menschen brauchen jetzt Klar-
heit, sie brauchen jetzt eine Entlastung, und da kommen 
Sie nicht hinterher, liebe Kolleginnen und Kollegen von 
der Ampel.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Genauso ist es auch bei der Reform des Wohngelds. 

Bereits im März dieses Jahres haben wir als Union in 
einem Entschließungsantrag einen höheren Zuschuss 
bei den Heizkosten gefordert. Wir haben gefordert, die 
Umsatzsteuer auf Gas zu senken, den Kreis der Wohn-
geldberechtigten auszuweiten und das Wohngeld an die 
Energiekosten zu koppeln. Jetzt, Mitte Oktober, sieben 
Monate später, ziehen Sie als Ampel endlich nach. Das 
ist viel zu spät. Sie haben über Monate die Unsicherheit 
und die Sorgen und Nöte der Menschen nicht ernst ge-
nommen. Die warme Wohnung, meine Damen und Her-
ren, darf doch nicht zur Schuldenfalle werden, genauso 
wie ein Heizlüfter kein Statussymbol sein darf. Deswe-
gen müssen Sie schneller sein, liebe Kolleginnen und 
Kollegen von der Ampel.

Frau Ministerin, Sie haben die Kommunen angespro-
chen, Sie haben ihnen dafür gedankt, dass sie sich jetzt 
schon vorbereiten. Ich weiß nicht, ob Sie mal mit den 
Kommunen gesprochen haben; viele Kollegen aus mei-
ner Fraktion – das weiß ich – und ich haben das getan. Die 
Kommunen wissen überhaupt nicht, wo ihnen der Kopf 
steht, weil das alles so lange gedauert hat. Schon heute 
gibt es in den Wohngeldstellen einen großen Antragsstau. 
Wenn sich aber jetzt die Zahl der Wohngeldberechtigten 
auf 2 Millionen fast mehr als verdreifacht, dann fehlt es 
an allem: Es fehlt an Personal, es fehlt an ausreichenden 
Büros, es fehlt an der technischen Infrastruktur. Nichts 
davon konnte entsprechend vorbereitet werden, weil es 
einfach keine Klarheit gab, weil der Gesetzentwurf erst 
jetzt – sieben Monate später – kommt.

Deswegen – das muss man auch klar sagen –: Wenn die 
Wohngeldreform, wie geplant, zum 1. Januar 2023 in 
Kraft treten soll, dann wird die Umsetzung aller Voraus-
sicht nach nicht funktionieren. Das ist dann aber nicht die 
Schuld der Kommunen; das ist die Schuld dieser Bundes-
regierung, die viel zu spät gehandelt hat, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ich möchte die Kritik an zwei, drei Punkten fest-

machen. Im Gesetzentwurf stellen Sie unter anderem in 
Aussicht, dass Auszahlungen vorläufig genehmigt wer-
den. Ich habe mich dann gefragt: Was ist eigentlich der 
Inhalt dieser vorläufigen Prüfung? Wenn man mit den 
Mitarbeitern in den Wohngeldstellen in den Kommunen 
spricht, dann hört man: Na ja, ich weiß das auch nicht so 

richtig. Die vorläufige Prüfung entspricht im Kern eigent-
lich der endgültigen Prüfung. – Das bedeutet dann aber, 
dass sie nicht einen Verwaltungsvorgang bearbeiten und 
prüfen, ob jemand Anspruch auf Wohngeld hat, und ihm 
das dann auszahlen, nein, die Mitarbeiter bearbeiten 
zweimal den gleichen Vorgang: Sie müssen den Antrag 
erst einmal vorläufig prüfen und dann endgültig prüfen, 
aber mit den gleichen Schemata. Damit verdoppeln Sie 
den Personalaufwand, damit verdoppeln Sie den Verwal-
tungsaufwand, und Sie verdoppeln damit am Ende auch 
die Probleme. Das ist nicht in Ordnung. Damit schaffen 
Sie nur Verunsicherung, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Auch handwerklich hat Ihr Vorschlag viele Mängel. 
Ich will das einmal an der Systematik der Mietenstufen 
festmachen – die sollen neu festgelegt werden –, die für 
die Berechnung des Wohngeldes ganz zentral ist. Sie 
wollen zum Beispiel, dass die Stadt Münster – jeder weiß, 
wie die Wohnungsmarktsituation in einer Studentenstadt 
wie Münster ist, nämlich außerordentlich angespannt – in 
die gleiche Mietenstufe eingeordnet wird wie Mühlheim 
an der Ruhr oder Pirna. Das kann man doch keinem 
erzählen. Man muss sich doch nur mal die Mietensitua-
tion dort anschauen. Das passt doch überhaupt nicht zu-
sammen. Das hat schon was mit Realitätsverweigerung 
zu tun, was Sie hier machen.

Aber mit Realitätsverweigerung hat die Bauministerin 
spätestens seit dem „Bündnis bezahlbarer Wohnraum“ 
ein bisschen Erfahrungen. Über Monate hat man das Ziel, 
jährlich 400 000 Wohnungen zu bauen, wie eine Mons-
tranz vor sich hergetragen. Jeder wusste eigentlich, dass 
das nicht realistisch war; trotzdem hat man das monate-
lang aufrechterhalten und monatelang auf einer falschen 
Tatsachengrundlage verhandelt und damit am Ende ver-
hindert, dass richtige und auch schwierige Entscheidun-
gen getroffen wurden. Ich kann nur sagen – das gilt für 
das Wohngeld, die Mietenstufen wie auch für viele an-
dere Stellen –: Mehr Realität würde dieser Ampel guttun, 
meine Damen und Herren.

Vielleicht noch ein letzter Punkt, der mir auch wichtig 
ist. Eine Klimakomponente beim Wohngeld einzuführen, 
ist richtig. An den energetischen Zustand anzuknüpfen, 
ist richtig; dass man es belohnt, wenn ein Vermieter ener-
getisch saniert, ist richtig. Und dass sich das natürlich 
auch im Wohngeld widerspiegeln muss, weil es am 
Ende auch höhere Mieten bedeutet, ist auch richtig. 
Nur, davon steht in Ihrem Gesetz nichts. Sie führen 
zwar eine Klimakomponente ein, aber der energetische 
Zustand eines Gebäudes, also das, worauf es bei der 
Klimakomponente eigentlich ankommen sollte, spielt 
überhaupt keine Rolle. Jeder, ganz pauschal, erhält diesen 
Zuschlag. Das ist eine Mogelpackung, genauso wie die 
CO2-Bepreisung, die Sie vorgeschlagen haben, worüber 
Sie jetzt in der Ampel streiten. Das ist auch eine Mogel-
packung. Das kann so nicht bleiben, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Lassen Sie mich zum Schluss sagen: Wir als Union 
unterstützen ausdrücklich die Reform des Wohngeldes. 
Wir dürfen die Menschen in dieser Energiekrise nicht 
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alleine lassen. Nutzen Sie jetzt die verbleibenden Wo-
chen, um in aller Ernsthaftigkeit die Einkommen richtig 
zu definieren, Bagatellgrenzen bei Rückforderungen ein-
zuführen, eine Klimakomponente einzuführen, die wirk-
lich ihren Namen verdient.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
Damit werden Sie dem Ernst der Lage gerecht. Das, 

was Sie hier vorgelegt haben, wird der Lage nicht ge-
recht. Und deswegen können wir das in dieser Form nicht 
mittragen.

Vielen Dank meine Damen und Herren.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Dr. Julia Verlinden für Bündnis 90/Die Grünen erhält 

jetzt das Wort.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Dr. Julia Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! An 

meinen Vorredner von der Union gerichtet: Es ist schon 
interessant und verwunderlich, wie Sie über das Thema 
Tempo sprechen. Ich kann mich an einen Minister Ihrer 
Partei erinnern, der nach Monaten im Amt noch nicht 
einmal einen Staatssekretär hatte. Dahingegen haben 
wir mit dieser Koalition ein neues Bauministerium ge-
gründet. Und dieses Bauministerium hat bereits Anfang 
des Jahres einen Gesetzentwurf zum Heizkostenzuschuss 
vorgelegt, den wir innerhalb weniger Wochen hier be-
schlossen haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Und ein paar Wochen später hatten die Menschen das 
Geld auf ihrem Konto. Also insofern: Bleiben Sie bei 
der Wahrheit.

Die aktuellen Energiepreise machen uns allen zu schaf-
fen; das ist klar. Und es gibt Menschen, die sehr viel 
härter davon betroffen sind als die allermeisten hier in 
diesem Raum. Und genau diesen Menschen, die hart 
getroffen sind, weil sie bereits jetzt hohe Mieten zahlen 
müssen im Vergleich zu ihrem Einkommen, den Empfän-
gerinnen und Empfängern von Wohngeld, wollen wir mit 
diesem Gesetz unter die Arme greifen.

Aber da hören wir nicht auf. Wir erhöhen nicht nur das 
Wohngeld, sondern wir erweitern auch sehr deutlich den 
Kreis der Berechtigten; denn die Mieten explodieren in 
zahlreichen Städten und stellen zum Beispiel Familien 
vor große finanzielle Herausforderungen – trotz festem 
Einkommen. 2 Millionen Haushalte sollen deswegen 
künftig das verbesserte Wohngeld beantragen können. 
Das ist ein richtig großer Fortschritt. Das ist eine Ver-
dreifachung. Vielen herzlichen Dank für diesen Vor-
schlag.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Gleichzeitig bringen wir erneut einen Heizkosten-
zuschuss auf den Weg. Damit helfen wir den Beziehern 
von Wohngeld, aber auch von BAföG, Berufsausbil-
dungsbeihilfen und Ausbildungsgeld. Die Ampelregie-
rung setzt so ein klares Zeichen: Wir lassen die Menschen 
mit geringem Einkommen nicht im Stich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Und klar ist auch: Das Wohngeld ist ein wichtiges 

soziales und unverzichtbares Instrument, aber es packt 
das Problem nicht an der Wurzel. Mit dieser Förderung 
unterstützen wir natürlich die Menschen, die es brauchen. 
Wir finanzieren indirekt aber auch die zum Teil viel zu 
hohen Mieten in unserem Land. Da müssen wir ran, und 
da gehen wir auch ran.

Ich sage Ihnen jetzt gerne, was wir im Zuge dieses 
Richtungswechsels hin zu mehr bezahlbarem Wohnraum 
noch vorhaben. 2006 hatten wir noch 2 Millionen Sozial-
wohnungen. Beim Regierungswechsel letztes Jahr waren 
es nur noch 1,1 Millionen Sozialwohnungen. Das geht 
nicht. Mit mehr sozialem Wohnungsneubau und einer 
neuen Wohngemeinnützigkeit können und werden wir 
als Ampel gegensteuern.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Am 
meisten Sozialwohnungen werden in den Län-
dern abgebaut, wo die Roten regieren!)

Dabei geht es nicht nur um den Neubau. Es gibt zahl-
reiche Möglichkeiten, vorhandene Gebäude auch besser 
zu nutzen, auszubauen, zu reaktivieren. Viele Kommunen 
und Wohnungsgenossenschaften haben damit angefan-
gen. Sie haben unter anderem Wohnungstauschpro-
gramme etabliert, sodass zum Beispiel die wachsende 
Familie mit der alleinstehenden Dame die Wohnungen 
unterschiedlicher Größe tauschen kann, sofern das beide 
wollen. So nutzen wir vorhandene Wohnungen sinnvoll. 
Auch anzubauen oder beispielsweise Dachgeschosse aus-
zubauen, dort neuen Wohnraum zu ermöglichen, ist ein 
ganz wichtiger Beitrag dazu, ressourcenschonend und 
zügig zusätzlichen Platz zu schaffen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Fossile Heizenergie ist teuer und widerspricht den Kli-
mazielen. Im Gebäudesektor entsteht rund ein Drittel des 
gesamten CO2 in Deutschland. Deshalb brauchen wir 
eine strukturelle Veränderung in der Wärmeversorgung; 
das ist klar. Die energetische Ertüchtigung und tiefer-
gehende Sanierung unserer Gebäude muss in der Priori-
tätenliste weiter nach oben steigen. Es geht um Energie-
effizienz, es geht um erneuerbare Wärme. Nur so können 
wir die Mieterinnen und Mieter vor weiteren Preisstei-
gerungen wirklich nachhaltig schützen und vermeiden, 
dass der Heizkostenzuschuss eine Dauerlösung werden 
muss.

(Beifall der Abg. Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Auch dieser Punkt ist im Wohngeld mitgedacht. Mit 
einer Klimakomponente gleichen wir eventuelle Miet-
anpassungen nach einer Sanierung aus. Gleichzeitig un-
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terstützen wir auch die Vermieter/-innen und Gebäudeei-
gentümer mit zielgerichteten Fördergeldern in der Ge-
bäudesanierung. Im Haushalt stellen wir hierfür Milliar-
den in zweistelliger Höhe bereit, weil sie eine sinnvolle 
Investition sind. So wird ein klimaneutraler Gebäude-
bestand ein greifbares Ziel, bei dem alle Beteiligten mit-
genommen werden und davon profitieren.

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Nächster Redner ist für die AfD-Fraktion Roger 

Beckamp.

(Beifall bei der AfD)

Roger Beckamp (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Das 

Wohngeld wird reformiert. Die Zahl der Haushalte, die 
Wohngeld erhalten, und die entsprechenden Ausgaben 
werden mehr als verdreifacht.

Wohngeld richtet sich an Haushalte mit Einkommen, 
Altersrenten oder auch an Empfänger von ALG I bis zu 
einer bestimmten Höhe, wobei diese Einkünfte für die 
Wohnkostenbelastung eben nicht ausreichen. Inhaltlich 
geht es bei dieser Reform im Wesentlichen um Heizkos-
ten und angehobene Einkommensgrenzen.

All dies führt dazu, dass sich die Leistungen für Wohn-
geldempfänger deutlich erhöhen. So macht allein der 
neuerdings vorgesehene Zuschuss zu den Heizkosten 
rund 2,30 Euro je Quadratmeter im Monat je Bezieher 
aus. Zudem steigt die Zahl der Anspruchsberechtigten 
deutlich.

So bekam ein Einpersonenhaushalt bisher Wohngeld 
bei einem Einkommen von gut 1 800 Euro brutto. Nun 
darf man sogar 2 300 Euro verdienen und bekommt 
Wohngeld. Die Anzahl der Haushalte, die Wohngeld er-
halten, steigt damit um 1,4 Millionen auf dann gut 2 Mil-
lionen Haushalte. Damit werden dann auch Teile der 
unteren Mittelschicht erreicht. Und weil das Ganze erst 
zum 1. Januar 2023 in Kraft tritt, gibt es dieses Jahr noch 
einen weiteren Heizkostenzuschuss für zahlreiche Bezie-
her von Wohngeld und anderen Sozialleistungen. Klingt 
das gut für Sie?

(Daniel Föst [FDP]: Ja!)

Gerade in Zeiten hoher Inflation und stetig steigender 
Energiepreise?

Aber warum haben wir denn überhaupt einen so hohen 
Bedarf an Sozialleistungen bis in die Mittelschicht? Denn 
genau das ist das Wohngeld: eine andere Art der Sozial-
hilfe. Bisher brauchte die Mittelschicht so etwas nicht.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Ja!)

Wofür ist das ein Symptom? Also was liegt dahinter? Was 
sind die Ursachen? Nun, die Nebenkosten vieler Woh-
nungsnutzer sind zu hoch. Diese bestehen vor allen Din-
gen aus Heizkosten, die derzeit bekanntermaßen nur eine 
Richtung kennen: nach oben.

Wir erinnern uns: Früher war alles besser. Gas, Strom 
usw. waren bezahlbar. Die Nachfrage ist zwar ähnlich wie 
früher; aber das Angebot ist massiv zurückgegangen. 
Also steigen die Preise. Die Leute haben wegen des An-
gebotsschocks im Bereich der Energie sowieso schon 
weniger Geld in der Tasche, und viele können ihre stei-
genden Heizkosten nur noch schwer tragen. Hier ist wohl 
eine gemischte Ursachenbilanz festzustellen, also eine 
Art Putin-Habeck-Scholz-Gaspreispedal. Daher auch 
die Gaspreisbremse.

Und die Mieten? Nun, hier ist es genau andersherum, 
aber mit dem gleichen Preiseffekt. Das Angebot ist ähn-
lich wie früher, aber die Nachfrage ist massiv gestiegen.

(Zuruf der Abg. Saskia Esken [SPD])
Also steigen auch hier die Preise, genannt „Mieten“. Es 
gab einen Nachfrageschock, sodass Wohnungen fehlen. 
Und woher kommt dieser Nachfrageschock? Zitat:

Die Überlastung der Kommunen, die mögliche 
Überforderung unserer Sozialsysteme oder eine Be-
grenzung des Flüchtlingsstromes finden weder im 
Wording noch im Handeln der Bundesregierung 
auch nur ansatzweise Berücksichtigung.

Es ist

nicht nachvollziehbar, dass die Bundesregierung in 
Zeiten ohnehin hoher Zugangszahlen zusätzliche 
freiwillige Aufnahmeprogramme für Flüchtlinge 
startet oder mit Leistungsverbesserungen für Asyl-
bewerber … oder mit der Einführung des sogenann-
ten Chancen-Aufenthaltsrechts noch mehr Anreize 
setzt, ins Land zu kommen.

Zitat Ende. – Könnte das vielleicht stimmen? Ich weiß es 
gar nicht genau, aber was meinen Sie? Das sagte jeden-
falls der bayerische Innenminister Herrmann mit Blick 
auf den sogenannten Flüchtlingsgipfel vor einigen Tagen.

Millionen Menschen strömen abermals derzeit in unser 
Land, und wieder ist es so – Zitat –:

Die Zuwanderung aus Drittstaaten, das zeigen viele 
Studien, ist im günstigsten Fall ein Nullsummen-
spiel. In den meisten Berechnungen ist sie ein Kos-
tenfaktor.

– So weit zu Ihrer Faktenlage; „Pull-Faktoren“. -

Meist geht es um Flüchtlinge oder um Heiratsmigra-
tion. Das sind in der Regel eher schlecht ausgebil-
dete Leute. Aus Ländern, die eine grosse, wenn 
nicht gar die grösstmögliche kulturelle Distanz zu 
Europa haben.

Viele beziehen Sozialleistungen und tragen damit 
auch nicht in positivem Sinne zur Gesellschaft und 
zur Wirtschaft bei.

Zitat Ende. – So Ruud Koopmans, Leiter der Abteilung 
Migration am Wissenschaftszentrum für Sozialforschung 
in Berlin, kürzlich in einem Beitrag der „Neuen Zürcher 
Zeitung“. So viel zur Wissenschaft, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der AfD)
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Und genau diese Leute bekommen den Wohnraum, 
den Einheimische dringend brauchen, und müssen in 
der Regel nicht einmal selbst dafür bezahlen.

(Zuruf der Abg. Dr. Carolin Wagner [SPD])
Fast 900 000 Einwanderer, Ihre Einwanderer von 2015 
und 2016

(Dr. Carolin Wagner [SPD]: Das ist doch be-
scheuert!)

– Sie können mich da gern „bescheuert“ nennen; aber es 
bleibt ja ein Fakt –, beziehen Hartz IV oder andere Sozial-
leistungen. Diesmal hat Putin damit nichts zu tun. Das ist 
allein das Verschulden dieser Regierung und der Vorgän-
gerregierung.

(Beifall bei der AfD)
Und deswegen, meine Damen und Herren, brauchen 

wir neben der Gaspreisbremse eine Migrationsbremse. 
So einfach kann es sein. Denn dieses Land muss sich 
ändern: Von einem Paradies für Asyleinwanderer ohne 
Schutzbedürfnis – die meisten haben gar kein Schutz-
bedürfnis –

(Zuruf der Abg. Caren Lay [DIE LINKE])
muss dieses Land zu einer Wüste für diese Menschen 
werden, die eben nicht schutzbedürftig sind. Das sind 
wir den Deutschen und allen Einheimischen – allen an-
deren auch hier –, die lange und gerne hier leben sollen, 
schuldig.

Nichts aber sind wir schuldig den Romafamilien, Us-
beken und den Tausenden anderen Drittstaatlern, die die 
Lage in der Ukraine ausnutzen und über diese in unser 
Land kommen.

(Caren Lay [DIE LINKE]: Widerlich!)
Und nichts schuldig sind wir auch den Hunderttausenden, 
die aus dem Nahen Osten und Afrika kommen. Diese 
Menschen suchen keinen Schutz bei uns.

(Nils Gründer [FDP]: Grundrechte!)
Diesen hätten sie in ihren Nachbarländern schon längst 
finden können.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Renate 
Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Nein, sie suchen und finden in unserem Land Wohnun-
gen, Sozialhilfe und – dank Ihrer Hilfe – Staatsbürger-
schaften.

(Zuruf der Abg. Dr. Carolin Wagner [SPD])
Genau das hält diese Regierung auf Kosten der Einhei-
mischen für sie bereit.

(Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was hat das mit Wohngeld zu tun?)

Und die eigenen Leute erhalten dann ein bisschen mehr 
Wohngeld als Sozialkosmetik. Herzlichen Glückwunsch!

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Genau so ist es!)
Aber ich verrate Ihnen ein Geheimnis: Die Politiker 

eines Landes sind zuallererst zum Schutz und Nutzen 
des eigenen Landes da. Nur mal als Kontrollfrage: Wie 
lange wollen Sie noch so weitermachen? In Afrika kom-
men alle elf Tage – alle elf Tage! – 1 Million Menschen 

dazu; einfach mal googeln. Alle elf Tage kommen 1 Mil-
lion Menschen dazu. Die Geburtenraten sind astrono-
misch. Allein die Bevölkerung Afrikas verdoppelt sich 
bis 2050 von 1,2 auf 2,5 Milliarden.

(Saskia Esken [SPD]: Thema verfehlt!)
Wie viele wollen Sie hier von denen noch einladen?

(Saskia Esken [SPD]: Thema verfehlt! Armse-
lig! – Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das ist doch ekelig!)

Einige hier haben bestimmt ein paar Wohnungen oder ein 
Ferienhaus. Bringen Sie sie doch gerne zu sich nach 
Hause!

(Beifall bei der AfD)
Ist es auch Wahnsinn, so hat es doch System: Wir sub-

ventionieren auf dem Wohnungsmarkt gegen eine selbst-
verschuldete, migrationsbedingte Knappheit an, ganz 
ähnlich wie bei der Energie. Und genauso trifft es auch 
hier eher die einkommensschwächeren Teile unseres Vol-
kes. Diese Reform des Wohngelds mit all Ihren Milliar-
den ist zwar bitter nötig, aber nur deshalb, weil Ihre 
Politik die entsprechenden Probleme erst hervorgerufen 
hat. Diese Reform ist letztlich nur ein weiteres Zahnrad 
im Reparaturbetrieb Ihrer Politik. Ihre Politik macht 
weite Teile unseres Volkes in der Mittelschicht sozial-
hilfebedürftig.

(Zuruf der Abg. Dr. Carolin Wagner [SPD])
Ihre Politik ist zutiefst unmoralisch und inländerfeind-
lich.

Sichere Grenzen, bezahlbarer Wohnraum!
(Beifall bei der AfD – Dr. Götz Frömming 
[AfD]: So ist das! – Caren Lay [DIE LINKE]: 
Widerlich!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Es folgt für die FDP-Fraktion Daniel Föst.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Daniel Föst (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Wie völlig egal der AfD die akuten Nöte der 
Bürgerinnen und Bürger in Deutschland sind und wie 
völlig egal Herrn Beckamp die akuten Nöte sind, zeigt 
sich daran, dass er lieber über Flüchtlinge redet als über 
die Sorgen unserer Menschen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der LINKEN)

Das einzig Gute an dem Beitrag war: Es war der einzige 
Beitrag der AfD in dieser Debatte.

Wir sind tatsächlich in schwierigen Zeiten. Wir be-
kommen das ja mit. Die Menschen spüren das. Sie haben 
Angst und fragen sich, ob sie Strom und Heizung noch 
bezahlen können. Es ist dringend nötig, dass wir aktiv 
werden. Deswegen handelt die Ampelregierung. Wir er-
suchen nicht nur, dass Strom gespart wird, insbesondere 
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in der Industrie, sondern wir entlasten auch die Bürgerin-
nen und Bürger, die vor Überlastung Angst haben oder 
die schon vor Überlastung stehen.

(Zuruf des Abg. Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/ 
CSU])

Deswegen kommt ja die Gaspreisbremse. Deswegen 
kommt ja die Strompreisbremse. Deswegen gibt es ja 
die Energiepreispauschale. Deswegen werden auch Steu-
erentlastungen ausgereicht.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Was ist 
denn jetzt mit den Kernkraftwerken?)

Das alles ist richtig und wichtig.
(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Was ist 
denn mit den Kernkraftwerken? – Lars Rohwer 
[CDU/CSU]: Wie sieht’s denn jetzt aus?)

Dazu gehört auch, das Wohngeld deutlich zu erhöhen.
(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Aha! 

Keine Antwort vonseiten der FDP!)
Die Union fragt mich gerade: „Wie sieht’s denn jetzt 
aus?“ Meine sehr geehrten Damen und Herren, es sieht 
leider so aus, dass wir im Ergebnis einer völlig blauäugi-
gen Politik in eine totale Abhängigkeit von russischem 
Gas geraten sind. So sieht es aus.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich muss es hier jetzt einfach sagen, weil das mittlerweile 
auch infrage gestellt wird: Es ist vollkommen richtig, 
dass wir aus Russland kein Gas mehr beziehen. Das ist 
vollkommen richtig. In keiner Sekunde stelle ich die 
Sanktionen infrage.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Wieso? Öl bezie-
hen wir doch auch!)

Nur, wir baden gerade aus, was uns hingelegt wurde.
(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
Abg. Anja Liebert [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] – Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: 
Da klatscht die SPD nicht!)

Aber zurück zum Wohngeld. Es tut mir leid, Herr 
Luczak; eigentlich versuche ich, zu vermeiden, immer 
wieder zu erwähnen, dass ihr uns das eingebrockt habt. 
Aber ihr bettelt ja geradezu darum.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD – Lars 
Rohwer [CDU/CSU]: Und jetzt? – Dr. Jan- 
Marco Luczak [CDU/CSU]: Ich weiß gar 
nicht, warum da bei der SPD gelacht wird! 
Weiß ich gar nicht!)

Jetzt werden wir das Wohngeld deutlich erhöhen und 
deutlich ausweiten.

Wir Freien Demokraten sind bekennende Fans des 
Wohngelds, weil es eine sehr zielgenaue Hilfe ist, weil 
es genau den Menschen hilft, die Hilfe brauchen, für die 
Dauer, die sie Hilfe brauchen.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Dann 
hättet ihr euch ja mal ein bisschen mehr 
Mühe geben können bei dem Gesetzentwurf!)

Deswegen stehen wir mit Begeisterung hinter dem Wohn-
geld. Ich persönlich sage: Es ist besser, den Menschen 
direkt zu helfen, als allzu viel Geld in Beton zu verbauen. 
Wenn das Geld direkt und sofort ankommt für die Dauer, 
die es benötigt wird, dann ist dies das bessere System.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Es ist daher wichtig, dass wir das Wohngeld zukunftsfit 
machen. Da spielt die Heizkostenkomponente natürlich 
eine Rolle. Sie ist wichtig; denn die Heizkosten steigen. 
Das brauche ich Ihnen nicht zu sagen. Es ist auch wichtig, 
dass wir die Klimakomponente mit aufnehmen.

Am witzigsten finde ich ja: Herr Luczak, Sie beschwe-
ren sich über die Bürokratie, die da entsteht, aber in Ihrer 
Rede haben Sie in einer Tour mehr Bürokratie gefordert.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Nee! Da 
haben Sie nicht zugehört!)

– Ja, doch, natürlich! – Sie haben gesagt: Wir müssen dies 
noch einführen, wir müssen jenes noch einführen, dann 
müssen wir Rückzahlungen einführen und dieses und 
jenes machen. Sie haben sechs Punkte aufgezählt, mit 
denen mehr Bürokratie ins Wohngeld kommt, und be-
schweren sich dann bei uns, dass die Kommunen das 
vielleicht nicht leisten können.

(Zuruf des Abg. Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/ 
CSU])

Natürlich werden wir den Kommunen und den Län-
dern helfen müssen, das Wohngeld auszuzahlen. Es ist 
uns ja bewusst, dass das nicht einfach ist. Deswegen hat 
die Frau Ministerin bei der Reform des Wohngelds eine 
Entbürokratisierung eingebracht. Deswegen gibt es die 
Möglichkeit, erst mal Abschlagszahlungen zu gewähren. 
Deswegen gibt es ja mittlerweile auch ein System für den 
digitalen Wohngeldantrag. Da frage ich mich insbeson-
dere als Bayer: Warum, Herr Kießling, ist der Wohngeld-
antrag in Bayern nicht komplett digital? Wir haben mitt-
lerweile ein System, das man nutzen kann. Und wenn 
Kommunen Hilfe brauchen bei der Einführung eines di-
gitalisierten Systems beim Wohngeld, dann – da bin ich 
mir sicher – werden wir da Hilfe leisten können und 
müssen; denn das, was wir jetzt digitalisieren, wird auf 
Dauer digital bleiben.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Zum Abschluss ein wichtiger Punkt, der teilweise 
schon in der Debatte anklang: Wir sind in ein System 
gerutscht – das ist wirklich bedenklich, und ich rede, 
Herr Luczak, nicht von den letzten 16 Jahren –, in dem 
es der Mitte der Gesellschaft, denjenigen, die gerade so in 
der Mittelschicht angekommen sind, fast unmöglich ist, 
sich Wohnen leisten zu können; das wird immer schwie-
riger. Deswegen weiten wir den Kreis der Wohngeldbe-
rechtigten aus. Aber es kann ja nicht sein, dass wir ein 
System haben, in dem auf der einen Seite das Bauen hoch 
subventioniert wird oder auf der anderen Seite die Wohn-
kosten hoch subventioniert werden. Wir müssen für die 
Mitte der Gesellschaft ein System haben, das aus sich 
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heraus bezahlbaren Wohnraum schafft. Da ist das Bünd-
nis bezahlbarer Wohnraum, Frau Ministerin, eine richtige 
Antwort.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Aha? Na 
ja!)

Wir müssen runter mit den Baukosten, und die Genehmi-
gungsverfahren müssen schneller werden. Wir müssen 
schauen, dass wir mehr, günstiger und schneller bauen, 
weil wir nicht auf Dauer einen großen Teil der Gesell-
schaft entweder beim Bauen oder beim Wohnen subven-
tionieren können.

Das Wohngeld ist absolut notwendig. Aber damit ist 
nur der erste Schritt getan. Wir werden noch viel mehr 
machen müssen, damit wir wieder ein System haben, das 
günstigen Wohnraum aus sich heraus zur Verfügung 
stellt.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, bevor ich der nächs-

ten Rednerin das Wort gebe, komme ich zurück zum 
Zusatzpunkt 3. Wir haben das Protokoll geprüft. Ich er-
teile dem fraktionslosen Abgeordneten Matthias 
Helferich einen Ordnungsruf.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP und der Abg. Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir fahren jetzt in unserer Debatte fort. Als nächste 
Rednerin erhält das Wort Caren Lay für Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Caren Lay (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Die Reform des Wohngeldes ist überfällig, und 
sie ist dringend nötig. Wir haben als Linke auch mehrfach 
eine Reform gefordert und hier konkrete Vorschläge ein-
gebracht. Deswegen freut es uns, dass das endlich an-
gegangen wird. Doch leider bleibt Ihr Entwurf unzurei-
chend und Stückwerk.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Jan-Marco 
Luczak [CDU/CSU]: Bis hierhin kann ich fol-
gen!)

Lange Zeit galt es als ungeschriebenes Gesetz in die-
sem Land, dass niemand mehr als 30 Prozent des Ein-
kommens für das Wohnen ausgeben muss – warm! Die 
Realität ist heute eine andere: Schon jetzt geben 12 Pro-
zent der Haushalte mehr als 50 Prozent aus – kalt! Mit der 
Energiekrise werden es deutlich mehr werden. Dieser 
Zustand ist völlig inakzeptabel.

(Beifall bei der LINKEN)
Niemand darf mehr als 30 Prozent des Einkommens für 
das Wohnen ausgeben; das gehört zu den Grundfesten 
unseres Sozialstaates, und das müsste eine Wohngeld-
reform auch leisten.

(Beifall bei der LINKEN)
Aber nein, Sie machen eine Wohnkostenbelastung von 
40 Prozent zum Maßstab, und das ist völlig inakzeptabel.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN: Vorher waren es 
50 Prozent!)

Außerdem wird das Wohngeld immer noch kleinge-
rechnet. Wenn man nur die Mieten der Wohngeldhaus-
halte zur Grundlage der Berechnung macht, also die Mie-
ten von Leuten mit sehr wenig Geld, dann verzerrt das 
doch völlig die Realitäten. Man müsste die Marktmieten 
zur Grundlage nehmen. Das Ergebnis der Kleinrechnerei 
bedeutet ganz konkret, dass 187 Gemeinden in den so-
genannten Mietstufen herabgestuft werden, auch Städte 
wie Chemnitz oder Bautzen. Das heißt, hier werden die 
Zuschüsse durch Ihre Reform praktisch gesenkt. Das ist 
doch wirklich absurd.

(Beifall bei der LINKEN)
Wenn sich in der Kritik an den Mietstufen Herr Luczak 
von der CDU/CSU und ich zum ersten Mal nach zehn 
Jahren einig sind, dann müsste Ihnen das doch wirklich 
zu denken geben.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. 
Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU] – Daniel 
Föst [FDP]: Aber die sind sich auch mit der 
AfD einig!)

Unsere Kritik teilt nicht nur der Deutsche Mieterbund, 
sondern auch der Deutsche Städtetag. Die sagen: Lassen 
Sie uns doch endlich empirisch gefestigte Grundlagen zur 
Berechnung der Mietstufen einführen! – Dass dies richtig 
wäre, ist doch wohl wirklich klar. Ich bitte darum.

(Beifall bei der LINKEN)
Meine Damen und Herren, haben Sie schon mal einen 

Wohngeldantrag gesehen? Es sind acht komplizierte Sei-
ten, fünf Seiten Erläuterungen, 47 Unterpunkte.

(Daniel Föst [FDP]: Völlig absurd!)
Das überfordert viele Menschen.

(Beifall des Abg. Daniel Föst [FDP])
Die Ämter kommen schon jetzt nicht hinterher und haben 
nicht das Personal, Ihre Reform umzusetzen. Längere 
Bewilligungszeiträume finden wir gut; aber besser wäre 
es, die bereits bewilligten Anträge zunächst für ein wei-
teres Jahr zu bewilligen. Dann könnten sich die Behörden 
vollkommen auf die Bearbeitung der neuen Anträge kon-
zentrieren.

(Beifall bei der LINKEN)
Immerhin ist der Heizkostenzuschuss pauschal – das 

begrüßen wir –; aber an vielen Stellen deckt er nicht die 
realen Bedarfe. Was ich wirklich inakzeptabel finde: Wir 
haben gleichzeitig den CO2-Preis, der immer noch allein 
von den Mieterinnen und Mietern bezahlt wird. Das 
heißt, für einen Dreipersonenhaushalt mit einer Ölhei-
zung reduziert sich der Heizkostenzuschuss dann locker 
von 640 Euro auf nur noch 450 Euro. Das reicht doch bei 
Weitem nicht aus.

(Beifall bei der LINKEN)

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 60. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 13. Oktober 2022                                                                                                                                                                                               6681 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Daniel Föst 



Meine Damen und Herren, das grundsätzliche Problem 
kann keine Wohngeldreform lösen, nämlich Mieten-
wahnsinn und Spekulation. Viele Beziehende von Wohn-
geld wohnen doch bei Vonovia, bei LEG, bei den großen 
privaten Konzernen,

(Daniel Föst [FDP]: Zu fairen Mieten!)

und denen schmeißen wir mit so einer Reform das Geld 
am Ende des Tages auch noch hinterher.

(Zuruf von der LINKEN: Unfassbar!)

Deswegen kann eine Wohngeldreform nicht das einzige 
und auch nicht das zentrale Instrument sein.

(Daniel Föst [FDP]: Die Linke will das 
Wohngeld abschaffen! Sehr gut!)

Wir brauchen endlich einen Mietenstopp. Lassen Sie uns 
das Problem bei den Wurzeln packen!

(Beifall bei der LINKEN)

Wir brauchen ein „Krisenpaket Miete“. Das heißt 
Schutz vor Kündigungen, Schutz vor Zwangsräumungen, 
Verbot von Indexmieten.

(Zuruf des Abg. Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/ 
CSU])

Und ja, wir brauchen einen Mietendeckel und einen De-
ckel für Strom- und Gaspreise. Das fordern wir als Linke. 
Das hilft gegen Spekulation, gegen Inflation und kommt 
dem Staat auch nicht zu teuer zu stehen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Nächste Rednerin ist Verena Hubertz für die SPD- 

Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Verena Hubertz (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Bau-

ministerin Geywitz! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wir reden hier über eine große Wohngeldreform. Aber 
was sind das eigentlich für Menschen, für die wir das 
tun? Mein Wahlkreis ist Trier.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Das ist 
doch da, wo jetzt der Innenminister von der 
SPD zurückgetreten ist, oder?)

Da gibt es auch einige, denen diese Reform zugute-
kommt. Es gibt zum Beispiel den Rentner, der damals 
so viel verdient hat, dass er nicht unbedingt viel für die 
Rente sparen konnte, und der für seine Wohnung in einem 
Trierer Stadtteil – nicht mal Innenstadtlage – 500 Euro 
kalt zahlt, also mehr als die Hälfte seiner Rente für die 
Miete ausgibt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Es gibt auch die alleinerziehende Mutter. Viele können 
nur ahnen, wie herausfordernd das Leben ist, wenn man 
dann natürlich in Teilzeit arbeitet und damit nicht oder 
nur mit Mühe und Not über die Runden kommt.

Das sind die Lebensrealitäten vieler Menschen in un-
serem Land. Das sind Leute, die hart arbeiten und die hart 
gearbeitet haben. Für diese Leute machen mehrere Hun-
dert Euro im Monat den Unterschied aus, den Unter-
schied zwischen einem selbstbestimmten Leben und 
dem Abrutschen in Sozialleistungen. Für mich geht es 
bei dem, worüber wir hier heute reden, auch um eine 
Frage des Respekts; denn diejenigen, die in unserem 
Land hart arbeiten, sollen nicht aus ihrer Wohnung flie-
gen, weil sie sich die Miete und die Nebenkosten nicht 
mehr leisten können, und das nicht nur in der Krise, 
sondern dauerhaft. Dafür ist das Wohngeld da, liebe Kol-
leginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Wir erweitern den Bezieherkreis – wir verdreifachen 
ihn von 600 000 auf über 2 000 000 Haushalte –, und wir 
steigern die Summe. Es wird – das haben wir von der 
Bauministerin gerade gehört – eine dauerhafte Heizkom-
ponente geben. Wir werden mit einer Klimakomponente 
sicherstellen, dass sich insbesondere Menschen mit ge-
ringem Einkommen nicht nur die schlechtesten Wohnun-
gen leisten können; auch dafür ist ein Faktor eingepreist.

Ganz wichtig ist – und dafür sind wir heute hier –: Wir 
müssen auch kommunikativ an das Wohngeld heran-
gehen. Viele wissen nicht, dass sie darauf Anspruch ha-
ben. Oftmals ist das Thema noch in der sogenannten 
Schmuddelecke. Man hat Befindlichkeiten und möchte 
nicht unbedingt zur Behörde gehen, um diesen Antrag, 
der, wie wir gerade gesehen haben, auch einfacher wer-
den darf und wird, auszufüllen. Ich finde, Menschen, die 
arbeiten, die sich in diesem Land an die Regeln halten 
und trotzdem nicht über die Runden kommen, haben An-
spruch auf unsere Solidarität.

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/ 
CSU]: Herzlich willkommen in der CDU!)

Ja, wir haben viel über Symptome und den Wohnungs-
markt geredet, und wir sind uns dessen bewusst, dass wir 
hiermit ein Symptom bekämpfen. Aber wir gehen natür-
lich auch an die Wurzel des Problems. Vielleicht hat der 
eine oder andere gestern mitbekommen, dass wir gemein-
sam im Kanzleramt waren, wo die Ergebnisse des Bünd-
nisses bezahlbarer Wohnraum vorgestellt wurden. Dort 
sind auf 67 Seiten Maßnahmen festgelegt,

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Faule 
Kompromisse!)

um jetzt ins Bauen zu kommen, um zu ermöglichen, dass 
es einfacher wird und wir weiteren bezahlbaren Wohn-
raum in diesem Land schaffen. Jetzt erzählen Sie nicht, 
dass sei nur Klein-Klein, nur ein bisschen Kosmetik. 
Nein, wir packen das Thema Wohnen in dieser Koalition 
gemeinsam mit dem Ministerium ganzheitlich an, mit 
Wumms
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(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Doppel- 
Wumms!)

und einem Bündnis aus vereinten Kräften und mit vielen 
Maßnahmen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Ja, wir haben im Koalitionsvertrag einiges vereinbart. 
Wir haben aber auch noch einiges vor. Ich bin sehr dank-
bar, dass der Kollege Buschmann von der FDP mit Hoch-
druck daran arbeitet, dass wir auch die mietrechtlichen 
Fragestellungen gemeinsam angehen; denn da haben wir 
natürlich auch noch jede Menge zu tun. Aber wenn wir an 
das Wohngeld gehen, an das Bauen von bezahlbarem 
Wohnraum und jetzt auch dieses Maßnahmenbündel auf 
den Weg bekommen, wenn wir das gemeinsam anpacken, 
dann bin ich optimistisch, dass wir hier niemanden al-
leine lassen. Ich danke für die konstruktive Mitarbeit 
und sage: Legen wir los!

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Das Wort erhält für die CDU/CSU-Fraktion Michael 

Kießling.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Kießling (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Herr Föst, ich möchte auf Ihre Be-
hauptung bezüglich einer blauäugigen Energiepolitik ein-
gehen. Wir haben gut gelebt von den günstigen 
Energiepreisen. Herr Scholz wusste ja schon immer, 
dass Putin die Energie verwenden wird, um Krieg zu 
führen und entsprechend Einfluss zu nehmen. Er war 
damals Arbeitsminister, Vizekanzler und Finanzminister 
und hat den Kurs mitgetragen. Als er Kanzler wurde, hat 
er auch noch Nord Stream 2 verteidigt. Mir scheint, Sie 
kennen heute schon die Fehler, die Sie morgen machen. 
Das nenne ich blauäugige Politik.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Aber jetzt zurück zum Thema Wohngeld. Es ist richtig, 

dass man das Wohngeld erhöht, dass man den Empfän-
gerkreis ausbaut und dass man es reformiert. Es ist wich-
tig, dass wir jetzt auf die aktuellen Herausforderungen 
Antworten finden. Aber – Jan-Marco Luczak hat es an-
gesprochen – das kommt zu spät. Wir haben es bereits im 
März gefordert. Die Leute sind jetzt natürlich auf der 
Palme und fragen sich: Wie soll ich das in Zukunft zah-
len? – Das Ganze soll Anfang des nächsten Jahres umge-
setzt werden. Die Kommunen sind nicht vorbereitet, we-
der personell noch wissen sie, wie es funktionieren soll. 
Es fehlt Planungssicherheit, und es fehlt der Vorlauf, um 
das in der Zeit entsprechend abzuarbeiten. Wenn Sie wie 
wir mit den verschiedenen Ebenen im Land und in den 
Kommunen im Gespräch sind, dann werden Sie bestäti-
gen, dass es so ist. Das ist die Herausforderung, vor der 
wir stehen. Sie müssen schauen, dass wir schnell sind und 

die handwerklichen Fehler, die noch enthalten sind, 
schnell behoben werden, sodass man das Wohngeld ent-
sprechend schnell und verlässlich auszahlen kann.

Sie wecken Erwartungen, angefangen beim 9-Euro-Ti-
cket, das nicht langfristig organisiert werden kann, bis hin 
zum Wohngeld, Sie kündigen an, aber liefern nicht, lie-
fern zu spät, oder es bleiben Fragen offen. Das ist nicht 
die Politik, die wir in Krisenzeiten benötigen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Daniel Föst 
[FDP]: Was heißt das für euch? Kein Wohn-
geld?)

Auch die endgültige Finanzierung ist noch offen; das 
müssten wir klären. Dass wir eine Verdreifachung der 
Zahl der Berechtigten haben, ist erst einmal eine gute 
Zahl. Aber eigentlich ist es erschütternd, dass wir eine 
Verdreifachung der Wohngeldempfängerzahl haben. Es 
müsste sich eigentlich lohnen, dass man zur Arbeit geht. 
Man müsste sich mit dem Geld, das man verdient, die 
Wohnung, Wärme, Strom und auch das Leben leisten 
können. Das sehe ich bei Ihrer Koalition überhaupt nicht 
gegeben. Das scheint auch nicht der Anspruch Ihrer Re-
gierung zu sein.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Durch die links-FDP-geführte Regierung wird es ge-
rade zum Anspruch, nicht zu arbeiten, beispielsweise 
wenn man auf das Bürgergeld schaut.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Ah!)

– Nicht „Ah!“. Das haben Sie verbrochen bzw. werden 
Sie verbrechen. – Wenn ich nicht arbeite und mehr Geld 
bekomme, als wenn ich zur Arbeit gehe,

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Stimmt doch gar 
nicht! Das ist falsch!)

dann haben wir doch ein Problem; denn dann rentiert es 
sich ja gar nicht, zur Arbeit zu gehen. Das ist doch der 
falsche Anreiz, meine Damen und meine Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wer zur Arbeit geht, soll von dem Geld auch leben kön-
nen. Dieser Lohn- und Leistungsabstand muss doch ent-
sprechend dargestellt werden.

Wir haben doch die gesellschaftliche Verantwortung, 
mit dem Geld, das wir von den Steuerzahlern einnehmen, 
verantwortungsvoll umzugehen, damit nicht die nachfol-
genden Generationen dafür bezahlen.

(Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Herr Kießling, Sie sind wirklich auf 
einem Irrweg gerade!)

Entgegen der Meinung des einen oder anderen grünen 
Abgeordneten kann sich der Staat nicht grenzenlos ver-
schulden und die Zinsen selber festlegen. Wirtschafts-
politik scheint nicht die Stärke der Grünen zu sein, meine 
Damen und Herren.
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(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Jan-Marco 
Luczak [CDU/CSU]: Die anderen sind auch 
nicht besser!)

Damit handeln Sie nicht nachhaltig. Nachhaltig ist nicht 
nur Umwelt- und Klimaschutz, nachhaltig sind auch eine 
solide Haushaltspolitik und eine faire Sozialpolitik, und 
dies für diejenigen, die das Geld erwirtschaften und die 
wir entsprechend solidarisch unterstützen müssen, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Lassen Sie mich abschließend noch auf einen Punkt 
eingehen. Das Wohngeld ist ein wichtiger Bestandteil, 
ohne Frage. Es ist zielgerichtet, weil es auf den Bedarf 
des Einzelnen eingeht, auf die Größe der Wohnung, auf 
das Einkommen usw. Aber wir brauchen auch Wohn-
raum. Sie haben es innerhalb kürzester Zeit geschafft, 
eine glatte Vollbremsung auf dem Wohnungsmarkt zu 
verursachen. Wir haben hohe Baukosten, wir haben 
hohe Energiekosten. Momentan fehlen die Antworten 
von der Regierung: Wie reagieren Sie? Was können Sie 
anbieten? Sie schrauben die Anforderungen im Woh-
nungsbau hoch und streichen die Förderprogramme zu-
sammen. Sie vertrösten das Bündnis mit einem lauwar-
men Ergebnis, das Sie gestern vorgestellt haben.

Blicken wir zurück! Wir hatten einen Hochlauf im 
Wohnungsbau; 300 000 Wohnungen wurden gebaut. 
Wir hatten Baukindergeld, degressive AfA und KfW-För-
derung. Jetzt fordern Sie 400 000 neue Wohnungen, und 
das Ganze soll funktionieren mit einem Förderchaos à la 
Habeck, mit steigenden Zinsen, mit Lieferengpässen und 
mit steigenden Baukosten. Das glauben nicht einmal Ihre 
Bündnispartner, die gestern das Ergebnis mit vorgestellt 
haben, meine Damen und Herren. Frau Geywitz, Sie ha-
ben gesagt, dass 400 000 Wohnungen nicht mehr reichen 
werden; aber im Bündnispapier steht diese Zahl nach wie 
vor drin. Anstatt klare Konzepte und gezielte investive 
Maßnahmen zu erarbeiten, wollen Sie den Wohnungsbau 
mit Prüfaufträgen, Evaluation und runden Tischen för-
dern. Das klingt schön, aber damit werden keine neuen 
Wohnungen und zumindest nicht schnell neue Wohnun-
gen gebaut, die wir brauchen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Eines noch: Sie haben völlig recht, Frau Geywitz: 
Wenn es im Bau wumms macht, dann ist etwas kaputt, 
dann hat etwas nicht funktioniert. – Sie machen einen 
Doppel-Wumms. Sie fahren die Bauwirtschaft gegen 
die Wand.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Jetzt kommt Hanna Steinmüller für Bündnis 90/Die 

Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Hanna Steinmüller (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Herr Kießling, ich habe wirklich zugehört. 
Es ging um das 9-Euro-Ticket und das Bürgergeld. Das 
war ein buntes Potpourri. Zum Wohngeld habe ich nicht 
so viel gehört. Deswegen probiere ich es jetzt noch ein-
mal mit dem Wohngeld, worum es bei diesem Tagesord-
nungspunkt ja geht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. Muhanad 
Al-Halak [FDP])

Wir wollen sozial gemischte Kieze. Das Wohngeld 
wurde eingeführt, um zu ermöglichen, dass sich Men-
schen mit niedrigem Einkommen auf dem freien Woh-
nungsmarkt eine Wohnung leisten können und da woh-
nen, wo sie es wollen. Das ist die Idee des Wohngeldes, 
und die gilt noch immer, auch wenn wir jetzt zu Recht 
viel über Entlastungen und die Folgen von Putins An-
griffskrieg diskutiert haben, die zu steigenden Energie-
preisen und anderen Preisexplosionen führen. Also, beim 
Wohngeld geht es darum, dass wir sozial gemischte Kieze 
erhalten.

Wir machen die größte Wohngeldreform der Ge-
schichte der Bundesrepublik. Von ihr profitieren 2 Millio-
nen Haushalte in ganz Deutschland: Rentner und Rentne-
rinnen, Alleinerziehende, Familien, Studierende, Azubis 
und Menschen mit kleinem Einkommen.

Mit Verena Hubertz sind wir gerade in Trier gewesen. 
Ich möchte mal in Berlin bleiben. Was bedeutet das 
Wohngeld konkret? Was bedeutet es für die Rentnerin 
in Berlin, die eine Miete von 550 Euro hat und ein Ge-
samteinkommen von 1 200 Euro? Sie hat bisher An-
spruch auf 16 Euro Wohngeld. Sehr berechtigt können 
wir davon ausgehen, dass sie das vermutlich nicht be-
antragt hat. Der Aufwand steht in keinem Verhältnis zu 
16 Euro im Monat; das heißt, wahrscheinlich nutzt sie es 
nicht. Nach der Reform bekommt sie 212 Euro Wohn-
geld; das ist fast die Hälfte ihrer Miete.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Wir wandern weiter, weil Berlin ja nicht der Nabel der 
Republik ist. Was bedeutet es für eine Familie in Heidel-
berg, zwei Elternteile, ein Kind, Miete: 900 Euro, Ein-
kommen: 2 800 Euro brutto? Sie haben bisher keinen 
Anspruch auf Wohngeld; nach der Reform sind es 
311 Euro. Es macht also einen Unterschied. Es bedeutet 
auch, dass sich – ich schaue zu meinem Kollegen Kassem 
Taher Saleh – beispielsweise die Alleinerziehende in 
Dresden ihre Wohnung noch leisten kann und nicht um-
ziehen muss. Das ist eine ganz wichtige Veränderung 
durch die Reform des Wohngeldes.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Heute ist jedoch die erste Lesung des Wohngeld-Plus- 
Gesetzes. Es gilt das Struckʼsche Gesetz. Auch wir möch-
ten noch einige Dinge ändern.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Aha!)
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Eines wurde heute schon vielfach thematisiert, nämlich 
die Frage, wie wir es schaffen, dass wir die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter in den Wohngeldstellen, die wirk-
lich wichtige Arbeit leisten, nicht überfordern. Da müss-
ten wir gemeinsam als Ampel überlegen – es gibt viele 
Vorschläge –, wie wir das noch einfacher machen kön-
nen. Das sind wir den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
schuldig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Dr. Jan-Marco Luczak 
[CDU/CSU]: Sehr richtig!)

Ich als Grüne habe noch einen zweiten Punkt. So, wie 
die Klimakomponente in diesem Gesetzentwurf aus-
gestaltet ist, hat sie mit einem sozialen Ausgleich für 
energetische Sanierung noch nicht so viel zu tun.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Mogel-
packung!)

Wir sind in der Situation, dass wir sehr schnell die Re-
form durchbringen müssen, weil wir sehr schnell Men-
schen entlasten wollen; das ist richtig. Aber ich finde, wir 
müssen trotzdem noch mal überlegen, was man da noch 
drehen kann, oder notfalls bei der nächsten Evaluierung 
eine Klimakomponente einführen, die ihrem Namen 
wirklich gerecht wird.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, unser Ziel beim 
Wohngeld ist, dass die soziale Mischung erhalten bleibt. 
Dafür nehmen wir, ehrlich gesagt, ganz schön viel Geld 
in die Hand, um Mieten zu subventionieren. Aber es gibt 
auch andere Wege, dieses Ziel zu erreichen, und an denen 
müssen wir genauso arbeiten. Wir brauchen eine neue 
Wohngemeinnützigkeit, damit wir dauerhaft bezahlbaren 
Wohnraum zur Verfügung stellen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: 6 Millio-
nen Euro im Haushalt! Das ist ja richtig viel! 
Was sagt denn die FDP dazu?)

Und wir müssen das Vorkaufsrecht wieder rechtssicher 
einführen, damit Mieterinnen und Mieter nicht weiter 
verdrängt werden. Dafür werden wir Grüne uns in der 
Koalition weiter einsetzen. Ich freue mich auf die Bera-
tung von Heizkostenzuschuss- und Wohngeld-Plus-Ge-
setz.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Daniel Föst [FDP])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Und jetzt kommt Anne König für die 

CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Anne König (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Fast auf den Tag genau vor sieben Mona-
ten durfte ich hier im Deutschen Bundestag meine erste 

Rede zum Heizkostenzuschuss halten. Seit Anfang März 
ist viel Zeit vergangen, und immer noch warten die Men-
schen in unserem Land auf strukturelle und spürbare Ent-
lastungen. Schon damals haben wir als Union erklärt, 
dass Ihre Einmalhilfen der Wirklichkeit hoffnungslos 
hinterherhinken und bei immer weiter steigenden Preisen 
die Kosten der Menschen nur minimal abfedern. Ich habe 
im März schon darauf hingewiesen, dass die Preisexplo-
sion längst die gesellschaftliche Mitte erreicht hat und es 
eben nicht nur symbolische Hilfe für wenige, sondern 
strukturelle Lösungen für viele braucht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Denn schon damals war klar, dass ein einmaliger Heiz-
kostenzuschuss nicht reichen wird und dass es einer 
Wohngeldreform mit einer integrierten Klima- und Heiz-
kostenkomponente bedarf.

Es ist für die Menschen in diesem Land bitter, dass die 
allermeisten Kritikpunkte aus dem Frühjahr heute noch 
genauso zutreffend und aktuell sind wie vor sieben Mo-
naten; denn Ihre Herangehensweise hat sich seitdem 
nicht verbessert. Eine Lernkurve ist bei Ihnen mit bloßem 
Auge auch nicht zu erkennen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Marianne Schieder [SPD])

Aber fangen wir mal bei der Wurzel des Problems an. 
Diese Bundesregierung weigert sich hartnäckig, das 
Energieangebot in der gebotenen Konsequenz zu er-
höhen. Ihr ist es nicht gelungen, in sieben Monaten einen 
Vorschlag auf europäischer Ebene zu unterbreiten, wie 
man Gas aus dem Merit-Order-System rausnimmt. Somit 
bleiben Strom- und Gaspreise bis auf Weiteres hoch. 
Hinzu kommt: Experten sagen uns seit Monaten voraus, 
dass uns eine schwere Rezession droht. Man kann nur 
hoffen, dass Ihr sogenannter Doppel-Wumms für Indus-
trie und Mittelstand nicht zum Doppel-Flop wird. Irgend-
wer muss in Zukunft ja auch unsere Sozialleistungen er-
wirtschaften, und wir können nur mit einer starken 
Wirtschaft unseren Wohlstand erhalten.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Götz 
Frömming [AfD]: Sehr richtig!)

Zurzeit vergrößert Ihre Politik nicht nur den ökonomi-
schen Schaden, sondern führt auch zu gesamtgesell-
schaftlichen und sozialen Verwerfungen. Denken Sie 
bitte auch darüber mal nach: Was sollen eigentlich all 
diejenigen, die arbeiten gehen und kein Wohngeld und 
keinen Heizkostenzuschuss erhalten, tun? Auch die Un-
terstützung für die arbeitende Mitte ist jetzt notwendiger 
denn je. Zudem braucht es für Geringverdiener und Rent-
ner, die knapp oberhalb des Empfängerkreises liegen, 
ebenfalls Lösungen; alles andere wäre ungerecht.

(Zuruf der Abg. [Marianne Schieder [SPD])

Da es sich heute um die erste Lesung handelt und wir 
die Regierung im Interesse der Menschen kritisch-kon-
struktiv begleiten wollen, will ich Ihnen gerne die wich-
tigsten Kritikpunkte noch einmal darlegen. Das tue ich in 
der Hoffnung, dass Sie diese Kritikpunkte dieses Mal 
auch aufgreifen und endlich Verbesserungen vornehmen.
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Erstens. Sowohl der Heizkostenzuschuss als auch das 
Wohngeld Plus in ihrer jetzigen Form behandeln 
höchstens die Symptome. Das Problem muss an der Wur-
zel gepackt werden. Erweitern Sie also das Energieange-
bot, und reduzieren Sie dadurch die Preise!

Zweitens. Lösen Sie zumindest bei diesem Gesetz ein-
mal Ihr Versprechen aus dem Koalitionsvertrag ein! Da 
heißt es nämlich richtigerweise auf Seite 8: „Wir wollen 
Gesetze verständlicher machen.“ Stattdessen konfrontie-
ren Sie nun den Bürger mit folgender Formulierung aus 
Anlage 3 – ich zitiere –:

Das ungerundete monatliche Wohngeld ergibt sich 
durch Einsetzen der Werte für „a“, „b“, „c“ (An-
lage 2) und für „M“ und „Y“ in die Formel nach 
§ 19 Absatz 1 Satz 1 und durch Ausführen der vier 
folgenden Rechenschritte: 
… 
z1 = a + b · M + c · Y, 
z2 = z1 · Y, 
z3 = M – z2, 
z4 = 1,15 · z3.

Ich sage Ihnen ganz ehrlich: Damit provozieren Sie wahr-
scheinlich Hunderttausende Anrufe bei den Wohngeld-
stellen vor Ort, weil bei Ihrem Gesetz niemand weiß, ob 
ihm Wohngeld Plus überhaupt zusteht. Sorgen Sie da 
bitte für Klarheit!

(Beifall bei der CDU/CSU – Daniel Föst 
[FDP]: Das geht dann online! Aber das ver-
steht die CDU/CSU wohl nicht!)

Drittens. Insbesondere der Heizkostenzuschuss er-
scheint nicht zielgenau. Der festgelegte Betrag kann so-
wohl in die eine als auch in die andere Richtung stark 
vom tatsächlichen Preis zum Zeitpunkt des Bedarfs ab-
weichen. Da entstehen Ungerechtigkeiten mit Ansage. 
Während es für den einen Teil der Empfänger ein aus-
kömmlicher Zuschuss sein kann, weil sie gegebenenfalls 
in einem energetisch guten Gebäude wohnen, wissen an-
dere immer noch nicht, wie sie die Preisexplosion mit der 
Einmalzahlung schultern sollen. Wenn Sie die Betroffe-
nen nicht zielgenauer bezuschussen, können Sie quasi 
jetzt schon über das nächste Nachbesserungsgesetz nach-
denken.

Viertens. Bedauerlicherweise ist das Geld mit der Ver-
abschiedung von Gesetzen ja noch lange nicht bei den 
Bürgern. Der Aufgabenzuwachs bei den Wohngeldbehör-
den führt durch die Verdreifachung der Zahl der Anträge 
zu langen Wartezeiten. Pro Erstantrag für Wohngeld wer-
den laut Ihren Ausführungen 92 Minuten benötigt. Ich 
warne davor, die zu erwartende Antragsflut auf dem Rü-
cken der Mitarbeiter in den Behörden auszutragen. Eine 
Bundesregierung, die ihren Personalkörper so schamlos 
aufgestockt hat wie die Ihre, muss es jetzt schaffen, die 
Wohngeldbehörden durch Umschichten und Abordnen 
von Personal auch wirksam zu unterstützen. Im Übrigen 
braucht es auch hier eine echte Digitalisierungsoffensive, 
damit das Geld schneller bei den Menschen ankommt.

Abschließend sei gesagt: Handeln Sie vor allem weit-
sichtig! Sieben Monate mussten vergehen, bis Sie wieder 
tätig wurden. Und jetzt sind wir schon längst in der Heiz-
periode. Nehmen Sie die notwendigen Verbesserungen an 

Ihrem Gesetzentwurf im Interesse der Menschen vor! 
Dann sind wir auch gerne bereit, zuzustimmen. Aber zu 
einem Weiter-so Ihrer unausgegorenen und unzureichen-
den Krisenpolitik werden wir keinen Beitrag leisten.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Die nächste Rednerin ist für die FDP-Fraktion Sandra 

Weeser.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Sandra Weeser (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Union, Sie haben 16 Jahre lang die Bun-
desregierung geführt – jetzt kommt schon das Jaulen: 
„Nicht schon wieder!“; aber ich kann Ihnen das, ehrlich 
gesagt, nicht ersparen –, Sie regieren in acht Bundeslän-
dern mit,

(Zuruf des Abg. Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/ 
CSU)

Sie stellen in diesem Land einen ganz ordentlichen Anteil 
an Landräten, an Bürgermeistern, an Amtsleitern und 
stellen sich jetzt hierhin, Herr Kießling, und beklagen, 
dass die Ämter überfordert und nicht in der Lage wären, 
den Rentnern, den Teilzeitkräften, den Studenten und den 
Azubis in diesem Land das Wohngeld auszuzahlen. Da 
müssen wir uns doch die Frage stellen: Warum ist das 
denn so?

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Weil Sie, wenn Sie in politischer Verantwortung sind, 
keine Modernisierung und auch keine Reform dieser Ver-
waltungen angehen und weil die Union die Digitalisie-
rung im Bund komplett verschlafen hat

(Michael Kießling [CDU/CSU]: Das ist ja 
Blödsinn! – Daniel Föst [FDP]: So eine Wahr-
heit!)

und in den Ländern und in den Kommunen weiterhin 
verschläft – Sie blockieren sie auch noch zusätzlich – 
und weil Ihren Ministerpräsidentinnen und -präsidenten 
nichts Besseres einfällt, als nach immer mehr Steuergeld 
zu rufen, anstatt im eigenen Laden effizient aufzuräumen.

(Beifall bei der FDP)

Eines ist doch ganz klar: Die Ausweitung des Wohn-
geldes von 600 000 Haushalten auf 2 Millionen ist kein 
Klacks, das ist eine Riesenherausforderung. Aber es ist 
eben auch ein Grund, jetzt anzupacken. Man darf nicht 
einfach nur die Hände in den Schoß legen, sondern jetzt 
heißt es auch mal Ärmel hochkrempeln, auch in den 
Ländern. Jetzt zählt auch ein Stück weit die Eigenver-
antwortung.
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Es gibt Lösungen. Unter FDP-Mitregierung – Herr 
Föst hat es eben schon erwähnt – haben wir 2019 in 
Schleswig-Holstein ein komplett digitales Verfahren zur 
Beantragung von Wohngeld für alle Bundesländer zur 
Verfügung gestellt.

(Beifall bei der FDP)

Jetzt schauen wir mal nach Bayern zum Herrn Kießling: 
Da gibt es ein paar Landkreise, die das nutzen; aber selbst 
drei Jahre später ist es nur ein Bruchteil. Da frage ich 
mich: Wer regiert denn da in Bayern? Hätten Sie nicht 
die letzten 16 Jahre geschlafen, dann hätten wir heute 
diese moderne digitale Verwaltung, und dann könnten 
wir jetzt in dieser Krise unbürokratisch und auch schnell 
helfen. Das geht aber leider nicht.

Ich will jetzt noch ein bisschen die Metaebene anspre-
chen: Wir haben in Estland einen Leuchtturm. Wir kön-
nen sehen, dass alle relevanten Daten in diesem Land, ob 
zum Einkommen, zur Anzahl der Kinder, zu Sozialleis-
tungen, zur Kontoverbindung, schon längst in einem zen-
tralen digitalen Bürgerkonto erfasst sind. Dort kann man 
einfach mit einem Onlineantrag jede staatliche Leistung 
beantragen. Diese Anträge werden dann auch online ge-
prüft. So was brauchen wir auch hier in Deutschland. Wir 
brauchen hier ein zentrales digitales Bürgerkonto, in das 
wir im Prinzip den Wohngeldantrag, anstatt ihn in Papier-
form einzureichen, einfach digital reinstellen und inner-
halb von einer halben Stunde genehmigt bekommen. Das 
wäre der Weg, den wir gerne gehen würden, vor allen 
Dingen die FDP. Ich denke, da kommen wir hin, wenn 
alle Bundesländer mitziehen und wenn wir uns nicht 
immer wieder auf diese ineffiziente Kleinstaaterei zu-
rückziehen würden.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Als ersten Schritt in die richtige Richtung sollten wir 
hier Parallelstrukturen abbauen, das heißt Verwaltung 
und Auszahlung von Wohngeld mit der Grundsicherung 
zusammenlegen: eine Behörde, ein Datensatz, ein digita-
les Bürgerkonto. Die Kommunen wären so von den 
Wohngeldanträgen entlastet. Das heißt, die Menschen, 
die dann entlastet würden, könnten sich vielleicht auch 
um die Baugenehmigungen für neue Wohnungen küm-
mern. Das wäre auch effizient.

Das heißt im Ernst: Das kleine Estland macht es uns 
doch hier jetzt wirklich vor. Wenn die Ministerpräsiden-
ten im Land diesen Weg gehen würden, dem Bund die 
Kompetenzen für ein digitales Bürgerkonto zu übertra-
gen, dann fliege ich persönlich morgen mit Ihnen nach 
Estland, und dann fragen wir, ob wir da auch die Software 
zur Verfügung gestellt bekommen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Brian Nickholz hat jetzt das Wort für die SPD-Frakti-

on.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Daniel 
Föst [FDP])

Brian Nickholz (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Ministerin! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Eine kurze Vorbemerkung: Ich schäme mich nicht, 
links zu sein und links zu sitzen. Ich würde mich aber 
schämen, mich wie Sie, Herr Kießling, hier den Anti-
demokraten im Parlament mit solchen Äußerungen an-
zubiedern, wie Sie sie getätigt haben.

(Michael Kießling [CDU/CSU]: Frechheit! 
Das ist eine Frechheit! – Enrico Komning 
[AfD]: Das ist ja eine Unverschämtheit!)

Wohngeld und Bürgergeld gehören zusammen. Wir 
haben noch etwas parlamentarische Beratungszeit, um 
das zu verdeutlichen. Mit dem Wohngeld haben wir ein 
wirksames sozialpolitisches Instrument. Es sorgt direkt 
und zielgenau für Entlastungen. 48 Prozent der aktuell 
Wohngeldbeziehenden sind Rentner/-innen; 40 Prozent 
sind Familien, darunter sind viele Alleinerziehende. Mit 
der Reform haben wir genau diese Menschen im Blick.

Ein Rentner in Berlin muss von seiner kleinen Rente 
hier leben. Eine vierköpfige Familie in Tübingen muss 
ihre Wohnung mit 1 000 Euro Kaltmiete bezahlen. Eine 
alleinstehende Friseurin zum Beispiel in Datteln arbeitet 
in Vollzeit und verdient jetzt 12 Euro, den neuen Mindest-
lohn. Was haben all diese Personen gemeinsam? Auf den 
ersten Blick vielleicht nicht so viel. Doch sie alle haben 
ein kleines Einkommen. Ihnen allen helfen Steuersen-
kungen nicht. Sie alle werden jetzt dank des Wohngeldes 
Plus dauerhaft und kräftig bei den Wohnkosten entlastet.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Die Familie in Tübingen hat jetzt Anspruch auf über 
800 Euro Wohngeld im Monat, also auf über 300 Euro 
mehr im Monat als vorher. Der Rentner erhält bisher rund 
75 Euro; künftig sind es 250 Euro im Monat. Und die 
alleinstehende Friseurin? Sie erhält mit dem Wohngeld- 
Plus-Gesetz jetzt erstmals einen Wohngeldanspruch. Mit 
dem Wohngeldrechner ist das leicht zu überprüfen.

Genau für diese Menschen ist das Wohngeld da. Das 
Wohngeld ist ein Wohnkostenzuschuss für Menschen mit 
geringen Einkommen, egal ob sie zur Miete wohnen oder 
im Wohneigentum, Menschen, die trotz harter Arbeit am 
Ende des Monats an den hohen Wohnkosten verzweifeln, 
Menschen, die sich diesen Anspruch aufs Wohngeld er-
arbeitet haben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, diese Menschen zu 
entlasten, ist eine Frage des Respekts. Deshalb bin ich 
froh, dass wir nun das Wohngeld Plus auf den Weg brin-
gen. Es ist ein Teil von vielen milliardenschweren Maß-
nahmen, die unsere Regierung unter Olaf Scholz auf den 
Weg gebracht hat.

(Beifall bei der SPD)
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Ich wünschte, dass sich die Landesregierung meines 
Bundeslands NRW daran auch mal ein Beispiel nimmt. 
In der Krise heißt es: Machen statt meckern oder zumin-
dest nicht im Weg stehen, wenn der Bund vorangeht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP)

Der Kollege Luczak hat hier viel gesagt, was schneller 
gehen muss, was anders gehen muss; aber ich habe kei-
nen einzigen konkreten Vorschlag gehört, wie er das ei-
gentlich machen möchte. Nur einen Vorschlag habe ich 
gehört: wie es bei der Klimakomponente noch kompli-
zierter wird und hier noch länger zu prüfen ist. Das ist an 
Widersprüchlichkeit nicht zu überbieten, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP – Daniel Föst [FDP]: Nennt sich 
CDU!)

Für die schnelle und ambitionierte und wichtige 
Erarbeitung des Gesetzentwurfs danke ich unserer Minis-
terin und dem gesamten Haus herzlich. Meine Vorred-
nerinnen haben die wichtigen Verbesserungen schon aus-
führlich dargestellt. Eine Heizkostenkomponente, eine 
Klimakomponente und eine Erhöhung der Leistung: 
Das alles kommt rein, ohne dass das Antragsverfahren 
komplexer wird. Zentral ist auch die massive Ausweitung 
der Leistungsberechtigten: Rund 2 Millionen Haushalte 
können zukünftig das Wohngeld beantragen. Es ist ein 
wesentlicher Baustein zur Abfederung der Krise. Dafür 
ist entscheidend, dass das Geld direkt bei den Menschen 
ankommt. Deshalb zählt neben all den guten Dingen, die 
schon drin sind, die wir hier in Berlin beschließen, vor 
allem die Umsetzung vor Ort.

Ich habe in den letzten Wochen auch, wie einige Kol-
leginnen und Kollegen es angesprochen haben, mit Men-
schen in der Praxis gesprochen, in den Wohngeldstellen 
Gespräche geführt. Ich verstehe, dass durch die vielen 
Neuanträge im nächsten Jahr weitere Arbeit auf sie zu-
kommt. Deswegen sind zwei Dinge jetzt ganz wichtig.

Erstens. Wir alle sind uns einig: Es braucht Verein-
fachung, damit Anträge schneller geprüft werden können 
und das Geld schneller bei den Menschen ankommt. Da 
sind aber Bund und Länder gemeinsam in der Pflicht. Wir 
werden hier genau hinsehen und prüfen, welche praxis-
tauglichen Vereinfachungen noch möglich sind.

Zweitens. Wir brauchen in den Wohngeldstellen eine 
vernünftige personelle Ausstattung. Hier geht mein Ap-
pell ganz besonders an die Länder: Sie müssen doch ihre 
Kommunen in die Lage versetzen, Stellen zu schaffen 
und zu besetzen. Denn es ist klar: Zur erfolgreichen Um-
setzung dieser Reform müssen wir alle an einem Strang 
ziehen. Ich hoffe, dass das im parlamentarischen Verfah-
ren noch gelingen wird.

Zum Schluss liegt mir eine Sache besonders am 
Herzen. Wir befreien das Wohngeld mit diesem Gesetz 
vom verstaubten Image. Liebe Bürgerinnen und Bürger, 
machen Sie Gebrauch von Ihrem Anspruch! Sie haben 
sich den Anspruch erarbeitet und verdient, und wer etwas 
anderes sagt, macht Politik auf Ihre Kosten, und das finde 
ich schäbig.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Daniel 

Föst [FDP])

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Es kommt erst noch eine Kurzintervention des Kolle-

gen Kießling, der in der vorherigen Rede angesprochen 
wurde. – Bitte schön, Herr Kießling.

Michael Kießling (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Nickholz, vielen Dank, dass Sie 

mich so oft erwähnt haben. Ich glaube, ich bin in keiner 
Bundestagsdebatte so oft erwähnt worden wie in dieser. 
Aber zu Ihnen möchte ich schon noch etwas sagen: Was 
ist falsch an dem Wunsch, die Menschen aus den Sozial-
leistungen zu führen, sodass sie von dem selbstverdienten 
Geld auch leben können?

(Beifall bei der CDU/CSU)
Es muss doch unser Anspruch sein, wenn ich Geld ver-
diene und einen Arbeitsplatz habe, dass ich davon auch 
leben kann. Das hat doch nichts mit rechts und links zu 
tun. Das muss doch der Anspruch einer demokratisch 
gewählten Partei sein, dass sich Leistung lohnen muss.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Möchten Sie reagieren? – Bitte sehr.

Brian Nickholz (SPD):
Genau, ich habe Sie an einer Stelle angesprochen; das 

ist richtig. Ich glaube, Sie haben verkannt, an welchem 
Punkt ich Sie angesprochen habe. Ich finde es unanstän-
dig, die Bürgergelddiskussion in diesen Kontext ein-
zubringen, als würden wir die Menschen, die hart arbei-
ten, dadurch benachteiligen. Ich frage: mich: Warum 
haben Sie nicht zugestimmt, als es um den Mindestlohn 
ging, wo man ganz konkret hätte helfen können, das, was 
Sie angesprochen haben, in die Realität umzusetzen?

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Daniel Föst [FDP] und Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE])

Entschuldigen Sie, aber wenn Sie den Sprech der AfD 
übernehmen, dann benenne ich das ganz deutlich.

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der AfD)
Es tut mir leid. Ich habe in der Bürgergelddebatte auch 
schon verfolgt, dass Sie von der Union zu Recht sehr 
allergisch darauf reagieren. Aber wenn Sie sich diesen 
Schuh anziehen, dann dürfen Sie sich nicht wundern, 
wenn Sie entsprechend benannt werden.

Deswegen war es für mich sehr wichtig, dies deutlich 
zu machen. Wenn das dazu beiträgt, dass Sie in Bezug auf 
das, was Sie vorgetragen haben, umdenken und sich dann 
in Zukunft so äußern und mit einer Oppositionsarbeit, die 
konstruktiv und in dieser Krise verlässlich ist, an der 
Politik mitwirken, dann hat mein Wortbeitrag und dass 
ich Sie direkt angesprochen habe, schon etwas Positives 
bewirkt. Darüber würde ich mich sehr freuen.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Jetzt hat das das Wort Anja Liebert für Bündnis 90/Die 

Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Anja Liebert (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Die Bundesregierung hat in den vergangenen 
Monaten bereits eine Vielzahl sozialpolitischer Maßnah-
men und Entlastungen auf den Weg gebracht. Denn wir 
nehmen die Sorgen und die Nöte der Menschen ange-
sichts der steigenden Lebenshaltungskosten und natürlich 
auch der massiv steigenden Heiz- und Wohnkosten ernst. 
Eine bezahlbare, angemessene und sichere Wohnung 
zählt zu den Grundbedürfnissen aller Menschen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Mit der geplanten Erweiterung des Kreises der Wohn-
geldberechtigten adressieren wir sehr viele verschiedene 
Gruppen: Menschen mit kleinen Renten, Geringverdie-
nende, Alleinerziehende und größere Familien. Aber die 
Wohngeldreform ist auch ein Instrument der Stadtent-
wicklungspolitik. Unser Ziel ist es nämlich, dass Men-
schen mit mittleren und niedrigen Einkommen nicht an 
den Rand gedrängt werden – an den Stadtrand oder an 
den Rand, wo es bestimmte Wohnsituationen gibt –, son-
dern auch der Krankenpfleger oder die Servicekraft in der 
Gastronomie müssen sich das Wohnen im Zentrum, wenn 
sie mögen, leisten können, wo sie keine langen Pendel-
wege zur Arbeit in Kauf nehmen müssen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Daniel Föst [FDP])

Unser Leitbild der Stadtentwicklung sind die leben-
digen Quartiere mit einer vielfältigen Nutzung. Da gehö-
ren Arbeiten, Wohnen, Freizeit und Erholung unmittelbar 
zusammen. Es muss aber auch eine Mischung unter-
schiedlicher Milieus sein, unterschiedlicher Lebensstile 
und unterschiedlicher Einkommensgruppen. Die Wohn-
geldreform ist natürlich auch dafür da, dass wir diese 
nutzungsgemischte Stadt erhalten können.

Die Wohngeldreform hilft aber auch den Kommunen 
und insbesondere den finanzschwachen Kommunen; 
denn diese werden finanziell von den Ausgaben für die 
Sozialhilfe deutlich entlastet, und das schon im nächsten 
Jahr mit circa 200 Millionen Euro. 380 000 Haushalte 
werden aus dem SGB-II-Bezug, also dem Bezug vom 
Jobcenter und der Grundsicherung, in den Wohngeldbe-
zug wechseln. Das entlastet die Kommunen deutlich.

Wir müssen unsere Kommunen natürlich mittelfristig 
beim Bürokratieabbau, bei einem vereinfachten Antrags-
verfahren und auch mithilfe der Digitalisierung – das 
wurde vorhin schon angesprochen – deutlich unterstüt-
zen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Im Gesetzentwurf werden auch schon einige Maßnahmen 
vorgestellt, wie man den Verwaltungsaufwand in den 
Kommunen reduzieren kann: durch die Verlängerung 
des Bewilligungszeitraumes von 12 auf 18 Monate und 
mit sinnvollen Übergangszeiträumen von einem ins an-
dere System. Damit können wir den Ämtern Luft ver-
schaffen.

Es wird trotzdem eine anspruchsvolle Aufgabe für die 
Kommunen, diese Reform umzusetzen. Wir müssen da-
her auch an einer besseren Finanzausstattung für die 
Kommunen arbeiten. Wir Grünen setzen uns gemeinsam 
in der Ampel natürlich auch für eine Lösung der Alt-
schuldenproblematik finanzschwacher Kommunen ein; 
denn wir brauchen Ausstattung und Personal in den Kom-
munen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die SPD-Fraktion ist der Kollege Martin 

Diedenhofen der nächste Redner.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Martin Diedenhofen (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Ministe-

rin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Nach Heizkosten-
zuschuss I kommt Heizkostenzuschuss II. Wir kennen es 
aus der Filmbranche: Ist ein Film erfolgreich, wird 
schnell ein zweiter Teil nachgelegt.

(Zuruf von der SPD: Sehr gut!)

Obwohl wir erst im Frühjahr den ersten Heizkosten-
zuschuss verabschiedet haben, reden wir heute schon 
über Teil zwei. Aber anders als in der Filmbranche planen 
wir den zweiten Teil leider nicht, weil wir als Regierungs-
koalition vom Erfolg des ersten Teils profitieren möch-
ten. Wir machen das, weil es aufgrund der aktuellen Si-
tuation ganz dringend notwendig ist.

Beim zweiten Teil werden wir – auch wie bei Filmen 
üblich – noch mal drauflegen und planen jetzt mit 
415 Euro. Das ist bitter notwendig, damit Wohngeld- 
und BAföG-Empfängerinnen und -Empfänger eine 
Chance haben, über die Runden zu kommen; denn die 
dicke Rechnung wird spätestens in den kalten Monaten 
eintrudeln. Deswegen ist für die SPD-Fraktion auch voll-
kommen klar: Wir dürfen diese Menschen nicht im Regen 
stehen lassen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Das heißt auch – da wende ich mich auch noch mal an 
die Unionsfraktion –, dass das Geld schnell zu den Men-
schen kommen muss. In meiner Heimat Rheinland-Pfalz 
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ist das längst geschehen. Auch die anderen SPD-geführ-
ten Bundesländer haben ihre Hausaufgaben gemacht und 
den ersten Heizkostenzuschuss bereits ausgezahlt,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
ganz im Gegensatz übrigens zu den unionsgeführten Län-
dern, wie beispielsweise Bayern. Da sage ich ganz klar: 
Vielleicht sollte Herr Söder nicht nur heiße Luft produ-
zieren, sondern wirklich etwas für die Menschen in die-
sen Krisenzeiten machen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Bei Filmen kommt nach einem ersten und einem zwei-
ten Teil häufig sogar noch ein dritter oder ein vierter Teil.

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Manche 
Schauspieler sind so schlecht, dass sie nicht 
mehr nominiert werden!)

Wir haben aber anderes vor, was das Wohngeld angeht. 
Wir werden nämlich quasi eine Serie nachlegen. Im Zuge 
der Wohngeldreform werden wir nicht nur den Empfän-
gerinnen- und Empfängerkreis massiv ausweiten, son-
dern eine dauerhafte Heizkostenkomponente einführen. 
Dann wissen die Menschen auch klar, womit sie rechnen 
können.

Sie kennen sicher diese Filme, bei denen man schon 
am Anfang weiß, dass es ein Happy End geben wird und 
wie das aussehen wird. In der aktuellen Krise können wir 
das nicht sagen. Das gehört zur Wahrheit dazu. Das Blaue 
vom Himmel zu versprechen, überlasse ich an dieser 
Stelle auch lieber der Opposition. Was wir als Ampel 
aber versprechen können: dass wir alles dafür geben, 
die zusätzlichen Belastungen so gut wie möglich abzufe-
dern, und dass wir niemanden in diesem Land alleine 
lassen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Damit schließe ich jetzt die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Gesetzentwürfe 

auf den Drucksachen 20/3936 und 20/3884 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. – 
Ich sehe keine anderen Wünsche. Dann ist das so be-
schlossen.

Jetzt rufe ich auf die Tagesordnungspunkte 17 a und b:

a) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Klimaschutz 
und Energie (25. Ausschuss) zu dem Antrag 
der Abgeordneten Amira Mohamed Ali, 
Dr. Gesine Lötzsch, Gökay Akbulut, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE

Strom- und Gassperren verbieten

Drucksachen 20/2686, 20/3853

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Klimaschutz 
und Energie (25. Ausschuss) zu dem Antrag 
der Abgeordneten Ralph Lenkert, Dr. Gesine 
Lötzsch, Klaus Ernst, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion DIE LINKE

Gas- und Strompreisdeckel einführen

Drucksachen 20/3483, 20/3865
Über die Beschlussempfehlung zu dem Antrag der 

Fraktion Die Linke mit dem Titel „Strom- und Gassper-
ren verbieten“ werden wir später namentlich abstimmen.

Verabredet ist es, 68 Minuten zu debattieren.
Ich eröffne die Aussprache. Die erste Rednerin ist für 

Bündnis 90/Die Grünen Dr. Ingrid Nestle.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Michael Kruse [FDP])

Dr. Ingrid Nestle (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die hohen Energiepreise sind bitter für viele 
Menschen in diesem Land und für viele Unternehmen. 
Ich bin sicher, dass es keinen Abgeordneten und keine 
Abgeordnete in diesem Haus gibt, die das nicht weiß. 
Mir persönlich hat das schon mehrmals nachts den Schlaf 
geraubt.

Ich glaube, wir können die Debatte heute und hier auf 
das Wesentliche konzentrieren, wenn wir das einfach erst 
mal festhalten, wenn wir nicht versuchen, uns gegenseitig 
klarzumachen, wie schlimm die Situation ist, und dabei 
hoffen, dass es so rüberkäme, als hätten die anderen das 
nicht gemerkt. Wir alle haben es gemerkt, und deswegen 
sollten wir die Debattenzeit heute dafür nutzen, darüber 
zu reden, wie wir den Menschen und Unternehmen am 
besten helfen können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Zum einen ist natürlich Unterstützung wichtig, direkte 
Unterstützung. Wir haben im mittlerweile vierten Paket 
viel Geld mobilisiert, viel Kraft mobilisiert, um Men-
schen, um Unternehmen in der Not zu helfen, um sie zu 
unterstützen. Das ist gut so, das brauchen wir. Wir Grü-
nen haben uns immer dafür eingesetzt, dass diese Gelder 
möglichst zielgenau bei denjenigen Menschen und Un-
ternehmen ankommen, die sie am dringendsten brauchen. 
Aber es ist auch klar: Die Gelder müssen schnell und 
unbürokratisch fließen. Das bedeutet eben auch, dass 
sie nicht ganz so zielgenau sein können, wie wenn man 
sehr komplizierte Prüfungssysteme aufsetzt.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Wir haben den klaren Willen und die Kraft bewiesen, 
Menschen und Unternehmen zu unterstützen. Das andere, 
was wir aber brauchen, was auf der Hand liegt und was 
manchmal zu kurz kommt, ist: Wir müssen – und das ist 
doch die einzige Lösung, die das Problem wirklich an der 
Wurzel packt – von diesen unbezahlbaren fossilen Ener-
gieträgern unabhängiger werden.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Deshalb bin ich sehr stolz auf diese Ampelregierung, die 
es geschafft hat, das größte Erneuerbare-Energien-Aus-
bauprogramm aller Zeiten aufzulegen und in der letzten 
Sitzungswoche mit der Änderung des EnSiG schon wie-
der nachgelegt hat. Deshalb freue ich mich sehr, dass wir 
mit Minister Habeck einen Minister haben, der wirklich 
handelt, der sich nicht wegduckt, wenn es schwierig wird,

(Marc Bernhard [AfD]: Wo denn? Wo handelt 
er denn? Acht Monate geschlafen! So ist es 
doch!)

der die Beschleunigung von Genehmigungen hinbekom-
men hat wie keiner vor ihm und auch eine Energieein-
sparverordnung auf den Tisch gelegt hat.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Marc Bernhard [AfD]: Was hat er 
denn gemacht?)

– Stellen Sie gerne eine Zwischenfrage; dann erzähle ich 
Ihnen ganz viel, was Minister Habeck gemacht hat. Aber 
so reicht die Zeit nicht.

Ja, wir brauchen andere Energiequellen. Aber es gibt 
noch etwas, was wir machen müssen, um unabhängiger 
von den derzeit unbezahlbaren fossilen Energien zu wer-
den, die nur deshalb unbezahlbar sind, weil wir ein biss-
chen zu viel verbrauchen. Es gibt ja keinen Grund dafür, 
dass Gas aus Norwegen so teuer sein muss, wie es derzeit 
ist, außer dass wir etwas mehr verbrauchen, als wir ha-
ben, etwas mehr verbrauchen, als wir beziehen können.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Ich glaube, Sie haben 
die Größe des Problems nicht verstanden!)

Was wir also auch machen müssen, ist, den Verbrauch zu 
reduzieren und Energie einzusparen, in der Industrie ge-
nauso wie in den Haushalten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Michael Kruse [FDP])

Da, verehrte Kolleginnen und Kollegen der Linksfrak-
tion, die Sie heute wieder die Themen auf den Tisch 
gelegt haben, hat mich Ihr Verhalten in den letzten Wo-
chen schon sehr verwundert. Ich habe Sie mehrmals per-
sönlich darauf hingewiesen, dass sich unsere Einsparap-
pelle, unser Aufruf zur Solidarität, dazu, weniger von 
dem knappen Gut Erdgas zu verbrauchen, eben gerade 
nicht an die Leute richten, die kein Geld mehr haben, 
um das zu bezahlen, sondern an die gesamte Gesellschaft, 
in erster Linie an die Reichen, die am meisten Energie 
verbrauchen und die sparen können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wäre ich heute nicht die erste Rednerin, ich hätte Wet-
ten abgeschlossen, wann der Erste das Wort „Waschlap-
pen“ auf den Tisch bringt,

(Marc Bernhard [AfD]: Das habt doch ihr 
verwendet und keiner von uns!)

ein Wort, das einmal erwähnt worden ist, völlig aus dem 
Kontext gerissen und hunderttausendmal wiederverwen-
det worden ist,

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: War das 
so gemeint oder nicht?)

um all diejenigen, die unsere Gesellschaft zusammenhal-
ten und vor großer Not bewahren wollen, die unserer 
Gesellschaft sagen wollen, dass wir gemeinsam mit die-
sem knappen Gut Erdgas seriös und sparsam umgehen 
müssen, zu diskreditieren und lächerlich zu machen. Ich 
habe Sie darauf hingewiesen, und Sie haben es immer 
wieder gemacht. Das dient nicht dem Schutz der Men-
schen mit wenig Geld. Genau dadurch treiben Sie das 
Problem in die Höhe. Sie machen diejenigen lächerlich, 
die etwas für die Gesellschaft tun wollen und die die 
Energiepreise nach unten bringen wollen – für den billi-
gen politischen Punkt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Ja, Sie wollen den billigen politischen Punkt in den Social 
Media. Sie wollen viele Klicks und viele Likes. Aber 
damit verschärfen Sie das Problem; damit heizen Sie 
das Problem an.

Wenn die reichsten 10 Prozent in Deutschland einfach 
nur so viel Energie verbrauchen würden wie ein Durch-
schnittsbürger, dann hätten wir schon 26 Prozent ein-
gespart.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD – Amira 
Mohamed Ali [DIE LINKE]: Ja, da haben Sie 
recht! Dann mal los!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Ingrid Nestle (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sie sagen, ich habe recht. Dann freue ich mich, dass Sie 

uns unterstützen werden.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Kollegin, ich habe auch etwas gesagt; ich habe 

auch recht.
(Heiterkeit des Abg. Michael Kruse [FDP])

Dr. Ingrid Nestle (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich komme zum Schluss.
Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Bei der ersten Rednerin muss man immer besonders 

aufpassen; denn sonst muss man bei den nächsten Red-
nern entsprechend Zeit abziehen.

Die Kollegin Maria-Lena Weiss hat für die CDU/CSU- 
Fraktion das Wort.
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(Beifall bei der CDU/CSU)

Maria-Lena Weiss (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Fraktion Die Linke, weil der Doppel-Wumms of-
fensichtlich noch nicht so wummst, wie er soll, wollen 
Sie jetzt mit dem Verbot von Strom- und Gassperren 
dafür sorgen, dass die Wohnzimmer im Winter warm 
bleiben. Ich sage: Das ist einer der schlechtesten Vor-
schläge, die momentan auf dem Tisch liegen, und ich 
will Ihnen gern darlegen, warum.

Halten wir zunächst einmal fest: Wenn wir heute über 
Strom- und Gassperren diskutieren, dann diskutieren wir 
nicht mehr über die 290 000 Anschlüsse, die im Jahr 2019 
gesperrt wurden, oder über die 230 000 Anschlüsse im 
Jahr 2020. Wir sprechen über Millionen von Strom- und 
Gasanschlüssen von Geringverdienern und Menschen bis 
weit in die Mittelschicht hinein. Jeder dritte Bürger in 
diesem Land hat jetzt, genau in diesem Moment, Angst, 
die Strom- und Gasrechnung nicht mehr bezahlen zu 
können. Jeder dritte Betrieb bangt um seine Existenz.

Diese dramatische Situation lässt sich nicht durch ein 
Verbot von Gas- und Stromsperren in die Zukunft ver-
schieben, sondern das Problem muss jetzt bei der Wurzel 
gepackt werden. Sperrungen zu verbieten, das mag ein 
paar Monate gut gehen; aber das kann doch nicht die 
Lösung sein. Denn eines ist klar: An dem Tag, an dem 
die Politik das Verbot wieder aufhebt, fällt das Karten-
haus in sich zusammen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es steht doch außer Frage, dass derjenige, der eine 
Leistung entgegengenommen hat, in diesem Fall Strom 
oder Gas bezogen hat, irgendwann für diese Leistung 
auch bezahlen muss. Egal ob heute, in einem Monat 
oder in einem Jahr: Dieser Tag wird zweifelsohne kom-
men, und dann wird das Ausmaß der Bugwelle die be-
troffenen Bürger schlagartig in die Realität zurückholen. – 
Das war der eine Punkt.

Der andere Punkt ist: Wer soll Ihren Vorschlag denn 
eigentlich bezahlen? Der Staat? Die Allgemeinheit? Die 
Energieversorger? Ihr Antrag, liebe Linke, schweigt da-
zu. Ich kann das verstehen; schließlich sind Sie ja fürs 
Verteilen da und nicht fürs Erwirtschaften zuständig.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Aber klar ist doch, dass diese Kosten zunächst bei den 
Energieversorgern hängen bleiben, allen voran bei unse-
ren 900 Stadtwerken in Deutschland – den 900 Stadtwer-
ken, für die der Wirtschaftsminister nicht zuständig ist 
und an die auch Sie, wie Sie mit Ihrem Antrag zeigen, 
nicht denken. Durch Ihren Vorschlag, Gas- und Strom-
sperren zu verbieten, gefährden Sie die wirtschaftliche 
Existenz der Versorger und Stadtwerke, die in Vorleis-
tung gehen, ihre Lieferzusage einhalten, aber keine Ge-
genleistung mehr bekommen, der Versorger, die für die 
Energiegrundversorgung als Teil der Daseinsvorsorge da 
sind und die den Kunden ohnehin schon Ratenzahlungen 
von mindestens sechs Monaten anbieten müssen.

Sie bestrafen also die Stadtwerke, die schon immer 
sozial gerecht agieren, die alles dafür tun, die Kunden 
vor Ort zu schonen, und für die Gas- und Stromsperren 
schon immer die absolute Ultima Ratio waren. Vor allem 
aber sorgen Sie durch Ihren Vorschlag dafür, dass der 
Allgemeinheit auf zweifache Weise Schaden entsteht: 
zum einen, weil die Preise wieder steigen werden – 
denn Ausfälle werden durch die zahlenden Kunden kom-
pensiert –, und zum anderen, weil Sie den Stadtwerken 
die wirtschaftliche Grundlage entziehen. Damit können 
sie ihre Gewinne nicht für die Schwimmbäder, den 
ÖPNV oder die Transformation zur Klimaneutralität ein-
setzen.

Liebe Linke, sehen Sie ein, dass uns Ihr Antrag nicht 
weiterhilft, und helfen Sie stattdessen mit, die Regierung 
davon zu überzeugen, dass die beste Entlastung und 
Preisbremse nicht ein Verbot von Strom- und Gassperren 
ist. Die beste Entlastung erreichen wir durch eine Erhö-
hung des Energieangebots.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ich sage ausdrücklich: Danke, liebe Regierung, dass Sie 
beim Biogasdeckel den Weg frei gemacht haben! Und ich 
bitte Sie: Erhöhen Sie das Tempo bei der Kohle, legen Sie 
die Scheuklappen bei heimischer Gasförderung ab, zei-
gen Sie sich einsichtig bei der Kernenergie, und lassen 
Sie alle drei aktiven Kernkraftwerke am Netz!

(Beifall bei der CDU/CSU)
Die Intention Ihres zweiten Antrags, liebe Linksfrakti-

on, ist ja gut gemeint, wenn auch inhaltlich nicht umsetz-
bar. Sehen Sie es mir deshalb an dieser Stelle nach, wenn 
ich mich nicht mit Ihrem dürftigen Dreizeiler auseinan-
dersetze, sondern mich stattdessen noch einmal klar und 
deutlich an Sie wende, liebe Bundesregierung. Es ist aus-
drücklich zu begrüßen, dass Sie mit der Expertenkom-
mission Gas externen, insbesondere wirtschaftlichen 
Sachverstand ins Boot geholt haben. Schade, dass Sie 
das nicht schon vor der Sommerpause gemacht haben, 
als absehbar war, in welcher Situation wir uns vor dem 
nahenden Winter befinden würden.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ich appelliere an Sie: Sorgen Sie dafür, dass unsere 

mittelständischen Betriebe jetzt kurzfristig Entlastung 
bekommen. Eine Gaspreisbremse im März kommt zu 
spät. Bei einer Verzehnfachung der Preise am Spotmarkt 
können Betriebe nicht einfach fünf Monate weiterprodu-
zieren. Eine Einmalzahlung im Dezember reicht nicht 
aus, um drohende Betriebsschließungen im Winter zu 
verhindern. Sorgen Sie dafür, dass zumindest schnelle 
Anpassungen am Energiekostendämpfungsprogramm 
und Liquiditätshilfen für spürbare Entlastung sorgen, 
bis die Gaspreisbremse kommt. Und vor allem: Denken 
Sie daran, dass mit der Gaspreisbremse erst die Hälfte 
getan ist. Vergessen Sie nicht das Stromproblem, und 
kümmern Sie sich um die Strompreise. Lassen Sie zu 
guter Letzt auch nicht diejenigen im Regen stehen, die 
am Öl hängen oder auf Pellets angewiesen sind und eben-
falls hohen Preissteigerungen ausgesetzt sind.

Liebe Bundesregierung, Ihr Kanzler hat gestern pro-
phetenhaft verkündet, dass er Putins Gaserpressung 
schon im letzten Winter vorausgesehen habe. Für die 
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Zukunft rate ich Ihnen: Verkünden Sie Ihre Prophezei-
ungen leiser, und handeln Sie stattdessen schneller und 
spürbarer. Geben Sie unseren Bürgern und Betrieben eine 
Perspektive, wie sie durch den Winter kommen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Das Wort für die SPD-Fraktion hat jetzt die Kollegin 

Dr. Nina Scheer.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dr. Nina Scheer (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Es ist von der Kollegin Ingrid Nestle gerade 
schon dargelegt worden: Wir haben eine fossile Energie-
preiskrise. Das dürfen wir bei alldem nicht vergessen. 
Wir hätten keine Probleme mit den Energiepreisen, 
wenn wir schon längst beschleunigt auf erneuerbare 
Energien umgestiegen wären.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Ja, und wir hätten 
auch keine Energie!)

Wir wissen – das ist hier schon vielfach diskutiert wor-
den; ich erwähne es erneut –, dass da schon in der Großen 
Koalition leider kräftige Bremsen installiert wurden, und 
wir hatten als SPD-Fraktion alle Mühe, diese Bremsen zu 
lösen.

Wir müssen jetzt schauen, dass wir die Entlastungen 
hinbekommen, die wir aufgrund der fossilen Energie-
preiskrise brauchen. Diese Entlastungen kommen. Wir 
haben schon über 95 Milliarden Euro an Entlastungen 
auf den Weg gebracht; wir fangen also keineswegs bei 
null an. Wir haben uns jetzt auf einen erneuten Abwehr-
schirm mit einem Umfang von 200 Milliarden Euro ver-
ständigt; das muss nun ausgestaltet werden. Das ist eine 
große Aufgabe, die wir noch vor uns haben; denn es geht 
natürlich darum, das gerecht auszugestalten. Es geht da-
rum, einen wirksamen Ansatz zu finden, der verhindert, 
dass es überhaupt zu Strom- und Gassperren kommt.

(Zuruf des Abg. Marc Bernhard [AfD])

Anderenfalls wäre die Konsequenz, dass nur Schulden 
aufgrund des Unterbindens von Strom- und Gassperren 
angehäuft würden. Gerade das gilt es zu verhindern.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Michael Kruse [FDP] – Zuruf der Abg. 
Amira Mohamed Ali [DIE LINKE])

Der erste wichtige Schritt ist, dass man Entlastungen auf 
den Weg bringt, um keine Schulden bei den Menschen 
entstehen zu lassen. Es geht auch darum, den Folgeeffekt 
nicht eintreten zu lassen, nämlich dass die Versorger, bei-
spielsweise die kommunalen Stadtwerke, Probleme be-
kommen, weil sie auf nicht bezahlten Rechnungen sitzen 
blieben. Deswegen ist es in zweierlei Hinsicht wichtig, 
dass man diese Entlastungspakete schnell auf den Weg 
bringt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Als Ampelkoalition und auch als SPD-Fraktion ma-
chen wir da natürlich nicht halt; denn wir wissen, dass 
es hier und da trotzdem zu kritischen Situationen kom-
men kann. Deswegen haben wir uns dafür ausgespro-
chen, dass es Abwendungsvereinbarungen geben soll 
und dass dafür auch das Energierecht nachgebessert wer-
den muss, wenn man das anders nicht hinbekommt. Wir 
haben uns klar für eine gesetzliche Verankerung von Ab-
wendungsvereinbarungen ausgesprochen. Natürlich wol-
len wir solche Fälle erst gar nicht entstehen lassen. Ja, es 
soll keine Strom- und Gassperren geben. Aber der Weg 
dahin ist entscheidend, damit es nicht zu den von mir 
gerade genannten Überforderungen kommt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte noch mal zu dem erstgenannten Punkt zu-
rückkommen. Es sagt sich immer so leicht, dass wir mit-
ten in einer Preiskrise sind und schnell umsteigen müs-
sen. Es ist tagesaktuell unverzichtbar, es auch an dieser 
Stelle zu erwähnen: Auf europäischer Ebene herrscht 
gerade ein sehr großer Kampf darum, welche Rolle die 
erneuerbaren Energien wie schnell einnehmen sollen. Es 
muss für uns alle klar sein, dass wir von dem Pfad des 
beschleunigten Umstiegs auf Erneuerbare auch aus Preis- 
und Bezahlbarkeitsgründen nicht abweichen dürfen. Wir 
müssen so schnell wie möglich auf Erneuerbare umstei-
gen. Der EU-Wirtschaftsausschuss hat das heute infrage 
gestellt. Auch einige EU-Staaten wollen das im REPowe-
rEU-Programm verankerte 45-Prozent-Ziel für die Er-
neuerbaren bis 2030 aufweichen. Von unserer Seite 
muss ganz klar sein: Das ist nicht die Antwort! Die Ant-
wort lautet: Erneuerbare so schnell wie möglich. Das sind 
die kostengünstigsten Formen der Energiegewinnung. 
Wenn wir von diesem Pfad abweichen, dann wird auch 
kein Rettungspaket der Welt mehr die Bezahlbarkeit von 
Energie und eine gerechte Energieversorgung gewähr-
leistet können. Gerechtigkeit bei der Energieversorgung 
bedeutet Beschleunigung der Energiewende.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Jetzt spricht Marc Bernhard für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Marc Bernhard (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Nach 

dem, was ich jetzt gerade hier schon in dieser Debatte 
alles gehört habe, muss ich doch schon sagen: Die Re-
gierung hat ganz offensichtlich die Dramatik nicht ver-
standen. – Frau Nestle, Sie haben sinngemäß gesagt: 
Wenn die Menschen sich die Energie nicht mehr leisten 
können, dann sollen sie halt in Zukunft weniger verbrau-
chen. – Das haben Sie im Prinzip gesagt.
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Ich glaube, ich muss schon noch mal daran erinnern, 
dass die Spritpreise seit Jahresbeginn um 60 Prozent ge-
stiegen sind, sich die Strompreise verdoppelt haben und 
der Gaspreis sich mehr als verdreifacht hat. Wenn also 
eine vierköpfige Familie am Anfang des Jahres 
1 200 Euro fürs Gas gezahlt hat, muss sie heute 
4 000 Euro bezahlen. Und über die Preisexplosion bei 
den Lebensmitteln haben wir noch gar nicht gesprochen.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage der 

Abgeordneten Nestle?

Marc Bernhard (AfD):
Nein, ich bitte um eine Zwischenintervention nachher. 

Aber sprechen wir doch mal darüber, warum denn die 
Menschen überhaupt in dieser Notsituation sind.

(Lachen der Abg. Dr. Ingrid Nestle [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

– Lassen Sie mich doch erst mal meinen Gedanken ent-
wickeln, dann können Sie nachher gerne eine Interven-
tion machen.

Sprechen wir doch erst mal darüber, warum denn die 
Menschen überhaupt in dieser Notsituation sind. Nämlich 
ganz einfach, weil die Regierung acht Monate lang nix 
gemacht hat, um diese Katastrophe abzuwenden.

(Beifall bei der AfD)
Laut Minister Habeck zählt doch angeblich jede Kilo-
wattstunde. Bereits am 6. April habe ich den Bundes-
kanzler gefragt, was die Regierung unternommen hat, 
um die Laufzeitverlängerung und die Wiederinbetrieb-
nahme der Kernkraftwerke zeitnah zu erreichen, um da-
mit für bezahlbare Energie zu sorgen. Die lapidare Ant-
wort von Olaf Scholz war, dass die Kernkraftwerke nicht 
weiterlaufen werden. Am 7. Juli haben Sie alle hier aus-
nahmslos – im Übrigen auch Sie von der Union – den 
AfD-Antrag, die Kernkraftwerke weiterlaufen zu lassen, 
in einer namentlichen Abstimmung abgelehnt.

(Michael Kruse [FDP]: Wir werden auch wei-
terhin alle Ihre Anträge ablehnen!)

Seit Monaten fordern wir, Nord Stream 2 in Betrieb zu 
nehmen. Zwar haben Sie jetzt so lange gewartet, bis 
Staatsterroristen die Pipeline gesprengt haben; aber eine 
Leitung ist noch funktionsfähig und könnte sofort in Be-
trieb genommen werden. Zudem fordern wir seit Mona-
ten die Nutzung unserer eigenen Gasvorkommen, die für 
die nächsten 40 Jahre russisches Gas komplett ersetzen 
können.

(Beifall bei der AfD)
Außerdem: die Energiesteuer zu senken, die CO2-Steuer 
abzuschaffen und die Mehrwertsteuer für Energie auf null 
zu setzen.

Aber das haben Sie alles abgelehnt und haben dann 
angefangen, uns Märchen von LNG-Terminals, Zehntau-
senden von Windindustrieanlagen und Wasserstoffpipe-
lines aus Afrika zu erzählen, die uns durch diesen und den 
nächsten Winter bringen sollen; Sie haben die Geschich-
ten gerade fortgesetzt. Wie sollen diese Märchen-

geschichten denn ganz konkret jetzt dafür sorgen, dass 
die Menschen über den Winter kommen? Nachdem Sie 
nun acht Monate verschlafen haben,

(Dr. Ingrid Nestle [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie haben doch geschlafen, wenn Sie 
nichts mitbekommen haben!)

fangen Sie jetzt – am Anfang der Heizperiode – an, da-
rüber nachzudenken, was man tun könnte, um den Men-
schen nach dem Winter vielleicht, möglicherweise helfen 
zu können,

(Beifall bei der AfD)

also dann, also genau dann, wenn viele kleine und mitt-
lere Unternehmen bereits pleite sind und Tausende von 
Arbeitsplätzen vernichtet wurden.

Nachdem diese Regierung also total versagt hat, muss 
jetzt jede Möglichkeit genutzt werden, um die Menschen 
und die Unternehmen über den Winter zu bringen. Des-
halb fordern auch wir einen Gas- und Strompreisdeckel, 
jedoch nur als akute, zeitlich begrenzte Notbrücke, um 
Gas und Strom wieder bezahlbar zu machen. Die Men-
schen und die Unternehmen brauchen nämlich keine 
Märchengeschichten, sondern jetzt, hier und sofort mas-
sive Entlastungen.

(Beifall bei der AfD)

Denn über den Winter kommt niemand mit einem 
Wumms, Doppel-Wumms, Unterhaken und sonstigen in-
haltsleeren Durchhalteparolen.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die FDP-Fraktion hat Michael Kruse das Wort.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Michael Kruse (FDP):
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Dieser Nach-AfD- 

Redeslot ist irgendwie Fluch und Segen zugleich. In ge-
wisser Weise kann man hier immer alles das, was der Rest 
des Hauses über Ihre Reden denkt, unmittelbar formulie-
ren.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Sie können immer 
vertuschen, dass Sie von nichts eine Ahnung 
haben!)

Das entspannt einen persönlich sehr und gibt einem eine 
große innere Freiheit. Tatsächlich entfernt es einen aber 
ein bisschen davon, das zu sagen, was wir alles Gutes 
machen.

(Lachen des Abg. Jörn König [AfD])

Ich habe mich für heute mal entschlossen, genau darauf 
einzugehen.

(Jörn König [AfD]: Sie verdreifachen die 
Gaspreise und nennen das gut!)
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Denn nicht mal meine fünfminütige Redezeit wird aus-
reichen, Ihnen zu erklären, was wir alles schon unternom-
men haben und in den nächsten Wochen noch unterneh-
men werden,

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

um dieses Land aus der Abhängigkeit zu führen, die wir 
im Energiebereich von Russland haben.

Es gibt noch eine große Gemeinsamkeit, die die Frak-
tionen in der Mitte dieses Hauses vereint, nämlich dass 
wir aus der großen Abhängigkeit von einem Staat, der 
Energie als Waffe gegen uns in Westeuropa einsetzt, 
raus wollen. Das wollen Sie am rechten Rand ja gar nicht.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Marc Bernhard [AfD]: Die FDP 
hat das mitbeschlossen! Sie waren mitverant-
wortlich! Ihre Partei ist dafür mitverantwort-
lich! – Weitere Zurufe von der AfD)

Sie wollen uns weiter in diese Abhängigkeit hereinfüh-
ren. Der Anschluss von Nord Stream 2, wie Sie ihn ge-
rade gefordert haben, ist der beste Beleg dafür. Sie ma-
chen die Augen zu vor einem brutalen Angriffskrieg und 
wollen noch größere Abhängigkeiten von Russland.

(Enrico Komning [AfD]: Nein, wollen wir 
nicht!)

Die Tatsache, dass Sie jetzt hier so rumschreien, zeigt: Ich 
habe recht.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Alexander Graf 
Lambsdorff [FDP]: „Alternative für Russland“ 
ist das!)

Das ist eben der Unterschied zu der sehr verantwortungs-
vollen Mehrheit hier im Hause, sei sie gerade in der 
Regierung oder in der Opposition.

(Marc Bernhard [AfD]: Jaja! Sehr verantwor-
tungsvoll! Die Menschen frieren zu lassen, ist 
ja extrem verantwortungsvoll!)

Wir sorgen für Energieunabhängigkeit von Russland. Wir 
sorgen dafür, dass wir unsere Geschicke wieder in die 
eigenen Hände nehmen können.

(Karsten Hilse [AfD]: Nee, das macht ihr eben 
nicht! Ihr investiert in Wind und Sonne!)

Und ja, mittelfristig ist der Ausbau der Erneuerbaren, der 
Freiheitsenergien, der beste Weg, um genau das zu errei-
chen.

(Marc Bernhard [AfD]: Ja, wir sind in der Zu-
kunft abhängig von Katar und Saudi-Arabien! 
Ist das besser?)

Jeder hätte das eigentlich erkennen müssen. Jeder könnte 
erkennen, dass das jetzt der richtige Weg ist.

Nun gab es auch noch den Anwurf: Damit kommen wir 
nicht durch den nächsten Winter. – Nein, das stimmt.

(Karsten Hilse [AfD]: Doch! Wenn wir Glück 
haben! Wenn wir Glück haben und es nicht 
eiskalt wird!)

Deswegen haben gerade die Energiepolitikerinnen und 
-politiker, die hier im Raum vertreten sind, bis hierhin 
mehr Gesetze verhandelt, als das, glaube ich, jemals in 
diesem Bereich in dieser Geschwindigkeit stattgefunden 
hat.

(Marc Bernhard [AfD]: Geschwindigkeit? 
Qualität geht vor Geschwindigkeit!)

Und nein, es bringt uns nicht durch den nächsten Winter, 
dass wir in zwei bis fünf Jahren noch ganz andere Aus-
bauziele bei den Erneuerbaren erreicht haben wollen. 
Aber es bringt uns durch den Winter, dass – Stand heute – 
der Füllstand der deutschen Gasspeicher bei 95 Prozent 
liegt.

(Marc Bernhard [AfD]: Die reichen zwei Mo-
nate! Zwei Monate! Im Januar ist es aus, das 
Gas!)

Einen solch hohen Füllstand haben die Russen im letzten 
Jahr verhindert, weil die Besitzverhältnisse noch anders 
waren. Wir haben das geändert, indem wir im März die-
ses Jahres Gesetze gemacht haben, die uns durch den 
nächsten Winter bringen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Marc Bernhard [AfD]: Zwei Monate 
reicht das Gas! Zwei Monate!)

Da waren Sie wie üblich nur mit Pöbeln beschäftigt, sehr 
geehrte Damen und Herren von der Rechten.

(Heiterkeit des Abg. Alexander Graf 
Lambsdorff [FDP] – Marc Bernhard [AfD]: 
Erzählen Sie doch keine Fake News!)

Wir verändern unsere Importquellen, und das in Re-
kordgeschwindigkeit. Ja, warum haben wir denn neuer-
dings LNG-Import-Terminals?

(Jörn König [AfD]: Warum haben wir die nicht 
schon lange?)

Warum sind wir denn an den FSRUs dran?
(Marc Bernhard [AfD]: Wo sind denn die 
Schiffe? Wie viele Schiffe werden denn anlan-
den? Wie viele kommen in diesem Monat?)

Warum ist die Geschwindigkeit beim Infrastrukturausbau 
in diesem Land so viel höher als in den letzten Jahrzehn-
ten? Weil die Ampel dafür gesorgt hat, weil wir verant-
wortungsvoll für dieses Land handeln und weil wir den 
Menschen eine klare Perspektive dafür geben, wie wir 
durch die nächsten beiden Winter kommen,

(Dr. Ottilie Klein [CDU/CSU]: Wie denn? – 
Jens Spahn [CDU/CSU]: Ja, wie denn?)

damit dieses Land nicht in die größte Rezession seiner 
Geschichte gerät, sondern damit dieses Land Zuversicht 
erhält.

(Marc Bernhard [AfD]: Was ist denn konkret 
der Plan?)

An dieser Zuversicht kann jeder hier im Haus mitarbei-
ten.

(Marc Bernhard [AfD]: Nee!)
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Und, ehrlich gesagt, ich erwarte es auch von jedem in 
diesem Haus, dass er daran mitarbeitet;

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

denn die Menschen in diesem Land interessieren sich 
überhaupt nicht dafür, ob nun diese Partei oder jene Partei 
gerade mal was vorgeschlagen hat.

(Zurufe von der AfD: Oh!)

Die Menschen wollen, dass wir ihre Probleme lösen und 
dass wir dafür sorgen, dass genügend Energie in den 
nächsten Monaten und vor allem in den nächsten beiden 
Wintern zur Verfügung steht.

Eine ganze Menge haben wir gemacht. Wir bringen 
wieder Kohlekraftwerke ans Netz, obwohl das keiner in 
der Koalition vor dem Angriffskrieg gewollt hat.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Wie viele denn?)

Wir sehen, was notwendig ist. Ein Thema, das im Mo-
ment noch in der Diskussion ist, ist, wie viel wir bei der 
Kernenergie tun. Sie wissen: Wir als Freie Demokraten 
sprechen uns dafür aus, dass wir hier mehr Kapazitäten 
ans Netz nehmen.

(Enrico Komning [AfD]: Um Gottes willen!)

Ich habe in der Zeitung gelesen, es gebe einen Streit 
darüber.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Nein! – Dr. Oliver 
Vogt [CDU/CSU]: Nein!)

Ich kann nur davor warnen, jede inhaltliche Diskussion, 
die mit unterschiedlichen Zielen, aber in der Sache ver-
nünftig geführt wird, als Streit zu deklarieren.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir Freie Demokraten werben dafür, dass wir mehr 
Kapazität ans Netz bringen, als das aktuellste Szenario 
im Stresstest beschreibt. Warum? Weil sich der Stresstest 
in den letzten Wochen bereits überholt hat

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Überraschung!)

und wir nicht in eine Lage kommen wollen, in der wir 
sagen müssen: Es ist noch schlechter gekommen, als wir 
uns das haben vorstellen können. – Wir würden lieber in 
einer Lage sein, in der wir hinterher sagen können: Wir 
hätten es nicht unbedingt machen müssen. – Aber das 
werden wir erst hinterher erfahren. Wir sorgen mit Si-
cherheit, Planbarkeit und Verlässlichkeit dafür, dass die 
Menschen in diesem Land Hoffnung und Zuversicht be-
kommen, meine Damen und Herren.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Der Spruch wird nicht 
gut altern!)

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die Fraktion Die Linke spricht Amira Mohamed 

Ali.
(Beifall bei der LINKEN)

Amira Mohamed Ali (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kol-

legen! Millionen Menschen können sich ihre Energie-
rechnung nicht mehr leisten. Wer Ersparnisse hat, muss 
sie aufbrauchen; wer keine hat, kommt in größte Schwie-
rigkeiten. Die Schlangen bei den Tafeln werden immer 
länger. Immer mehr Menschen sind betroffen, die niemals 
erwartet hätten, in so eine Lage zu kommen. Immer mehr 
Menschen sind überschuldet. Die Zahl der Unterneh-
mensinsolvenzen ist im Vergleich zum Vorjahr um 34 Pro-
zent gestiegen.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Die produzieren doch 
nichts!)

In dieser großen Krise braucht es endlich klare und ent-
schlossene Maßnahmen. Es muss Schluss sein mit dem 
Teuerwahnsinn. Deckeln Sie Strom- und Gaspreise jetzt, 
Kolleginnen und Kollegen!

(Beifall bei der LINKEN)
Außerdem ist es zwingend notwendig, die allergrößten 

sozialen Härten nicht nur ein kleines bisschen abzumil-
dern; sie müssen ausgeschlossen werden. Darum muss es 
sofort verboten werden, dass Menschen, die in Zahlungs-
schwierigkeiten sind, Strom oder Gas in ihrer Wohnung 
abgeschaltet werden darf. Schluss mit Strom- und Gas-
sperren!

(Beifall bei der LINKEN)
Keiner behauptet, dass das die alleinige Lösung ist – 
natürlich nicht. Aber es ist eben ein wichtiger Baustein.

Was macht die Bundesregierung? Sie will eine Gas-
preisbremse für Verbraucher und für Handwerksbetriebe 
ab März. Was ist das denn? Eine Preisbremse am Ende 
der Heizperiode? Wirklich?

(Zuruf der Abg. Dr. Nina Scheer [SPD])
Damit die Rechnungen über den Winter noch ungestört 
ins Unermessliche weitersteigen können? Sie schauen 
einfach zu, wie immer größere Teile der Bevölkerung 
verarmen. Sie schauen einfach zu, dass Handwerks-
betriebe reihenweise werden aufgeben müssen. Das ist 
die Wahrheit. Aber das geht so nicht, Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der LINKEN – Enrico Komning 
[AfD]: Das wollen die doch!)

Dann wollen Sie den Preis deckeln, und zwar bei 
12 Cent pro Kilowattstunde. Das ist das Doppelte des 
Vorjahrespreises. Für viele ist das immer noch viel zu 
viel. Welche Antwort haben Sie für all diese Menschen? 
Ach ja, Sie übernehmen die Abschlagszahlungen für Gas-
kunden für einen Monat. Donnerwetter! Sie müssten 
doch selber merken, dass diese spärliche Einmalzahlung 
hinten und vorne nicht ausreicht. In anderen Ländern gibt 
es längst einen Preisdeckel – in Frankreich zum Beispiel 
seit Oktober 2021, lange vor Putins Krieg. So viel dazu, 
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dass es angeblich nicht möglich sein soll, die Preise auf 
Vorkriegsniveau zu bringen, Herr Habeck. Doch, es geht. 
Und genau das brauchen wir auch hier.

(Beifall bei der LINKEN)

Ihre Preisbremse ist zu spät und zu schlecht. Wo ist 
eigentlich der Preisdeckel für Heizöl? Wo ist der Preis-
deckel für Strom – den haben Sie doch angekündigt –, wo 
ist er denn? Wissen Sie, bevor ich in den Bundestag ge-
kommen bin, war ich zehn Jahre lang als Juristin in der 
freien Wirtschaft angestellt. Ich kann Ihnen sagen: Für so 
schlechte Arbeit würde man überall sonst entlassen, und 
zwar zu Recht.

(Beifall bei der LINKEN und der AfD – 
Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Was ist 
mit der Arbeitssuche? Wollen Sie Hire and 
Fire?)

Vor der Landtagswahl in Niedersachsen noch große Töne 
spucken, und einen Tag danach kommen Sie mit dieser 
Luftnummer um die Ecke. Von wegen Doppel-Wumms! 
Ihr Doppel-Wumms ist ein Rohrkrepierer. Das grenzt an 
Wählertäuschung. Das ist die Wahrheit, und auch das 
geht so nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Dass Sie immer noch nicht verstanden haben, wie ernst 
die Lage ist, hat man auch in den Reden zuvor gehört. Das 
merkt man eben daran, dass Sie immer noch zulassen, 
dass Verbrauchern, die in finanziellen Schwierigkeiten 
sind, Strom und Gas zu Hause in der Wohnung abge-
schaltet werden darf. Sie kennen die Zahlen: Bisher betraf 
das 1 Million Haushalte pro Jahr beim Strom, 270 000 
beim Gas. In diesem Jahr – so melden viele Stadtwerke – 
wird mit Zahlungsausfällen von bis zu 15 Prozent gerech-
net – 15 Prozent! Millionen Haushalte werden betroffen 
sein. In Millionen Wohnungen droht es bald sehr kalt und 
sehr dunkel zu werden, wenn Sie jetzt nicht handeln. Es 
gibt nur einen Weg: Stimmen Sie unserem Antrag zu, 
verbieten Sie Strom- und Gassperren!

(Beifall bei der LINKEN)

Natürlich braucht es parallel dazu einen Schutzschirm 
für die Stadtwerke. Das ist doch keine Frage. Herr 
Habeck, was hält Sie davon ab? Spannen Sie diesen 
Schutzschirm doch endlich auf! Ja, wir brauchen diese 
Sofortmaßnahmen, um die Härten abzumildern, die jetzt 
bestehen. Aber – lassen Sie mich das zum Schluss sagen – 
es müssen auch die richtigen Lehren aus dieser Krise 
gezogen werden. Die Energieversorgung darf nicht län-
ger den Kräften des freien Marktes ausgeliefert bleiben.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir sehen doch, wo das hinführt. Energieversorgung ist 
Daseinsvorsorge. Sie gehört in öffentliche Hand.

Danke schön.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Der nächste Redner ist der Kollege Bernhard 

Herrmann für Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Bernhard Herrmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Die Energiekrise zwingt uns als Ge-
sellschaft mehr noch als sonst zum starken Zusammen-
halt. Auch wir hier im Haus sind dabei in besonderer 
Verantwortung. Hohe Energiepreise sind eine gewaltige 
Herausforderung. Unternehmen sehen sich existenziell 
bedroht. Bürger/-innen wissen oft nicht, wie sie die hohen 
Zahlungen stemmen sollen. Wenn wir da nicht gegen-
steuern würden, dann drohte darüber auch der gesell-
schaftliche Zusammenhalt in Europa zu zerbrechen. Ge-
nau das aber wollen Putin und – so mein Eindruck – auch 
manche hier im Haus.

Bereits vor dem russischen Angriff auf die Ukraine 
begann die Verknappung russischen Gases. Der Angriff 
auf unsere Energieversorgung begann da bereits.

(Jörn König [AfD]: Ihre Außenministerin hat 
das gesagt!)

Die externe Gasmangellage ist die Ursache für hohe Prei-
se. Frau Weiss – Sie gucken gerade weg –, das war schon 
im letzten Winter erkennbar. Schon im letzten Winter 
haben Stadtwerke das beklagt, auch wenn Frau Merkel 
sagte: Alles in Ordnung, Putin liefert ordentlich. – Die 
Gasspeicher waren leer. Man konnte und musste es sehen 
und frühzeitig handeln.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Aber wir werden uns der Herausforderung als Gesell-
schaft geschlossen stellen; wir werden eine Spaltung 
nicht zulassen. Noch mal: Wir, die wir Verantwortung 
in Bund, Ländern und Kommunen tragen, haben gemein-
sam die Herausforderung, konstruktiv anzupacken. Dabei 
ist entschlossenes, schnelles, aber auch kluges, abge-
wogenes Handeln gefragt.

(Dr. Ottilie Klein [CDU/CSU]: Machen Sie es 
doch! Was hält Sie denn auf?)

Die Ampelkoalition tut ihren Teil, um schnell und zu-
gleich wirksam zu helfen und Lösungen zur Preissenkung 
voranzubringen. Mit der Strom- und Gaspreisbremse 
schützt der Bund Bürger/-innen und Unternehmen vor 
den hohen Energiepreisen. Das vor allem ist Grundlage 
dafür, dass es gar nicht erst zu Außenständen und Ener-
giesperren kommen muss.

(Dr. Ottilie Klein [CDU/CSU]: Aber die gibt es 
doch noch gar nicht!)

Und die Bundesregierung hat auch beschlossen, den 
Schutz vor Strom- und Gassperren zu erhöhen. Aber ein-
fache Lösungen, ein Instrument, und alles ist gut – das 
wird nicht funktionieren.

Insgesamt brauchen wir die Perspektive direkt Betrof-
fener, von verschiedenen Akteuren. Hier ist mehrfach 
angesprochen worden: An der Scharnierstelle zwischen 
Bürger/-innen, Wirtschaft und Kommunen stehen in aller 
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Regel – und das gerade auch in Ostdeutschland – regio-
nale, kommunale Energieunternehmen. Der Austausch 
mit ihnen war und ist mir besonders wichtig.

(Zuruf des Abg. Jörn König [AfD])
Auch deren Belange fließen in unsere Entscheidung di-
rekt ein, und ich bin froh, dass die Ministerpräsidentinnen 
und Ministerpräsidenten letzte Woche mit dem Bundes-
kanzler ihre besondere Bedeutung betont und festgehal-
ten haben, dass insbesondere Stadtwerken bei Bedarf zu-
sätzliche Unterstützung zukommen soll, über die 
Energiepreisbremsen hinaus.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD und des 
Abg. Michael Kruse [FDP])

Das ist richtig; denn diese Unterstützung wird der beson-
deren, vernetzenden und damit stabilisierenden Rolle die-
ser zumeist öffentlichen Akteure gerecht.

Letzten Endes – das gehört unbedingt zur Wahrheit – 
sind und bleiben die Möglichkeiten für finanzielle Ent-
lastung durch den Bund und auch durch die Länder be-
grenzt. Darum müssen sich alle – Haushalte, Gewerbe, 
Handel und Industrie – überall, wo möglich, mit der 
Energie nachhaltiger aufstellen. Klug Energie einzuspa-
ren, gehört genauso dazu, wie Energie effizient und ei-
gene Potenziale zur Erzeugung mit Solarenergie, auch 
mit dem Bürgerwindrad und dem Unternehmenswindrad, 
zu nutzen.

(Lachen des Abg. Jörn König [AfD])
Immer mehr tun das auch, und das ist gut so.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Dass das den Vertretern der Energiekonzerne nicht ge-
fällt, ist mir schon klar.

Die Zukunft gehört den Erneuerbaren. Wir sehen 
schon heute, wie stark diese bei uns den Strompreis sen-
ken. Haben wir viel erneuerbare Energie aus Sonne und 
Wind im Netz, liegt der Großhandelspreis in Deutschland 
schon jetzt immer öfter deutlich unter den Preisen unserer 
Nachbarn.

Ja, wir haben viel angeschoben, wie Ingrid Nestle ge-
sagt hat.

(Zuruf des Abg. Karsten Hilse [AfD])
Das Schöne an Sonnen- und Windenergie ist doch – und 
das gefällt Konzernvertretern natürlich nicht –, dass alle 
sie fast überall nutzen können und so alle auch an der 
Energiewende teilhaben können.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD und des 
Abg. Michael Kruse [FDP])

Kurz gesagt: Wenn wir das Angebot mit immer mehr 
Erneuerbaren erhöhen und gleichzeitig den Verbrauch 
senken, bekommen wir die Energiepreise wieder in den 
Griff. Bis dahin müssen wir diejenigen unter uns entlas-
ten, die es wirklich dringend brauchen. So sieht Solidari-
tät aus. Ja, und bei geringerer Nachfrage sinken auch die 
Preise gerade für die, die es wirklich dringend nötig ha-
ben und selber nicht mehr sparen können. Deswegen sind 

die Aufrufe zum Einsparen so immens wichtig. Wenn wir 
als Gesellschaft zusammenhalten, werden wir – und so 
erweist sich echte Nachhaltigkeit – die Energiekrise 
meistern und langfristig sogar gestärkt daraus hervor-
gehen.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Michael Kruse [FDP] – Karsten Hilse 
[AfD]: Kommunistischer Blödsinn! Mann, 
Mann, Mann, ey!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Anne König hat jetzt das Wort für die CDU/CSU-Frak-

tion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Anne König (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Auf den Tag genau vor einem Jahr ver-
öffentlichte die Europäische Kommission einen Werk-
zeugkasten für die EU-Mitgliedstaaten. Das Ziel war, 
schnell Maßnahmen gegen die steigenden Energiepreise 
zu ergreifen. Die Kommission schlug zum Beispiel vor, 
den Steuersatz auf Strom, Gas, Kohle und feste Brenn-
stoffe zu ermäßigen und gezielte Maßnahmen zur Unter-
stützung für energieintensive Betriebe zu ergreifen. Der 
Bedarf an solchen Unterstützungsmaßnahmen war ja be-
reits vor einem Jahr für jeden zu erkennen. Der russische 
Angriffskrieg gegen die Ukraine hat die Probleme dann 
noch mal drastisch verschärft.

Wir können also festhalten: Bereits beim Regierungs-
antritt lagen der Ampel solide Bausteine für ein Unter-
stützungsprogramm vor – ganz frei Haus und ohne Ein-
setzung einer aufwendigen Expertenkommission.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Und was hat sie damit gemacht? Ganz lange erst mal 

gar nichts.
(Hubert Hüppe [CDU/CSU]: Wie immer!)

Die Frage lautet doch: Warum hat diese Regierung so viel 
Zeit gebraucht, um Maßnahmen zu ergreifen? Die Men-
schen erkennen hier aber inzwischen schon ein System: 
Zögern, Zaudern und Abwarten sind längst zur Arbeits-
methode dieser Regierung geworden.

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Der Kanzler 
konnte sich nicht mehr erinnern!)

Und das setzt sich bei Ihrem Doppel-Wumms fort.
(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es spricht ja schon für sich, wenn der Bundeskanzler der 
Bundesrepublik Deutschland seine Politik nur noch in der 
Comicsprache ausdrücken kann.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der AfD)

Aber nicht nur Ihre Sprache, sondern auch Ihre Inhalte 
haben etwas Unseriöses. Denn treffender müsste man 
nicht von Doppel-Wumms, sondern von Doppel-Wirr-
warr sprechen.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 60. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 13. Oktober 2022                              6698 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Bernhard Herrmann 



(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

Erstens: Wann und wie genau soll denn nun die Gas-
preisbremse kommen? Trotz großer Ankündigungen ist 
immer noch völlig unklar, welche Handlungsempfehlun-
gen der Expertenkommission die Ampel am Ende über-
haupt umsetzen wird.

Und zweitens. Weder der Bund noch die Länder wis-
sen, wie all das finanziert werden soll. Es gibt keine 
Einigung, weder beim dritten Entlastungspaket noch bei 
den versprochenen 200 Milliarden Euro. Statt Antworten 
stehen bei Ihnen immer mehr Fragen im Raum.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Apropos langes Warten: Die Bundesnetzagentur hat 
bereits im Juni die Alarmstufe des Notfallplans Gas aus-
gerufen. Als Reaktion darauf hat sich die Ampel dann für 
zwei Monate in die Sommerpause verabschiedet. Offen-
bar hielten Sie die Krise nicht für ernst genug, um eine 
Sondersitzung des Bundestages einzuberufen. Wir hätten 
im Sommer bereits wichtige Weichen für den kommen-
den Winter stellen können, beispielsweise die rechtzei-
tige Einführung einer Gaspreisbremse. Dann würde diese 
jetzt schon greifen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Hanna Steinmüller [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Was haben Sie denn 
dazu beigetragen? – Dr. Ingrid Nestle [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Hatten Sie einen Vor-
schlag?)

Die Ampelregierung scheint sich über Monate hinweg 
in einer Parallelwelt aufgehalten zu haben, die nichts mit 
der Lebenswirklichkeit der Menschen in unserem Land 
zu tun hat.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ihre Antwort auf steigende Gaspreise war monatelang 
eine zusätzliche Umlage, die das Gas noch teurer machen 
sollte.

(Michael Kruse [FDP]: Und Ihre war, Nord 
Stream 1 zu schließen! Schon im März! Das 
wäre ein Desaster geworden!)

Und Ihre Antwort auf eine Gasknappheit bei der Wär-
meerzeugung ist nach wie vor, ab Januar noch mehr Gas 
zu verstromen, um damit drei Kernkraftwerke zu erset-
zen.

(Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Hä? Den Vorschlag macht keiner 
in der Regierung!)

Mit Vernunft und Planungssicherheit hat das alles längst 
nichts mehr zu tun.

Sehr geehrte Damen und Herren, ich sage es Ihnen 
ganz ehrlich: Das Wirrwarr der Ampelregierung in der 
schwersten Krise unserer Nachkriegsgeschichte haben 
die Menschen in diesem Land nicht verdient.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Im Interesse von Verbrauchern und Unternehmen müssen 
wir jetzt die Preissteigerung bremsen. Aus unserer Sicht 
geht das nur mit einer Erweiterung der Energieangebots-
seite. Gleichzeitig wollen wir für wirksame Entlastung 
sorgen und trotzdem auch Sparanreize erhalten. Wir wol-
len einen Gaspreisdeckel setzen, der die Grundversor-
gung mit Gas wieder bezahlbar macht. Um gleichzeitig 
Energieeinsparungen weiter anzureizen, soll dieser auf 
einen Grundbedarf pro Haushalt und Person festgelegt 
werden. Im Übrigen befindet sich dieser Vorschlag auch 
in dem Werkzeugkasten der EU-Kommission, der – wir 
erinnern uns – der Ampel seit einem Jahr vorliegt.

Der Gaspreisdeckel muss jetzt kommen, und nicht erst 
in sechs Monaten, wenn die Heizperiode langsam endet. 
Viele Menschen werden einfach gar nicht so lange durch-
halten können, bis diese Regierung versucht, zu Ostern 
endlich den Weihnachtsmann zu spielen.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Ihre Politik baut letztlich vor allem auf dem Prinzip Hoff-
nung auf. Ihre Pflicht wäre es seit Monaten gewesen, 
zumindest eine verlässliche Faktengrundlage für Ihre Po-
litik zu schaffen und transparent zu machen. Genau das 
ist auch Ihre Pflicht gegenüber dem Parlament.

Das fängt auch schon bei der zentralen Frage an, wie 
viel Gas uns denn überhaupt zur Verfügung steht. Zwar 
haben wir in den letzten Wochen aus dem Wirtschafts-
ministerium ständig Selbstjubel über die Befüllung der 
Gasspeicher gehört. Aber tatsächlich können Sie doch 
nicht einmal annähernd angeben, wie viel Gas im Winter 
vorhanden sein wird; denn selbst das in Deutschland ein-
gespeicherte Gas steht ja in Wahrheit gar nicht exklusiv 
für den Verbrauch in unserem Land zur Verfügung.

(Michael Kruse [FDP]: Das kommt größten-
teils auch nicht aus Deutschland!)

Aber ein paar Sätze möchte ich auch zum Antrag der 
Linken sagen. Der Vorschlag der Union für den Gaspreis-
deckel ist das Gegenteil der von der Linksfraktion vor-
geschlagenen Flatrate. Ihre Lösung verzichtet auf jegli-
che Sparanreize und würde dafür sorgen, dass Gas zum 
Fenster raus verheizt wird.

(Zuruf von der LINKEN)

Unbestritten ist, dass auf die Mieter hohe Heizkostenzah-
lungen zukommen werden. Im Gegensatz zu den Linken 
fordern wir daher eine befristete Aussetzung der Strom- 
und Gassperren für den Winter. Ein generelles Verbot, 
wie es sich die Linken ausgedacht haben, würde hingegen 
zu neuen Ungerechtigkeiten führen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Als Fazit können wir festhalten: Es ist gut, dass auch 
die Ampelmehrheit sich inzwischen Richtung Gaspreis-
bremse bewegt. Aber bitte handeln Sie auch hier dieses 
Mal zügiger und vor allen Dingen unbürokratischer!

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Der Kollege Helmut Kleebank spricht jetzt für die 

SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Helmut Kleebank (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Fast alle Debatten des heutigen Tages stehen 
natürlich im Fokus der steigenden Preise, insbesondere 
der Energiepreise. Das ist nicht erstaunlich, und die Bür-
gerinnen und Bürger haben es verdient, dass wir uns mit 
der gebotenen Ernsthaftigkeit damit auseinandersetzen, 
so auch mit den beiden vorliegenden Anträgen.

Ich will aber zwei Vorbemerkungen machen. Die eine 
geht an Herrn Bernhard von der AfD. Ich hoffe, dass er 
Herrn Kruse gut zugehört hat. Herr Kruse hat zwar ge-
sagt, er reagiere nicht auf die Rede von Herrn Bernhard, 
hat aber dann dankenswerterweise doch darauf reagiert, 
indem er die lange Latte der Maßnahmen, die wir ergrei-
fen, aufgezählt hat. Ich komme gleich auch noch mal 
darauf zurück.

Wir haben in diesen acht Monaten hart gearbeitet: Die 
Ministerien haben hart gearbeitet, die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter haben hart gearbeitet. Wir haben drei 
Pakete mit 95 Milliarden Euro auf den Weg gebracht. 
Das ist eine Riesennummer, Herr Bernhard.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Zuruf des Abg. Marc 
Bernhard [AfD])

Zweite Vorbemerkung. Die steigenden Preise sorgen 
natürlich für Verunsicherung. Auch davon war immer 
wieder die Rede, insbesondere bei der Debatte um das 
Bürgergeld. Ich glaube, wir alle haben die Verpflichtung, 
für möglichst viel Sicherheit zu sorgen, der Gesellschaft, 
den Menschen, den Familien und den Unternehmen Si-
cherheit zu geben.

In dem Zusammenhang kann ich es überhaupt nicht 
verstehen, wie auf Ihrer Seite, auf der rechten Seite, bei 
der AfD und auch bei der Union, ein solcher Widerstand 
gegen das Zurückdrängen von Sanktionen beim Bürger-
geld entstehen kann. Das ist ein Stück Sicherheit, die wir 
den Menschen geben,

(Dr. Ottilie Klein [CDU/CSU]: Nein!)

indem wir ihnen die Angst vor Sanktionen nehmen wol-
len. Diese Sicherheit brauchen wir, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der SPD)

Wir lassen die Menschen in der Krise nicht allein.

(Dr. Ottilie Klein [CDU/CSU]: Ach ja? – Marc 
Bernhard [AfD]: Deshalb gehen die auch alle 
auf die Straße!)

Das ist auch der Grundgedanke bei den beiden Anträgen 
der Linken; das ist ja zu erkennen. Aus unserer Sicht 
haben Sie mindestens drei Schwächen mit an Bord, die 
ich kurz aufführen will.

Das Erste ist schon erwähnt worden: Es ist keinerlei 
Prävention. Das heißt, es geht darum, zu erreichen, dass 
die Menschen gar nicht erst in eine Situation kommen, 
wo ihnen möglicherweise Strom- und Gassperren drohen. 
Wir müssen sie finanziell in die Lage versetzen, dass es 
gar nicht erst so weit kommt, und genau das machen wir. 
Das heißt, unser Ansatz ist die Prävention und nicht das 
Nachbessern.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Zweiter Punkt. Natürlich braucht es auch die Aktivität 
der Bürgerinnen und Bürger. Wir werden – das haben wir 
auch mehrfach hier gehört – gar nicht in der Lage sein, 
alle Anforderungen abzufedern. Wir dürfen nicht das Sig-
nal vermitteln: Alles geht weiter wie bisher. Es braucht 
die Eigenaktivität der Bürgerinnen und Bürger. Sie sug-
gerieren mit Ihren beiden Anträgen: Macht so weiter, wir 
deckeln das, wir machen die Bremse, dann ist alles 
schick, und mehr müssen wir nicht tun.

Das ist das falsche Signal; denn – dritter Punkt – wir 
brauchen die Einsparbemühungen unbedingt, und wir 
brauchen sie überall, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Wir brauchen sie in der Industrie. Wir brauchen sie in den 
Haushalten. Wir brauchen sie in den Familien. Wir brau-
chen sie im Handel, beim Gewerbe. Wir brauchen sie 
schlichtweg überall, wo es sozialverträglich möglich ist. 
Und dieses Signal fehlt bei Ihren Anträgen ganz eindeu-
tig.

Deswegen ist unser Ansatz, der Ansatz der Ampel, 
richtig, gezielt zu helfen. Ich verweise auf das Thema 
Wohngeldreform, das wir gerade diskutiert haben; da 
war das auch immer wieder Thema. Das kommt zum 
Heizkostenzuschuss I dazu; es ist sozusagen der Heiz-
kostenzuschuss II. Das wurde hier auch schon erläutert. 
Aus meiner Sicht ist es genau der richtige Schritt.

Vor allen Dingen erweitern wir den Kreis der Bezugs-
berechtigten. Das ist eine wichtige Botschaft ins Land. 
Wenn von Wohngeld die Rede ist, sagen mir immer wie-
der Menschen: Ich habe Wohngeld beantragt, kriege es 
aber leider nicht. – Ich sage: Das wird sich ab dem 
1. Januar kommenden Jahres ändern. Viel mehr Men-
schen werden wohngeldberechtigt sein.

Lassen Sie uns Mut machen, diese Mittel auch zu be-
antragen. Es ist kein Almosen, es ist das gute Recht, und 
es hilft bei der Frage der Energiekosten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Zusätzlich kommt noch der Abwehrschirm. Es ist un-
streitig, dass wir mit den Gas- und den Strompreisen 
umgehen müssen. Deswegen ist beides innerhalb des Ab-
wehrschirmes auch verabredet. Aber auch hier kommt es 
auf die Details an. Die Vorschläge der Expertenkommis-
sion sind meines Erachtens komplett zielführend, weil sie 
nämlich den Einsparanreiz mit der Sicherheit für die 
Haushalte verbinden, in einem erträglichen Maß über 
den Winter zu kommen, die Dinge bezahlbar zu halten.
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Aus meiner Sicht ist klar, dass wir nicht auf das Preis-
niveau von vor der Krise zurückkommen können, nicht 
auf das Preisniveau, bevor Putin den Gashahn abgedreht 
hat; denn das ist ja letztlich der Grund. Von daher sind die 
Ansätze vollkommen richtig, und sie ersetzen das, was 
Sie mit Ihrem Ansatz, liebe Linkspartei, hier machen 
wollen. Wir sind auf dem richtigen Weg.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Letzte Bekräftigung und letzter Satz. Die Erneuerbaren 
sind die Lösung für preiswerte, bezahlbare und sichere 
Energien, zusammen mit Speicherkapazitäten.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Auch schon diesen 
Winter?)

Und genau das werden wir angehen.
Danke schön.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Jetzt spricht Karsten Hilse für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Karsten Hilse (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe 

Landsleute! Wie immer, wenn Kommunisten ein von 
ihnen mitgeschaffenes Problem auf keinen Fall lösen, 
sondern nur seine Ursachen verschleiern wollen, dann 
verlangen sie, seine unmittelbaren Folgen zu verbieten. 
Das kostet Sie nichts, aber Sie können sich als eine Art 
Robin Hood aufspielen: den Reichen nehmen und den 
Armen geben.

Das betreiben Sie dann so lange – jedenfalls wenn man 
Sie lässt –, bis die Substanz aufgebraucht oder der Kredit 
verzockt ist. So war es bei den auf Mikroniveau gehalte-
nen Mieten in der DDR, die nicht mal die nackten In-
standhaltungskosten deckten, und so ist es jetzt wieder, 
wenn Sie verlangen, Strom- und Gassperren zu verbieten.

(Beifall bei der AfD)
Immer – und darauf ist Verlass wie auf das Amen in der 

Kirche – verlangen Sie, selbst mitverschuldete Probleme 
zulasten Dritter zu lösen, besonders dann, wenn es gegen 
die verhassten Vermieter und andere Kapitalisten geht – 
dann besonders eifrig.

Auch wir wollen billige Strom- und Gaspreise, die sich 
jeder leisten kann. Aber wenn der Dieb schreit: „Haltet 
den Dieb!“, so wie Sie jetzt,

(Dr. Ingrid Nestle [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dann sprechen Sie sich mal gegen Putin 
aus, oder?)

dann ist es höchste Zeit, mal wieder einen Blick in die 
jüngste Vergangenheit zu werfen. Angespornt von der 
grün-kommunistischen Ideologie, haben insbesondere 
Sie, die Rechtsnachfolger der kommunistischen SED, 
immer wieder nicht nur gefordert, sondern auch immer 
begeistert zugestimmt, wenn es darum ging, das Energie-

angebot drastisch zu verknappen und zu verteuern: Sub-
ventionierung der sogenannten Erneuerbaren, deutscher 
Alleingang beim Atomausstieg, die wohlstandsvernich-
tenden Pariser Klimabeschlüsse, die unter anderem zum 
Kohleausstieg führten. All diese von Ihnen bejubelten 
Entscheidungen führten zwangsläufig zu der jetzigen 
Preisexplosion.

(Beifall bei der AfD)

Sie sind also schuldig im Sinne der Anklage, die Sie 
hier vorbringen. Sie sind schuldig mit all Ihnen hier, die 
die dümmste Energiepolitik der Welt ausgeheckt oder 
mitgetragen haben.

(Dr. Ingrid Nestle [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber Sie mit Putin, ja? Für unser Land!)

Und nun wollen Sie nicht etwa die Ursachen der Preis-
explosion bekämpfen; nein, Sie wollen wie immer nur 
deren Konsequenzen jemand anderem aufbürden.

Jeder normal denkende Mensch, zu denen Sie leider 
nicht gehören, weiß: Allein die bewusst betriebene und 
von langer Hand geplante und jetzt eingetretene Energie-
verknappung ist das Problem. Wenn Sie nicht mit allen 
hier schon länger Herumsitzenden diese irrwitzige reali-
täts- und faktenferne Industriezerstörungspolitik betrie-
ben hätten, bräuchte es jetzt weder Gasdeckel noch das 
Verbot von Sperren.

Stattdessen müssen wir das Angebot schnellstens 
erhöhen: durch Verlängerung der Laufzeit der Kernkraft-
werke und Wiederinbetriebnahme der bereits stillgeleg-
ten, durch Förderung der riesigen Schiefergasvorkom-
men unseres Landes, durch Reaktivierung der 
Braunkohlekraftwerke sowie Öffnung der noch intakten 
Nord-Stream-2-Pipeline, so wie es Präsident Putin ges-
tern nochmals angeboten hat.

(Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aber kein Tropfen Wasser in der 
Lausitz! Sollen wir verdursten bei euch, oder 
wie?)

Handeln Sie endlich im Interesse des deutschen Vol-
kes! Sonst werden Sie alle irgendwann das wohlverdiente 
Schicksal der FDP teilen und zugunsten der Alternative 
für Deutschland abgewählt werden.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Olaf in der Beek hat das Wort für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Olaf in der Beek (FDP):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen! Ja, das mit dem Fluch und Segen zugleich, was 
mein Kollege Michael Kruse vorhin sagte, ist bemerkens-
wert; aber sagen wir nichts dazu.
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Und täglich grüßt uns wieder das Murmeltier. Schon 
wieder öffnen Sie die Konserve, und wir dürfen uns hier 
im Plenum des Deutschen Bundestags mit Ihrem halb-
garen und wenig kreativen Antrag zu Strom- und Gas-
sperren auseinandersetzen, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen der Linksfraktion.

(Amira Mohamed Ali [DIE LINKE]: Können 
Sie mal richtig zur Sache reden?)

In der Tat sorgen sich viele, viele Menschen wegen der 
hohen Strom- und Gaspreise; aber im Gegensatz zu Ihnen 
nehmen wir die Sorgen ernst und machen uns nicht mit so 
lahmen Ideen wie Sie einen schlanken Fuß.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das System „einfache Lösungen für komplexe Proble-
me“ hat noch nie funktioniert, und es wird auch hier nicht 
funktionieren.

Lassen Sie uns doch mal über den Kern des Problems 
reden: Die Preise im Stromsektor steigen vor allem, weil 
das Angebot stark zurückgegangen ist. Dass Sie als 
Linksfraktion von marktwirtschaftlichen Mechanismen 
wenig verstehen, wundert mich nicht. Aber jedem sollte 
klar sein, dass bei sinkendem Angebot, aber nicht ähnlich 
sinkender Nachfrage der Preis steigt. Doch statt wie Sie 
an den Symptomen herumzudoktern, müssen wir den 
Kern des Problems angehen, und da ist die Lösung vor 
allem: Angebot ausweiten, und zwar so schnell, wie es 
geht.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir brauchen jetzt so viel Energie wie möglich, um 
auch wirklich die Preise zu senken. Welche Ideen haben 
Sie dazu in Ihren Anträgen? Keine einzige.

(Zuruf von der AfD: Welche Ideen haben Sie?)

Was Sie wollen, ist der Umgang mit Mangelwirtschaft, 
statt diese im Kern zu bekämpfen. Aber sei’s drum, das 
liegt wohl eher in der Tradition Ihrer Partei; denn mit 
Mangelwirtschaft haben Sie ja Erfahrung.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Amira 
Mohamed Ali [DIE LINKE]: Eine Aneinan-
derreihung von Phrasen! – Thomas Lutze 
[DIE LINKE]: Die FDP war Blockpartei!)

Den Menschen in Deutschland ist dabei früher wie 
heute nicht geholfen. Deswegen ist Ihr Antrag auch reins-
ter Populismus; denn wer versucht, Krisen mit einfachen 
und primitiven Lösungen zu begegnen, der streut den 
Menschen Sand in die Augen.

(Marc Bernhard [AfD]: Sie haben gar keine!)

Wenn wir die Knappheit und damit die Steigerung der 
Preise wirklich in den Griff bekommen wollen, dann 
brauchen wir neben einem steigenden Angebot weitere 
Instrumente.

(Marc Bernhard [AfD]: Also laufen jetzt die 
Atomkraftwerke weiter, oder wie?)

Und die kommen ja! Es ist doch absoluter Blödsinn, dass 
wir die Menschen und Unternehmen alleinlassen würden.

(Zuruf der Abg. Amira Mohamed Ali [DIE 
LINKE])

Wir haben, wie der Kollege Kleebank gerade schon be-
tont hat, Entlastungspakete mit insgesamt rund 100 Milli-
arden Euro auf den Weg gebracht. Damit ist den Men-
schen und Unternehmen ganz konkret geholfen.

(Marc Bernhard [AfD]: Damit ist aber noch 
keine Energie erzeugt, oder?)

Und dabei bleibt es ja nicht. Denn jetzt werden 200 Mil-
liarden Euro zusätzlich zur Verfügung gestellt, die als 
Abwehrschirm die deutsche Wirtschaft und die Verbrau-
cher entlasten werden.

Und wir verteilen das Geld nicht mit der Gießkanne, 
sondern wir schaffen gezielte Entlastungen. Im Gegen-
satz zu Ihnen legen wir Wert darauf, dass dieses Geld 
sinnvoll eingesetzt wird und eine nachhaltige Gaspreis-
bremse kommen wird. Das geschieht durch die Gaspreis-
kommission, in der ausgewiesene Experten sitzen. Natür-
lich kann man wie Sie kurz vor Feierabend einen Antrag 
aus der Schublade holen, den man ja sowieso jede Wahl-
periode bringt. Wir hingegen handeln da eher verantwor-
tungsvoll.

Ja, liebe Kolleginnen und Kollegen, wir befinden uns 
nicht nur in einer der schwersten Krisen in der Geschichte 
der Bundesrepublik; nein, es ist ein Energiekrieg, den 
Russland gegen die freie Welt führt.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und deswegen werden wir es durch den Winter schaffen, 
ohne dass Unternehmen ihren Betrieb einstellen müssen 
oder Menschen zu Hause keinen Strom oder kein Gas 
mehr haben. Dafür stehen die Regierungsfraktionen in 
diesem Haus, und darauf können sich die Menschen in 
unserem Land verlassen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Bengt Bergt hat jetzt für die SPD-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Bengt Bergt (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Bürgerinnen und Bürger! Liebe Linke, 
Sie haben die ganze Zeit davon gesprochen, dass die 
Daseinsvorsorge im Mittelpunkt stehen muss. Das tut 
sie: PCK ist übereignet worden; Rehden ist gekauft wor-
den; die LNG-Ports werden gebaut; Gas ist direkt gekauft 
worden. Das ist Daseinsvorsorge.

Von der rechten Seite kam nur, der Staat habe nichts 
gemacht. Wir sind handlungsfähig geworden. Wir hatten 
vorher keinen Überblick darüber, was überhaupt am Gas- 
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und Strommarkt los war. Heute ist der Gaspreis am Spot-
markt wieder auf unter 100 Euro gefallen. Das ist ein 
Erfolg dieser Bundesregierung, ein Erfolg der erfolgrei-
chen Einkaufspolitik. Das bringt uns für diesen Winter 
auf die richtige Spur.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Natürlich soll niemand Sorge haben, dass es in der 
Wohnung kalt wird oder man im Dunkeln sitzt, auch 
dann nicht, wenn man mit dem Begleichen der Strom- 
und Gasrechnung nicht hinterherkommt. Bundeskanzler 
Scholz hat gesagt: Niemand wird zurückgelassen. – 
Schon gar nicht in der größten Krise seit dem Zweiten 
Weltkrieg, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb ist es wichtig, dass wir Schutzplanken an ver-
schiedenen Stellen aufbauen. Die erste Schutzplanke ist: 
Wir bauen die erneuerbaren Energien massiv aus – Strom 
aus Wind, Strom aus Sonne, Gas aus Biomasse. Schran-
ken, die den Ausbau stören, bauen wir ab, zwar nach und 
nach, aber mit allerhöchster Geschwindigkeit. Alles, was 
an grüner Energie ins Netz kann, muss ins Netz. Das Netz 
muss vor allem erweitert werden.

Darum beschleunigen wir den Ausbau in nie gekann-
tem Ausmaß. Dieser Ausbau und diese Beschleunigung, 
das ist soziale Politik. Das verstehen Sie nicht. Aber ich 
erklärte Ihnen gerne, warum: Zum einen bremsen wir den 
Klimawandel – das kommt unseren Kindern und Kindes-
kindern zugute –, damit Fluten und Brände im Sommer 
nicht zum Standard werden.

Zum anderen schaffen wir Wertschöpfung und Ar-
beitsplätze hier in Deutschland. Von 2019 bis 2021 hat 
sich die Zahl der Beschäftigten im Bereich der Erneuer-
baren um 30 000 erhöht, und das, obwohl der Bereich der 
Windenergie leidet und man dort Stellen abbaut. Aber 
gerade diese Diskrepanz zeigt, was da für eine Dynamik 
im Markt ist. Mit konkreten Ausschreibungskriterien für 
die Offshorewindkraft, ganz konkret für den Fachkräfte-
nachwuchs, werden wir die Wertschöpfung in Deutsch-
land weiter stärken. Das haben wir in das Gesetz hinein-
geschrieben, meine Damen und Herren; das ist eine 
Voraussetzung, um an den Ausschreibungen teilzuneh-
men. Und das schafft gut bezahlte Arbeit hier bei uns 
direkt vor Ort.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Karsten Hilse [AfD]: Subventionierte 
Arbeit!)

Ein weiterer Vorteil der Erneuerbaren: Durch deren 
Ausbau senken wir den Strom- und Gaspreis. Denn je 
mehr Wind, Sonne, Biogas im System ist, desto weniger 
Erdgas brauchen wir, und das heißt: günstige Preise für 
alle.

Die zweite Schutzplanke ist: Jetzt, wo es hart auf hart 
kommt, spannen wir natürlich einen Schutzschirm auf. 
Wer kurzfristig trotz aller Unterstützung nicht in der 
Lage ist, die Rechnung für Strom und Heizung zu zahlen, 
soll sich nicht sorgen. Unser Ziel ist: Niemand soll seine 

Wohnung verlieren oder eine Gas- und Stromsperre 
fürchten müssen, weil es in der aktuellen Situation etwas 
eng wird. Wir werden hier die Anpassung vornehmen. 
Eins ist für uns dabei immer klar: Der Schutz der Mie-
ter/-innen muss immer einhergehen mit einem ausrei-
chenden Schutz von Vermietern, von Genossenschaften 
und Stadtwerken. Denn die meisten Vermieter sind Klein-
vermieter, die ihre Wohnung als Altersvorsorge vermie-
ten, und die Stadtwerke können am allerwenigsten dafür.

Die dritte Schutzplanke ist: Damit es gar nicht erst 
dazu kommt, dass Strom- und Gasrechnungen nicht ge-
zahlt werden können, müssen wir die Preisbremsen auf 
den Weg bringen. Es ist gut, dass die Ampel den Weg für 
die nötigen Mittel für eine Gaspreisbremse freigemacht 
hat. Damit schaffen wir Sicherheit für die Bürgerinnen 
und Bürger und auch für die Unternehmen. Besonders 
Gering- und Mittelverdiener treffen die hohen Preise hart. 
Eine Umfrage der Hans-Böckler-Stiftung hat gezeigt, 
dass die Hälfte der Erwerbstätigen mit einem Haushalts-
einkommen von unter 2 000 Euro netto schon jetzt genö-
tigt sind, weniger Lebensmittel einzukaufen. Hungern, 
um zu heizen, darf es in einem reichen Land wie Deutsch-
land nicht geben, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP und des Abg. Dr. Dietmar Bartsch [DIE 
LINKE])

Die Preisbremsen für Strom und Gas bedeuten ein 
Durchatmen für die Bürgerinnen und Bürger, von denen 
sich viele fragen: Wie soll ich die hohen Kosten stem-
men? – Wir verdoppeln das Wohngeld – das haben wir 
gerade im vorherigen Tagesordnungspunkt gehabt – und 
steigern die Zahl der Berechtigten von 600 000 auf 2 Mil-
lionen. Das ist ein riesengroßer Schritt.

Aber die Senkung des Gaspreises hilft auch den Unter-
nehmen; denn das bedeutet Planungssicherheit und eine 
Perspektive für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer. Das ist wichtig für die Wettbewerbsfähigkeit unserer 
Wirtschaft, den Erhalt unseres Wirtschaftsstandortes und 
damit Tausender Arbeitsplätze. Gerade die kleineren Un-
ternehmen haben Direktverträge und finden kaum noch 
neue Lieferanten für Strom und Gas. Das trifft konkret 
die Mittelständler besonders in Schleswig-Holstein; denn 
dort arbeiten 94 von 100 Leuten in den kleinen und mitt-
leren Unternehmen. – Das und die Wirtschaft insgesamt 
kommt übrigens in Ihrem Antrag gar nicht vor.

Wir müssen sogar noch viel mehr tun, um unsere Wirt-
schaft zu unterstützen; denn die Wirtschaft bezahlt das 
Essen und Trinken der Menschen, die in den Wohnungen 
leben, die Sie jetzt schützen wollen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP)

Das wissen wir, und darum ist die Gaspreisbremse ein 
erstes Kernelement, nicht das letzte. Die Expertenkom-
mission hat Anfang der Woche gute Vorschläge gemacht. 
Das ist aber ein Zwischenbericht, nicht die Forderung der 
Bundesregierung, wie Sie es hier dargestellt haben. Wir 
entwerfen jetzt im parlamentarischen Prozess die Lösung 
dazu.
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Meine Damen und Herren, Deutschland ist ein starker 
Sozialstaat, in dem diskutiert und gerungen wird. Es wird 
aber nicht immer gleich gestritten. Es kommt im End-
effekt ein Schutzschirm heraus, der die Transformation 
unserer Wirtschaft schützt und die Folgen dieses Wirt-
schaftskrieges lindert, der gegen uns geführt wird. Wir 
finden die Lösung also nicht im Kampf oder per Befehl 
wie in anderen Ländern, –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege.

Bengt Bergt (SPD):
– sondern im Dialog. Das passt nicht allen, aber es ist 

die beste aller Lösungen, und darauf können wir wirklich 
stolz sein.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Die Kollegin Dr. Ottilie Klein redet jetzt für die CDU/ 

CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Ottilie Klein (CDU/CSU):
Sehr geehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Überall in unserem Land stellen die Menschen in 
diesen Tagen ihre Heizung an. Die meisten tun es mit 
Unbehagen, vielen offenen Fragen und Unsicherheiten. 
Deshalb ist es richtig, dass der vorliegende Antrag den 
Blick auch auf die soziale Dimension der Krise lenkt; 
denn die warme Wohnung droht immer mehr zur sozialen 
Frage zu werden. Eins ist aber auch klar – die Kollegin 
Weiss hat das schon ausgeführt –: Mit diesem unkonkre-
ten Antrag, mit diesem Dreizeiler der Linken lassen sich 
die aktuellen Herausforderungen der Krise nicht lösen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Lage, in der wir 
uns befinden, ist dramatisch. „Ich habe Angst“ – das 
schreiben die Bürgerinnen und Bürger uns Abgeordneten 
in den letzten Wochen immer wieder. In solchen Momen-
ten frage ich mich: Was antworten Sie, die Abgeordneten 
der Ampelfraktionen, eigentlich den Bürgern? You’ll ne-
ver walk alone? – Ich hoffe, Ihnen fällt noch etwas Bes-
seres ein; denn warme Worte heizen keine Wohnung.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Die Wahrheit ist: Viele Menschen fühlen sich von der 

Bundesregierung alleingelassen. Da sind die Rentnerin-
nen und Rentner, die bis vor Kurzem in den Entlastungs-
paketen einfach ausgespart wurden – ein Viertel unserer 
Bevölkerung, Menschen, die oft über wenig Ersparnisse 
verfügen oder sich nicht einfach so mal eben was da-
zuverdienen können. Deswegen sagen wir: Gut, dass 
die Ampelregierung jetzt auf unsere Kritik reagiert und 
auch Rentnern und Studierenden eine Energiepauschale 
gewähren will; schlecht, dass es so lange gedauert hat.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Da sind jene 30 Millionen Menschen, die das Pech 
haben, eine Gasheizung in ihrer Wohnung zu haben. Sie 
hätten mit der unsozialen Gasumlage fast einen Doppel- 
Wumms auf ihre Heizkostenrechnung bekommen.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Warum? – Weil der Ampelregierung nichts Besseres ein-
gefallen ist, als die Rettung der Energieversorgung unse-
res Landes einseitig auf die Gaskunden abzuwälzen. Gut, 
dass Sie, Herr Habeck, unserem Appell buchstäblich in 
letzter Minute gefolgt sind und Ihre unsoziale Gasumlage 
gestoppt haben; schlecht, dass es so lange gedauert hat.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Marie-Agnes 
Strack-Zimmermann [FDP]: Hören Sie eigent-
lich, was Sie da sagen?)

Da sind die kleinen Betriebe, die Handwerker, die nicht 
wissen, wie sie die Gehälter zahlen sollen, weil die Ener-
giekosten schon jetzt nicht mehr zu stemmen sind. Bis 
heute ist unklar, wie die Ampelregierung Arbeitsplätze 
bei kleinen und mittleren Unternehmen erhalten möchte. 
Gut – das möchte ich an der Stelle auch sagen –, dass 
unser grüner Wirtschaftsminister wenigstens eingesehen 
hat, dass man nicht einfach folgenlos aufhören kann, zu 
produzieren; schlecht, dass es so lange gedauert hat; denn 
die Insolvenzen sind im Vergleich zum Vorjahr bereits 
um ein Drittel gestiegen.

Da sind die Familien mit Kindern, Alleinerziehende, 
Menschen im Niedriglohnsektor, die sich mit den Ener-
giepreisen alleingelassen fühlen. Da sind die sozialen 
Einrichtungen, die gemeinnützigen Vereine, die Kran-
kenhäuser, die nicht wissen, wie sie durch den Winter 
kommen. Deswegen ist es jetzt so wichtig, auch einen 
sozialen Hilfsfonds aufzusetzen, der explizit auch die 
sozialen Dienstleister miteinbezieht, damit nicht jene al-
leingelassen werden, die gerade in der Krise stark belastet 
sind. Auch das empfiehlt im Übrigen die Expertenkom-
mission.

(Beifall bei der CDU/CSU)

An dieser Stelle übrigens einen ganz herzlichen Dank an 
die 20-köpfige Kommission, die innerhalb von 48 Stun-
den aufholen musste, was die Ampelfraktionen in einem 
halben Jahr hier an Energie verschwendet haben, wäh-
rend sie sich im Oppositionsmodus an 16 Jahren erfolg-
reicher unionsgeführter Regierungsarbeit abkämpften.

(Beifall bei der CDU/CSU – Lachen bei der 
SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der FDP – Dr. Marie-Agnes Strack- 
Zimmermann [FDP]: Das kann nur jemand sa-
gen, der aus Berlin kommt! Mannomanno-
mann! – Michael Kruse [FDP]: Ich mag Ihren 
Humor! – Gegenruf der Abg. Dr. Marie-Agnes 
Strack-Zimmermann [FDP]: You’ll never 
laugh alone!)

Wir als Union lassen die Menschen nicht allein. Unsere 
Lösungsvorschläge liegen seit mehreren Monaten auf 
dem Tisch – um nur einige zu nennen –: Bürgerbasispreis 
einführen, 1 000 Euro Soforthilfe für Haushalte im unte-
ren Einkommensdrittel,
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(Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann [FDP]: 
Süß! Ist das süß! Die Nord-Stream-2-Fraktion 
hier!)

Hilfspakete für kleine und mittlere Unternehmen und 
natürlich – und vor allem – alle zur Verfügung stehenden 
Produktionskapazitäten nutzen, auch die Kernkraft.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir haben es heute schon von meiner Kollegin gehört: 
Bundeskanzler Olaf Scholz rühmt sich ja ganz gerne da-
mit, auf Krisen vorbereitet zu sein und alles schon vorher 
gewusst zu haben. Erst vorgestern sagte er, dass sich das 
Kanzleramt angeblich seit Dezember letzten Jahres auf 
eine mögliche Energiekrise vorbereite. Trotzdem liegen 
jetzt, Mitte Oktober, immer noch keine vertrauensschaf-
fenden, beschlussfähigen Lösungen vor. Wir als CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion fordern Sie deshalb auf, endlich 
aus der Beratung herauszufinden und Führung in der 
Krise zu beweisen. Die Bürgerinnen und Bürger haben 
ein Anrecht darauf, dass die Bundesregierung jetzt han-
delt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das Beschwören von Fußballhymnen reicht jedenfalls 
nicht.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Marie-Agnes 
Strack-Zimmermann [FDP]: Das war aber eine 
lange Rede! You’ll never speak alone!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Die nächste Rednerin ist Hanna Steinmüller für Bünd-

nis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Hanna Steinmüller (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Bürgerinnen und Bürger! Mieterinnen 
und Mieter stehen gerade extrem unter Druck – das 
wissen wir –: steigende Energiepreise, steigende Lebens-
mittelpreise und, wenn es schlecht läuft und man einen 
Indexmietvertrag hat, auch noch stark steigende Miet-
kosten. Die Bundesregierung und wir als Parlament ver-
suchen, Mieterinnen und Mieter in dieser schwierigen 
Zeit zu unterstützen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Ihr versucht es!)

Für uns ist klar: Niemand soll im Kalten oder im Dunkeln 
in seiner Wohnung sitzen oder die Wohnung im 
schlimmsten Fall verlieren. Zu den Strom- und Gasprei-
sen sind Minister Habeck und sein Haus und Steffi 
Lemke und ihr Haus bereits im Gespräch und arbeiten 
an einer Regelung.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Seit sechs Mona-
ten!)

Mindestens genauso wichtig ist es aber auch, zielge-
richtet zu unterstützen, damit erst gar keine Energierück-
stände entstehen; auch darüber sollten wir sprechen.

(Karsten Hilse [AfD]: Nicht nur sprechen! 
Machen, Frau Steinmüller!)

Dafür haben wir ein breites Maßnahmenbündel für Mie-
terinnen und Mieter geschnürt. Wir werden eine Heiz-
kostenkomponente beim Wohngeld einführen; darum 
ging es in der Debatte davor. Ab dem 1. Januar 2023 
werden 2 Millionen Haushalte in Deutschland wohngeld-
berechtigt sein.

(Marc Bernhard [AfD]: Und die anderen 
40 Millionen?)

Liebe Bürgerinnen und Bürger, nutzen Sie diese Mög-
lichkeit! Es gibt Onlinerechner. Prüfen Sie, ob auch Sie 
Unterstützung bekommen können, und nutzen Sie das!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Für alle Menschen, die jetzt schon Wohngeld bekom-
men, gibt es einen zweiten einmaligen Heizkosten-
zuschuss. Für Menschen, die Wohngeld bekommen und 
die BAföG-berechtigt sind, gibt es Ausbildungs- und Be-
rufsbeihilfe. Für einen Einpersonenhaushalt sind das 
415 Euro, bei zwei Personen kommen 540 Euro zusam-
men, und für jede weitere Person gibt es 100 Euro mehr. 
Wir werden einen Gaspreisdeckel und einen Strompreis-
deckel einführen. Dazu gab es wirklich umfangreiche 
Debatten in den letzten Tagen.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Aber keine Vorlage! 
Nichts konkret!)

Die Energiepauschale in Höhe von 300 Euro ist bereits 
ausgezahlt worden.

(Karsten Hilse [AfD]: Am Ende der Heiz-
periode machen Sie das!)

Das ist wichtig. Klar ist aber auch: Es ist kein Signal der 
Sorglosigkeit. Wir tun alles, um Härten abzufedern; aber 
es darf nicht der Eindruck entstehen, dass niemand was 
tun müsste.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Ihr bringt ja nicht mal 
Emsland ans Laufen!)

Das Gebot der Stunde ist, dass jeder, der kann, Energie 
sparen sollte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Karsten Hilse [AfD]: 
Ganz genau! – Dr. Rainer Kraft [AfD]: Andere 
verzichten, damit Sie heizen können!)

Was können Mieterinnen und Mieter, die ihre Energie-
rechnungen nicht mehr zahlen können, jetzt tun? Die 
Verbraucherschutzzentralen bieten vor Ort Beratungen 
an. Auch die Bundesnetzagentur hat Informationen be-
reitgestellt.

(Karsten Hilse [AfD]: Wo nichts ist, kann 
nichts aufgedreht werden!)

Nutzen Sie das, und treten Sie im Zweifelsfall mit Ihrem 
Versorger in Kontakt!

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Ist das alles, was Sie 
anbieten können?)
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Liebe Bürgerinnen und Bürger, es sind extrem heraus-
fordernde Zeiten. Energiesparen ist das Gebot der Stunde. 
Die Regierung kann nicht alles kompensieren, aber sie 
kann besondere Härten vermeiden. Das tun wir mit ver-
schiedenen Maßnahmen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Jan Dieren spricht jetzt für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Karsten Hilse [AfD]: Noch so ein Energie-
experte! Klasse! Herrlich!)

Jan Dieren (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen in den demokratischen Fraktionen!

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Sie können die Grü-
nen ruhig miteinbeziehen! – Karsten Hilse 
[AfD]: Nicht dass Sie die Grünen ausschlie-
ßen! – Gegenruf von der SPD: Ihr seid nicht 
gemeint!)

– Ja, da seid ihr nicht einbezogen. – Die Bundesnetz-
agentur berichtet, dass im Jahr 2021 knapp 235 000 Haus-
halten in Deutschland der Strom abgedreht wurde. Ein 
Vergleich: In den Städten meines Wahlkreises – Moers, 
Krefeld und Neukirchen-Vluyn – leben insgesamt weni-
ger als 200 000 Haushalte. Das würde bedeuten, für alle 
Menschen in meinem Wahlkreis bliebe morgens das 
Licht aus, die Wohnung dunkel und kalt. Noch häufiger, 
als diese Sperren verhängt werden, werden sie aber ange-
droht, im Jahr 2021 über 4 Millionen Haushalten; das ist 
jeder zehnte Haushalt in Deutschland.

Es ist selbstverständlich richtig, dafür zu sorgen, dass 
Menschen in diesem Winter nicht ohne Strom und Hei-
zung dastehen, gerade jetzt, gerade in diesem Winter. 
Deshalb bin ich Ihnen dankbar, werte Kolleginnen und 
Kollegen von den Linken, dass Sie die Problematik mit 
Ihrem Antrag hier auf die Tagesordnung setzen. Gleich-
zeitig ist die Sache ein bisschen verstrickter, als es auf 
den ersten Blick scheint. Denn den Kundinnen und Kun-
den, die ihre Rechnungen nicht bezahlen können, stehen 
die Unternehmen gegenüber, die ihre Rechnungen nicht 
bezahlt bekommen. Wenn die Energiepreise steigen und 
Rechnungen nicht bezahlt werden, laufen auch diese Un-
ternehmen eventuell auf eine Zahlungsunfähigkeit zu. 
Uns hier stellt das vor ein politisches Dilemma, weil 
das auf die Alternative hinausläuft, dass entweder reihen-
weise Stadtwerke – und damit die Daseinsvorsorge – zu-
sammenbrechen oder viele Menschen in Deutschland im 
Kalten und Dunkeln sitzen bleiben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit der Strom- und 
Gaspreisbremse reagieren wir jetzt auf dieses Dilemma. 
Mit ihr wollen wir dafür sorgen, dass die Menschen in 

Deutschland einerseits ihre Rechnungen bezahlen kön-
nen und andererseits Sperren in diesem Winter verhindert 
werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Rainer Kraft [AfD]: Das kommt doch erst 
nach dem Winter, euer Programm!)

Jetzt äußern manche die Sorge, die Gaspreisbremse 
könnte unbeabsichtigt die Folge haben, den freien Markt 
einzuschränken, die freie Preisbildung am Markt zu be-
enden. Diese Sorge kann ich Ihnen nehmen.

(Karsten Hilse [AfD]: Hören Sie mal, was die 
Experten zu sagen haben! Bringen Sie mal Ex-
perten an das Rednerpult!)

Das wird keine unbeabsichtigte Folge sein. Das ist genau 
das, worum es uns geht. Es geht genau darum, in die freie 
Preisbildung am Markt einzugreifen; denn der freie 
Markt, die freie Preisbildung am Markt stellt uns immer 
und immer wieder vor dieses Dilemma: Entweder steigen 
die Preise so weit, dass die Menschen ihre Rechnung 
nicht bezahlen können, oder die Unternehmen, die wir 
so dringend brauchen, um unsere Grundbedürfnisse zu 
befriedigen, brechen zusammen.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Das ist kein Entwe-
der-oder! Das ist rhetorischer Unfug!)

Auf dem einen oder anderen Weg kommen wir zum sel-
ben Ergebnis: Wir schaffen es nicht, unsere Grundbedürf-
nisse zu decken. Ein Markt aber, der nicht dafür sorgen 
kann, dass wir wenigstens unsere Grundbedürfnisse be-
friedigen können, ist ein Markt, der nicht funktioniert.

Das muss nicht so sein. Es muss ja nicht so sein, dass 
Unternehmen mit der Versorgung von Grundbedürfnis-
sen – Strom, Heizung, Wasser, Wohnen – Profit machen, 
während die Menschen ihre Grundbedürfnisse nicht be-
friedigen können, weil sie ihre Rechnung nicht mehr 
zahlen können. Und es sollte auch nicht so sein. Im Gro-
ßen und Ganzen mag das ja noch so einigermaßen auf-
gehen. Aber zu welchen Problemen das immer und im-
mer wieder führt, sehen wir in Krisen wie dieser. Und wir 
sehen das gerade am Beispiel der Strom- und Gassperren.

Deshalb, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist die Gas-
preisbremse, über die wir gerade diskutieren, so viel mehr 
als nur ein Instrument, das dafür sorgt, dass die Menschen 
ihre Rechnungen bezahlen können. Die Diskussion um 
die Gaspreisbremse markiert die Einsicht, dass wir nicht 
blind dem freien Spiel des Marktes vertrauen können, 
wenn es darum geht, unsere Grundbedürfnisse zu decken. 
Und sie markiert die Einsicht, dass wir genau dieses 
System ändern müssen, um dafür zu sorgen, dass Men-
schen in warmen Wohnungen sitzen,

(Karsten Hilse [AfD]: Pullover! – Dr. Rainer 
Kraft [AfD]: Waschlappen!)

mit ausreichend Strom und Gas versorgt sind und ihre 
Grundbedürfnisse befriedigen können. Das ist die eigent-
liche Aufgabe, vor der wir gerade stehen. Gehen wir sie 
an.

Vielen Dank.
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(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie der Abg. Anikó Glogow-
ski-Merten [FDP])

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ich schließe die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über die Beschlussemp-

fehlung des Ausschusses für Klimaschutz und Energie zu 
dem Antrag der Fraktion Die Linke mit dem Titel 
„Strom- und Gassperren verbieten“. Der Ausschuss emp-
fiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 
20/3853, den Antrag der Fraktion Die Linke auf Druck-
sache 20/2686 abzulehnen.

Die Fraktion Die Linke hat hierfür namentliche Ab-
stimmung verlangt, und die erfolgt jetzt gleich in der 
Westlobby. Ich bitte allerdings die Abgeordneten im Saal, 
noch sitzen zu bleiben, da noch weitere Abstimmungen, 
Wahlen sowie Überweisungen im vereinfachten Verfah-
ren und die abschließenden Beratungen ohne Aussprache 
folgen. Sie haben dann für die namentliche Abstimmung 
20 Minuten Zeit, und notfalls verlängere ich auch diesen 
Zeitraum.

Die Schriftführerinnen und Schriftführer haben ihre 
Plätze bereits eingenommen. Deswegen können wir die 
namentliche Abstimmung über die Beschlussempfehlung 
zum Antrag der Fraktion Die Linke beginnen.

Es liegt mir eine Erklärung zur Abstimmung nach 
§ 31 der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages 
vor.1)

Nach jetzigem Stand werden die Urnen dann um 
14.55 Uhr geschlossen. Das bevorstehende Ende der na-
mentlichen Abstimmung wird Ihnen aber dennoch recht-
zeitig noch einmal bekannt gegeben.2)

Ich komme zur Beschlussempfehlung des Ausschusses 
für Klimaschutz und Energie zum Antrag der Fraktion 
Die Linke mit dem Titel „Gas- und Strompreisdeckel 
einführen“. Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschluss-
empfehlung auf Drucksache 20/3865, den Antrag der 
Fraktion Die Linke auf Drucksache 20/3483 abzulehnen. 
Wer ist für die Beschlussempfehlung? – Wer ist da-
gegen? – Wer enthält sich? – Damit ist die Beschluss-
empfehlung angenommen. Zugestimmt haben die Koali-
tionsfraktionen und die CDU/CSU. Die Fraktion Die 
Linke hat abgelehnt. Die AfD hat sich enthalten.

Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 32 a bis 32 j, 
Zusatzpunkt 4 sowie Tagesordnungspunkt 24:

32 a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Achten Geset-
zes zur Änderung des Bundeszentralregis-
tergesetzes

Drucksache 20/3708
Überweisungsvorschlag:  
Rechtsausschuss (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Ausschuss für Digitales

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zum 
Ausgleich der Inflation durch einen fairen 
Einkommensteuertarif sowie zur Anpas-
sung weiterer steuerlicher Regelungen 
(Inflationsausgleichsgesetz – InflAusG)
Drucksache 20/3871
Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f) 
Rechtsausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

c) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Fakultativprotokoll vom 10. Dezem-
ber 2008 zum Internationalen Pakt vom 
19. Dezember 1966 über wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte
Drucksache 20/3624
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe

d) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Zweiten Ge-
setzes zur Änderung des Elektro- und 
Elektronikgerätegesetzes
Drucksache 20/3821
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz (f) 
Wirtschaftsausschuss

e) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Zweiten Ge-
setzes zur Änderung des Wasserhaushalts-
gesetzes
Drucksache 20/3878
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz (f) 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und 
Kommunen

f) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
der Änderungsvereinbarung vom 8. Au-
gust 2019 zwischen der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung der Sonderverwaltungsregion 
Hongkong der Volksrepublik China zum 
Abkommen vom 5. Mai 1995 zwischen 
der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung von 
Hongkong über den Fluglinienverkehr
Drucksache 20/3874
Überweisungsvorschlag:  
Verkehrsausschuss

g) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Gökay Akbulut, Susanne Ferschl, Matthias 
W. Birkwald, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion DIE LINKE

1) Anlage 2
2) Ergebnis Seite 6717 C
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28 Tage Elternschutz für den zweiten El-
ternteil ab Geburt des Kindes einführen

Drucksache 20/2688
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (f) 
Rechtsausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales

h) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Bernd Baumann, Dr. Gottfried Curio, 
Martin Hess, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD

Fortführung des Expertenkreises Politi-
scher Islamismus sicherstellen

Drucksache 20/3946
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat

i) Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU

Expertenkreis Politischer Islamismus im 
Bundesministerium des Innern und für 
Heimat weiterführen

Drucksache 20/3929
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschät-
zung 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und 
Kommunen 
Haushaltsausschuss

j) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Thomas Seitz, Dr. Michael Espendiller, 
Tobias Matthias Peterka, Corinna Miazga 
und der Fraktion der AfD eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Auflösung der 
„Stiftung Forum Recht“ (Forum-Recht- 
Abwicklungsgesetz)

Drucksache 20/3939
Überweisungsvorschlag:  
Rechtsausschuss (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Haushaltsausschuss

ZP 4 Beratung des Antrags der Abgeordneten Peter 
Boehringer, Marcus Bühl, Dr. Michael 
Espendiller, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD

Energieversorgung gewährleisten – Nord 
Stream reparieren, öffnen, sichern

Drucksache 20/3942
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Klimaschutz und Energie (f) 
Haushaltsausschuss

24. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Durchführung der Verordnungen (EU) 
2018/1860, 2018/1861 und 2018/1862 über die 
Einrichtung, den Betrieb und die Nutzung des 
Schengener Informationssystems der dritten 

Generation sowie zur Änderung des Aufstiegs-
fortbildungsförderungsgesetzes (SIS-III-Ge-
setz)
Drucksache 20/3707
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

Es handelt sich um Überweisungen im vereinfachten 
Verfahren ohne Debatte.

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu 
überweisen. Gibt es weitere Überweisungsvorschläge? – 
Das ist nicht der Fall. Dann verfahren wir wie vorgeschla-
gen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 33 a und die 
Tagesordnungspunkte 33 c bis 33 p sowie Zusatzpunkt 5. 
Es handelt sich um die Beschlussfassung zu Vorlagen, zu 
denen keine Aussprache vorgesehen ist.

Tagesordnungspunkt 33 a: 
Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Fünften 
Gesetzes zur Änderung des Agrarstatistikge-
setzes
Drucksache 20/3445
Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Ernährung und Landwirtschaft (10. Aus-
schuss)
Drucksache 20/3766

Der Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 
20/3766, den Gesetzentwurf der Bundesregierung auf 
Drucksache 20/3445 in der Ausschussfassung anzuneh-
men. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschussfassung zustimmen wollen, um ihr Handzei-
chen. – Gibt es Gegenstimmen? – Enthält sich jemand? – 
Der Gesetzentwurf ist in zweiter Beratung angenommen 
bei Zustimmung durch die Koalitionsfraktionen. Da-
gegen war die Union, und die Fraktionen Die Linke und 
AfD haben sich enthalten.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Wer zustimmen will, möge sich 
bitte erheben. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Der 
Gesetzentwurf ist in dritter Beratung angenommen bei 
gleichem Stimmenverhältnis wie vorher.

Tagesordnungspunkt 33 c: 
Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Ernährung und Land-
wirtschaft (10. Ausschuss) zu dem Antrag der 
Abgeordneten Frank Rinck, Stephan Protschka, 
Peter Felser, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD
Düngemittelversorgung und Bezahlbarkeit 
gewährleisten – Ukrainekriegsfolgen abmil-
dern
Drucksachen 20/1865, 20/2447
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Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfeh-
lung auf Drucksache 20/2447, den Antrag der Fraktion 
der AfD auf Drucksache 20/1865 abzulehnen. Wer 
stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Das sind die 
Koalitionsfraktionen, CDU/CSU und Die Linke. Wer 
stimmt dagegen? – Das ist die AfD-Fraktion. Gibt es 
Enthaltungen? – Das ist nicht der Fall. Dann ist die Be-
schlussempfehlung angenommen.

Wir kommen zu den Beschlussempfehlungen des Peti-
tionsausschusses.

Tagesordnungspunkt 33 d: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 163 zu Petitionen
Drucksache 20/3723

Hier handelt es sich um 57 Petitionen. Wer stimmt 
dafür? – Das sind alle Fraktionen des Hauses. Stimmt 
jemand dagegen? – Das ist nicht der Fall. Enthaltungen? – 
Auch nicht. Dann ist die Sammelübersicht angenommen.

Tagesordnungspunkt 33 e: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 164 zu Petitionen
Drucksache 20/3724

67 Petitionen sind hier behandelt worden. Wer stimmt 
dafür? – Das sind alle Fraktionen, wenn ich das richtig 
sehe. Stimmt jemand dagegen? – Das ist nicht der Fall. 
Gibt es Enthaltungen? – Auch nicht. Damit ist die Sam-
melübersicht angenommen.

Tagesordnungspunkt 33 f: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 165 zu Petitionen
Drucksache 20/3725

Zehn Petitionen werden hier verhandelt. Wer stimmt 
dafür? – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Die Sammel-
übersicht ist angenommen. Die Fraktion Die Linke hat 
dagegengestimmt, alle anderen waren dafür.

Tagesordnungspunkt 33 g: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 166 zu Petitionen
Drucksache 20/3726

Acht Petitionen stehen hier zur Abstimmung. Wer 
stimmt dafür? – Das sind die Koalitionsfraktionen, 
CDU/CSU und Die Linke. Wer stimmt dagegen? – Das 
ist die AfD-Fraktion. Enthält sich jemand? – Das ist nicht 
der Fall. Die Sammelübersicht ist angenommen.

Tagesordnungspunkt 33 h: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 167 zu Petitionen
Drucksache 20/3727

Eine Petition ist das. Wer stimmt dafür? – Wer stimmt 
dagegen? – Enthaltungen? – Die Fraktion Die Linke und 
die AfD-Fraktion haben dagegengestimmt, alle übrigen 
Fraktionen dafür. Damit ist die Sammelübersicht an-
genommen.

Tagesordnungspunkt 33 j: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 169 zu Petitionen

Drucksache 20/3729
Drei Petitionen werden hier verhandelt. Wer stimmt 

dafür? – Das sind alle Fraktionen des Hauses. Stimmt 
jemand dagegen? – Das ist nicht der Fall. Enthält sich 
jemand? – Das ist auch nicht der Fall. Dann ist die Sam-
melübersicht angenommen.

Tagesordnungspunkt 33 k: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 170 zu Petitionen

Drucksache 20/3730
Zwei Petitionen wurden hier beraten. Wer stimmt da-

für? – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Die 
Fraktion Die Linke hat dagegengestimmt, alle anderen 
dafür. Damit ist die Sammelübersicht angenommen.

Tagesordnungspunkt 33 l: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 171 zu Petitionen

Drucksache 20/3731
Hier ist eine Petition besprochen worden. Wer stimmt 

dafür? – Wer stimmt dagegen? – Enthält sich jemand? – 
Die Sammelübersicht ist angenommen. Die AfD-Frak-
tion hat dagegengestimmt, alle anderen dafür.

Tagesordnungspunkt 33 m: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 172 zu Petitionen

Drucksache 20/3732
Wer stimmt dafür? – Das sind die Koalitionsfraktionen 

und die Union. Wer stimmt dagegen? – Das ist die AfD- 
Fraktion. Wer enthält sich? – Die Fraktion Die Linke. Die 
Sammelübersicht ist angenommen.

Tagesordnungspunkt 33 n: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 173 zu Petitionen

Drucksache 20/3733
Zwei Petitionen wurden beraten. Wer stimmt dafür? – 

Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? – Die Fraktion der 
CDU/CSU hat dagegengestimmt, alle anderen waren da-
für. Die Sammelübersicht ist angenommen.
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Tagesordnungspunkt 33 o: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 174 zu Petitionen
Drucksache 20/3734

Wer stimmt dafür? – Das sind die Koalitionsfraktionen 
und die Fraktion Die Linke. Wer stimmt dagegen? – Das 
sind CDU/CSU und AfD. Wer enthält sich? – Niemand. 
Die Sammelübersicht ist angenommen.

Tagesordnungspunkt 33 p: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 175 zu Petitionen
Drucksache 20/3735

Drei Petitionen wurden beraten. Wer stimmt dafür? – 
Das sind die Koalitionsfraktionen. Wer stimmt da-
gegen? – Das sind alle Oppositionsfraktionen. Enthält 
sich jemand? – Das ist nicht der Fall. Dann ist die Sam-
melübersicht angenommen.

Es wird behauptet, ich hätte Sammelübersicht 168 
nicht aufgerufen und nicht darüber abstimmen lassen.

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Das ist auch 
richtig!)

Das werden wir korrigieren.
Tagesordnungspunkt 33 i: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 168 zu Petitionen
Drucksache 20/3728

Wer stimmt dafür? – Das sind die Koalitionsfraktio-
nen, Die Linke und die AfD. Wer stimmt dagegen? – 
Das ist die CDU/CSU-Fraktion. Enthält sich jemand? – 
Das ist nicht der Fall. Dann ist auch diese Sammelüber-
sicht angenommen.

Damit komme ich zu Zusatzpunkt 5:
Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Infektionsschutzgesetzes
Drucksachen 20/2297, 20/3066, 20/3369 
Nr. 1.17
Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Gesundheit (14. Ausschuss)
Drucksache 20/3974

Der Ausschuss für Gesundheit empfiehlt in seiner Be-
schlussempfehlung auf Drucksache 20/3974, den Gesetz-
entwurf der Bundesregierung auf den Drucksachen 
20/2297 und 20/3066 in der Ausschussfassung anzuneh-
men. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschussfassung zustimmen wollen, um ihr Handzei-
chen. – Das sind die Koalitionsfraktionen und Die Linke. 
Wer ist dagegen? – Das ist die CDU/CSU-Fraktion. 
Möchte sich jemand enthalten? – Das ist die AfD-Frak-
tion. Dann ist der Gesetzentwurf in zweiter Beratung so 
angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Wer möchte für den Gesetzent-
wurf stimmen und erhebt sich deswegen? – Wer möchte 
dagegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist der Ge-
setzentwurf in dritter Beratung mit dem gleichen Stim-
menverhältnis wie vorher angenommen.

Ich rufe jetzt auf die Tagesordnungspunkte 11 a bis 
11 e. Es geht um Wahlen zu Gremien.

Tagesordnungspunkt 11 a: 
Wahlvorschläge der Fraktionen SPD, CDU/CSU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD

Wahl der Mitglieder des Kuratoriums der 
„Stiftung Archiv der Parteien und Massen-
organisationen der DDR“
Drucksache 20/3940

Wer stimmt für diese Wahlvorschläge? – Das scheinen 
alle Fraktionen des Hauses zu sein. Stimmt jemand da-
gegen? – Das ist nicht der Fall. Enthält sich jemand? – 
Das ist auch nicht der Fall. Dann sind diese Wahlvor-
schläge angenommen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 11 b:
Wahlvorschläge der Fraktionen SPD, CDU/CSU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Wahl der Mitglieder des Stiftungsrates der 
„Deutschen Stiftung Friedensforschung 
(DSF)“
Drucksache 20/3941

Wer stimmt für die Wahlvorschläge? – Das scheinen 
auch wieder alle Fraktionen zu sein. Ist jemand da-
gegen? – Das ist nicht der Fall. Enthält sich jemand? – 
Auch nicht. Dann sind die Wahlvorschläge angenommen.

Wir kommen zu den Tagesordnungspunkten 11 c bis 
11 e:
Wahlvorschlag der Fraktion der SPD

Wahl eines Mitglieds des Gremiums gemäß § 3 
des Bundesschuldenwesengesetzes
Drucksache 20/3718 (neu)

Dafür wird der gelbe Stimmzettel benötigt.
Wahlvorschlag der Fraktion der AfD

Wahl eines Mitglieds des Gremiums gemäß § 5 
Absatz 4 des Bundeswehrfinanzierungs- und 
sondervermögensgesetzes
Drucksache 20/3769

Wahlvorschlag der Fraktion DIE LINKE
Wahl eines Mitglieds des Gremiums gemäß § 5 
Absatz 4 des Bundeswehrfinanzierungs- und 
sondervermögensgesetzes
Drucksache 20/3767

Dafür wird der grüne Stimmzettel benötigt.
Den für diese Wahlen erforderlichen grauen Wahlaus-

weis können Sie, soweit noch nicht geschehen, den 
Stimmkartenfächern in der Westlobby entnehmen. Ich 
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bitte schon jetzt die Schriftführerinnen und Schriftführer, 
ihre Plätze an den Ausgabetischen und an den Wahlurnen 
einzunehmen.

Auf den Stimmzetteln sind die Namen der vorgeschla-
genen Kandidatinnen und Kandidaten aufgeführt. Die 
Wahlvorschläge liegen auf Drucksache 20/3718 (neu) 
sowie auf den Drucksachen 20/3769 und 20/3767 vor.

Die Wahlen erfolgen in der Abgeordnetenlobby. Dort 
erhalten Sie an den Ausgabetischen nach Vorzeigen Ihres 
Wahlausweises die beiden Stimmzettel. Sie erhalten kei-
nen Wahlumschlag, da es sich um offene Wahlen handelt. 
Sie können auf beiden Stimmzetteln neben jedem Kandi-
datenvorschlag ein Kreuz bei „ja“, „nein“ oder „Enthal-
tung“ machen. Alles andere macht die Stimme ungültig. 
Anschließend übergeben Sie bitte zuerst der Schriftfüh-
rerin oder dem Schriftführer an der Wahlurne Ihren Wahl-
ausweis. Erst danach werfen Sie den grünen und den 
gelben Stimmzettel in die entsprechend farblich gekenn-
zeichneten Wahlurnen. Der Nachweis der Teilnahme an 
der Wahl kann nur durch Abgabe des Wahlausweises 
erbracht werden.

Gewählt ist jeweils, wer die Stimmen der Mehrheit der 
Mitglieder des Bundestages auf sich vereint, das heißt, 
wer mindestens 369 Stimmen erhält.

Sie haben zur Abgabe Ihrer Stimmen 60 Minuten Zeit. 
Die Schriftführerinnen und Schriftführer haben ihre 

Plätze eingenommen? – Das ist so. Herzlichen Dank da-
für.1)

Ich rufe jetzt auf den Zusatzpunkt 11:
Aktuelle Stunde
auf Verlangen der Fraktion der CDU/CSU
Warburg-Steuerskandal: Offene Fragen im 
Buch „Die Akte Scholz: Der Kanzler, das 
Geld und die Macht“

Ich eröffne die Aussprache, warte aber noch einen 
Moment, bis ein bisschen Ruhe eingekehrt ist. – Es 
wäre sehr schön, wenn sich die Plätze etwas schneller 
wieder besetzen ließen. – Wunderbar!

Der Kollege Dr. Mathias Middelberg hat das Wort für 
die CDU/CSU. – Er ist gar nicht da. Dann warten wir 
noch einen kleinen Moment, bis der Kollege hier ist. – 
Herr Middelberg, sind Sie außer Atem oder nicht?

(Dr. Mathias Middelberg [CDU/CSU]: Ich bin 
nicht außer Atem!)

Dann sage ich: Der Kollege Dr. Mathias Middelberg 
hat jetzt das Wort für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Mathias Middelberg (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Ich bitte, meine Unachtsamkeit zu entschuldigen. – In 
dieser Woche ist ein Buch veröffentlicht worden von 
zwei Investigativjournalisten, Oliver Schröm und Oliver 
Hollenstein. Es heißt „Die Akte Scholz: Der Kanzler, das 
Geld und die Macht“.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Da wird sich die PR sicher freuen!)

So haben wir auch diese Aktuelle Stunde benannt, aber 
das ist nicht der eigentliche Anlass. Das ist vielleicht der 
letzte Anlass, um dieses Thema hier in diesem Hohen 
Hause zu diskutieren. Man könnte auch sagen: Gibt es 
nicht andere Themen? Aber ich glaube, es hängt schon 
sehr auch mit den aktuellen Anspannungen zusammen, 
dass die Frage an den wichtigsten Vertreter dieser Regie-
rung gestellt und seine Glaubwürdigkeit und seine Inte-
grität betreffend hier diskutiert werden muss und in die-
ses Haus gehört.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Der weiter reichende Anlass ist dann eben das Auf-

treten unseres heutigen Bundeskanzlers und früheren 
Hamburger Ersten Bürgermeisters Olaf Scholz vor dem 
Untersuchungsausschuss in Hamburg, sein Schweigen, 
seine faktische Aussageverweigerung dort in der bis 
heute nicht geklärten Steuersache Warburg.

(Zuruf des Abg. Tim Klüssendorf [SPD])
Der Auftritt – ich sage es so deutlich – der wandelnden 
Erinnerungslücke Olaf Scholz ist wirklich bemerkens-
wert. Er will sich an nichts erinnern, an keine Details 
im Zusammenhang mit der Steuersache Warburg. Gleich-
zeitig will er sich aber sehr präzise daran erinnern, dass er 
in dieser Sache keinerlei politischen Einfluss genommen 
hat – ein Widerspruch in sich!

(Beifall bei der CDU/CSU)
Dabei sind die Indizien – und das sage ich sehr deut-

lich –, die mittlerweile auf dem Tisch liegen und durch 
dieses neu veröffentlichte Buch erhärtet werden, bemer-
kenswert. Hamburg war damals das einzige der 16 Bun-
desländer,

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Hört! Hört!)
das die Cum-ex-Rückforderungen nicht gestellt hat, das 
die Gelder nicht zurückwollte. Alle anderen 15 Bundes-
länder haben die Gelder zurückgefordert.

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Das unter Olaf 
Scholz!)

Hamburg unter Olaf Scholz hat es nicht getan. Da stellt 
sich die Frage nach seiner politischen Verantwortung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Malte Kaufmann [AfD])

Wir haben in den letzten Monaten auch erfahren, dass 
dann im Hause des damaligen Finanzministers Olaf 
Scholz Unterlagen zusammengetragen werden sollten 
für den Untersuchungsausschuss in Hamburg und dabei 
engste Mitarbeiterinnen E-Mails schrieben mit dem In-
halt: Es sei „mit Olaf zu diskutieren, wie wir die Ter-
mine … mit Kahrs, Pawelczyk und Tschentscher ‚einsor-
tierenʼ“. Es ging also offensichtlich darum, dass 
Beweismittel für einen Untersuchungsausschuss einsor-
tiert werden sollten – ein höchst bemerkenswerter und im 
Zweifel auch unzulässiger Vorgang.

Kontakte zwischen Herrn Scholz und Herrn Kahrs sind 
aufzuklären. Wir haben erfahren, dass die zuständige 
Steuerbeamtin in Hamburg in internen, also ehrlichen 1) Ergebnisse Seite 6739 D
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Nachrichten von einem „teuflischen Plan“ gesprochen 
hat, der dort umgesetzt worden sei, indem man auf die 
Rückforderung der Millionen verzichtete. Das ist für sich 
allein schon ein bemerkenswerter und höchst aufklä-
rungsbedürftiger Vorgang.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Zum Schluss will ich das noch mal ganz plastisch 
erklären. Herr Scholz verweist ja immer darauf: Ihr könnt 
mir das noch nicht bis ins Letzte nachweisen. – Aber de 
facto sind schon die äußeren Umstände aussagekräftig 
genug. Er sagt: Ich wollte mich nicht einmischen. – 
Dann führt man vielleicht mit den Beteiligten einmal 
ein Gespräch und erklärt Ihnen: Ich will, ich kann, ich 
darf mich nicht einmischen. – Alles in Ordnung! Was 
aber stattgefunden hat, war, dass er sich dreimal mit den 
Chefs der Warburg-Bank in seinem Amtszimmer, in sei-
nem Büro, getroffen hat, um ihnen – ich weiß nicht, wie 
begriffsstutzig diese Bänker waren – angeblich dreimal 
jeweils eine Stunde lang zu erklären, dass er sich nicht 
einmischen will. Dem Chefbänker Olearius hat Olaf 
Scholz dann noch von sich aus hinterhertelefoniert, um 
ihm wahrscheinlich noch mal zu versichern – möglicher-
weise hatten es die Bänker nach diesen Gesprächen im-
mer noch nicht verstanden –, dass er sich nicht ein-
mischen will. Dann hat er den einen noch mal 
angerufen, um ihm noch mal zu versichern: Ich will 
mich nicht einmischen.

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Ziemlich un-
glaubwürdig!)

Und zur Erhärtung seiner Absicht hat er dann noch die 
Empfehlung ausgesprochen: Ich kenne noch jemand an-
deren, der sich nicht einmischen will, nämlich den Herrn 
Tschentscher, der hier Finanzsenator ist,

(Beifall bei der CDU/CSU)

und weil ich so genau weiß, dass der sich auch nicht 
einmischen will, gebe ich euch den Tipp: Schickt mal 
eure Unterlagen an den Herrn Tschentscher, dann könnt 
ihr sicher sein, dass es keinerlei Einmischung gibt.

Wir wissen genau, wie der Sachverhalt nach diesen 
Gesprächen ausgegangen ist: dass die Hamburger Behör-
de, die eigentlich die Gelder zurückfordern wollte, dann 
plötzlich gesagt hat: Wir machen das doch nicht. – Hier 
spricht jetzt also alles dafür – das ist unser Anliegen –, 
dass wir diesen Vorgang ganz intensiv weiter aufklären 
müssen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Matthias Hauer 
[CDU/CSU]: Richtig! Das ist überfällig!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Der nächste Redner ist Michael Schrodi für die SPD- 

Fraktion.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Markus 
Herbrand [FDP])

Michael Schrodi (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Gestern hat die Ampelkoalition in 
einer Aktuellen Stunde darüber gesprochen, wie wir die 
Gaspreisbremse jetzt implementieren, wie wir Menschen 
in dieser Situation schützen. Heute hat die CDU/CSU 
eine Aktuelle Stunde aufgesetzt, in der sie sich mit einem 
Buch beschäftigt, in dem alte Unterstellungen auf-
gewärmt werden. Deutlicher ist nicht zu zeigen, welche 
Prioritäten die einzelnen Fraktionen setzen, meine sehr 
geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Drei Anmerkungen zum Sachverhalt:
Erstens. Cum-ex war immer kriminell, es war immer 

Betrug. Cum-ex-Geschäfte waren auch immer illegal. Es 
gab dort keine Gesetzeslücke. Olaf Scholz war zu der Zeit 
der Cum-ex-Betrügereien weder Hamburger Bürgermeis-
ter noch Bundesfinanzminister. Als Bundesfinanzminis-
ter hat er Gesetze zur Einziehung von Cum-ex-Geldern 
und zur präventiven Bekämpfung von Cum-ex-Betrüge-
reien auf den Weg gebracht. Wir wollten auch eine na-
tionale Anzeigepflicht für Steuergestaltungsmodelle auf 
den Weg bringen, um genau solche Betrügereien auf-
zudecken. Das hat damals die CDU/CSU verhindert.

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Schutzschirm 
für Scholz!)

Wir werden es als Ampelkoalition jetzt machen.

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Hört! Hört! – 
Weiterer Zuruf von der SPD: So ist es!)

Mal schauen, ob Sie dann zustimmen oder es ablehnen, 
meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Patrick 
Schnieder [CDU/CSU]: Da klatschen nicht mal 
die eigenen Leute!)

Zweitens. Es gab keine politische Einflussnahme auf 
ein Steuerverfahren in Hamburg. Vor der Hamburg-Wahl 
2020 wurden diese Unterstellungen platziert. Als Olaf 
Scholz Kanzlerkandidat wurde, geschah dies erneut, jetzt 
auch wieder. Stets mussten Medienvertreter wie auch die 
Politik am Schluss einräumen: Da ist nichts. – Es ist nun 
seit zwei Jahren ein Untersuchungsausschuss in Hamburg 
eingerichtet. Die Akten wurden hin und her gewälzt, es 
wurden Zeugen vernommen. Vielleicht fragen Sie, Herr 
Middelberg, auch mal Ihre Hamburger Kollegen. Die 
Auskunft ist doch ganz einfach: Kein einziger Hinweis 
oder Beleg für eine politische Einflussnahme steht in den 
Akten

(Dr. Mathias Middelberg [CDU/CSU]: Ich 
habe es Ihnen doch eben aufgezählt!)

oder wurde jemals von einem Zeugen oder einer Zeugin 
zu Papier gegeben.

Ich erinnere daran,

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: „Ich kann 
mich nicht erinnern“!)
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dass „Der Spiegel“ am 6. August 2021 berichtete: „Fi-
nanzbeamtin entlastet Olaf Scholz“. Am 4. März 2022 
titelte ntv: „Staatsanwalt stützt Finanzamtsentscheidung 
zu Warburg Bank“. Ich zitiere weiter:

Er sei mit der Entscheidung damals „absolut d’ac-
cord“ gewesen, sagte der Kölner Oberstaatsanwalt 
Alexander Fuchs …

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Sehr selektiv 
zitieren Sie!)

Deutlicher kann gar nicht sein, dass bestätigt ist: Es 
gab eben keine Einflussnahme, sondern eine fachliche 
Entscheidung der Hamburger Finanzbehörde im engen 
Austausch mit der Staatsanwaltschaft Köln. Nehmen 
Sie das zur Kenntnis, meine sehr geehrten Damen und 
Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Drittens. Der letzte verbliebene Strohhalm für alle, die 

Olaf Scholz etwas anhängen wollen, ist nun ein Protokoll 
des Finanzausschusses vom Juli 2020, in dem es ver-
meintlich Widersprüche bei den Aussagen zu den Treffen 
mit der Warburg-Bank gibt. Wegen des hohen Guts des 
Steuergeheimnisses ist sowohl die Sitzung wie auch das 
Protokoll von der damaligen Ausschussvorsitzenden als 
Geheim eingestuft worden. Passagen sind dort ge-
schwärzt.

Um eins klarzumachen: Die SPD will die Entstufung, 
die Freigabe.

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Das hat Herr 
Scholz doch verhindert als Finanzminister! – 
Gegenrufe von der SPD)

Sie will die Entschwärzung dieses Protokolls. Wir wollen 
Transparenz, Offenheit und Klarheit, meine sehr geehrten 
Damen und Herren. Der zuständige Ausschussvorsitzen-
de, der jetzt dafür verantwortlich ist, zu entstufen und zu 
entschwärzen, wurde am 1. September vom Finanzaus-
schuss beauftragt,

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Das BMF sollte 
das Protokoll vorlegen, hat es aber nicht getan! 
Das Finanzministerium hat eine Frist ver-
säumt!)

bis Ende September einen Vorschlag für die Entstufung 
vorzulegen.

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Wieso hat das 
Finanzministerium bis Ende September nichts 
vorgelegt?)

Das ist bis heute nicht erfolgt, meine sehr geehrten Da-
men und Herren.

(Beifall bei der SPD – Tim Klüssendorf [SPD]: 
Einfach mal entstufen! Sehr richtig!)

Im „Spiegel“ vom 1. Oktober stand, die Warburg-Bank 
wolle nun auch den Bundestag vom Steuergeheimnis ent-
binden,

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Das hat die 
Union schon längst vorgeschlagen!)

was dazu führen würde, dass wir entschwärzen und ent-
stufen können. Wir haben als Ampelkoalition noch ein-
mal den Ausschussvorsitzenden angeschrieben und ge-

fragt: Ist nun etwas gemacht worden, damit wir bei der 
Entschwärzung und Entstufung weiterkommen? – Nein, 
das ist nicht passiert; es wurde bisher kein Kontakt auf-
genommen. Übrigens, der Ausschussvorsitzende gehört 
der CDU/CSU-Fraktion an, meine sehr geehrten Damen 
und Herren.

(Johannes Schraps [SPD]: Hört! Hört!)
Wir gehen davon aus, dass der Ausschussvorsitzende 

zeitnah ein entschwärztes und entstuftes Protokoll vor-
bereitet.

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Das blockiert 
doch das Finanzministerium bisher! Warum 
legt denn das Finanzministerium nichts vor?)

Dann können wir uns in zukünftigen Aktuellen Stunden 
auf Verlangen der CDU/CSU nicht mehr mit Unterstel-
lungen und Nebelkerzen beschäftigen, sondern mit den 
Sorgen und Anliegen der Bürgerinnen und Bürger.

(Beifall bei der SPD – Nadine Heselhaus 
[SPD]: Genau! – Matthias Hauer [CDU/CSU]: 
Völlig am Thema vorbei! Kein Wort zu Cum- 
ex!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ich komme jetzt erst mal zurück zu Tagesordnungs-

punkt 17 a. Die Zeit für die namentliche Abstimmung 
ist eigentlich schon drei Minuten vorbei. Draußen, höre 
ich, gibt es auch keine Menschen mehr, die an der Ab-
stimmung teilnehmen wollen. Deswegen frage ich nun im 
Saal nach. – Hier scheint das anders zu sein. Es gibt hier 
noch Kolleginnen und Kollegen, die gern an der nament-
lichen Abstimmung teilnehmen möchten.

(Stephan Brandner [AfD]: Der nächste Redner 
hat noch nicht abgestimmt!)

– Der nächste Redner hat noch nicht abgestimmt. Okay, 
dann verlängere ich die Abstimmung, bis dem nächsten 
Redner die Möglichkeit gegeben ist, auch noch abzustim-
men.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Er 
hätte doch schon längst hingehen können!)

Alle anderen können sich gerne sportlich betätigen, in-
dem sie rausrennen.

Ich gebe jetzt das Wort Albrecht Glaser für die AfD.
(Beifall bei der AfD)

Albrecht Glaser (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr 

Bundeskanzler spricht von „haltlosen Schauermärchen“. 
Im Kern geht es bei dem Cum-ex-Skandal um den wahr-
scheinlich größten Steuerbetrug der Geschichte. Dabei ist 
mindestens ein hoher zweistelliger Milliardenbetrag in 
Deutschland hinterzogen worden. Auch die Commerz-
bank, die WestLB, die HSH Nordbank, die Deutsche 
Post, die KfW, Volkswagen und andere Unternehmen 
mit öffentlicher Beteiligung stehen im Verdacht, sich da-
ran beteiligt zu haben. Die Staatsanwaltschaft in Köln 
ermittelt mit 19 Staatsanwaltsteams gegen rund 
1 000 Verdächtige. Der Schwerpunkt der betrügerischen 
Manipulationen lag in den Jahren 2009 bis 2011.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 60. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 13. Oktober 2022                                                                                                                                                                                               6713 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Michael Schrodi 



Es geht um Manipulationen bei sogenannten Cum-ex- 
Geschäften. Was ist das? Bei Dividendenzahlungen wird 
automatisch die Kapitalertragsteuer einbehalten. Be-
stimmte Empfänger von Dividenden sind von dieser 
Steuer freigestellt und können sich deshalb den Steuer-
betrag vom Finanzamt zurückholen. Diese Möglichkeit 
der Steuererstattung wurde mit hoher Raffinesse miss-
braucht und damit der Fiskus betrogen.

Das Bankhaus Warburg in Hamburg war zwischen 
2007 und 2011 auf diesem Geschäftsfeld sehr aktiv. Es 
hat sich 169 Millionen Euro „erschlichen“, wie ein Wirt-
schaftsprüfer formuliert. Davon sei ein großer Teil der 
Steuerforderungen inzwischen verjährt. Im Jahr 2016 
drohte ein weiterer Betrag von 47 Millionen Euro zu ver-
jähren. Die mysteriösen Umstände dabei haben mit der 
Person des damaligen Ersten Bürgermeisters, nachmali-
gen Bundesfinanzministers und heutigen Kanzlers zu tun.

Urplötzlich beginnt eine Betriebsprüferin des zustän-
digen Finanzamtes, die Rückforderung zu überdenken, 
schreibt der Buchautor Huld, der sich jahrelang mit der 
Causa Scholz beschäftigt. Sie kontaktiert den Anteilseig-
ner der Bank, Olearius, und dieser bezieht Alfons Pa-
welczyk, den früheren Zweiten Bürgermeister, wegen 
seiner Kontakte zu Scholz ein. Beide sind Mitglieder 
der feinen Gesellschaft der Hansestadt.

Parallel hierzu wird der Bundeshaushaltspolitiker 
Kahrs als Lobbyist in Berlin mandatiert. Das ist der mit 
den roten Wollsocken, der im Deutschen Bundestag un-
ablässig die AfD mit Invektiven attackierte. Man könnte 
auch sagen, um im Milieu zu bleiben: mit Schmutz und 
Schund bewarf. In dessen Schließfach fanden sich später 
200 000 Euro von bis heute ungeklärter Herkunft. Da wir 
fest an die Unabhängigkeit der Hamburger Justiz glau-
ben, wird der Vorgang sicher zügig aufgeklärt. Es wurde 
in dieser Zeit auch eine Parteispende an die SPD von 
ebendieser betroffenen Bank in Höhe von 45 000 Euro 
getätigt.

Im Jahr 2017 wurde einem leitenden Beamten des 
Bundesfinanzministeriums die noch nicht verjährte Steu-
erforderung gegen die Warburg Bank in Höhe von 47 Mil-
lionen Euro bekannt. Deshalb insistierte dieser Mitarbei-
ter darauf, dass die Hamburger Behörde die Verjährung 
mit einem förmlichen Erlass verhindern müsse; ein rela-
tiv ungewöhnlicher Vorgang. Erkenntnisse hierüber erga-
ben sich durch Ermittlungen der Staatsanwaltschaft Köln. 
In Hamburg wurde strafrechtlich überhaupt nicht ermit-
telt.

In Köln tauchten Tagebücher von Olearius auf, in de-
nen von Treffen mit Scholz und den Aktivitäten von 
Kahrs und Pawelczyk die Rede ist. Zwei Gespräche von 
Scholz mit Olearius erfolgten in den Büroräumen des 
Ersten Bürgermeisters – ohne Zeugen und ohne Nieder-
schlag in den Akten. Dies war deshalb prickelnd, weil der 
Finanzminister zuvor jegliche persönliche Treffen mit 
Olearius bestritten hat. Ich selbst war Zeuge eines sol-
chen Dementis im Finanzausschuss.

Der tüchtige Beamte, der Schaden vom Land abwen-
den wollte, wurde nach der Amtsübernahme von Scholz 
in Berlin überraschend frühpensioniert und die Steuer-
forderung in Höhe von 47 Millionen Euro fiel in die Ver-

jährung. Das ist also kein haltloses Schauermärchen, son-
dern beschreibt, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, die Lage der Nation.

Genauso verhält es sich mit der inneren Sicherheit, mit 
dem Schutz vor Massenzuwanderung, der daraus resul-
tierenden Lage am Wohnungsmarkt, den Staatsfinanzen, 
dem Bildungssystem, der Energieversorgung, dem Beu-
tesystem im öffentlichen Dienst entgegen dem Leistungs-
prinzip nach Artikel 33 Grundgesetz, insbesondere auch 
in der Justiz, und mit der notleidenden Meinungsfreiheit.

Die Anerkennung für diesen Staat und die Demokratie 
insgesamt, meine Damen und Herren, schwindet seit Jah-
ren messbar – dazu gibt es unendlich viele Meinungs-
umfragen –, nicht weil die Bürger schlechte Demokraten 
sind, sondern weil die politische Klasse ihre Aufgabe 
nicht erfüllt.

(Beifall bei der AfD)

Dieser Staat wird nicht von Bösewichten delegiti-
miert – mein letzter Satz –, –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege Glaser, kommen Sie bitte zum Schluss.

Albrecht Glaser (AfD):
– wie die Innenministerin behauptet. Nein, er delegiti-

miert sich selbst durch Organversagen und dem bewusst 
herbeigeführten Verzicht auf die kulturelle Identität in 
diesem Land, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Glaser. – Sie haben jetzt 

noch Gelegenheit, Ihre Stimme bei der namentlichen Ab-
stimmung abzugeben. Herr Kollege Glaser?

(Albrecht Glaser [AfD]: Ich gehe jetzt zur 
Abstimmung!)

Da Sie der Letzte sind, lassen wir Ihre Stimmabgabe 
momentan noch zu, aber ich würde Sie bitten, diese ein 
bisschen zu beschleunigen; denn die Urnen müssen ge-
schlossen werden.

Die Zeit können wir durch einen Antrag der AfD-Frak-
tion überbrücken. Herr Kollege Brandner hat einen 
Wunsch.

Stephan Brandner (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich habe 

keinen direkten Wunsch, ich habe einen Antrag zur Ge-
schäftsordnung, und zwar nach § 42 der Geschäftsord-
nung.

Wir führen auf Antrag der Fraktion der CDU/CSU eine 
Aktuelle Stunde zu einem richtig wichtigen Thema 
durch. Die ersten drei Redner haben gesprochen. Wir 
haben den Eindruck, als wenn hier einiges aufzuarbeiten 
wäre, was möglicherweise auch dazu führen könnte, dass 
Bundeskanzler Scholz wieder Erinnerungslücken auffül-
len kann. Deshalb beantrage ich für die AfD-Fraktion die 
Herbeirufung des Bundeskanzlers zu dieser Debatte.
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(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Brandner. – Die AfD-Frak-

tion verlangt, den Bundeskanzler herbeizuzitieren. Dafür 
brauchen wir die Mehrheit der hier anwesenden Mitglie-
der des Hauses. Ich frage: Wer den Antrag der AfD unter-
stützt, den bitte ich um das Handzeichen. – Die AfD- 
Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Das sind Bündnis 90/ 
Die Grünen, FDP, SPD und Linke. Wer enthält sich? – 
Die Unionsfraktion. Damit ist der Antrag, Herr Kollege 
Brandner, abgelehnt.

(Stephan Brandner [AfD]: Ich bin überrascht!)

– Das nennt man Demokratie.
Als nächster Redner hat das Wort der Kollege Sascha 

Müller, Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Herr Kollege Müller, einen ganz kleinen Moment. – 
Herr Glaser hat seine Stimme abgegeben. Ich frage 
noch einmal: Ist ein Mitglied des Hauses anwesend, das 
seine Stimme noch nicht abgegeben hat? – Das ist er-
kennbar nicht der Fall. Dann schließe ich die Abstim-
mung und bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, 
mit der Auszählung zu beginnen. Das Ergebnis der na-
mentlichen Abstimmung wird Ihnen später bekannt ge-
geben.1)

Nun haben Sie endlich das Wort, Herr Kollege Müller.

Sascha Müller (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. – Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Er gehört sicher zu den größten Fällen von 
Steuerskandalen in der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland: der Steuerraub, der mit den Schlagworten 
Cum-ex und Cum-cum bekannt wurde. Vermutlich geht 
es allein im Fall Cum-ex um über 10 Milliarden Euro. Der 
Gesamtschaden für die öffentliche Hand kann bis heute 
nur geschätzt werden. Es handelt sich also direkt um 
einen Griff in die Kasse der Steuerzahler/-innen.

Eine Reihe von Menschen hat Mut und Hartnäckigkeit 
bewiesen, damit dieser Fall am Ende aufgeklärt werden 
konnte. Ihnen gilt unser besonderer Dank. Ich möchte in 
meiner Rede die Zeit nutzen, einigen zu danken.

Da wären zuallererst die Whistleblower, die trotz des 
Risikos beruflicher Nachteile die Behörden und die Öf-
fentlichkeit mit Informationen versorgt haben und die so 
vieles in Gang gesetzt haben, was ansonsten vermutlich 
unter der Decke geblieben wäre. Sie konnten zeigen, wie 
umfassend das Problem Steuerraub ist und welche Lü-
cken gestopft werden müssen. Genau deshalb arbeitet 
diese Koalition auch an einem Gesetz zum besseren 
Schutz von Whistleblowern. Es wurde Zeit.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP)

Es waren weiterhin die Betriebsprüferinnen und -prü-
fer in der Finanzverwaltung, die bei diesen kapitalertrag-
steuergetriebenen Geschäften drangeblieben sind, sich in 
die komplizierte Materie reingefuchst haben und am 
Ende nach jahrelanger Kleinstarbeit genug Material zu-
sammengestellt haben, um die Anschuldigungen ge-
richtsfest machen zu können. In einigen Fällen benötigte 
es sage und schreibe sieben Jahre Betriebsprüfung, bis 
ein Strafverfahren eröffnet werden und so der Plünderung 
der Staatskasse Einhalt geboten werden konnte. Danke, 
dass Sie drangeblieben sind.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Ein großer Dank gilt auch den Parlamentariern, die 
sich in diesem Haus in einem Untersuchungsausschuss 
intensiv um die Aufklärung der Vorgänge gekümmert 
haben. Für uns Grüne möchte ich besonders unseren ehe-
maligen Kollegen Dr. Gerhard Schick nennen, der heute 
an anderer Stelle wichtige Arbeit für ein transparentes 
Finanzsystem und einen großen Einsatz gegen Steuer-
betrug leistet. Danke auch an den Untersuchungsaus-
schuss in der Hamburger Bürgerschaft, der sich ohne 
Rücksicht auf Personen ebenfalls intensiv um Aufklärung 
bemüht.

Ein großes Dankeschön geht an Correctiv

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

und, ja, natürlich auch an Oliver Schröm. Es ist für mich – 
ich war selbst sehr lange journalistisch tätig – schwer 
erträglich, dass gegen Herrn Schröm wegen seiner dama-
ligen Recherche juristisch vorgegangen wurde. Eine wei-
tere juristische Strafverfolgung ist – ich muss ja fast 
sagen: glücklicherweise – im Sand verlaufen, als Jahre 
später Ermittlungen gegen die Redakteurinnen und Re-
dakteure der „Financial Times“ aufgenommen wurden, 
die im Fall Wirecard Ungereimtheiten aufdeckten.

Um es klar zu sagen: Eine aufmerksame, mitunter un-
bequeme und kritische Berichterstattung ist für eine funk-
tionierende Demokratie sehr wichtig, etwa bei der müh-
samen Aufarbeitung von Cum-ex, auch wenn zuweilen, 
wie in einem gerade zitierten, neu erschienenen Buch, 
Bilder von uns Politikerinnen und Politikern gezeichnet 
werden, die wir nicht teilen müssen, aber die wir aushal-
ten müssen. Ich bin mir sicher: Die Beteiligten bzw. der 
Beteiligte wird das aushalten.

Wir als Ampelkoalition haben ein gemeinsames Inte-
resse. Die Öffentlichkeit hat ein Recht auf Aufklärung 
aller noch offenen Fragen, und wir unterstützen das. Kol-
lege Schrodi hat schon darauf hingewiesen: Gerade trei-
ben wir, auch wir als Ampelfraktionen, im Finanzaus-
schuss gemeinsam voran, dass ein Protokoll aus dem 
Finanzausschuss vom Ende der letzten Legislaturperiode 
entstuft wird.

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Das war der 
Antrag der Unionsfraktion!)

Wir wollen das, und wir wirken auch gemeinsam darauf 
hin.1) Ergebnis Seite 6717 C
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Matthias Hauer [CDU/CSU]: Ihr seid herzlich 
eingeladen, zuzustimmen!)

Es geht unter anderem auch um die Warburg Bank. Ich 
möchte einmal kurz in Erinnerung rufen: Die Warburg 
Gruppe betrieb Cum-ex-Deals in Eigenhandel. Sie ließ 
sich so Steuern erstatten. Schließlich erklärte der Bundes-
gerichtshof im Juli letzten Jahres, dass die Warburg Bank 
dem Bund 176 Millionen Euro für Cum-ex-Geschäfte 
zurückzahlen muss.

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, ein solcher Fall darf sich in Deutschland nie wieder 
ereignen. Cum-ex-Geschäfte sind in Deutschland straf-
bar. Steuerraub kann gestoppt werden, und er wird ge-
stoppt werden. Es geht schließlich um das Geld der Men-
schen hier; es geht um unser Gemeinwohl. Wir brauchen 
dazu Schutz für Whistleblower, bestmöglich ausgestat-
tete Finanzverwaltungen und Ermittlungsbehörden und 
natürlich auch gute Gesetze, damit die Behörden ihrer 
Arbeit nachgehen können. Es geht um das Vertrauen in 
unseren Rechtsstaat. Lassen Sie uns gemeinsam daran 
arbeiten.

Ich danke für die Aufmerksamkeit.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Als nächster Redner hat 

das Wort der Kollege Christian Görke, Fraktion Die 
Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Christian Görke (DIE LINKE):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die 

investigative Recherche der Journalisten Schröm und 
Hollenstein, die heute Gegenstand der Aktuellen Stunde 
ist, belegt eins: Es gab und es gibt Filz zwischen Indus-
triellen, zwischen Bankiers und der Politik in der Freien 
und Hansestadt Hamburg. Zur Wahrheit gehört auch – 
Herr Middelberg, das kann ich Ihnen nicht ersparen –, 
dass Sie als CDU in der Zeit von Ole von Beust Spen-
denzahlungen aus der Warburg Bank erhalten haben; das 
nur mal zur Vollständigkeit.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Aber ich komme jetzt zu den Sozialdemokraten, die 
auf dem Höhepunkt der Steueraffäre aus dem weit ver-
zweigten Konzernbereich von Christian Olearius und 
Max Warburg mal mehrere 10 000 Euro an die Kasse 
überwiesen bekommen haben. Ich will an dieser Stelle 
gar nicht auf die von der Staatsanwaltschaft im Bank-
schließfach von Johannes Kahrs gefundenen 
214 000 Euro Bargeld eingehen. Zusammenhänge? Ist 
das Zufall? Wir werden sehen.

Was das für undurchsichtige Cum-ex-Geschäfte sind, 
hat mein damaliger Kollege Fabio De Masi hier im Par-
lament mal ganz zutreffend auf den Punkt gebracht: Ich 
gehe in den Supermarkt, gebe eine Bierflasche ab, nehme 

einen Pfandbon, lege ihn auf den Kopierer und lasse mir 
und meinen Freunden diesen Bon dann ganz häufig an der 
Kasse ausbezahlen – mit dem Unterschied, dass die Su-
permarktkasse das Finanzamt ist und dass es bei Cum-ex 
nicht um Flaschenpfand geht, sondern um Milliarden.

Im Ergebnis: der größte Steuerbetrug in der Nach-
kriegsgeschichte. Mit diesen dubiosen Finanzgeschäften 
haben Banken und Großinvestoren den deutschen Staat 
um sage und schreibe 35,9 Milliarden Euro betrogen. Mit 
diesem Geld könnte man zum Beispiel in diesem Winter 
für jeden privaten Haushalt die Gasrechnung überneh-
men.

(Beifall bei der LINKEN)
Meine Damen und Herren, im Fall der Privatbank War-

burg geht es aber um mehrere 100 Millionen Euro. Die 
Staatsanwaltschaft Köln beschuldigt Herrn Olearius der 
Steuerhinterziehung. Mittlerweile sind die Urteile über 
ehemalige Mitarbeiter der Bank gefällt: Sie müssen hin-
ter Gitter, und die Warburg Bank musste 176 Millionen 
an die Staatskasse zurückführen – auch die 47 Millionen 
Euro, auf die die Hansestadt Hamburg kurioserweise ver-
zichten wollte und die heute aus meiner Sicht nach wie 
vor einen Schatten auf den damaligen Ersten Bürgermeis-
ter und heutigen Bundeskanzler Olaf Scholz werfen. Des-
halb erwarten nicht nur das Parlament und meine Frakti-
on, sondern auch die Menschen draußen, dass hier 
endlich Tacheles geredet wird und vor allem reiner Tisch 
gemacht wird.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Umfragen zufolge wollen fast 80 Prozent der Men-
schen, dass sich der Bundeskanzler ausführlich zu diesen 
Cum-ex-Geschäften äußert, und, Herr Schrodi, 70 Prozent 
kaufen ihm auch seine Erinnerungslücken nicht ab.

(Michael Schrodi [SPD]: Wenn Sie so einen 
Quatsch erzählen!)

Im Übrigen, so glaube ich, hat er sich wirklich in Wider-
sprüche verheddert.

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: So ist es!)
Und die neueste Buchveröffentlichung „Die Akte 
Scholz“ gibt einige davon zum Besten.

(Michael Schrodi [SPD]: Nichts Neues! Nur 
alter Wein in noch älteren Schläuchen!)

Einer dieser Widersprüche ist, dass er im Herbst 2020 
in diesem Hause sagte, er könne sich nicht vorstellen, wie 
zu irgendeiner Zeit irgendjemand, der diese Geschäfte 
verstanden und mit ihnen zu tun gehabt habe, tatsächlich 
annehmen konnte, dass er etwas Legales tue. Und den-
noch traf er sich dreimal mit Christian Olearius, wohl-
gemerkt zu einem Zeitpunkt, als dieser bereits Beschul-
digter in einem Ermittlungsverfahren war und die Razzia 
in der Warburg Bank stattgefunden hatte.

Ein anderer Widerspruch ist, dass Olaf Scholz als Ers-
ter Bürgermeister dem Herrn Olearius empfohlen hat, das 
Verteidigungsschreiben der Warburg Bank – obwohl dies 
schon in der Steuerverwaltung lag – von oben über den 
Finanzsenator Tschentscher politisch einzuspielen, was 
dann auch noch mit einer Abzeichnung passierte. Das 
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Ergebnis ist bekannt. Dass das keine Sonderbehandlung 
ist, können die Menschen draußen sicherlich nicht ver-
stehen. Ich sage Ihnen: Als ehemaliger Finanzminister 
kann ich so etwas auch nicht verstehen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren der SPD, sorgen Sie dafür, 
dass sich Ihr Bundeskanzler erinnert, dass er sich ehrlich 
macht, und sorgen Sie vor allen Dingen dafür, dass er sich 
der Befragung im Finanzausschuss endlich stellt.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Er wäre nach der Veröffentlichung des Buches „Die Akte 
Scholz“, glaube ich, damit ganz gut beraten.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-

neten der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Görke.

Bevor ich dem Kollegen Herbrand das Wort erteile, 
unterbreche ich kurz die Aktuelle Stunde, um Sie über 
das zu Tagesordnungspunkt 17 a von den Schriftführerin-
nen und Schriftführern ermittelte Ergebnis der nament-
lichen Abstimmung über die Beschlussempfehlung des 
Ausschusses für Klimaschutz und Energie zu dem Antrag 
der Abgeordneten Amira Mohamed Ali, Dr. Gesine 
Lötzsch, Gökay Akbulut und weiterer Abgeordneter der 
Fraktion Die Linke mit dem Titel „Strom- und Gassper-
ren verbieten“, Drucksachen 20/2686 und 20/3853, zu 
unterrichten: abgegebene Stimmkarten 643. Mit Ja haben 
gestimmt 603, mit Nein haben gestimmt 37, Enthaltun-
gen 3. Damit ist die Beschlussempfehlung angenom-
men.1)

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            641;
davon

ja:                                      602
nein:                                   36
enthalten:                              3

Ja
SPD
Adis Ahmetovic
Reem Alabali-Radovan
Dagmar Andres
Niels Annen
Johannes Arlt
Heike Baehrens
Ulrike Bahr
Daniel Baldy
Nezahat Baradari
Sören Bartol
Bärbel Bas
Dr. Holger Becker
Jürgen Berghahn
Bengt Bergt
Leni Breymaier
Katrin Budde
Isabel Cademartori Dujisin
Dr. Lars Castellucci
Jürgen Coße
Dr. Daniela De Ridder
Hakan Demir
Dr. Karamba Diaby
Martin Diedenhofen
Jan Dieren
Esther Dilcher
Sabine Dittmar
Felix Döring
Falko Droßmann
Axel Echeverria
Sonja Eichwede
Dr. Wiebke Esdar
Saskia Esken

Ariane Fäscher
Dr. Johannes Fechner
Sebastian Fiedler
Dr. Edgar Franke
Fabian Funke
Manuel Gava
Michael Gerdes
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Timon Gremmels
Kerstin Griese
Uli Grötsch
Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Dirk Heidenblut
Hubertus Heil (Peine)
Gabriela Heinrich
Wolfgang Hellmich
Anke Hennig
Nadine Heselhaus
Thomas Hitschler
Jasmina Hostert
Verena Hubertz
Markus Hümpfer
Frank Junge
Josip Juratovic
Oliver Kaczmarek
Elisabeth Kaiser
Macit Karaahmetoğlu
Carlos Kasper
Anna Kassautzki
Dr. Franziska Kersten
Cansel Kiziltepe
Helmut Kleebank
Dr. Kristian Klinck
Lars Klingbeil
Annika Klose
Tim Klüssendorf
Dr. Bärbel Kofler
Anette Kramme

Dunja Kreiser
Martin Kröber
Kevin Kühnert
Sarah Lahrkamp
Andreas Larem
Dr. Karl Lauterbach
Sylvia Lehmann
Kevin Leiser
Luiza Licina-Bode
Esra Limbacher
Helge Lindh
Bettina Lugk
Heiko Maas
Dr. Tanja Machalet
Isabel Mackensen-Geis
Erik von Malottki
Kaweh Mansoori
Dr. Zanda Martens
Dorothee Martin
Parsa Marvi
Franziska Mascheck
Katja Mast
Andreas Mehltretter
Takis Mehmet Ali
Robin Mesarosch
Kathrin Michel
Dr. Matthias Miersch
Matthias David Mieves
Susanne Mittag
Claudia Moll
Siemtje Möller
Bettina Müller
Michael Müller
Detlef Müller (Chemnitz)
Michelle Müntefering
Dr. Rolf Mützenich
Rasha Nasr
Brian Nickholz

Dietmar Nietan
Jörg Nürnberger
Josephine Ortleb
Mahmut Özdemir 

(Duisburg)
Aydan Özoğuz
Dr. Christos Pantazis
Wiebke Papenbrock
Mathias Papendieck
Natalie Pawlik
Jens Peick
Christian Petry
Dr. Andreas Philippi
Jan Plobner
Sabine Poschmann
Achim Post (Minden)
Andreas Rimkus
Daniel Rinkert
Sönke Rix
Dennis Rohde
Sebastian Roloff
Dr. Martin Rosemann
Jessica Rosenthal
Dr. Thorsten Rudolph
Tina Rudolph
Bernd Rützel
Sarah Ryglewski
Johann Saathoff
Ingo Schäfer
Axel Schäfer (Bochum)
Rebecca Schamber
Johannes Schätzl
Dr. Nina Scheer
Marianne Schieder
Udo Schiefner
Peggy Schierenbeck
Timo Schisanowski
Christoph Schmid

1) Anlage 3
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Dr. Nils Schmid
Uwe Schmidt
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Daniel Schneider
Carsten Schneider (Erfurt)
Olaf Scholz
Johannes Schraps
Christian Schreider
Michael Schrodi
Stefan Schwartze
Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr-Sutter
Dr. Lina Seitzl
Svenja Stadler
Martina Stamm-Fibich
Dr. Ralf Stegner
Mathias Stein
Nadja Sthamer
Ruppert Stüwe
Claudia Tausend
Michael Thews
Markus Töns
Anja Troff-Schaffarzyk
Derya Türk-Nachbaur
Frank Ullrich
Marja-Liisa Völlers
Dirk Vöpel
Dr. Carolin Wagner
Maja Wallstein
Hannes Walter
Dr. Joe Weingarten
Lena Werner
Bernd Westphal
Dirk Wiese
Dr. Herbert Wollmann
Gülistan Yüksel
Stefan Zierke
Dr. Jens Zimmermann
Katrin Zschau

CDU/CSU
Knut Abraham
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Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben, 
sind in der Liste der entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Wir kehren nun zur Aktuellen Stunde zurück. Das 
Wort hat der Kollege Markus Herbrand, FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Markus Herbrand (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Ich habe mich als Erstes 

gefragt, welche Rechte denn die Union an dem Buch hat. 
Also, eine bessere PR-Veranstaltung zwei Tage nach Er-
scheinen dieses Buches kann man im Grunde genommen 
gar nicht haben.

(Michael Schrodi [SPD]: Ja!)
Ich danke aber den Unionskollegen und -kolleginnen 

sehr für die Gelegenheit, diese Skandalakte Cum-ex und 
Cum-cum heute noch mal aufzurollen. Dabei ist die Fi-
xierung auf den Bundeskanzler Olaf Scholz als Opposi-
tionsreflex der Union natürlich sehr nachvollziehbar. Al-
lerdings sollten wir nicht darauf reinfallen. Wir müssen 
durchaus noch weitere Hintergründe und Verantwortlich-
keiten dieses Skandals benennen.

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Herr Toncar hat 
ja Herrn Scholz dafür klar kritisiert!)

Dabei wird klar, dass die Union besser nicht nur mit dem 
Finger auf andere zeigen sollte; manchmal ist auch der 
Blick in den Spiegel durchaus angebracht.

Worüber wir reden, ist jetzt vielfach ausgeführt wor-
den. Noch unter dem damaligen Bundesfinanzminister 
Wolfgang Schäuble ereignete sich der größte Steuer-
betrugsskandal in der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland. Gauner haben sich viele Milliarden Euro 
durch sogenannte Cum-ex- und Cum-cum-Betrügereien 
vom Fiskus, also von uns allen, erschlichen.

Erschreckenderweise war das BMF unter seinem da-
maligen Minister erst in den Jahren 2012 und 2016 nach 
jahrelanger Untätigkeit zu dem Entschluss gekommen, 
dem Betrug ein Ende zu setzen. So wurden 2012 Cum- 
ex-Geschäfte verboten, und noch einmal vier Jahre später 
folgte dann ein Verbot von Cum-cum-Geschäften. Al-
leine durch diese Verzögerung sind Schätzungen zufolge 
nochmals mehrere Milliarden Euro für den deutschen 
Fiskus verloren gegangen. Alle Beteiligten und der po-
litisch verantwortliche Finanzminister wussten also spä-
testens seit 2011, dass Betrügereien im Milliardenbereich 
liefen, und dennoch vergingen bis zu fünf Jahre, bis der 
Geschäftemacherei ein Riegel vorgeschoben wurde.

Seit vielen Jahren beschäftigen wir uns nun im Par-
lament mit der Aufarbeitung der damaligen Fehlerketten. 
In den Regierungsjahren der Großen Koalition war an 
dieser Stelle leider wenig Enthusiasmus zu erkennen. 
Die in die Opposition gewechselte Union scheint aber 
endlich bereit zu sein, auch die eigene unrühmliche Ver-
antwortung für den Jahrhundertbetrug an den Steuerzah-
lerinnen und Steuerzahlern aufzuarbeiten.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: 
Schön wär’s!)

Selbstverständlich gehört dabei auch die Frage nach 
Verantwortlichkeit auf allen Ebenen auf den Tisch. Das 
Parteibuch darf dabei einer lückenlosen Aufklärung nicht 
im Wege stehen.

(Beifall bei der LINKEN)
Nur durch vollständige Transparenz bei allen Beteiligten 
kann verloren gegangenes Vertrauen wieder zurück-
gewonnen werden. Auch Bundeskanzler Olaf Scholz 
muss diesem Anspruch gerecht werden und darüber auf-
klären, was er wann wusste und was er genau wann getan 
hat.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der LINKEN)

Dasselbe gilt aber selbstverständlich auch für den ehe-
maligen Finanzminister Wolfgang Schäuble

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Der hat Cum-ex 
den Garaus gemacht!)

und die jeweils verantwortlichen Fachminister auf Lan-
desebene. Ich freue mich sehr über den offenkundigen 
Willen der Union, auch diese für sie sicherlich eher unbe-
quemen Fragen endlich anzugehen.

Dasselbe gilt aber auch für den Bundeskanzler. Mit 
seinen bisherigen Ausführungen zu diesem Themenkom-
plex hat er aus meiner Perspektive nachvollziehbar dar-
gestellt, wie er sich in seiner Zeit als Erster Bürgermeister 
von Hamburg verhalten hat. Sollte es darüber hinaus 
allerdings Aspekte geben, die zur Aufklärung beitragen, 
müssen diese natürlich ebenfalls offengelegt werden. 
Auch Olaf Scholz selbst sollte ein großes Interesse daran 
haben, den Diskussionen und Verdächtigungen mit maxi-
maler Transparenz entgegenzutreten.

(Beifall des Abg. Christian Görke [DIE 
LINKE])
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Die FDP-Fraktion wird dabei niemanden vorverurtei-
len; allerdings bekommt von uns auch niemand einen 
Freifahrtschein. Wir arbeiten daher sowohl im Finanz-
ausschuss als auch in Abstimmung mit dem Bundes-
finanzministerium an der Offenlegung aller Details zum 
Cum-ex- und Cum-cum-Skandal. Die Akte Warburg ist 
dabei ein wichtiges Puzzleteil, welches durch möglicher-
weise weitere Beiträge von Olaf Scholz an die richtige 
Stelle gerückt werden sollte.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Herbrand. – Als nächster 

Redner erhält das Wort der Kollege Dr. Volker Ullrich, 
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Volker Ullrich (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Wir leben in herausfordernden Zeiten für demokra-
tische Institutionen. Die Stärkung der Glaubwürdigkeit in 
diese und ihre zentralen Repräsentanten ist eine der wich-
tigsten Fragen. Dass der Cum-ex- und Cum-cum-Skandal 
insgesamt weiter aufgearbeitet werden muss, ist selbst-
verständlich. Es geht aber um spezielle Fragen im War-
burg-Scholz-Skandal, und diese dürfen wir nicht einfach 
wegdiskutieren.

Die Hamburger Finanzbehörde hat im Jahr 2016 vor 
Ablauf der Verjährungsfrist nicht die Möglichkeit ge-
nutzt, zu Unrecht erstattete Kapitalertragsteuer in Höhe 
von 47 Millionen Euro von der Warburg Bank zurück-
zufordern. Im Jahr 2017 wurden weitere 43 Millionen 
Euro erst nach zweimaliger Weisung durch das Bundes-
finanzministerium vonseiten der Hamburger Verwaltung 
zurückgefordert. Die Übernahme von politischer Verant-
wortung für diesen Komplex ist bis heute ungeklärt. 
Diese fordern wir ein.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Malte Kaufmann [AfD])

Der heutige Bundeskanzler hat sich im Zeitraum von 
September 2016 bis November 2017 insgesamt dreimal 
mit dem Chef der Hamburger Warburg Bank getroffen 
und ihm sogar telefonisch geraten, eine Stellungnahme 
aus Sicht der Privatbank an den damaligen Finanzsenator 
Tschentscher zu schicken. Die Öffentlichkeit hat von die-
sen Treffen aufgrund der Auswertung sichergestellter Ta-
gebücher des beschuldigten Bankmanagers erfahren. 
Dass der heutige Bundeskanzler selbst die Anzahl der 
Treffen, nämlich drei, nicht von sich aus, sondern nur 
auf Vorhalt und schrittweise einräumte, ist wenig trans-
parent und enttäuschend.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Malte Kaufmann [AfD] – Dr. Mathias 
Middelberg [CDU/CSU]: Und wenig glaub-
würdig!)

Wer ein Amt an der Spitze einer Regierung hat, der 
muss sich die Frage gefallen lassen und sie beantworten, 
weswegen er mehrmals den Chef einer Bank trifft, gegen 
den bereits zu diesem Zeitpunkt wegen schwerer Steuer-
hinterziehung ermittelt wird

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Dann dürfte 
Friedrich Merz aber nie Staatschef werden! 
Das wäre dann schwierig!)

und weshalb eine Rückforderung der Finanzbehörde im 
Raum steht. Politisch klug war das nicht.

(Beifall der Abg. Dr. Ingeborg Gräßle [CDU/ 
CSU])

Der Bundeskanzler hat ausgeführt, dass er keine kon-
kreten Erinnerungen an diese Treffen habe. Das müssen 
wir zur Kenntnis nehmen. Der Punkt ist aber auch, dass er 
gesagt hat, er habe auf jeden Fall politisch keinen Ein-
fluss genommen. Die Frage ist also: Er erinnert sich nicht 
an die Treffen, aber daran, dass keine Einflussnahme 
erfolgt ist. Beides passt nicht zusammen. Hier muss Auf-
klärung erfolgen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir haben ein staatspolitisches Interesse daran, dass 

unser Land in Krisenzeiten durch eine sachlich richtige 
und moralisch gefestigte politische Führung regiert wird.

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Ja! – Michael 
Schrodi [SPD]: Sehr gut, dass Olaf Scholz da-
für steht!)

Ein zumindest in groben Zügen vorhandenes Erinne-
rungsvermögen an Termine und Sachverhalte aus der 
jüngeren Vergangenheit ist eine Eigenschaft, die man 
von einem Bundeskanzler verlangen muss.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Es darf nicht das Bild bleiben, der Bundeskanzler habe 

an nicht unerhebliche Sachverhalte keine Erinnerung. Im 
Interesse seiner eigenen Glaubwürdigkeit sollte der Bun-
deskanzler diesem Eindruck nachdrücklich entgegenwir-
ken. Die Bitte geht also heute von diesem Haus an den 
Bundeskanzler: Geben Sie der Transparenz und der Auf-
klärung im Sinne der Glaubwürdigkeit den Vorzug ge-
genüber Erinnerungslücken und Vergessen!

(Beifall bei der CDU/CSU)
Dass diese Aufklärung nottut und dass die Einforde-

rung von Transparenz zentral ist, muss auch im Interesse 
der regierenden Koalition sein. Schließlich heißt es auf 
Seite 9 des Koalitionsvertrags – ich zitiere mit Erlaubnis 
des Präsidenten –:

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Man muss nicht 
mehr um Erlaubnis fragen!)

Wir wollen durch mehr Transparenz unsere Demo-
kratie stärken. Uns leiten die Prinzipien offenen Re-
gierungshandelns – Transparenz, Partizipation und 
Zusammenarbeit.

(Markus Herbrand [FDP]: Ganz genau!)
Dieser Anspruch an Transparenz muss in der Sache 

Warburg und im Komplex „Nicht zurückgeforderte Steu-
erschuld“ eindeutig eingelöst werden. Das ist eine Frage 
der Glaubwürdigkeit unserer Demokratie insgesamt.
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(Michael Schrodi [SPD]: Dann gehen Sie zu 
dem Ausschussvorsitzenden! Herr Rainer ist 
doch CDU-Mitglied, oder?)

Die Akte Cum-ex darf nicht geschlossen werden, solange 
nicht auch dieser Warburg-Komplex aufgeklärt ist.

(Michael Schrodi [SPD]: Da müssen Sie Herrn 
Rainer ansprechen! Das müssen Sie fraktions-
intern klären!)

Da bitte ich um die Mitwirkung aller, die daran beteiligt 
sind.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Ullrich. – Das Wort hat 

nunmehr der Kollege Tim Klüssendorf, SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Tim Klüssendorf (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Aktuelle Stunde ist ja ein parlamentari-
sches Mittel, das wirklich wichtig ist. Wir haben hier 
Gelegenheit, außerhalb von Gesetzesvorhaben und An-
trägen über Themen zu diskutieren, die wirklich von Re-
levanz sind und die aktuell für die Menschen in unserem 
Land von Bedeutung sind, die möglicherweise von unse-
ren Debatten profitieren können, indem wir unsere Mei-
nungen austauschen.

Als wir davon erfahren haben, dass Sie eine Aktuelle 
Stunde einberufen wollen, habe ich mir überlegt: Okay, 
was könnten Themen sein? Die hohen Preise vielleicht, 
die Energiekrise? Möglicherweise die Situation im Iran, 
die Situation in der Ukraine? Die Raketenangriffe viel-
leicht?

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Das beraten wir 
auch alles! Das wissen Sie doch!)

All das nicht. In der Aktuellen Stunde, die Sie einberufen 
haben, geht es um ein Buch,

(Dr. Mathias Middelberg [CDU/CSU]: Es geht 
um die Glaubwürdigkeit Ihres Bundeskanzlers, 
um nicht weniger!)

ein Buch, das keinerlei Neuigkeiten und Informationen 
bringt über die Erkenntnisse hinaus, die bereits vorliegen, 
das eigentlich nur das zusammenträgt, was bereits be-
kannt ist.

Jetzt muss ich mal ganz ehrlich über Ihre Oppositions-
arbeit sprechen. Friedrich Merz – ich habe das Zitat aus-
gedruckt, um ihn auch korrekt zu zitieren – hat am 
1. März – ich weiß ja, Sie mögen das nicht, wenn man 
Herrn Merz an seine März-Reden erinnert – gesagt:

Konstruktive Opposition heißt, die Regierung zu 
kritisieren, wo es nötig ist, ihr Alternativen gegen-
überzustellen, wo es möglich ist, ihr aber in schwie-
rigen Lagen auch zu helfen, das Land zu regieren. 
Das ist dann unser gemeinsamer Erfolg.

(Fritz Güntzler [CDU/CSU]: Da hat er recht! – 
Matthias Hauer [CDU/CSU]: Was war denn 
mit dem Sondervermögen für die Bundes-
wehr?)

– Sie haben ganz recht, Herr Güntzler: Da hat er recht. – 
Doch gehen wir mal das Zitat durch. „Konstruktive Op-
position heißt, die Regierung zu kritisieren, wo es nötig 
ist“: Sie kritisieren nicht die Regierung, Sie kritisieren 
auch nicht das Regierungshandeln hier, Sie kritisieren 
überhaupt nichts an inhaltlicher Politik, die gerade läuft. 
Sie kritisieren etwas, was in einer Finanzbehörde in Ham-
burg geschehen ist,

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Herr Scholz 
hätte doch diese Aktuelle Stunde verhindern 
können durch Transparenz! – Dr. Mathias 
Middelberg [CDU/CSU]: Nein! Es geht um 
die Integrität Ihres Bundeskanzlers! Versuchen 
Sie, es zu begreifen!)

was durch mehrere Ausschüsse, durch einen Unter-
suchungsausschuss in Hamburg und durch den Finanz-
ausschuss des Deutschen Bundestages, untersucht wor-
den ist. Sie beschäftigen sich überhaupt nicht mit der 
Politik und den Herausforderungen in diesem Land.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Matthias Hauer [CDU/CSU]: Sie haben 
null Interesse an Aufklärung! Null Interesse! – 
Dr. Mathias Middelberg [CDU/CSU]: Un-
glaublich! Das ist ja ein Skandal, was Sie er-
zählen! Das ist der Hammer!)

Kommen wir zum zweiten Punkt: „ihr Alternativen 
gegenüberzustellen, wo es möglich ist“. Wo stellen Sie 
hier Regierungspolitik Alternativen gegenüber? Ihre Ak-
tuelle Stunde beschäftigt sich auch nicht damit, was man 
aus Cum-ex lernen kann, wie es zum Beispiel der Kollege 
Herbrand oder der Kollege Müller oder der Kollege 
Schrodi dargelegt haben, wie wir mit Cum-ex anders 
umgehen können, welche inhaltlichen Schlussfolgerun-
gen daraus gezogen werden.

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Cum-ex funk-
tioniert auch nicht mehr!)

Sie fokussieren sich allein darauf: Erinnerungslücken 
hier, unklare Aussagen da. Sie beschäftigen sich über-
haupt nicht mit den Inhalten.

(Nina Warken [CDU/CSU]: Wir beschäftigen 
uns mit der Reputation des Kanzlers!)

Das Schlimme an dem Cum-ex-Skandal sind doch die 
entgangenen Steuergelder. Es geht nicht um das Verhal-
ten in irgendwelchen Ausschüssen, sondern darum, was 
wir daraus lernen und wie wir nach vorne blicken können.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Jetzt komme ich zum nächsten Punkt in dem Zitat Ihres 
Oppositionsführers: „ihr aber in schwierigen Lagen auch 
zu helfen, das Land zu regieren“. Wenn man ganz ehrlich 
ist: Die ganzen letzten Wochen und Monate wurde die 
konstruktive Oppositionsarbeit eingestellt. Das Einzige, 
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was Sie tun – das hat die Niedersachsen-Wahl auch schon 
gezeigt –, ist, die Ampel anzuschießen und die Regierung 
zu destabilisieren.

(Dr. Mathias Middelberg [CDU/CSU]: Bitte? 
Wir haben doch den Gaspreisdeckel vor-
geschlagen, den Sie jetzt beschließen! Das ist 
doch irre! Völlig irre!)

Das tun Sie mit einem Kalkül, das das Wohl dieses Lan-
des in den Hintergrund geraten lässt und das allein par-
teipolitisch dominiert ist. Das ist einfach komplett am 
Thema vorbei.

(Dr. Mathias Middelberg [CDU/CSU]: Was Sie 
morgen beschließen, haben wir vorgeschlagen! 
Seit Wochen! – Matthias Hauer [CDU/CSU]: 
Am Thema vorbei ist vor allen Dingen Ihre 
Rede!)

Das wird überhaupt nicht der Verantwortung gerecht, die 
Sie als größte Oppositionsfraktion haben.

(Dr. Mathias Middelberg [CDU/CSU]: Ich 
glaube, Sie sind im Dauerschlaf!)

Sie degradieren sich mit dieser Aktuellen Stunde zu einer 
personifizierten Verkaufsförderungsmaßnahme für ein 
Buch, und nichts anderes sonst. Es geht null um Inhalte, 
es geht null um das Land.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

„Das ist dann unser gemeinsamer Erfolg“, ist der letzte 
Satz. Und es ist eben nicht unser gemeinsamer Erfolg. Sie 
haben sich schon lange von der konstruktiven Oppositi-
onsarbeit verabschiedet. Es kommen keine Vorschläge, es 
kommen vielmehr solche Aktuellen Stunden. In der letz-
ten Woche war schon das Thema der von Ihnen beantrag-
ten Aktuellen Stunde „Klarheit und Führung“. Es geht 
nicht um inhaltliche Themen. Sie versuchen, den Bundes-
kanzler herbeizuzitieren, wahlweise Herrn Habeck her-
beizuzitieren, obwohl er gleichzeitig im Haushaltsaus-
schuss auf Ihre Fragen antwortet.

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Sie waren 
scheinbar nicht dabei! Das haben wir über-
haupt nicht gemacht!)

Es ist Woche für Woche das Gleiche.
Ich bitte Sie wirklich: Bringen Sie eigene Vorschläge 

ein! Lassen Sie uns inhaltlich über die Sorgen und Nöte 
der Menschen diskutieren! Lassen Sie uns gemeinsame 
Arbeit für dieses Land machen! Dann geht es auch ge-
meinsam voran.

(Dr. Mathias Middelberg [CDU/CSU]: Oh 
Gott! Wir mussten Ihnen doch monatelang 
mit Ihrer Gasumlage helfen, damit Sie es 
dann verstanden haben, Ihren Unsinn! Meine 
Güte! Unglaublich!)

So ist es kein gemeinsamer Erfolg. So ist es nur ein Erfolg 
der Ampelregierung, wie dieses Land regiert wird, und 
nichts anderes.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Klüssendorf. – Nächster 

Redner ist der Kollege Dr. Sebastian Schäfer, Bünd-
nis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Dr. Sebastian Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Organisierter Steuerbetrug in Milliar-
denhöhe ist ein Verbrechen an unserer Gesellschaft, ein 
Verbrechen an unserem Staat.

(Beifall der Abg. Dr. Ingeborg Gräßle [CDU/ 
CSU])

Dem kann nur mit voller Transparenz und lückenloser 
Aufklärung begegnet werden.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der CDU/CSU und 
der FDP und der Abg. Dr. Malte Kaufmann 
[AfD] und Christian Görke [DIE LINKE])

Da geht es um sachorientierte, zähe und mühevolle Ar-
beit. Und selbstverständlich darf es dabei keine Schonung 
geben. Das haben die Bundestagsuntersuchungsaus-
schüsse zu Cum-ex und zu Wirecard gezeigt. Dazu gehört 
aber auch, dass im Rahmen der schärfsten Schwerter, die 
wir als Parlamentarierinnen und Parlamentarier haben, 
weder mit Vorverurteilungen noch mit vorweggenommen 
Freisprüchen gearbeitet wird.

Ich frage mich, was genau der aktuelle Anlass der 
Debatte heute ist.

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Das sage ich 
Ihnen gleich!)

Eine parlamentarische Buchbesprechung?

(Nina Warken [CDU/CSU]: Wenn Sie es nicht 
verstehen!)

Als Freund der deutschen Gegenwartsliteratur hätte ich 
da noch viele Ideen.

(Zuruf der Abg. Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich empfehle zum Beispiel ganz besonders „Identitti“ 
von Mithu Sanyal. Aber ich fürchte, für parlamentarische 
Buchbesprechungen sind wir nicht gewählt.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und von der SPD: Och!)

Wenn wirklich neue Informationen auftauchen, dann 
gehören die selbstverständlich aufgeklärt und aufgearbei-
tet.

(Zuruf des Abg. Pascal Meiser [DIE LINKE])

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 60. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 13. Oktober 2022                                                                                                                                                                                               6723 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Tim Klüssendorf 



Das allseits als gut recherchiert beschriebene und viel-
gelobte Buch „Die Akte Scholz“ – ich habe es noch nicht 
komplett lesen können – bringt nach meinem Kenntnis-
stand jedoch keine wirklich neuen Erkenntnisse.

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Da irren Sie!)
Das macht es nicht weniger interessant; denn es stellt 
Zusammenhänge dar und hilft beim Verständnis. Ich 
möchte hier unterstreichen, wie wichtig die Arbeit von 
investigativen Journalistinnen und Journalisten wie 
Oliver Schröm und Oliver Hollenstein ist. Wie viele Fi-
nanzskandale wären ohne Journalistinnen und Journalis-
ten in den letzten Jahren deutlich unter der Wahrneh-
mungsschwelle geblieben oder wären irgendwann still 
und heimlich unter den Teppich gekehrt worden?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des Abg. Markus Herbrand [FDP])

Panama Papers, Wirecard oder P&R: Die Liste ist leider 
sehr lang.

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Sehr richtig!)
Die Aufdeckung vieler der Skandale ist letztlich übri-

gens nur ins Rollen gekommen, weil es Whistleblower/- 
innen mit Gewissen gab, die ein großes Risiko eingegan-
gen sind. Warum erwähne ich das? Die Große Koalition 
hat die Einführung eines effektiven Whistleblower- 
Schutzes in Deutschland verhindert.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Hört! Hört!)

Und die Ampel? Sie hat ein Hinweisgeberschutzgesetz – 
ordentlich ins Deutsche übersetzt – auf den Weg ge-
bracht, das bald den parlamentarischen Prozess durch-
laufen haben wird.

Cum-ex wurde umfassend in einem Untersuchungs-
ausschuss im Bundestag behandelt – auf Initiative von 
Bündnis 90/Die Grünen. Wir wollten und wollen volle 
Transparenz und Aufklärung, aber im Rahmen von par-
lamentarischen Prozessen und nicht in Schaufensterde-
batten, eben weil es um die Aufklärung des größten deut-
schen Steuerraubs geht. Wir wollten herausfinden, wo 
staatliche Strukturen versagt haben, um sie für die Zu-
kunft zu verbessern. Ich will insbesondere an die großen 
Verdienste von Gerhard Schick erinnern, der das Thema 
mit der Bürgerbewegung Finanzwende mit Mitteln der 
Zivilgesellschaft weiterhin intensiv bearbeitet.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Leider wurden damals die Untersuchungsausschussunter-
lagen einfach abgeheftet. Dass es zu wirklichen Refor-
men bei der Aufsicht und den staatlichen Strukturen kam, 
dafür hat es dann noch den Wirecard-Skandal gebraucht.

Laut Schätzungen des Steuerexperten Christoph Spen-
gel von der Uni Mannheim ist uns allen seit der Jahr-
tausendwende durch Cum-ex-Geschäfte ein Schaden 
von mindestens 10 Milliarden Euro entstanden. Leider 
ist das die absolute Untergrenze der Schadenssumme. 
Davon konnte bisher nur ein Bruchteil von etwa 1,4 Mil-
liarden Euro gesichert werden. Das Kapitel Cum-ex ist 
auch juristisch keineswegs abgeschlossen. Die Staats-
anwaltschaft Köln und das Landgericht Bonn werden 

diese Steuerhinterziehungen noch Jahre beschäftigen. 
Aktuell sind erst einige wenige der Betrüger verurteilt 
worden.

Die Ampel wird weiter an Maßnahmen gegen miss-
bräuchliche Steuergestaltungen arbeiten und auch den 
Daten- und Informationsaustausch zwischen Finanzauf-
sicht und Steuerbehörden bei Verdachtsfällen ermögli-
chen. Dabei geht es nicht nur um den Reputationsschaden 
für unseren Rechtsstaat, für unser Land, sondern auch um 
Steuereinnahmen, um Steuersubstrat, das wir zur Be-
kämpfung der multiplen Krisen dringend benötigen.

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Schäfer. – Nun lau-

schen wir den Ausführungen des Kollegen Matthias 
Hauer, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Matthias Hauer (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Deutschland steht vor riesigen Herausforderungen – 
allein schon der russische Krieg gegen die Ukraine, die 
unsichere Versorgung mit Energie, die explodierenden 
Preise.

(Michael Schrodi [SPD]: Das wäre alles für 
eine Aktuelle Stunde geeignet!)

Deutschland bräuchte jetzt einen Bundeskanzler, der ehr-
lich führt und dem die Menschen vertrauen können. Doch 
Deutschland hat Olaf Scholz.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Der Steuerskandal Cum-ex steht für Milliarden Euro, 
um die Kriminelle unseren Staat und damit uns alle in 
Deutschland betrogen haben. Und: Dieser Skandal zer-
stört jeden Tag mehr die Glaubwürdigkeit des Bundes-
kanzlers. Das Buch „Die Akte Scholz: Der Kanzler, das 
Geld und die Macht“ enthüllt neue Erkenntnisse, es un-
terlegt bekannte Vorwürfe mit weiteren Fakten, und es 
wirft weitere Fragen an den Bundeskanzler auf.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Während 15 Bundesländer gegen diesen Steuerraub zu 
Felde gezogen sind und versucht haben, das geraubte 
Steuergeld zurückzuholen, hatten die Cum-ex-Kriminel-
len in Hamburg Narrenfreiheit unter dem Ersten Bürger-
meister Olaf Scholz.

(Dr. Mathias Middelberg [CDU/CSU]: So ist 
es!)

Ob in Hamburg oder im Bund: Ich erwarte von einem 
Regierungschef, dass er sich nicht mit Steuerkriminellen 
trifft, dass er ihnen keine Tipps gibt und dass er ihnen 
stattdessen klipp und klar sagt: Ihr kommt mit eurem 
Steuerraub nicht ungeschoren davon. – Aber das Gegen-
teil hat Olaf Scholz getan.
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(Beifall bei der CDU/CSU – Markus Herbrand 
[FDP]: Das ist eine heiße These! – Jürgen Coße 
[SPD]: Verleumdung ist das!)

Und nicht nur bei Cum-ex ist die Glaubwürdigkeit des 
Bundeskanzlers auf einem Tiefpunkt. Zwei aktuelle Bei-
spiele:

Erstens. In der Generaldebatte sagte der Bundeskanz-
ler kürzlich, er würde alle Probleme schon lösen, bevor 
andere sie überhaupt nur erkennen. Wie kann man nur so 
anmaßend sein, Herr Bundeskanzler?

Zweitens. Putin nutzt Energielieferungen als Waffe. 
Dazu äußerte sich der Bundeskanzler vorgestern. Er sagte 
wortwörtlich – Zitat –: „Ich war mir immer sicher, dass er 
das tun würde.“ Olaf Scholz will also die Gaserpressung 
durch Russland vorausgesehen haben.

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Okay, Sie mer-
ken, dass Ihre Aktuelle Stunde nicht genug 
hergibt!)

Wieso hat er dann nicht gegengesteuert?

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Ach du großer 
Gott!)

Olaf Scholz war jahrelang Arbeitsminister, Finanzminis-
ter, Vizekanzler. Und sogar als Scholz schon Kanzler war,

(Zuruf von der SPD: Sie sind ja nur neidisch!)

als russische Truppen schon an der ukrainischen Ost-
grenze aufmarschiert waren, da verteidigte er immer 
noch Nord Stream 2. Wer will dem Bundeskanzler eigent-
lich so was Abstruses glauben?

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Jens 
Zimmermann [SPD]: Ich habe festgestellt: 
Meine eigene Aktuelle Stunde ist zu langwei-
lig!)

Nur beim Hamburger Steuerskandal, da will Scholz 
sich an nichts mehr erinnern. Dabei werden immer 
mehr offene Fragen aufgedeckt:

Warum hat Olaf Scholz mehrfach die Steuerbetrüger in 
seiner Amtsstube empfangen, sie angerufen, ihnen sogar 
Tipps gegeben, anstatt das Steuergeld einfach zurück-
zuholen?

(Jürgen Coße [SPD]: Unterstellung!)

Wieso musste das Bundesfinanzministerium mit zwei 
Weisungen das von Scholz geführte Bundesland zwin-
gen, die Steuermillionen zurückzuholen?

(Michael Schrodi [SPD]: Herr Hauer, Sie tun 
sich mit dieser Rede keinen Gefallen!)

Gab es, wie die Staatsanwaltschaft erwägt, eine – Zitat – 
„koordinierte Löschung von E-Mails“?

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Also dafür, dass 
Friedrich Merz Aufsichtsratsvorsitzender von 
einem Unternehmen war, das durchsucht wur-
de!)

Und sollten – Zitat – „Führungspersonen bewusst von 
Verantwortung ferngehalten werden“, indem „diese nicht 
per E-Mail kontaktiert wurden“?

(Michael Schrodi [SPD]: Das ist ein Klima der 
Politik, das Sie eigentlich ablehnen müssten! – 
Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Es war nicht gut, 
dass wir Sie neben die AfD gesetzt haben!)

Und was ist eigentlich aus dem Versprechen des SPD- 
Chefhaushälters Johannes Kahrs an die Banker gewor-
den, dass man den Warburg-Fall wieder aufrufen werde, 
wenn die SPD das Bundesfinanzministerium überneh-
men werde?

(Zuruf von der CDU/CSU: Hört! Hört!)
Kurz danach übernahm Scholz das Ministerium, und 
dann musste genau der Abteilungsleiter gehen, der durch 
die Weisungen die Steuermillionen vor der Verjährung 
gerettet hat. Er wurde mit 59 Jahren unter Scholz in den 
vorläufigen Ruhestand versetzt.

(Beifall bei der CDU/CSU – Nina Warken 
[CDU/CSU]: Hört! Hört! – Markus Herbrand 
[FDP]: Eine scharfe These! – Michael Schrodi 
[SPD]: Das fällt auf Sie zurück, wenn Sie mit 
solchen Unterstellungen arbeiten!)

Bis Juli 2020 konnte sich der Bundeskanzler an zu-
mindest ein Treffen erinnern; darüber hat er sogar dreimal 
gesprochen. Erst kurz danach, als investigative Journalis-
ten weitere Treffen aufgedeckt hatten, beginnen seine 
Erinnerungslücken. Wieso kann sich Scholz seitdem ei-
gentlich auch an das erste Treffen nicht mehr erinnern?

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Wenn ihr Aus-
schussvorsitzender endlich entstufen würde, 
könnten wir es alle lesen!)

Hat Olaf Scholz die Unwahrheit gesagt? Immerhin hat 
sogar seine Familienministerin einst wortwörtlich mehr-
fach gesagt: „Scholz hat den Bundestag belogen“ – Zitat 
einer Grünen.

Wieso hat Olaf Scholz den Warburg-Bankern den Tipp 
gegeben, ihr Schreiben an den Finanzsenator zu senden,

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Weil der zu-
ständig ist?)

obwohl ihm das Schreiben längst vorlag? Jedenfalls 
wollte direkt danach die Hamburger Behörde die Steuer-
millionen plötzlich doch verjähren lassen. Zufall? Wohl 
kaum!

(Michael Schrodi [SPD]: Sie wiederholen nur 
olle Kamellen! Sie wiederholen alle ollen Ka-
mellen!)

Und: Wieso steht Olaf Scholz eigentlich auf der Dan-
kesliste, die der Warburg-Chef handschriftlich angefer-
tigt hat? Vier von zehn Namen auf der Liste sind sogar 
abgehakt: der Steuerberater sowie drei SPD-Politiker: 
Johannes Kahrs – über den haben wir gerade schon eine 
Menge gehört –, Alfons Pawelczyk, SPD-Prominenz aus 
Hamburg mit üppigen Lobbyismushonoraren von War-
burg, und als Dritter Bundeskanzler Olaf Scholz.

(Nina Warken [CDU/CSU]: Hört! Hört!)
Alle diese Fragen sind offen. Dennoch schweigt Olaf 

Scholz auch heute. Die Ampelkoalition hat mit der Re-
gierungsübernahme das Aufklärungsinteresse verloren; 
das haben wir heute ja auch gemerkt.
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(Markus Herbrand [FDP]: Na ja, ihr hattet es 
vorher ja auch nicht!)

Aber wir werden die Akte Scholz nicht schließen.

(Michael Schrodi [SPD]: Euer Ausschussvor-
sitzender blockiert die Entsperrung des Proto-
kolls!)

Herr Bundeskanzler, –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Matthias Hauer (CDU/CSU):
– es liegt an Ihnen, endlich für Klarheit zu sorgen.

(Michael Schrodi [SPD]: Die CDU/CSU- 
Fraktion blockiert!)

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN – Michael Schrodi [SPD]: 
Niveaulimbo!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Hauer. – Herr 

Dr. Zimmermann, Sie kommen ja auch noch dran.

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Jaja! Es tut mir 
leid!)

Bei mir stand früher im Zeugnis: Kubicki schwatzt und 
stört dauernd den Unterricht. – Aber das hat auch nicht 
geholfen.

Als nächster Redner spricht zu uns der Kollege Frank 
Müller-Rosentritt, FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Frank Müller-Rosentritt (FDP):
Sehr geehrter Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und 

Kollegen! Der Journalist Sebastian Huld hat vorgestern 
auf ntv einen Onlinebeitrag mit dem Titel „Ist Olaf 
Scholz ein Lügner?“ veröffentlicht. Er setzt sich darin 
mit dem neuen Buch „Die Akte Scholz: Der Kanzler, 
das Geld und die Macht“ auseinander. Bereits in der 
Unterüberschrift heißt es: „Einen schlagenden Beweis 
für Scholz’ Verstrickung in die Cum-ex-Affäre bleiben 
die Autoren schuldig.“

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Dann zitieren 
Sie mal weiter!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Union, auch 
wenn das Erscheinen eines Buches ein eher nachrangiger 
Anlass für eine Aktuelle Stunde ist, steht es Ihnen selbst-
verständlich in einer pluralen und lebendigen Demokratie 
als Oppositionsfraktion zu, so zu verfahren.

(Dr. Mathias Middelberg [CDU/CSU]: Der 
Bundeskanzler und seine Glaubwürdigkeit 
sind kein nachrangiger Anlass!)

Das ist allerdings schon äußerst verwegen, wenn man 
bedenkt, dass das über Jahre von Ihrer Partei, von 
Wolfgang Schäuble geführte Bundesfinanzministerium 
diesem illegalen Treiben, den Cum-ex-Geschäften, jahre-
lang untätig zugesehen hat.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD – Matthias Hauer [CDU/CSU]: Der hat 
die beendet! – Dr. Volker Ullrich [CDU/CSU]: 
Schäuble hat die beendet!)

Und am Ende stellen Sie sich hier im Bundestag hin, um 
auf den ehemaligen Ersten Bürgermeister Scholz zu zei-
gen. Aber Sie wissen doch selbst am besten: Wenn Sie 
mit einem Finger auf Olaf Scholz zeigen, zeigen Sie mit 
drei Fingern auf sich zurück.

(Heiterkeit des Abg. Markus Herbrand [FDP])
Das ist doch unglaublich!

Von 2009 bis 2017 war Wolfgang Schäuble, den ich 
übrigens als Bundestagspräsidenten in der letzten Wahl-
periode sehr schätzte, Finanzminister. Von 2011 an 
wusste man von diesem unfassbaren Gebaren, und erst 
kurz vor dem Ende seiner Zeit als Finanzminister wurde 
letztendlich all dieses Geschäftsgebaren verboten. Da 
kann ich nur sagen: Wolfgang Schäuble – cum tempore.

(Zuruf des Abg. Dr. Volker Ullrich [CDU/ 
CSU])

Wir Liberalen stehen für das Rechtsprinzip und auch 
die Steuergerechtigkeit ein. Dazu zählt für uns, dass wir 
Straftaten auch konsequent verfolgen möchten. Ich 
möchte an dieser Stelle mit Erlaubnis des Präsidiums 
meinen geschätzten Kollegen Florian Toncar zitieren. 
Er sagte am 9. September 2020 hier an dieser Stelle in 
der Debatte „Cum/Ex-Steuerdeals der Warburg-Bank und 
Rolle der Politik“ als Vertreter der Oppositionsfraktion 
FDP an die Adresse des damaligen Bundesfinanzminis-
ters Scholz – ich zitiere –:

Ich unterstelle, dass das, was wir inzwischen von 
Ihnen erfahren haben, vollständig ist und dass wir 
nicht auf weitere Dinge stoßen, die Ihnen bekannt 
waren, die aber bisher nicht genannt worden sind.
(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Genau das 
stimmt ja nicht! – Dr. Mathias Middelberg 
[CDU/CSU]: Genau! Das kann man eben nicht 
unterstellen!)

Das ist, glaube ich, auch eine Frage des Respekts vor 
parlamentarischen Institutionen.

Eine Aufarbeitung dieser Cum-ex-Geschäfte der War-
burg Bank, der Beteiligung oder eben Nichtbeteiligung 
des damaligen Hamburger Bürgermeisters Scholz fand 
statt, findet statt und wird auch so lange stattfinden, wie 
sich Anschuldigungen und Beweise ergeben sollten. 
Aber die Unschuldsvermutung gilt eben auch für einen 
ehemaligen Ersten Bürgermeister Hamburgs. Aber legen 
Sie dies bitte nicht als „in dubio pro reo“ aus. Denn auch 
wenn viele Zweifel an dieser Sache hegen: Es gibt eben 
aktuell keinen Angeklagten Olaf Scholz.

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: So ist es!)
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Eine Strafanzeige gegen Olaf Scholz scheiterte in zwei 
Instanzen. Nach der Staatsanwaltschaft sieht auch die 
Generalstaatsanwaltschaft Hamburg keinen Anfangsver-
dacht der möglichen Beihilfe zur Steuerhinterziehung.

(Dr. Volker Ullrich [CDU/CSU]: Hat auch kei-
ner von uns behauptet! Es geht nicht um Straf-
recht! Es geht um Glaubwürdigkeit!)

Und wer steht auch völlig zu Unrecht – darauf möchte 
ich auch eingehen – unter Generalverdacht? Das ist durch 
diese eine Verfehlung einer Bank die Bankenbranche an 
sich, getreu dem Motto: Alle Banken betrügen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Hat doch keiner 
behauptet!)

Dabei sind es doch die Banken, die zentraler Bestandteil 
der Wirtschaft sind und welche das Geld für die Finan-
zierung zur Verfügung stellen. Über 90 Prozent aller In-
vestitionen in Deutschland werden von privaten Investo-
ren und Unternehmern getätigt und mithilfe unserer 
Banken finanziert. Deshalb sollte man in diesen Zeiten 
alles dafür tun, um diesen Motor am Laufen zu halten, 
und Banken gerade in ohnehin rezessiven Zeiten nicht 
mit zusätzlichen Kapitalanforderungen belasten.

Die drohenden enormen Zusatzbelastungen durch den 
antizyklischen und sektoralen Kapitalpuffer, welche zu 
Zeiten bester Konjunktur ausgedacht wurden, um eine 
Überhitzung zu vermeiden, legen die Axt an zukünftige 
Finanzierungen, welche aber gerade bei der Transforma-
tion zu einer nachhaltigen Wirtschaft, bei der Schaffung 
von Wohnraum sowie bei der Bildung von Wohneigen-
tum dringend benötigt werden. Hunderte Milliarden Euro 
an Kapital werden dem Markt somit nicht zur Verfügung 
stehen, oder Kredite werden durch den Regulator – zu-
sätzlich zu den ohnehin schon gestiegenen Zinsen – so 
teuer, dass es fast unmöglich wird, die verabredeten 
400 000 Wohnungen, die wir bauen wollen, zu bauen.

Meine Damen und Herren der Union, das, was ich 
gerade ausgeführt habe, wäre mal eine Aktuelle Stunde 
wert; eine solche würde die Wirtschaft und das Land nach 
vorne bringen.

(Nina Warken [CDU/CSU]: Können Sie gerne 
beantragen!)

Stattdessen reden wir heute über ein Buch. Wie klein 
kann man sich eigentlich nur machen, liebe Union? Wo-
bei ich die Fähigkeiten der Autoren Schröm und Hollen-
stein in keinster Weise hier heute in Abrede stellen möch-
te.

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Zitieren Sie 
doch mal den Herrn Toncar zu Herrn Scholz! – 
Dr. Mathias Middelberg [CDU/CSU]: Genau! 
Mehr Toncar-Zitate wären gut!)

Anders als zu Unionszeiten im Finanzministerium 
wird das BMF unter Christian Lindner und seinem 
Team um Katja Hessel und Florian Toncar den Kampf 
gegen Finanzkriminalität im Gegensatz zu Ihnen deutlich 
ausweiten.

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Die Kritik von 
Toncar an Scholz fehlte!)

Dazu bündeln wir Kompetenzen unter dem Dach einer 
neuen Behörde. Außerdem stärken wir die Financial In-
telligence Unit als zentrale Stelle für Geldwäschever-
dachtsmeldungen und errichten auch eine neue Zentral-
stelle für Geldwäscheaufsicht, die auch die Aufsicht über 
den Nichtfinanzsektor koordiniert. Das BMF will – und 
dafür bin ich dem Finanzminister sehr dankbar – Steuer-
fairness stärken und insbesondere schwere Fälle der Steu-
erhinterziehung und aggressive Steuergestaltung be-
kämpfen.

Ein letzter Satz in eigener liberaler Sache: Könnten wir 
Liberale überall die Finanzen selbst verwalten und be-
wahren, hätten wir nicht – wie bei Ihnen – Cum-ex, 
sondern das Prädikat „summa cum laude“.

Vielen Dank.

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP – Beifall 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Zurufe von der CDU/CSU: Oh!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Nun denn, ich habe nicht damit gerechnet, Kollege 

Müller-Rosentritt, dass es jemanden gibt, der noch 
schneller reden kann als ich, und das in einer mir völlig 
unbekannten Sprache.

(Heiterkeit)

Bevor der Kollege Dr. Jens Zimmermann das Wort 
erhält, muss ich zu den Wahlen zurückkommen. Die 
Zeit für die Wahlen ist vorbei. Ist noch ein Mitglied des 
Hauses anwesend, das seine – –

(Zurufe von der CDU/CSU: Ja!)

– Na, aber husch!

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Wir müssen ja 
die Möglichkeit haben, die Debatte zu verfol-
gen!)

– Sie dürfen jetzt auch gerne – –

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Nein! – Nina 
Warken [CDU/CSU]: Es gebietet doch der 
Anstand, dass wir jetzt dem Kollegen 
Zimmermann noch zuhören! – Dr. Volker 
Ullrich [CDU/CSU]: Wir würden gerne nach 
der Rede von Herrn Zimmermann wählen!)

Darf ich mal darauf hinweisen – das mache ich jetzt 
gerne –, dass wir sehr viel Zeit hatten und – –

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Aber es war De-
batte! Wir müssen doch bei der Aktuellen 
Stunde dabei sein können! – Nina Warken 
[CDU/CSU]: Ja, aber die beiden Redner müs-
sen doch den anderen Rednern auch zuhören! 
Also, das gebietet ja wohl der Anstand!)

– Also, ich finde es geschäftsordnungsmäßig wirklich 
ziemlich beeindruckend, was die Unionsfraktion jetzt 
vorschlägt. Ich kann unterbrechen, bis Sie gewählt haben, 
aber ich kann auch sagen: Wir lassen Herrn 
Dr. Zimmermann noch reden, und dann gehen Sie zur 
Urne, so wie wir es vorhin bei Herrn Glaser gemacht 
haben,

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 60. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 13. Oktober 2022                                                                                                                                                                                               6727 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Frank Müller-Rosentritt 



(Dr. Mathias Middelberg [CDU/CSU]: Ja! Das 
machen wir! – Nina Warken [CDU/CSU]: Das 
wäre ein vernünftiger Vorschlag! – Matthias 
Hauer [CDU/CSU]: Nichts anderes haben wir 
vorgeschlagen! – Alexander Graf Lambsdorff 
[FDP]: Salomonisch!)

– Salomonisch. – In Abwandlung der zwingenden Vor-
schriften der Geschäftsordnung entscheide ich das jetzt 
einfach mal so.

(Markus Herbrand [FDP]: Sehr gut! Guter 
Präsident!)

Als letzter Redner hat das Wort der Kollege Dr. Jens 
Zimmermann, SPD- Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dr. Jens Zimmermann (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident, das ist sehr großzügig. Es 

wäre auch schade gewesen, wenn Herr Hauer jetzt nicht 
hätte zuhören können. Danke für das Interesse!

Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Das Buch „Die Akte Scholz“ wurde am 11. Ok-
tober veröffentlicht. Darüber reden wir in dieser Aktuel-
len Stunde. Die Begründung, die die Union mitliefert, ist, 
dass durch das Buch nun offene Fragen bestünden.

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Weitere offene 
Fragen!)

Ich würde mal sagen: Das ist eine reichlich steile These. 
Denn kaum ein Thema – das haben wir in dieser Debatte 
jetzt auch schon erlebt –

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Warum steht 
denn Scholz auf der Dankesliste! Das ist doch 
neu, oder nicht?)

ist eigentlich so umfangreich beleuchtet worden. Wir ha-
ben mehrere Untersuchungsausschüsse gehabt. Es gibt 
unzählige Veröffentlichungen.

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Und es kommt 
immer Neues zutage!)

Gefühlt vom Pförtner in der Hamburgischen Bürger-
schaft bis zum Finanzminister wurden Dutzende und 
Aberdutzende Zeuginnen und Zeugen in Untersuchungs-
ausschüssen gehört.

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Gegen einen 
vorhin zitierten Entlastungszeugen läuft übri-
gens ein Strafverfahren!)

Fast zwei Jahre tagte ein Parlamentarischer Unter-
suchungsausschuss in Hamburg. Es hat sich am Ende 
eine Sache gezeigt: Olaf Scholz hat keinen Einfluss auf 
das Steuerverfahren der Warburg Bank genommen, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD – Matthias Hauer [CDU/ 
CSU]: Das ist ja völlig abwegig!)

Was ist eigentlich die Frage hinter diesem ganzen Po-
panz, der hier aufgeführt wird? Die Frage ist: Gab es im 
Jahr 2016 eine politische Einflussnahme auf die Ent-

scheidung der Finanzbehörden in Hamburg, und war de-
ren Entscheidung in Sachen Warburg Bank damals rich-
tig?

(Zuruf des Abg. Christian Görke [DIE 
LINKE])

Es ist ja wichtig, dass man sich bei dieser zentralen Frage 
auf all das stützt, was die Untersuchungsausschüsse so 
zutage gefördert haben.

Alle Zeugen der Finanzbehörde haben ausgesagt, alle 
diejenigen, die dieses Steuerverfahren geführt haben, ha-
ben ausgesagt, es gab keinerlei Beeinflussung durch die 
Politik; sie hätten sich eigenständig und ausschließlich an 
fachlichen Gesichtspunkten entschieden.

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Das kann man 
auch nur als Sozialdemokrat so auslegen!)

In den Akten – das ist ja das Schöne an Untersuchungs-
ausschüssen; da kann man die ganzen Akten herbeizie-
hen – finden sich ebenfalls keinerlei Anhaltspunkte für 
diese These. Wenn man sich die Aussagen der Beamtin-
nen und Beamten im Untersuchungsausschuss anschaut 
und sie mit den Akten vergleicht, wird deutlich: Alles 
deckt sich. – Demnach kann man feststellen: Die Beam-
tinnen und Beamten hatten keinen Zweifel, dass es zum 
damaligen Zeitpunkt – wir reden über 2016; das ist sehr 
wichtig – rechtlich nicht sicher gewesen wäre, diese 
Rückforderung zu stellen. Das ist das, was die Akten 
und die Ergebnisse der Untersuchungsausschüsse zutage 
gebracht haben, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Sie erzählen hier immer die Geschichte von wegen 15 
von 16 Bundesländern. Wir müssen zurückgehen ins 
Jahr 2016. Fakt ist: Hamburg hat 2020 das Geld zurück-
gefordert.

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Aber nur wegen 
des Bundesfinanzministeriums! Hamburg 
musste gezwungen werden durch zwei Wei-
sungen!)

Es gibt aus meiner Sicht einen absoluten Kronzeugen, 
der über jeden Zweifel erhaben ist, und das ist der Kölner 
Oberstaatsanwalt Fuchs. Der oberste Cum-ex-Jäger des 
Landes von 2016 und 2017 musste ja auch vor dem Un-
tersuchungsausschuss aussagen. Soll ich Ihnen sagen, 
was der zum Verhalten der Hamburger Steuerbehörden 
gesagt hat? Er hat wortwörtlich gesagt: Ich war mit dem 
Verhalten vollkommen d’accord. – Also, er war vollkom-
men einverstanden mit dem Handeln der Hamburger 
Steuerbehörde.

(Dr. Mathias Middelberg [CDU/CSU]: Warum 
wird jetzt gegen die Steuerbeamten ermittelt? 
Warum laufen jetzt Ermittlungen gegen die 
Steuerbeamten?)

Das sagt ein Kölner Oberstaatsanwalt, der oberste Cum- 
ex-Jäger. Der ist nicht aus Hamburg, der hat nicht mal, 
wie andere Staatsanwälte, ein SPD-Parteibuch. Doch der 
hat gesagt: Das war richtig. Ich war d’accord damit.

(Beifall bei der SPD – Matthias Hauer [CDU/ 
CSU]: Verdacht der Begünstigung und Beihilfe 
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zur Steuerhinterziehung! Deswegen wird er-
mittelt!)

Das Interessante an der Sache ist: Dieser Oberstaats-
anwalt hat im Untersuchungsausschuss ausgesagt, dass 
der Fall damals noch nicht ausreichend ausermittelt ge-
wesen ist und dass es ihm eigentlich recht war, dass die 
Hamburger das nicht zurückgefordert haben. Er begrün-
det es wie folgt: Hätten sie das damals mit einem halb-
garen Fall gemacht und hätten vor Gericht verloren, wäre 
die ganze Cum-ex-Geschichte einfach so weitergegan-
gen.

(Dr. Mathias Middelberg [CDU/CSU]: Was ist 
das denn für ein schräger Mensch? Das ist 
doch oberschräg!)

Das sagt ein ehemaliger Oberstaatsanwalt in dieser Sa-
che. Ich finde, das muss man doch mal zur Kenntnis 
nehmen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD – Michael Schrodi [SPD], 
an die CDU/CSU gewandt: Deswegen auch 
kein Interesse an der Veröffentlichung des Pro-
tokolls! Kein Interesse!)

Ich fasse zusammen: Es gibt trotz umfangreichster Er-
mittlungen keinerlei Beweise. Die Finanzverwaltung be-
teuert, nicht beeinflusst worden zu sein. Der oberste 
Cum-ex-Jäger der Jahre 2016/2017 sagt: Die Haltung 
war vollkommen richtig. – Insofern kann ich mit einem 
Satz aus diesem Buch enden; das ist nämlich der letzte 
Satz in diesem Buch: „Da war nichts. Es hat keine Ein-
flussnahme gegeben. Schönen Dank.“ Das war von Olaf 
Scholz.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Zimmermann. – Damit 

schließe ich die Aktuelle Stunde.
Ich gebe jetzt den Unionskolleginnen und -kollegen – 

auch denen, die nicht Redner waren, sondern nur zuhören 
wollten – noch die Gelegenheit, ihre Wahlentscheidungen 
zu treffen. Darf ich trotzdem schon den nächsten Tages-
ordnungspunkt aufrufen? – Offensichtlich.

Ich rufe also auf den Tagesordnungspunkt 12:

Erste Beratung des von den Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Zah-
lung einer Energiepreispauschale an Renten- 
und Versorgungsbeziehende und zur Erweite-
rung des Übergangsbereichs

Drucksache 20/3938
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart. – Ich bitte, den Platzwechsel zügig vorzunehmen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Red-
ner Herrn Bundesminister Hubertus Heil für die Bundes-
regierung das Wort.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Seit dem 24. Februar, als Putin die Ukraine 
überfallen hat, erleben wir, dass er darüber hinaus ver-
sucht, die Staaten in Europa, die die Ukraine unterstüt-
zen, mit dem Einsatz von Energie als Waffe wirtschaft-
lich und sozial zu destabilisieren. Das ist keine 
Verschwörungstheorie des Westens, sondern das ist das, 
was er in Reden in Wladiwostok und in Reden in Sankt 
Petersburg selbst gesagt hat. Er versucht, uns wirtschaft-
lich zu schädigen und uns sozial auseinanderzutreiben, 
um unsere Solidarität mit der freien Ukraine zu zerstören. 
Aber das, meine Damen und Herren, wird ihm nicht 
gelingen!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Deshalb tun wir alles, um wirtschaftlichen Schaden von 
diesem Land abzuwenden und gleichzeitig unsere Gesell-
schaft sozial zusammenzuhalten. Konkret machen wir 
fünf Dinge:

Das Erste ist, dass wir für Versorgungssicherheit 
kämpfen, indem wir Gas einspeichern, indem wir dafür 
sorgen, dass LNG-Terminals gebaut werden, dass Ersatz 
beschafft wird, dass wir eine Gasnotlage möglichst in 
diesem und im nächsten Winter verhindern.

Das Zweite ist, dass wir dafür sorgen, dass die Kosten 
gesenkt werden – Stichworte „Gaspreisbremse“ und 
„Strompreisbremse“. Ich bin sehr dankbar für die Emp-
fehlungen der Kommission, die uns mithilft, den Schutz-
schirm in Höhe von 200 Milliarden Euro so aufzu-
spannen, dass wir tatsächlich mit den Preisen 
herunterkommen und damit Bürgerinnen und Bürger ent-
lasten und Unternehmen retten können.

Drittens, meine Damen und Herren, Wirtschaftshilfen. 
Vor allen Dingen für kleine und mittelständische Unter-
nehmen.

Viertens auch das Instrument der Kurzarbeit, wenn es 
notwendig ist, um Arbeitsplätze zu sichern und Brücken 
zu bauen.

Und fünftens entlasten wir Menschen mit niedrigem 
und mittlerem Einkommen durch die Entlastungspakete.

Mit dem heutigen Gesetz sorgen wir in zwei Bereichen 
für sehr gezielte Entlastungen.

Zum einen, meine Damen und Herren, sorgen wir da-
für, dass rund 20 Millionen Rentnerinnen und Rentner die 
Energiepreispauschale in Höhe von 300 Euro noch Mitte 
Dezember dieses Jahres bekommen können. Das hilft 
20 Millionen Menschen sehr konkret, die es auch ver-
dient haben.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Es geht nicht nur um die Rentnerinnen und Rentner, die 
regulär aus der gesetzlichen Rentenversicherung Rente 
beziehen. Es geht hier zum Beispiel auch um Erwerbs-
geminderte; auch sie werden davon profitieren.

(Zuruf von der CDU/CSU: Ein bisschen spät!)

Das ist ein ganz wichtiges Signal in dieser Zeit.
Zum anderen, meine Damen und Herren, sorgen wir 

auch dafür, dass die Einmalzahlung nicht der Beitrags-
pflicht in der Sozialversicherung unterliegt – das heißt, 
dass netto bei den Menschen mehr ankommt – und dass 
dieses Geld nicht bei den einkommensabhängigen Leis-
tungen angerechnet wird; es kann auch nicht gepfändet 
werden. Ich will damit eines sagen: Die Rentnerinnen 
und Rentner können sich in Deutschland auf den Sozial-
staat – gerade in diesen Zeiten – verlassen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Wir haben heute Morgen im Zusammenhang mit der 
Debatte um die Einführung des Bürgergeldes ja darüber 
geredet, dass sich Arbeit in Deutschland lohnen muss. 
Deshalb kümmern wir uns auch um die Menschen mit 
geringem Einkommen: nicht nur durch die Erhöhung 
des Mindestlohns auf 12 Euro – am 1. Oktober dieses 
Jahres in Kraft getreten –, nicht nur, indem wir Steuern 
senken und im Übrigen dafür sorgen, dass ein Kinder-
zuschlag eingeführt bzw. das Kindergeld erhöht wird, 
sondern auch, indem wir Menschen mit geringem Ein-
kommen mit diesem Gesetz gezielt von Sozialversiche-
rungsbeiträgen so entlasten, dass sie mehr Geld in der 
Tasche haben und sich gleichzeitig in ihrem sozialen 
Schutz nicht verschlechtern. So heben wir die berühmte 
Midijob-Grenze – den Übergangsbereich – von 1 600 auf 
2 000 Euro an. Damit entlasten wir die Menschen in 
diesem Einkommensbereich um insgesamt 1,3 Milliarden 
Euro – und das nicht nur im nächsten Jahr, sondern dauer-
haft, meine Damen und Herren. Die Menschen haben es 
verdient, und das ist der richtige Weg.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Einige werden sagen: 1,3 Milliarden Euro ist viel 
Geld. – Individuell bedeutet das für jemanden, der 
1 000 Euro verdient, eine Entlastung in Höhe von monat-
lich 58 Euro. „Das ist ja nicht viel“, sagen aber nur Leute, 
die ein sehr viel höheres Einkommen haben. Für Men-
schen in diesem Einkommensbereich bedeutet das ab 
dem 1. Januar eine sehr gezielte Entlastung.

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie deshalb: Unter-
stützen Sie dieses Gesetz! Wir helfen Rentnerinnen und 
Rentnern. Wir sorgen dafür, dass Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer mit geringem Einkommen mehr Geld in 
der Tasche haben. Es ist Teil unserer Maßnahmen, diese 
Gesellschaft in diesen Zeiten zusammenzuhalten.

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Minister. – Bevor der nächste Red-

ner, Herr Kollege Straubinger, das Wort erhält, komme 
ich zurück zu den Wahlen. Die Zeit für die Wahlen ist 
abgelaufen. Mir ist mitgeteilt worden, dass die Kollegin-
nen und Kollegen aus der Unionsfraktion ihre Wahlent-
scheidungen haben treffen können.

Damit schließe ich die Wahlen und bitte die Schrift-
führerinnen und Schriftführer, mit der Auszählung zu 
beginnen. Die Ergebnisse der Wahlen werden Ihnen spä-
ter bekannt gegeben.1)

Dann kommen wir zum nächsten Redner, dem Kolle-
gen Max Straubinger, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Max Straubinger (CDU/CSU):
Geschätzter Herr Präsident! Werte Damen und Herren! 

Wir beraten ja heute ein Gesetz zur Zahlung einer Ener-
giepreispauschale an Renten- und Versorgungsempfän-
ger; und auch Studenten sind beinhaltet. Gleichzeitig ist 
darin enthalten, dass die Midijob-Grenze angehoben 
wird.

Sicherlich ist es richtig, Herr Bundesminister, wie Sie 
einführend ausgeführt haben, dass wir die Menschen un-
terstützen angesichts des Wirtschaftskriegs und des Ener-
giekriegs, den Putin gegen unser Land und insgesamt 
gegen Europa führt. Da stehen wir als Union auch mit 
an Ihrer Seite.

Sie bringen dieses Gesetz ein, aber haben dazu eigent-
lich wenig gesagt, sondern sehr viel über andere Themen 
gesprochen. Wenn ich mich an frühere Formulierungen 
erinnere – das Gute-KiTa-Gesetz hatten wir mal, das 
Gute-Renten-Gesetz hatten wir mal, das Gute-so-und- 
so-Gesetz hatten wir mal –, dann würde ich dieses Gesetz 
letztendlich mit Schlechtes-Gewissen-Gesetz überschrei-
ben.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU)
Es handelt sich nämlich um das schlechte Gewissen der 
Bundesregierung und natürlich der Ampelparteien, weil 
sie beim ersten Energieentlastungspaket die Rentnerin-
nen und Rentner und die Studenten in unserem Land 
außen vor gelassen haben,

(Beifall bei der CDU/CSU)
und zwar bewusst – und das, obwohl sie sich immer in der 
großen sozialen Verantwortung üben und natürlich auch 
großartig formulieren, wie sie die Menschen unterstüt-
zen.

Aber Sie haben die Rentnerinnen und Rentner in un-
serem Land damals, Herr Bundesminister, abgespeist mit 
der Erklärung: Wir haben ja zum 1. Juli eine so tolle, 
große Rentenerhöhung gemacht mit 5,1 Prozent in West-
deutschland und 6,1 Prozent im Osten,

1) Ergebnisse Seite 6739 D
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(Dr. Tanja Machalet [SPD]: 5,35!)

und das genügt für die Rentnerinnen und Rentner.

(Zuruf von der SPD: Das geht ja gar nicht!)

– Doch. Das war Ihre Aussage seinerzeit als Begründung, 
die Rentnerinnen und Rentner bei der Energiepreispau-
schale außen vor zu lassen.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Genau! 
Hört! Hört!)

Deshalb sage ich ganz bewusst, dass dies ein Schlechtes- 
Gewissen-Gesetz ist.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dass die Rentnerinnen und Rentner jetzt ebenfalls eine 
Entlastung bekommen, wurde letztendlich nur dadurch 
ermöglicht,

(Zuruf der Abg. Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

weil der Druck von CDU und CSU, von der Opposition 
hier, dies mit herbeigeführt hat,

(Beifall bei der CDU/CSU)

und vielleicht auch das Wahlverhalten der Wählerinnen 
und Wähler in Nordrhein-Westfalen. Da wollte man sich 
natürlich unter Umständen nicht auch in Niedersachsen 
dieser Gefahr aussetzen. Deshalb haben sich diese Bun-
desregierung und vor allen Dingen dann die Ampelfrak-
tionen entschlossen, tatsächlich etwas für die Rentnerin-
nen und Rentner zu tun.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege Straubinger, erlauben Sie eine Zwischen-

frage aus der SPD-Fraktion?

Max Straubinger (CDU/CSU):
Ja, selbstverständlich. Kollege Rosemann, gerne.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Bitte schön.

Dr. Martin Rosemann (SPD):
Lieber Herr Straubinger, das ist ja immer schön, wenn 

Sie so richtig in Fahrt sind.

Max Straubinger (CDU/CSU):
Ich bin doch gar nicht in Fahrt, Herr Dr. Rosemann. Ich 

nenne ja nur Tatsachen.

Dr. Martin Rosemann (SPD):
Da geht also noch mehr. – Aber ich finde es bemer-

kenswert, dass Sie sich hier so aufplustern und die CDU/ 
CSU als Partei der Rentnerinnen und Rentner darstellen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Nein! 
Nein! Da brauchen Sie nicht zu klatschen! – 
Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Zu 
Recht!)

Ich glaube, da seid ihr ein bisschen falsch gewickelt. Ich 
würde nämlich gerne mal wissen, wie das eigentlich dazu 
passt, dass in der Großen Koalition in den letzten vier 
Jahren,

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Gutes 
Ablenkungsmanöver, Herr Rosemann!)

wo wir ja eine gemeinsame Rentenkommission hatten, 
Herr Straubinger, wo sogar die CSU, also in Person von 
Stephan Stracke, dabei war, –

Max Straubinger (CDU/CSU):
Guter Mann.

Dr. Martin Rosemann (SPD):
– sich die CDU und die CSU dagegen gewehrt haben, 

gemeinsam zu vereinbaren, dass wir das Rentenniveau 
auf 48 Prozent festschreiben. Wenn Sie die Rentnerpartei 
wären, dann hätten Sie doch die Garantie des Renten-
niveaus damals mitmachen können; das haben Sie nicht 
gemacht. In der Ampel haben wir das gemeinsam hinbe-
kommen.

Wenn Sie die Partei der Rentnerinnen und Rentner sein 
wollen, dann hätte ich gerne mal eine Haltung dazu, wie 
Sie das eigentlich in Zukunft mit dem Renteneintrittsalter 
sehen. Da haben wir in der Ampel uns darauf verständigt, 
dass wir das Renteneintrittsalter nicht weiter über 
67 Jahre erhöhen. Dazu würde mich mal Ihre Position 
als Union interessieren. Nach meiner Kenntnis haben 
Sie da eigentlich keine.

Max Straubinger (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Dr. Rosemann, vielen Dank für die 

Frage. Ich bin sehr dankbar, dass Sie auf das Rentenein-
trittsalter von 67 Jahren hinweisen. Das wurde ja unter 
dem Bundesminister Franz Müntefering eingeführt. Ich 
bin ihm ausdrücklich sehr dankbar;

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Ich 
nicht!)

denn Franz Müntefering hatte wenigstens die Statur da-
für, die Generationenfrage auch richtig anzugehen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Herr Dr. Rosemann, vor der Generationenentwicklung 

in unserer Gesellschaft können Sie sich möglicherweise 
die ganze Zeit davonstehlen, aber die wird sie einholen. 
Die wird uns als Gesellschaft insgesamt einholen, wenn 
wir immer mehr Rentnerinnen und Rentner und weniger 
Erwerbstätige haben; das ist ja völlig klar, Herr 
Dr. Rosemann.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – Zu-
ruf des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE])

Sie können es jetzt kaschieren. Ich bin nur erstaunt, dass 
die FDP diesen Mist, muss ich sagen, mitmacht.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Carina Konrad [FDP])

Es ist ja so: Sie wollen die Generationenfrage in keins-
ter Weise sachgerecht angehen. Das ist letztendlich das 
Versagen der Sozialdemokratie in dieser neuen Zeit.
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(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf von der 
SPD: Jetzt mal Butter bei die Fische! – Weite-
rer Zuruf von der SPD: Jetzt sagen Sie doch 
mal, was Sie wollen!)

Wir bräuchten mehr Franz Müntefering als Hubertus 
Heil, muss ich sagen.

Werte Damen und Herren, es kommt ja noch dazu, dass 
es schlecht gemacht ist. Ich habe ja viel Verständnis, aber, 
Herr Bundesminister, wären Sie unserem Rat schon da-
mals gefolgt und hätten seinerzeit auch den Rentnerinnen 
und Rentnern die Energiepreispauschale ausgezahlt, dann 
gäbe es jetzt nicht so viele Doppelzahlungen.

Der kleine Rentner Max Straubinger hat bereits 
300 Euro über seinen Einkommensteuervorauszahlungs-
bescheid erhalten.

(Carina Konrad [FDP]: Komische Sichtweise!)
Jetzt bekommt er nochmals 300 Euro. Es ist ja unglaub-
lich: 7 Millionen Rentnerinnen und Rentner sind einkom-
mensteuerpflichtig, zahlen Vorauszahlungen. Die haben 
bereits 300 Euro erhalten und erhalten jetzt wieder 
300 Euro. Das ist ja unmöglich, dass gerade die Rentne-
rinnen und Rentner, denen es eigentlich besser geht, die 
mehr Einkünfte haben, weiterhin zusätzlich entlastet wer-
den. Später wird es wohl wieder bei der Einkommen-
steuer kassiert werden. Aber dieser Bürokratismus, der 
hier aufgebaut wird, ist ja unerträglich, verehrte Damen 
und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Dann haben wir noch die schöne Geschichte mit der 

Ausweitung der Midijobs. Dafür hat sich der Bundes-
minister ja sehr gelobt. Aber alle sagen: In einer Zeit, 
wo die Unternehmen so gefordert sind und Ängste haben, 
gerade die kleinen Unternehmen, die auch viele Teilzeit-
beschäftigungen haben, erklären Sie letztendlich jede 
Teilzeitbeschäftigung zum Midijob und belasten damit 
die Bürgerinnen und Bürger und die Unternehmen. Laut 
Ausweis des Gesetzesvorschlags werden die Unterneh-
men zusätzlich mit 500 Millionen Euro belastet. Wenn 
ich dann noch dazurechne, dass ja bei der Anhebung 
der Midijob-Grenze von 1 300 Euro auf 1 600 Euro 
auch die Sozialversicherungsbeiträge –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Kommen Sie zum Schluss, bitte.

Max Straubinger (CDU/CSU):
– von den Unternehmen getragen werden müssen, be-

deutet das eine zusätzliche Belastung für die Unterneh-
men von 1,3 Milliarden Euro. Ich frage mich: Was sagt da 
überhaupt die Unternehmerpartei FDP dazu?

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Jan-Marco 
Luczak [CDU/CSU]: Nichts! Wie immer!)

Also, diese Fragen müssen wir jetzt klären. Ich freue 
mich auf die Anhörung, und ich freue mich auf weitere 
Debatten dazu.

Herzlichen Dank, Herr Präsident. Herzlichen Dank für 
die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Straubinger. – Nächster 

Redner ist der Kollege Markus Kurth, Bündnis 90/Die 
Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Markus Kurth (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Man 

weiß ja gar nicht, wo man anfangen soll, wenn man die 
Rede gerade gehört hat. Ich will auf jeden Fall darauf 
hinweisen, dass das Zentrale ist, dass wir jetzt die Kon-
junktur auch dadurch stärken, indem wir versuchen, 
Kaufkraftverluste bei den Menschen möglichst abzumil-
dern. Dazu hat die FDP zum Beispiel auch mit dem In-
flationsausgleich im Steuerrecht beigetragen – Stichwort 
„kalte Progression“; das wollen wir der Vollständigkeit 
halber mal nicht verschweigen –, auch wenn es jetzt nicht 
unser Lieblingsanliegen war. Aber das heißt: Wir haben 
insgesamt in der Ampel dort zusammengearbeitet.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Der Bundesminister hat hier schon eine ganze Reihe 
Punkte aufgezählt, die wir umgesetzt haben. Er hätte auch 
noch zusätzlich das 9-Euro-Ticket erwähnen können und 
dass wir das Wohngeld ausweiten und erhöhen. Er hätte 
die nahende Strompreisbremse und die Abschaffung der 
EEG-Umlage noch zusätzlich erwähnen können. Also, es 
gibt noch eine ganze Menge anderer Sachen, wo diese 
Ampel zusammengenommen alles Mögliche für das ge-
samte Spektrum der Einkommen von ALG-II-Beziehen-
den bis zu den Werktätigen in der Mittelschicht getan hat. 
Das sollte man in den Mittelpunkt dieser Debatte und der 
Betrachtung stellen; denn die Energiepreispauschale für 
Rentnerinnen und Rentner reiht sich in diesen Maßnah-
menkatalog ein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Und wenn es Ihnen gut gefällt, Herr Straubinger, dass 
der Druck der Union der Grund war, warum wir das jetzt 
machen, und wenn Ihr größter Kritikpunkt ist, dass es 
zugegebenermaßen verspätet gekommen ist, dann sei Ih-
nen dieser Punkt von mir aus ruhig gegönnt.

(Dr. Ottilie Klein [CDU/CSU]: Einverstan-
den! – Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: 
Dann müssen Sie einfach mal eher auf uns 
hören!)

Ich erinnere nur daran, dass ich, als ich vor einigen Mo-
naten von dieser Stelle aus zu einem Antrag der Union 
gesprochen habe, wo Sie uns das auch schon vorgeworfen 
hatten, meine Rede mit den Worten schloss, dass wir uns 
beim nächsten Entlastungspaket um die Rentnerinnen 
und Rentner kümmern werden, und genauso ist es jetzt 
auch gekommen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Dr. Ottilie Klein [CDU/CSU]: Na, Zeit 
wird’s!)
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Ich möchte lieber noch die Zeit nutzen, etwas anderes 
in die Betrachtung miteinzuführen. Wir sehen ja, dass 
jenseits des Bundeswehrsondervermögens, jenseits der 
Übernahme von Uniper und anderen Gasunternehmen 
alleine die Entlastungspakete und das, was wir noch in 
diesen Wirtschaftssicherungsfonds packen, unter ande-
rem die Gaspreisbremse, in Summe auf 300 Milliar-
den Euro zulaufen. Das ist eine astronomische Summe – 
das muss ich auch gerade als Mitglied des Haushaltsaus-
schusses sagen –, und trotzdem gibt es Sorgen allenthal-
ben, trotzdem erreichen uns verschiedene Hilferufe.

Was zeigt uns das? Sollen wir noch mehr Einmalzah-
lungen, Rettungsschirme, Zuschläge und Preisnachlasse 
machen? Da, wo es sinnvoll und notwendig ist, würde ich 
sagen: „Ja, schon“, zum Beispiel, wenn es darum geht, 
eine vernünftige Nachfolge des 9-Euro-Tickets zu finden, 
wenn es darum geht, Rehakliniken oder stationäre Ein-
richtungen in der Kinder- und Jugendhilfe zu unterstüt-
zen, und einige andere Beispiele könnte ich auch noch 
nennen. Aber ansonsten bin ich sehr dafür, dass wir mit 
dem Prinzip „Gießkanne“ für die Zukunft Schluss ma-
chen

(Zustimmung des Abg. Dr. Stefan Nacke 
[CDU/CSU] – Dr. Ottilie Klein [CDU/CSU]: 
Gute Einsicht!)

und dass wir zielgerichtet da intervenieren, wo es not-
wendig ist.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Wir haben ja bei Krisenreaktionen immer einen klas-
sischen Zielkonflikt, nämlich den zwischen Schnelligkeit 
und Zielgenauigkeit. Und da es jetzt schnell gehen muss-
te,

(Dr. Ottilie Klein [CDU/CSU]: Zum 1. De-
zember!)

weil diese Krise sich so aufgetürmt hat, ist es auch okay, 
dass man sozusagen eine Breitbandantwort gegeben oder, 
martialisch, eine Bazooka genommen hat.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Aber der Kanz-
ler wusste das alles! Der hat das alles schon 
durchdacht!)

Wenn wir jetzt den nächsten Schritt der Krisenbewälti-
gung gehen, dann muss man die Maßnahmen auf jeden 
Fall zielgenauer machen; denn die Erfahrung lehrt, dass 
man mit Pauschalinstrumenten Glücksritter und Krisen-
gewinnler anzieht. Ich erinnere nur an die Maskendealer 
von der Union, die das während der Coronakrise scham-
los ausgenutzt haben.

(Unruhe bei der CDU/CSU – Stephan Stracke 
[CDU/CSU]: Oh mein Gott! – Marc Biadacz 
[CDU/CSU]: Das war einfach!)

– Ja, ist doch wahr. Leugnen Sie es nicht!
(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Wo er 

recht hat, hat er recht!)
Es gibt Streuverluste – das ist auch bei der Energie-

preispauschale der Fall –, weil das Geld tatsächlich auch 
Menschen bekommen, die es nicht brauchen, wie ich zum 
Beispiel oder der Herr Straubinger, und es gibt Mitnah-

meeffekte. Diejenigen, die sich über den Tankrabatt am 
meisten gefreut haben, dürften ja die Mineralölkonzerne 
gewesen sein. Das heißt also: Mehr Zielgenauigkeit ist in 
Zukunft absolut entscheidend.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Zuruf der 
Abg. Dr. Ottilie Klein [CDU/CSU])

Die Höhe dieser Summe, 300 Milliarden Euro, die 
scheinbar einigen immer noch nicht reicht, zeigt aber 
auch das Ausmaß der Abhängigkeit, in die wir uns 
beim Thema „billiges Gas“ begeben haben, in diese 
wahnsinnige Sucht. Und sie legt noch mal ganz deutlich 
die Notwendigkeit offen, dass wir die Transformation zu 
einer klimaneutralen Wirtschaft beschleunigen müssen – 
dreifach, vierfach –, um uns aus diesen fatalen Abhängig-
keiten, in die uns frühere Bundesregierungen geführt ha-
ben, endlich zu befreien.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wir dürfen wirklich auch nicht vergessen, dass alle 

jetzigen Krisenausgaben auch Ausgaben zur Stärkung 
der Demokratie sind. Das möchte ich noch mal ausdrück-
lich betonen, weil ja zu befürchten steht, dass die Person 
von der Fraktion hier ganz rechtsaußen, die nach mir 
reden wird, behaupten wird, dass die Energiekrise Resul-
tat von deutschen quasi Wirtschaftskriegserklärungen ist, 
dass wir nur den USA folgen und ihre Befehle ausführen.

An dieser Stelle muss einfach – wie bei allen Maß-
nahmen, die wir hier zur Krisenbewältigung in Gang 
setzen – klar sein, dass wir dies tun, weil ein Diktator 
Europa bedroht und die Ukraine gewaltsam überfallen 
hat

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

und damit gegenüber uns im gesamten Westen tatsächlich 
eine Art von Bedrohung, Androhung – ich will nicht 
sagen: Kriegserklärung – ausgesprochen hat. Das darf 
man bei allem, was vielleicht manchmal auch ein biss-
chen fehlerhaft oder verspätet läuft, nicht vergessen.

Danke schön.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Anja Schulz [FDP])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Kurth. – Nächster Redner 

ist der Kollege René Springer, AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

René Springer (AfD):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Liebe Gäste! Wir debattieren über einen Gesetzent-
wurf der Bundesregierung; da geht es um eine Energie-
preispauschale von 300 Euro für Rentner, die einmalig 
gezahlt werden soll. Es ist in diesem Fall durchaus sinn-
voll, mal Betroffene zu Wort kommen zu lassen, und 
deswegen möchte ich aus einem Brief zitieren – einem 
Brief, den Frau Gruber, Rentnerin aus München, im April 
an Frank-Walter Steinmeier, den Bundespräsidenten, ge-
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schrieben hat. Mich hat sie dabei in Kopie gesetzt. Ich 
zitiere Frau Gruber:

Ich bin zutiefst betroffen und sprachlos darüber, dass 
wir ganz normalen Rentner jetzt Stromrechnungen 
akzeptieren müssen, ohne die geringste Chance oder 
Möglichkeit einer Unterstützung. Seit Jahren schon 
zahle ich als Mieterin einer Zweiraumwohnung mit 
41,5 Quadratmetern monatlich 160 Euro an Strom. 
Das liegt an den uralten Nachtspeicheröfen.

Nun soll ich aufgrund der gestiegenen Preise eine 
Stromnachforderung akzeptieren von 853 Euro. 
Alles zusammen muss ich in diesem Jahr allein für 
Strom 2 293 Euro zahlen. Die Stromnachforderung 
ist schon seit März 2022 fällig und lässt mich nicht 
mehr ruhig schlafen. Weil ich mir als fast 80-jährige 
alleinlebende, nicht mehr gesunde Rentnerin keinen 
Anwalt leisten kann und mich die Sozialbehörden 
qua Gesetz nicht unterstützen können oder dürfen, 
falle ich überall durchs Rost und erkenne: Dieser 
Staat hat die Relationen verloren und uns Rentner 
vergessen.

(Beifall bei der AfD)
In der Tat: Frau Gruber hat Recht. Es wurde im Früh-

jahr von der Bundesregierung und dem Parlament ein 
Entlastungspaket beschlossen, das 300 Euro Entlastung 
für Arbeitnehmer vorsah, aber nichts für Rentner, nichts 
für Frau Gruber, nichts für 20 Millionen in diesem Land, 
die in Rente sind und das Land aufgebaut haben. Die 
wurden vergessen. Nicht vergessen hat sich der Minister 
selbst, der mit seinen Bezügen von 25 000 Euro im Monat 
auch von der Energiepreispauschale profitiert hat, ge-
nauso wie der Kanzler mit seinen 30 000 Euro im Monat. 
Frau Gruber hat recht: Diese Regierung hat jede Relation 
verloren.

(Beifall bei der AfD)
Ich möchte noch mal zu dem Brief zurückkommen – 

denn er geht ja noch weiter –:

Der Staat und sämtliche Ämter und Behörden sorgen 
und bemühen sich ausschließlich nur noch um 
Flüchtlinge, Hartz-IV-Bezieher, Alleinerziehende, 
Schulabbrecher oder die Obdachlosen, denen seit 
vielen Monaten jede erdenkliche Hilfe zuteilwird – 
ganz zu schweigen von ihren vielen bemerkenswer-
ten Ukrainegeldern.
(Dr. Tanja Machalet [SPD]: Zum Glück sind 

die vier Minuten gleich vorbei!)
Und in der Tat hat die Bundesregierung im Frühjahr 

auch den sogenannten Rechtskreiswechsel beschlossen. 
Das heißt, dass Ukrainer, die jetzt nach Deutschland kom-
men, direkt ins Hartz-IV-System integriert werden,

(Dr. Tanja Machalet [SPD]: Das hat Sie echt 
traumatisiert! Das hat Sie wirklich traumati-
siert!)

also Anspruch auf Regelleistung haben und – nicht nur 
das – auch Anspruch auf Erstattung der Miete haben, und 
zwar jeder Miete. Jede Miete wird als angemessen akzep-
tiert, auch die 150-Quadratmeter-Wohnung für 2 500 Euro 
in Charlottenburg.

Man kann davon ausgehen, dass eine Person bereits 
Anspruch auf mindestens 1 200 Euro hat. Demgegenüber 
stehen dem Statistischen Bundesamt zufolge 5 Millionen 
Rentner, die monatlich gerade mal 1 000 Euro netto zur 
Verfügung haben. Sie geben einer Gruppe Geld, Woh-
nung, alles, was dazugehört – einer Gruppe, die nie einen 
Cent in unser Sozialsystem eingezahlt hat –,

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das 
wissen Sie doch gar nicht! – Dr. Ottilie Klein 
[CDU/CSU]: Das gehört hier nicht hin!)

und stellen sie besser als Rentner, die dieses Land auf-
gebaut und eine Lebensleistung erbracht haben.

(Rasha Nasr [SPD]: Feinste Hetze!)
Einen größeren Spaltkeil kann man nicht in diese Gesell-
schaft treiben.

(Beifall bei der AfD)
Wissen Sie, auch wir sind für die Unterstützung von 

Asylbewerbern aus der Ukraine,
(Zurufe der SPD: Ach! – Markus Kurth 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das sind 
Kriegsflüchtlinge! – Gegenruf des Abg. 
Stephan Brandner [AfD]: Hören Sie doch mal 
zu, dann können Sie noch was lernen!)

aber eben im Rahmen des Machbaren und im Rahmen des 
Üblichen, und das heißt: einen Antrag stellen, Einzelfall-
prüfung, Leistungen nach dem Asylbewerberleistungs-
gesetz und keine Sonderprivilegien. Das kommt mit uns 
nicht infrage.

(Beifall bei der AfD – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Das gehört abgeschafft, das 
Asylbewerberleistungsgesetz! – Zuruf der 
Abg. Rasha Nasr [SPD])

Und was nicht geht, ist, dass Sie jede Miete und sämt-
liche Heiz- und Betriebskosten von Ukrainern überneh-
men. Sämtliche Heiz- und Betriebskosten werden über-
nommen, während Rentner mit Ihrem Gesetzentwurf mit 
300 Euro einmalig abgespeist werden, die auch noch ver-
steuert werden müssen. Das ist alles nur noch lächerlich.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss, bitte.

René Springer (AfD):
Ehrlich gesagt erinnert mich das an Annalena 

Baerbock, die sagte: Ich stehe an der Seite der Ukraine, 
egal was meine deutschen Wähler denken. – Herr Heil, 
wenn Ihnen die Ukrainer wichtiger sind als die deutschen 
Rentner,

(Rasha Nasr [SPD]: So ein Quatsch!)
dann kann ich Ihnen eins nahelegen:

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege.

René Springer (AfD):
Treten Sie zurück! Gehen Sie in die Ukraine und lassen 

sich die 25 000 Euro –
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie jetzt bitte zum Schluss.

René Springer (AfD):
– dort von den Steuerzahlern zahlen.

(Beifall bei der AfD – Unruhe bei Abgeord-
neten der SPD und der LINKEN – Dr. Tanja 
Machalet [SPD]: Und Sie gehen zu Putin am 
besten! Rasha Nasr [SPD]: So ein Quatsch! – 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: So geht 
es nicht! – Gegenruf des Abg. Stephan 
Brandner [AfD]: Nur so geht’s!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Nächste Rednerin ist die Kollegin Anja Schulz, FDP- 

Fraktion.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Anja Schulz (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Im Frühsommer haben mich tatsächlich viele 
Nachrichten von Rentnerinnen und Rentnern erreicht 
mit der Frage, ob wir sie beim Entlastungspaket verges-
sen haben. Meine Antwort lautete immer: „Nein, das 
haben wir nicht“;

(Marc Biadacz [CDU/CSU]: Doch! Habt ihr, 
leider!)

denn es gab eine Reihe von Entlastungen, die jedem 
zugutekamen, der sich in irgendeiner Weise motorisiert 
fortbewegt hat, der Stromrechnungen zu begleichen hatte 
und der Einkommensteuer zahlen muss. Man wird sehr 
lange suchen müssen, um jemanden zu finden, der nicht 
in irgendeiner Form von unseren Entlastungspaketen pro-
fitiert hat. Und genau dafür wurden sie auch konzipiert.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Man kann sich 
die Lage auch schönreden!)

Trotzdem war die Energiepreispauschale omnipräsent; 
die anderen Maßnahmen sind in ihrem Schatten regel-
recht verblasst. Auch die höchste Rentenerhöhung seit 
Jahrzehnten war da schnell vergessen.

(Stephan Brandner [AfD]: Ja! Bei der höchsten 
Inflation seit Jahrzehnten kein Wunder!)

Es standen immer nur die 300 Euro im Raum und die 
Frage, wer sie bekommt und wer nicht. Das kann ich 
auch niemandem verdenken; denn das Maßnahmenpaket 
war sehr groß und auch sehr kleinteilig.

(Stephan Brandner [AfD]: 5 Prozent mehr 
Rente bei 10 Prozent Inflation!)

An die Kollegen rechts von mir:
(Stephan Brandner [AfD]: Ich höre zu!)

Es ist gerade jetzt wichtig, Einheit zu demonstrieren, an-
statt den Nährboden für Neid und Missgunst zu schaffen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Stephan Brandner 
[AfD]: Fangen Sie damit an!)

Inzwischen wissen wir, dass nicht nur berufsbezogene 
Ausgaben schwer zu stemmen sind, auch die Erhöhungen 
der Energiekosten sind für Bezieher durchschnittlicher 
Einkommen teilweise unzumutbar geworden. Daher ist 
es richtig, dass wir jetzt auch Rentnerinnen und Rentnern 
sowie Versorgungsbeziehenden eine Energiepreispau-
schale zukommen lassen.

Die 300 Euro sind ein passendes und notwendiges 
Mittel, um den Menschen die nächste Abschlagszahlung 
ein wenig leichter zu machen. Uns allen ist aber bewusst, 
dass das nicht reicht. Darum haben wir es auch nicht bei 
diesen Maßnahmen belassen. Rückwirkend für das 
Jahr 2022 wurde beispielsweise der Grundfreibetrag bei 
der Einkommensteuer angehoben. 2023 und 2024 geht 
das Ganze weiter, und wir landen bei fast 11 000 Euro.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Das ist ganz 
normale kalte Progression!)

Durch die Abschaffung der kalten Progression passen 
wir die Eckwerte für die Einkommensteuer ebenfalls an. 
Entgegen vielen Behauptungen entlastet das nicht nur die 
Besserverdiener, sondern ebenso Menschen mit kleinen 
und mittleren Einkommen; denn in Relation zu ihrer 
Steuerlast profitieren sie am meisten von der Anpassung.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD)

Seit Jahren sinkt die Anzahl der Menschen mit mitt-
leren Einkommen. Die kalte Progression war mit schuld 
daran, dass Einkommensteuerzahler trotz einer Lohn-
erhöhung im Zusammenspiel mit der Inflation real weni-
ger im Geldbeutel hatten. Umso wichtiger ist es, dass wir 
das Ganze jetzt abschaffen und die Diskussion in der 
Zukunft nicht mehr fortführen müssen. Ich will betonen, 
dass die Abschaffung der kalten Progression nicht nur im 
Kontext der Entlastungspakete gesehen werden darf, son-
dern dies die Abschaffung einer Ungerechtigkeit ist, die 
wir lange hatten.

Außergewöhnliche Zeiten erfordern aber mehr Maß-
nahmen als nur steuerliche Entlastungen. Mit den drei 
Entlastungspaketen mit einem Volumen von knapp 
90 Milliarden Euro haben wir gezeigt, dass wir bereit 
dazu sind. All das war notwendig. Dennoch weise ich 
noch mal darauf hin, dass die einfachste Lösung, um 
die Bevölkerung zu entlasten, bereits seit Jahrzehnten 
existiert; der Grundgedanke muss nicht erst von Experten 
in irgendeiner Form ermittelt werden, sondern ist so sim-
pel wie logisch: Wenn wir den Leuten weniger wegneh-
men, dann haben sie auch mehr zur freien Verfügung,

(Max Straubinger [CDU/CSU]: Sehr gut!)
und dann müssen wir nicht in Robin-Hood-Manier Gel-
der in irgendeiner Form wieder umverteilen. Lassen wir 
den Menschen also mehr Netto vom Brutto.

Eine Maßnahme, die diesem Grundgedanken ent-
spricht, verabschieden wir ebenfalls mit diesem Paket, 
indem wir nämlich die Midijob-Grenze – für die Beschäf-
tigung im Übergangsbereich – ab Januar auf 2 000 Euro 
anheben.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Die Versiche-
rungsgemeinschaft bezahlt das! Super Entlas-
tung! Linke Tasche, rechte Tasche!)
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In diesem Übergangsbereich zahlen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer verminderte Sozialversicherungsbei-
träge.

(Max Straubinger [CDU/CSU]: Den Ge-
werbetreibenden wird es aufgelastet!)

Das ist sinnvoll; denn steuerliche Entlastungen kommen 
gerade den Beschäftigten in diesem Bereich zugute. Es 
wurde schon von 1,3 Milliarden Euro Entlastung in die-
sem Bereich gesprochen.

Ich will natürlich nicht unter den Tisch fallen lassen, 
dass diese 1,3 Milliarden Euro auch von irgendjemandem 
bezahlt werden müssen.

(Stephan Brandner [AfD]: Ach!)
In diesem Übergangsbereich ist es so, dass Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer sich die Kosten nicht paritätisch teilen, 
sondern die Anteile je nach Höhe des Gehalts variieren. 
Je näher jemand an der Minijob-Grenze ist, desto höher 
ist der Anteil der Sozialversicherungsbeiträge für den 
Arbeitgeber. Das soll ab 2023 dann auf 2 000 Euro aus-
geweitet werden. Diese Entlastung zahlen am Ende also 
die Arbeitgeber. Auch die stehen gerade nicht in einer 
Blütezeit. Die Möglichkeiten für weitere Anpassungen 
nach oben sind daher sehr ausgereizt.

Wir sollten uns stattdessen mit der Frage beschäftigen, 
warum unsere Sozialversicherungsbeiträge überhaupt so 
hoch sind und warum sie kontinuierlich ansteigen. Lassen 
Sie uns das Problem also an der Wurzel packen und die 
Symptome bekämpfen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Schulz. – Und nun der 

Kollege Matthias W. Birkwald, Fraktion Die Linke.
(Beifall bei der LINKEN)

Matthias W. Birkwald (DIE LINKE):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Verehrter Minister Hubertus Heil! Ich hoffe, wir sind 
uns einig: Niemand soll Angst haben müssen, im Winter 
im Kalten oder im Dunkeln zu sitzen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Leider ist die Realität eine andere. Derzeit müssen bei-
spielsweise 7,7 Millionen Altersrentnerinnen und Alters-
rentner von weniger als 1 250 Euro netto Gesamteinkom-
men im Monat leben. Das sind 44 Prozent, die aktuell 
unter der EU-Armutsschwelle liegen. Werte Kolleginnen 
und Kollegen der Ampel, bekämpfen Sie endlich wirk-
sam die Altersarmut!

(Beifall bei der LINKEN)
Derzeit explodieren die Lebensmittelpreise, und die 

Energiepreise gehen durch die Decke. Und was tun Sie 
für diese älteren Menschen, die viel zu wenig Geld im 
Portemonnaie haben? Ab Januar 2023 sollen die Aller-
ärmsten gerade einmal 53 Euro mehr Grundsicherung im 

Alter – also Rentner-Hartz-IV – erhalten. Das reicht 
vorne und hinten nicht. Und die 290 000 Rentnerhaushal-
te, die Wohngeld beziehen, erhalten einen Heizkosten-
zuschuss von 415 Euro, einmalig. Und ebenfalls einmalig 
wird es im Dezember 2022 für alle Rentnerinnen und 
Rentner endlich eine Energiepreispauschale von 300 Euro 
geben, die meistens automatisch überwiesen werden 
wird. Das ist gut so. Jeder Euro hilft. Das hatten wir 
Linken schon im Sommer gefordert.

(Beifall bei der LINKEN)
Aber: Das kommt alles viel zu spät. Das hat alles mit 

den realen Kostensteigerungen nichts zu tun, und es ist 
willkürlich. Statt 53 Euro mehr müssten es mindestens 
200 Euro mehr sein.

(Beifall bei der LINKEN)
Liebe Koalition, so geht es nicht. Es geht auch anders: 

In Österreich erhalten männliche Rentner schon heute 
eine um 1 166 Euro höhere Durchschnittsrente als hiesige 
Rentner. Und Rentnerinnen bekommen immerhin 
353 Euro mehr, jeden Monat. Und dort, in Österreich, 
wird die Inflation per Gesetz komplett ausgeglichen, 
und oft gibt es noch etwas obendrauf. In Österreich 
wird die Rente im kommenden Jahr für hohe Renten 
um 5,8 Prozent angehoben. Für mittlere Renten gibt es 
8,5 Prozent mehr, und die Mindestrente wird sogar um 
10 Prozent erhöht werden. Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen der Ampel, nehmen Sie sich ein Beispiel an Öster-
reich!

(Beifall bei der LINKEN)
Auch hierzulande ist es Zeit für eine außerordentliche, 

einmalige Rentenerhöhung um 10 Prozent. Dann wäre 
das Rentenniveau endlich wieder bei lebensstandard-
sichernden 53 Prozent. Das würde Beschäftigte mit ei-
nem Durchschnittslohn von 3 242 Euro und ihre Chefs 
jeweils gerade einmal knapp 36 Euro mehr an Rentenbei-
trag kosten. Außerdem, meine Damen und Herren, brau-
chen wir jetzt eine Gas- und Strompreisbremse; denn 
sonst werden alle Ihre Einmalzahlungen und Rentenerhö-
hungen gnadenlos verpuffen.

Damit niemand im Winter frieren muss, brauchen wir 
die Umverteilung von oben nach unten. Darum fordere 
ich Sie auf: Beteiligen Sie endlich die Superreichen und 
die Krisenprofiteure und -profiteurinnen an den Kosten.

Ich danke Ihnen.
(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-

neten der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Birkwald. – Die nächste 

Rednerin ist die Kollegin Dr. Tanja Machalet, SPD-Frak-
tion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Tanja Machalet (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Lieber Herr Birkwald, wir werden ja dem-
nächst Gelegenheit haben, über die Frage des Renten-
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niveaus und andere Dinge zu sprechen. Mit Blick auf die 
Frage, die der Kollege Rosemann eben dem Kollegen 
Straubinger gestellt hat, möchte ich aber schon jetzt kon-
statierend festhalten: Die CDU/CSU hat keine Haltung 
zum Renteneintrittsalter;

(Stephan Brandner [AfD]: Die CDU hat über-
haupt keine Haltung!)

die CDU/CSU hat auch keine Haltung zum Renten-
niveau. – Das noch mal fürs Protokoll.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Stephan Stracke [CDU/CSU]: Und ihr 
habt keinen Müntefering mehr! Das ist das 
Tragische!)

Wenn ich das letzte Jahr Revue passieren lasse – wir 
sind ja jetzt alle sozusagen ein Jahr im neuen Bundestag –, 
dann muss ich sagen: Ich hätte mir vor einem Jahr noch 
nicht vorstellen können, heute hier zu stehen und zu die-
sem Thema zu sprechen. Denn vor einem Jahr haben wir 
alle gedacht: Wir machen Corona zu Ende und können 
dann die großen Themen, die wir im Koalitionsvertrag 
festgeschrieben haben, auf den Weg bringen.

(Zurufe von der CDU/CSU)
Dann kam der 24. Februar 2022 und verschob die 

Dimensionen in diesem Land. Uns war damals schon 
klar, dass es jetzt darum geht, den Zusammenhalt in der 
Gesellschaft zu sichern und Härten, die damit verbunden 
sind, abzufedern. Seitdem haben wir als Ampel viele 
notwendige Entlastungen auf den Weg gebracht und um-
gesetzt. Man muss, glaube ich, noch mal in Erinnerung 
rufen, was das alles war. Ich mache jetzt keine vollstän-
dige Liste, aber nenne den Heizkostenzuschuss, die 
300 Euro Energiepreispauschale für die Beschäftigten, 
die Erhöhung des Grundfreibetrages rückwirkend zum 
1. Januar – vielleicht lohnt sich da ein Blick auf die Ge-
haltsabrechnungen vom Juli und vom September; mein 
Eindruck ist, dass in den Köpfen nicht hängen geblieben 
ist, dass diese 300 Euro schon kamen –, die Erhöhung des 
Kindergeldes, das 9-Euro-Ticket und, und, und, nicht zu-
letzt auch die Erhöhung des Mindestlohns, die jetzt zum 
1. Oktober in Kraft getreten ist,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
die höchste Rentenerhöhung seit 40 Jahren im Westen, 
die zum 1. Juli in Kraft getreten ist, usw.

Wir sind jetzt bei der Umsetzung des dritten Entlas-
tungspakets mit einem Gesamtvolumen von 65 Milliarden 
Euro, darin ist auch endlich eine Energiepreispauschale 
für die Rentnerinnen und Rentner enthalten.

(Dr. Ottilie Klein [CDU/CSU]: Ja, endlich!)
Ich halte das auch für eine Frage der Gerechtigkeit. Wenn 
es nach mir gegangen wäre, hätten wir sie durchaus frü-
her auf den Weg gebracht.

(Marc Biadacz [CDU/CSU]: Hättet ihr auf uns 
gehört!)

Man muss festhalten: Wir nehmen für die Energiepreis-
pauschale für die Rentnerinnen und Rentner 6 Milliarden 
Euro in die Hand. Ich denke dabei, lieber Kollege 
Birkwald, auch an die kleine Rentnerin, die im Einfami-

lienhaus bei mir um die Ecke wohnt, die sich Sorgen 
darüber macht, ob sie an Weihnachten ihr Haus heizen 
kann. Genau das ist unser Punkt. Wir wollen die Energie-
preispauschale im Dezember auszahlen, unbürokratisch, 
das ist uns sehr wichtig, und pfändungsfrei, also ohne 
Verrechnung mit Sozialleistungen oder dem Grundren-
tenzuschlag.

Man kann uns natürlich dafür kritisieren, dass wir das 
pauschal machen, dass jeder die 300 Euro bekommt. 
Aber ganz ehrlich, lieber Herr Straubinger, wenn Sie 
sagen, Sie bekommen das zweimal, sage ich Ihnen: Es 
steht Ihnen völlig frei, es genau so zu machen, wie es die 
vielen Bürgerinnen und Bürger in diesem Land tun, die 
sagen: Es ist schön, dass ich diese 300 Euro bekomme. 
Ich brauche sie aber nicht. Ich spende sie an die Tafel 
oder an eine andere gemeinnützige Einrichtung.

(Zurufe von der CDU/CSU)

Das steht Ihnen völlig frei. Ich halte das für eine gute 
Haltung derjenigen, die nicht so stark betroffen sind. 
Aber es steht, wie gesagt, jedem frei.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Ich freue mich jedenfalls auf die Beratung am Montag, 
in der Anhörung, und die Beratung in der nächsten Wo-
che. Beschließen wir das zügig, und setzen wir es schnell 
um.

Für diesen Moment herzlichen Dank. Wir sehen uns 
nächste Woche zum gleichen Thema wieder.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Nächster Redner ist der 

Kollege Dr. Stefan Nacke, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Stefan Nacke (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf ver-
mischt die Ampel Dinge, die nichts miteinander zu tun 
haben. Sie betreiben mit der einmaligen Energiepreispau-
schale für Rentnerinnen und Rentner Krisenpolitik, mit 
der Anhebung der Midijobgrenze Ordnungspolitik, die 
unabsehbare Konsequenzen hat. Es ist nicht schwer, zu 
erkennen, was hinter dieser unlogischen Verquickung 
von Krisen- und Ordnungspolitik steht: Sie wollen, dass 
das eine Thema in der öffentlichen Diskussion das andere 
überlagert. Sie schieben der populären Energiepreispau-
schale ihre Midijobreform einfach unter und versuchen, 
unseren Sozialstaat unbemerkt umzubauen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Martin 
Rosemann [SPD]: Ist doch etwas Positives!)
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Aber schauen wir uns die Energiepreispauschale erst 
mal genauer an. Um es gleich vorweg zu sagen: Wir sind 
froh, dass die Rentnerinnen und Versorgungsempfänger 
endlich auch zu ihrem Recht kommen. Die Union hat das 
schon im Frühjahr des Jahres gefordert.

(Dr. Martin Rosemann [SPD]: Was wollen Sie 
denn jetzt eigentlich?)

Damals wollte die Ampel sich die 6,4 Milliarden Euro 
sparen und hat deshalb nur den einkommensteuerpflich-
tigen Erwerbstätigen eine Pauschale gewährt. Jetzt wird 
zu prüfen sein, ob wirklich alle Rentner mit dieser Pau-
schale erreicht werden – Stichwort: Bundesversorgungs-
gesetz, gesetzliche Unfallversicherung, berufsständische 
Versorgungswerke, Renten aus privaten Verträgen.

Ich habe im Mai auf meine drei schriftlichen Fragen an 
die Ampelregierung, warum die Rentnerinnen und Rent-
ner die Pauschale nicht bekommen, dreimal die gleiche 
Antwort erhalten – Zitat –: Mit der Energiepreispauschale 
sollten nur diejenigen begünstigt werden, denen typi-
scherweise Fahrtkosten im Zusammenhang mit ihrer Er-
werbstätigkeit entstehen. Die Pauschale sei ein Ausgleich 
für gestiegene Wegeaufwendungen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Aha!)

Dafür haben Sie damals, zu Recht, viel Kritik einstecken 
müssen. Nun versuchen Sie, diesen Fehler zu beheben, 
allerdings mit einer völlig anderen Begründung. Jetzt 
sagen Sie in der Gesetzesbegründung nicht mehr, die 
Fahrtkosten seien ausschlaggebend, sondern die hohen 
Lebenshaltungskosten der Bürgerinnen und Bürger auf-
grund der – Zitat – „anhaltend steigenden Energie- und 
Nahrungsmittelpreise“.

(Markus Kurth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ist ja auch eine neue Situation seit ein 
paar Monaten!)

Da frage ich mich: Warum bekommen angesichts dieser 
Begründung denn nur die Rentner und nicht alle in der 
Bevölkerung erneut die Pauschale?

(Beifall bei der CDU/CSU – Markus Kurth 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Maßnahmen 
gegen die kalte Progression zum Beispiel!)

In meinen Augen ist gute Politik immer auch eine 
Frage des richtigen Timings. Das hat die Ampel leider 
nicht. Während die Menschen sich fragen, wie sie über 
den Winter kommen sollen, streiten sich Herr Lindner 
und Herr Habeck öffentlich und präsentieren uns über 
Wochen völlig widersprüchliche Vorschläge. Ja, wie 
denn nun: die Preise mit einem Gaspreisdeckel senken 
oder die Preise mit einer Gasumlage erhöhen? Und was 
macht Kanzler Scholz? Nach der Bazooka holt er nun 
zum 200-Milliarden-Euro-Doppel-Wumms aus. Mit hei-
ßer Nadel gestrickt, wird eine Kommission eingesetzt, 
die ein tragfähiges Konzept ausarbeiten soll. Sie hätte 
aber nicht erst Ende September berufen werden dürfen. 
Ihr schlechtes politisches Timing ist schuld daran, dass 
jetzt nur noch das Prinzip Gießkanne – davon war ja 
schon die Rede – möglich ist.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich sage Ihnen in aller Deutlichkeit, wer die Leidtra-
genden Ihrer unausgewogenen Politik sein werden: un-
sere Kinder; denn die werden das bezahlen müssen, und 
das ist nicht generationengerecht.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Nun zum zweiten Teil Ihres ebenfalls mit heißer Nadel 

gestrickten Gesetzentwurfs, der Anhebung der Midijob-
grenze von 1 600 auf 2 000 Euro. Sie wollen die Beschäf-
tigten um rund 1,3 Milliarden Euro entlasten, aber durch 
unlautere Geschäfte zulasten Dritter. Denn Sie nehmen 
800 Millionen Euro aus den Kassen der Renten-, Kran-
ken- und Pflegeversicherung und erhöhen einseitig die 
Arbeitgeberbeiträge um 500 Millionen Euro. Damit ver-
teilen Sie Geld, das Ihnen nicht gehört.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Oberflächlich betrachtet klingen Beitragsentlastungen für 
Beschäftigte erst einmal gut. Wenn wir genauer hinschau-
en, ist es aber nicht so, dass die geringeren Rentenver-
sicherungsbeiträge auch zu geringeren Renten führen. Es 
entsteht also eine Finanzierungslücke. Das Äquivalenz-
prinzip, also die Grundlage der Rente – Versicherungs- 
und nicht Sozialleistung –, wird durch diese Anhebung 
weiter ausgehöhlt. Die Differenz muss die Solidar-
gemeinschaft der Beitragszahler tragen. In sowieso 
schwierigen Zeiten die Rentenversicherung weiter zu 
schwächen, ist verantwortungslos.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ich habe den Eindruck, dass Sie symbolpolitisch eine 

Gleichzeitigkeit herstellen wollen. Auf der einen Seite 
wollen Sie Ihr Manko aus dem Frühjahr ausgleichen, 
indem Sie den Rentnerinnen und Versorgungsempfän-
gern die Energiepreispauschale zugestehen, die Sie ihnen 
bisher mit fadenscheinigen Argumenten vorenthalten ha-
ben. Auf der anderen Seite tun Sie so, als ob Sie sich um 
die arbeitende Bevölkerung bemühen, verändern aber 
nachhaltig die Anreizstrukturen in Richtung mehr Teil-
zeitarbeit, obwohl wir doch das Gegenteil brauchen, 
nämlich viel mehr Menschen in Vollzeitverträgen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe von der 
CDU/CSU: Genau!)

Gute Politik wäre, den Menschen klar zu sagen: Es war 
ungerecht, die Rentnerinnen und Rentner im Frühjahr 
von der Energiepreispauschale auszuschließen; diesen 
Fehler beheben wir jetzt. – Dafür hätten Sie von uns 
Lob bekommen.

So wirkt das, was Sie in diesem Gesetzentwurf vor-
haben, nicht wie gute Politik, sondern einfach nur wie 
Politik nach Gutsherrenart.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Nacke. – Letzter Redner in 

dieser Debatte ist der Kollege Michael Gerdes, SPD- 
Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)
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Michael Gerdes (SPD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Kol-

leginnen und Kollegen! Lieber Minister Heil! Nachdem 
wir uns heute so oft anhören mussten, was die Ampel 
alles nicht gemacht hat,

(Stephan Brandner [AfD]: Eine Menge!)

möchte ich Sie noch einmal kurz daran erinnern, dass wir 
erst vor vier Monaten, im Juni, eine der größten Renten-
erhöhungen der letzten Jahrzehnte beschlossen haben. 
Wir haben – das darf man nicht vergessen – im Westen 
und im Osten die Rentnerinnen und Rentner gestärkt; das 
war richtig.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Stephan Brandner [AfD]: Sagen Sie 
etwas zur Inflation!)

– Hören Sie erst mal zu! – Was sonst noch passiert ist 
bzw. was passieren wird – die Lage ändert sich täglich –, 
ist von meinen Vorrednerinnen und Vorrednern gerade 
umfangreich ausgeführt worden. Ich denke, wir werden 
hier noch viel Gelegenheit haben, uns mit der aktuellen 
Politik auseinanderzusetzen.

Aktuell werden wir jetzt die Rentnerinnen und Rentner 
und auch die Versorgungsempfängerinnen und -empfän-
ger des Bundes im Dezember mit einer Energiepreispau-
schale von 300 Euro unterstützen; das, meine Damen und 
Herren, ist richtig. Darüber hinaus erweitern wir die Ver-
dienstgrenze für Midijobberinnen und -jobber von 1 600 
auf 2 000 Euro; auch das hilft, meine Damen und Herren. 
Insgesamt nimmt der Bund dafür 6,4 Milliarden Euro in 
die Hand – gut so!

(Stephan Brandner [AfD]: Die er den Bürgern 
vorher über Steuern abgenommen hat!)

Angesichts der angespannten Situation möchte ich Sie 
auf die Beobachtung vieler Tafeln und Sozialberatungs-
stellen verweisen; dort melden sich immer mehr Men-
schen, aus allen sozialen Schichten, verstärkt Rentnerin-
nen und Rentner, aber auch Menschen, die knapp über 
dem Existenzminimum stehen. Diese Personen brauchen 
zügig einen Zuschuss, und zwar unabhängig davon, ob 
sie Anspruch auf eine Alters-, Erwerbsminderungs- oder 
Hinterbliebenenrente haben.

Nun noch ein Wort zum Renteneintrittsalter, weil es 
vorhin angesprochen wurde: Die Rente mit 67 hat nicht 
dazu geführt, dass Menschen ihr 67. Lebensjahr im Er-
werbsleben erreichen, sondern dazu, dass viele Menschen 
mit Abschlag vorzeitig in den Ruhestand gingen und 
heute in der Situation sind, dass sie mit den in ihrem 
Erwerbsleben eingezahlten Beiträgen nicht dafür sorgen 
konnten, dass sie heute altersgerecht leben können.

(Stephan Brandner [AfD]: Können Sie ja än-
dern! Sie können es doch ändern!)

Deshalb haben wir für diese Gruppe auch keine Unter-
scheidung vorgenommen. Alle bekommen mit dem drit-
ten Entlastungspaket diese 300 Euro ausgezahlt, und 
zwar unbürokratisch und ohne einen Antrag stellen zu 
müssen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, allen, die jetzt sagen: 
„Es reicht nicht“, antworte ich: „Stimmt.“ – Natürlich 
werden wir als Ampel auch weiter reagieren, wenn wir 
merken, dass es zu sehr knirscht. Das ist doch ganz klar. 
Und allen, die jetzt sagen: „Da wird mir aber viel zu viel 
mit der Gießkanne verteilt“, kann ich beruhigt sagen: 
„Die 300 Euro sind sozialversicherungsfrei, aber nicht 
steuerfrei, insoweit profitieren Bezieher niedriger Renten 
natürlich auch mehr als Bezieher üppiger Pensionen.“ 
Das ist klar.

Meine Damen und Herren, wir lassen die Rentnerinnen 
und Rentner in dieser Krise nicht im Stich, und diejeni-
gen, die wenig verdienen, auch nicht. Das ist die Bot-
schaft, die uns in den nächsten Monaten trägt; davon 
bin ich fest überzeugt. Den sozialen Zusammenhalt geben 
wir nicht auf. Deshalb: Wir reden hier nicht von einem 
„Schlechtes-Gewissen-Gesetz“, Herr Straubinger, wir 
haben ein gutes Gewissen. In diesem Sinne: Glück auf!

Danke schön.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Gerdes. – Damit schließe 

ich die Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung des Gesetzent-

wurfs auf Drucksache 20/3938 an die in der Tagesord-
nung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es 
weitere Überweisungsvorschläge? – Das sehe und höre 
ich nicht. Dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Bevor ich den Tagesordnungspunkt 13 aufrufe, gebe 
ich Ihnen die von den Schriftführerinnen und Schriftfüh-
rern ermittelten Ergebnisse der Wahlen bekannt, die wir 
abgehalten haben.1)

Zunächst zur Wahl eines Mitglieds des Gremiums ge-
mäß § 3 des Bundesschuldenwesengesetzes: Von den 
736 Mitgliedern des Deutschen Bundestages haben 640 
ihre Stimme abgegeben. Mit Ja haben gestimmt 496 Ab-
geordnete, mit Nein haben gestimmt 107 Abgeordnete, 
37 Abgeordnete haben sich enthalten. Die Abgeordnete 
Kathrin Michel hat die erforderliche Mehrheit von min-
destens 369 Stimmen erreicht. Sie ist damit in das Gre-
mium gemäß § 3 des Bundesschuldenwesengesetzes ge-
wählt. Herzlichen Glückwunsch!

Nun kommen wir zur Wahl der Mitglieder des Gremi-
ums gemäß § 5 des Gesetzes zur Finanzierung der Bun-
deswehr und zur Errichtung eines „Sondervermögens 
Bundeswehr“: Von den 736 Mitgliedern des Hauses ha-
ben 640 ihre Stimme abgegeben. Von den abgegebenen 
Stimmen entfielen auf Dr. Michael Espendiller 90 Jastim-
men, 518 Neinstimmen bei 23 Enthaltungen und 9 ungül-
tigen Stimmen und auf die Kollegin Dr. Gesine Lötzsch 
366 Jastimmen, 225 Neinstimmen bei 45 Enthaltungen 
und 4 ungültigen Stimmen. Damit haben die Abgeord-

1) Ergebnisse und Namensverzeichnis der Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer an den Wahlen siehe Anlage 4
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neten Dr. Michael Espendiller und Dr. Gesine Lötzsch die 
erforderliche Mehrheit von 369 Stimmen beide nicht er-
reicht.

(Stephan Brandner [AfD]: Erbärmlich! Schä-
men Sie sich! Pfui!)

Bei Frau Dr. Lötzsch handelt es sich um 3 Stimmen. Es 
ist mehrfach nachgezählt worden. Das Ergebnis ist über-
prüft worden. Insofern steht das jetzt.

(Stephan Brandner [AfD]: Da war die Ab-
sprache wohl anders!)

Wir kommen damit zum Tagesordnungspunkt 13:

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU

Güterverkehrs- und Logistikbranche aus der 
Krise führen

Drucksache 20/3932
Überweisungsvorschlag:  
Verkehrsausschuss (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erster Red-
nerin der Kollegin Martina Englhardt-Kopf, CDU/CSU- 
Fraktion, das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Martina Englhardt-Kopf (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Erst 
gestern hatten wir im Verkehrsausschuss eine öffentliche 
Anhörung zur geplanten Erhöhung der Lkw-Maut. So-
wohl Logistikverbände als auch Unternehmerinnen und 
Unternehmer haben die aktuelle Situation in der Praxis 
geschildert. Kurzum: Ihnen steht das Wasser bis zum 
Hals. Sie können keine weiteren Belastungen mehr ge-
brauchen. Die Kosten für Kraftstoffe sind explodiert; 
ebenfalls schwierig sind die Preissteigerungen bei Ad-
Blue. Zu Recht gibt es vonseiten der Beschäftigten Lohn-
forderungen; die Lohn-Preis-Spirale setzt ein.

Für Unternehmer, die auf LNG umgerüstet haben, sieht 
es ganz düster aus. Im Gegensatz zu Dieselfahrzeugen 
können hier die Kostensteigerungen auf ebenfalls 600 
bis 800 Prozent mehr nicht weitergegeben werden. Sie 
stehen vor großen Verlusten, einige kurz vor der Insol-
venz, und die Fahrzeuge stehen auf den Betriebshöfen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Matthias Gastel 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Weil ihr Fehl-
investitionen provoziert habt! Das war eine 
Sünde!)

Unternehmerinnen und Unternehmer, Verbände, aber 
auch wir als Unionsfraktion weisen seit Beginn des Jah-
res auf die katastrophalen Auswirkungen der Preisexplo-
sion beim LNG hin, aber auch auf die Energiekrise, auf 
die gestiegenen Dieselkosten.

(Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir haben darauf hingewiesen, dass es 
für den Klimaschutz nichts bringt, auf LNG zu 

setzen! Trotzdem habt ihr es gefördert, geför-
dert, gefördert!)

Die Bundesregierung wurde immer wieder zum Handeln 
aufgefordert. Es gab zahlreiche Anträge. Was ist passiert? 
Nichts. Es passiert nichts. Es gibt Hilferufe. Es gibt Ge-
spräche in Ministerien. Es gibt runde Tische. Es gibt Auf-
forderungen von unserer Seite. Das zieht sich durch Ihre 
Regierung: Es passiert einfach nichts. Ich möchte an die-
ser Stelle insbesondere den Mittelstand noch einmal he-
rausstellen: Den Menschen, den Betrieben, den Unter-
nehmen steht das Wasser bis zum Hals.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Um es am Beispiel von LNG noch einmal ganz klar zu 
sagen: Das sind Unternehmerinnen und Unternehmer, die 
bewusst auf klimafreundlichere Technologien gesetzt ha-
ben, die investiert haben.

(Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das Umweltbundesamt sagt: „Bringt 
fast nichts fürs Klima“, hat aber nicht interes-
siert!)

Das hat etwas mit Vertrauensschutz zu tun. Aber auch mit 
Vertrauensschutz ist es bei dieser Bundesregierung nicht 
weit her. Ich erinnere mich sehr gut an den Schlamassel 
bei den KfW-Förderprogrammen. So zerstören Sie Ver-
trauen in die Politik, in unser demokratisches System.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Daher unser Appell bei den Entlastungspaketen: Schaffen 
Sie endlich auch einen LNG-Rettungsschirm für die Lo-
gistikbranche. Lassen Sie nicht zu, dass diese Unterneh-
merinnen und Unternehmer jetzt in die Insolvenz gehen.

Die Sachverständigen aus der Güterkraftverkehrsbran-
che waren sich gestern bei der öffentlichen Anhörung 
auch einig: Die geplante Mauterhöhung ab dem kommen-
den Jahr kommt zur absoluten Unzeit – ich habe einige 
Probleme aufgezeigt: drohende Rezession, Krise –; zur 
jetzigen Zeit ist das ein völlig falsches Signal. Sie treiben 
damit nicht nur die Inflation an. Diese Erhöhung entfaltet 
auch keine Lenkungswirkung. Die Kosten werden ein-
fach an Verbraucherinnen und Verbraucher weitergege-
ben, oder aber die Unternehmen, die sowieso schon ge-
beutelt sind, bleiben auf ihnen sitzen. Dabei wäre es sogar 
möglich, die Maut zum Jahresbeginn zu senken und bei-
spielsweise nur die Infrastrukturkosten herauszugreifen. 
So könnten wir sogar entlasten und in einem größeren 
Schritt gegen Ende des Jahres ein Gesamtpaket vorlegen, 
die geplante CO2-Differenzierung mit einbeziehen und 
hier auch für Entlastungen sorgen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Deshalb mein dringender Appell: Verschieben Sie diese 
Mauterhöhung, und legen Sie gegen Ende des Jahres 
einen vernünftigen Vorschlag vor.

Ein weiterer Punkt ist der Finanzierungskreislauf Stra-
ße. Auch der soll aufgeweicht werden. Das steht in Ihrem 
Koalitionsvertrag. Das ist ein weiterer Schlag in das Ge-
sicht der Brummifahrer, der Logistik- und der Güterver-
kehrsunternehmer. Deshalb ganz dringend: Unterstützen 
Sie unseren Antrag. Lassen Sie uns gemeinsam mit den 
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Unternehmerinnen und Unternehmern einen Schritt aus 
der Krise machen; denn sie sind systemrelevant für uns, 
für unser ganzes Land.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Engelhardt-Kopf. – 

Nächster Redner ist der Kollege Udo Schiefner, SPD- 
Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Matthias 
Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Udo Schiefner (SPD):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! „Güterverkehrs- 
und Logistikbranche aus der Krise führen“ – selbstver-
ständlich ist das ein Thema. Ich würde sogar gerne jede 
Woche über dieses Thema diskutieren, weil man natür-
lich Antworten braucht. Als Wirtschaftsfaktor und als 
Arbeitsplatz haben gerade Transport und Logistik 
enorme Relevanz. Das wissen wir. Logistikketten hängen 
davon ab. Ich begrüße sehr, wenn wir uns mehrmals täg-
lich bewusst machen, was es heißt, wenn Unternehmen 
Logistikketten nicht mehr aufrechterhalten können.

Ich begrüße, dass die tatsächlichen Belastungen der 
kleinen und mittelständischen Unternehmer und der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter öffentlich diskutiert wer-
den, dass wir nach Lösungen suchen. Schon vor der Pan-
demie, vor Krieg und Energiekrise hatten wir eine 
Situation, die die Betriebe stark belastete und die die 
Betriebe teilweise nicht mehr stemmen konnten.

Da brauchen wir Lösungen; das sage ich auch durchaus 
aus Sicht der Sozialdemokratie. Aber Lösungen – Frau 
Kollegin, Sie haben die Probleme eben angesprochen – 
stehen in Ihrem vorliegenden Antrag nicht. Ich habe Ihre 
Worte vernommen, und man kann darüber diskutieren. 
Aber Ihr Antrag, der übrigens erst am späten Dienstag-
abend trotz der Bedeutung dieses Themas eingegangen 
ist, zeigt wenig Substanz; vielmehr wurden hier die ein-
zelnen Punkte noch einmal schön aufgeführt – das muss 
ich anerkennen –; aber er enthält keine Lösungsansätze.

Deshalb ist es wichtig, dass wir unsere Arbeit im Aus-
schuss, die wir fraktionsübergreifend verabredet haben, 
fortsetzen. Wir werden mit den Verbänden und den Be-
troffenen reden und Lösungen erarbeiten. Ich lade Sie 
ein, in den nächsten Wochen gemeinsam mit den Fraktio-
nen der Koalition zu arbeiten.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Ich bin gespannt, 
was „gemeinsam“ bedeutet!)

Sie fordern beispielsweise die beschleunigte Instand-
setzung der Verkehrsinfrastruktur, den Bau von Lkw- 
Parkplätzen, von Autohöfen und die Umsetzung des Bun-
desverkehrswegeplanes. Nichts anderes steht in unserem 
Koalitionsvertrag. Vielen Dank für Ihre Zustimmung, 
auch wenn Sie diesen Koalitionsvertrag nicht unter-
schreiben konnten, meine Damen und Herren der Union.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Carina 
Konrad [FDP])

Sie wollen einen runden Tisch im Bundesministerium 
zum Fahrermangel. Runde Tische sind immer gut.

(Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Auch geduldig!)

Sie müssen aber doch bitte schön auch zur Kenntnis 
nehmen, dass dort ein Gipfel – mehr als ein Verbände-
treffen – stattgefunden hat mit vielen Vertretern zu die-
sem Thema.

(Thomas Bareiß [CDU/CSU]: Was hat er ge-
bracht? Nichts hat er gebracht!)

Ich bin mir sicher: Das Ministerium wird darauf aufbauen 
und die Themen aufnehmen.

Wir werden schon in 2023 – davon bin ich überzeugt – 
gemeinsam mit den Betroffenen Maßnahmen einleiten, 
die zeigen, wie wichtig uns eine zukunftsfähige Logistik-
branche ist, mit guten sozialen Bedingungen, guter Be-
zahlung für Fahrerinnen und Fahrer. Nur so werden wir 
unsere Logistikketten auf Dauer erhalten können. Wir 
wissen: Die Unternehmen brauchen unsere Unterstüt-
zung, und auch die Fahrerinnen und Fahrer brauchen 
unsere Unterstützung.

(Thomas Bareiß [CDU/CSU]: Die spüren aber 
wenig davon!)

Daran werden wir gerne mit Ihnen gemeinsam arbeiten, 
so wie wir es auch bisher gemacht haben.

Ihr Antrag wird Gegenstand weiterer Beratungen sein; 
er kann auch eine gute Grundlage mit vielen Schlagwor-
ten sein. Nur: Der Knochen alleine reicht nicht. Satt wird 
man nur, wenn an diesem Knochen letztlich auch Fleisch 
ist. Das ist – sinnbildlich – unsere Aufgabe: für die Lo-
gistikbranche und die dort beschäftigten Menschen aktiv 
zu werden.

Im Übrigen durfte ich – dies als letzter Satz, weil Sie 
die neuen Koalitionäre so anprangern – viele Jahre auch 
mit Ihnen in einer Koalition zusammenarbeiten.

(Dr. Christoph Ploß [CDU/CSU]: Das war 
schön!)

Ich muss ehrlich sagen: An vielen Stellen haben wir zu-
sammen viel erreicht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Aber ich sage auch, dass ich froh bin, dass wir in dieser 
Koalition mit mehr Herzblut für die Logistik arbeiten,

(Widerspruch bei der CDU/CSU)

als es unter der alten Leitung des Ministeriums der Fall 
war.

(Thomas Bareiß [CDU/CSU]: Da muss er sel-
ber lachen!)

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Schiefner. – Als nächster 

Redner erhält das Wort der Kollege René Bochmann, 
AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

René Bochmann (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegen! 

Liebe Landsleute auf den Tribünen und an den Bildschir-
men! Zur Beratung steht der Antrag von CDU/CSU „Gü-
terverkehrs- und Logistikbranche aus der Krise führen“, 
wobei die CDU/CSU zwölf Jahre Zeit gehabt hätte, die 
komplette Verkehrsinfrastruktur für solche Situationen 
vorzubereiten.

(Stephan Brandner [AfD]: 16 Jahre sogar!)
Hätten die damaligen Regierungsverantwortlichen Teile 
dieser Wirtschaftsbereiche konsequent unterhalten, er-
neuert und ausgebaut, könnten wir uns in dieser Krise 
jetzt auf die für uns lebenswichtigen Transportwege ver-
lassen. Haben Ihre Minister Ramsauer, Schmidt, 
Dobrindt und Scheuer

(Stephan Brandner [AfD]: Eine Leuchte nach 
der anderen!)

die Signale aus der Wirtschaft bewusst nicht ernst genom-
men oder fahrlässig ignoriert? Dabei erinnere ich auch an 
die 100 Millionen Euro, welche dem Steuerzahler durch 
das Pkw-Maut-Desaster verloren gingen. Genau dies ist 
Ihr Vermächtnis.

Der Ukrainekrieg verbunden mit den Russland-Sank-
tionen verstärkt diesen katastrophalen Zustand jetzt um 
ein Vielfaches. Nicht nur der Gaspreis, sondern auch die 
Preise anderer Rohstoffe explodieren schlagartig und 
treiben nun Reparatur- und Baukosten in die Höhe. Die 
daraus resultierende Inflation führt neben zahlreichen 
Unternehmen in fast jeder Branche auch viele noch gut-
bürgerliche Haushalte damit zwangsläufig in Existenz-
not.

Sehr geehrte Kollegen, noch einmal zur Erinnerung: 
Kommunikations- und Verkehrsinfrastruktur sind das 
Skelett eines jeden Staates und stellen damit alle Lebens-
bereiche sicher.

(Beifall bei der AfD)
Straße, Schiene, Wasser und Luft: Es fehlt an Berufs-
kraftfahrern, an Lokführern, an Personal in der See- und 
Binnenschifffahrt, in der Flugabfertigung, und das nicht 
erst seit Beginn des Ukrainekrieges, sondern bereits seit 
Ihrer letzten Amtszeit in Regierungsverantwortung, liebe 
Kollegen der CDU/CSU.

(Beifall bei der AfD)
Denn auch vor der Coronapandemie und vor dem 

Ukrainekrieg lagen bereits zahlreiche Schiffe vor Helgo-
land und warteten wochenlang auf ihre Abfertigung in 
deutschen Seehäfen, gab es marode Schleusen in der 
Binnenschifffahrt, beschäftigte uns die Elbvertiefung, 
die ständig Probleme mit nachrutschendem Schlick ver-
ursacht, und es gab bereits Tausende dringend reparatur-
bedürftige Straßenbrücken. Auf diese bisherige Problem-
analyse folgen nun unsere Lösungsvorschläge:

Erstens: Alle Russland-Sanktionen sofort beenden.
Zweitens: Bisher vertraglich vereinbarte Gas- und Öl-

lieferungen aus Russland wieder nutzen.
(Michael Donth [CDU/CSU]: „Putin zum Za-

ren ausrufen“ fehlt noch!)
Drittens – lassen Sie mich bitte ausreden –: Alle derzeit 

noch zur Verfügung stehenden reaktivierbaren Kern- und 
Kohlekraftwerke zur Energiesicherung einbinden.

Viertens: CO2-Abgabe komplett abschaffen.
Fünftens: Keine Maut-Erhöhung in der Krisensituati-

on.
Sechstens: Planungsverfahren zur Sanierung und zum 

Neubau von Verkehrsinfrastruktur beschleunigen, um 
den Wirtschaftsstandort auch unseren Transport- und Lo-
gistikunternehmen zu sichern.

Siebtens: Förderung der dringend benötigten Ausbil-
dungsberufe Kraftfahrer, Hochsee- und Binnenschiffer 
sowie Lager- und Logistikfachkräfte.

Achtens: Mehrwertsteuer zur Entlastung der Bürger 
langfristig auf 7 Prozent senken.

Sehr geehrte Kollegen, ich fordere Sie hiermit aus-
drücklich auf, unsere Bürger und den noch sicheren Wirt-
schaftsstandort Deutschland vor drohendem Schaden zu 
bewahren, indem Sie diesem Antrag ebenfalls zustim-
men. Sie alle haben es in der Hand und müssen es nur 
wollen. Wir stimmen diesem Antrag zu.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Bochmann. – Als nächster 

Redner hat das Wort der Kollege Matthias Gastel, Bünd-
nis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Matthias Gastel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! 

Liebe Kollegen! Es geht um die Krise in der Logistik. 
Und ja, natürlich gibt es diese Krise. Mit Blick in den 
Koalitionsvertrag der Ampel, aber auch mit Blick auf 
das, was wir bereits begonnen haben umzusetzen, kann 
ich sagen und feststellen: Wir reagieren auf die Krise.

(Dr. Christoph Ploß [CDU/CSU]: Laufzeitver-
längerungen! Das wäre gut!)

Zum Antrag der CDU/CSU-Fraktion sage ich: Sie ver-
engen wieder einmal eine Thematik ganz massiv. Es gibt 
bei Ihnen zum Beispiel offensichtlich keine Klimakrise; 
die taucht hier überhaupt nicht auf.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Christoph Ploß [CDU/CSU]: Wir brauchen 
Kernenergie!)

Das sind massive Herausforderungen, denen wir uns hier 
stellen müssen. Sie sind total Lkw-fixiert unterwegs. Der 
Lkw hat im Bereich des Güterverkehrs einen Anteil von 
74 Prozent; niemand kann, niemand will ihn ausblenden. 
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Aber es gibt auch noch andere Transportmittel, beispiels-
weise die Bahn, die nicht leistungsfähig genug ist, die 
Lieferketten stärker zu unterstützen, was auch damit zu 
tun hat, dass Sie das System Schiene über viele Jahre 
schlicht und ergreifend kaputtgespart haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Detlef Müller [Chemnitz] 
[SPD] und Thomas Lutze [DIE LINKE])

Sie sind dafür mitverantwortlich, dass so viel über die 
Straße transportiert werden muss und zu wenig über die 
Schiene gehen kann, weil dort die notwendige Leistungs-
fähigkeit nicht vorhanden ist und dementsprechend Zu-
verlässigkeit nicht möglich ist.

(Henning Rehbaum [CDU/CSU]: Was ist denn 
das für ein Argument? – Stephan Brandner 
[AfD]: Dann machen Sie das doch!)

Und wenn Sie aus der Unionsfraktion jetzt hier dazwi-
schenrufen, dann nenne ich Ihnen drei Namen: Ramsauer, 
Dobrindt und Scheuer. Ich an Ihrer Stelle, wenn ich in 
Ihrer Fraktion wäre, würde mich bei jeder Verkehrsdis-
kussion im Bundestag – nach alldem, was Sie an notwen-
digen Entscheidungen versäumt haben – in den tiefsten 
Löchern des Reichstagsgebäudes verkriechen,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – 
Dr. Christoph Ploß [CDU/CSU]: Was ist denn 
Ihre Lösung?)

anstatt mit solchen Anträgen zu kommen.

(Zurufe von der CDU/CSU)

Wir diskutieren hier Versäumnisse, die Sie mit drei 
CSU-Verkehrsministern zu verantworten haben. Das 
war einfach zu viel für das System Straße – denken Sie 
an die Brücken, die bröckeln –, für das System Schiene, 
das nicht leistungsfähig genug ist.

(Zurufe von der CDU/CSU)

– Und jetzt rufen Sie auch noch dazwischen, wenn ich 
darauf hinweise.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Henning Rehbaum [CDU/CSU]: Vielen Dank 
für den sachlichen Beitrag!)

In Ihrem Antrag fordern Sie, am Bundesverkehrswege-
plan festzuhalten. Was Sie leider völlig versäumen und 
ignorieren, ist, dass Sie damals, vor Jahren, als er auf-
gestellt wurde, einfach eine Auflistung von gewünschten 
Projekten gemacht haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie haben nicht priorisiert. Sie haben nicht finanziert. Sie 
haben nicht gesagt, in welcher Reihenfolge mit welchen 
Planungskapazitäten was funktionieren soll.

(Dr. Christoph Ploß [CDU/CSU]: Was ist denn 
Ihre Lösung?)

Sie haben weder Umweltziele noch die Verlagerung von 
Verkehr auf die Schiene verfolgt. Damit haben wir jetzt 
zu tun.

Wir haben als Ampelkoalition vereinbart, dass wir die 
Projekte priorisieren wollen. Wir haben vereinbart, dass 
wir sie neu aufstellen wollen. Wir haben einen Dialog-
prozess vereinbart, um einen Konsens über die Infra-
strukturentwicklung in Deutschland herbeizuführen. 
Das sind nämlich die Dinge, die nicht gemacht wurden, 
die aber notwendig sind. Und wir werden darauf gucken 
müssen, dass wir die Projekte voranbringen, die wirklich 
Sinn machen,

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Stuttgart 21!)
die notwendig, aber auch finanzierbar sind und die Kli-
mazielen nicht im Wege stehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Das ist unsere Aufgabe; dazu haben wir auch Entspre-
chendes im Koalitionsvertrag vereinbart.

(Zuruf des Abg. Ulrich Lange [CDU/CSU])
Sie fordern, Infrastrukturprojekte zu beschleunigen. 

Sie haben in der letzten Legislatur mehrere Beschleuni-
gungsgesetze beschlossen, die sich jetzt aber als weit-
gehend wirkungslos erweisen. Wir arbeiten derzeit in 
der Beschleunigungskommission Schiene; diese wird 
noch im Oktober ihre Ergebnisse vorlegen. Ich bin sehr 
optimistisch, dass wir dann genau die Dinge präsentieren, 
mit denen wir deutlich schneller vorankommen, gerade 
beim Ausbau der Schienenwege, der über Jahre – man 
muss schon fast sagen: über Jahrzehnte – versäumt wor-
den ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wir binden hier auch die Branche eng ein; das scheint 
Ihnen im Antrag ja zumindest rhetorisch wichtig zu sein. 
Es sind Unternehmen, es sind Umweltverbände dabei. 
Sie beteiligen sich daran, die entsprechenden Maßnah-
men,

(Felix Schreiner [CDU/CSU]: Reine Ideo-
logie!)

um bei der Infrastruktur schneller voranzukommen, mit 
auszuarbeiten.

Sie schreiben, dass Sie die Nutzerfinanzierung aus-
bauen wollen. Gleichzeitig schreiben Sie aber, „auf eine 
Erhöhung der Lkw-Maut“ verzichten zu wollen. Wie soll 
man denn das zusammenbringen? Das eine passt nicht 
zum anderen. Deswegen ist es gut und richtig, dass wir 
an der Weiterentwicklung der Lkw-Maut arbeiten. Wir 
müssen es von Gesetzes wegen.

(Zuruf des Abg. Dr. Jonas Geissler [CDU/ 
CSU])

Wir wollen es aber auch, weil die Lkw-Maut zusätzliche 
Aufgaben und Funktionen erfüllen muss. Sie muss zum 
einen die Finanzierung der Infrastruktur ermöglichen, 
zum anderen aber auch eine Lenkungsfunktion haben, 
damit mehr Güter auf die Schiene wandern können,

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

sodass die Klimaziele erreichbar sind.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 60. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 13. Oktober 2022                                                                                                                                                                                               6743 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Matthias Gastel 



Genau diese Dinge haben wir im Koalitionsvertrag 
vereinbart. Jetzt liegt ein Gesetzentwurf vor. Es wird 
sicherlich noch einmal darüber geredet werden müssen, 
wie er im parlamentarischen Verfahren weiterentwickelt 
werden kann. Aber wir sind da auf jeden Fall dran und auf 
einem guten Weg.

Sie fordern einen runden Tisch. Ja, wenn man nicht 
mehr weiterweiß, dann gründet man … Sie kennen den 
Spruch.

(Zuruf des Abg. Dr. Jonas Geissler [CDU/ 
CSU])

Wir sind schon im ständigen Dialog, auch bei AdBlue; 
die Thematik haben Sie in Ihrem Antrag angesprochen. 
Wir sind längst in einem intensiven Austausch mit den 
Herstellern, der Industrie und den Verbänden. Wir wer-
den ganz schnell reagieren, wenn es tatsächlich Engpässe 
geben sollte;

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Gibt ja keine Eng-
pässe! Alles super!)

denn es ist völlig klar, dass die Lieferketten funktionieren 
müssen. Wir sind immer im Gespräch mit den entspre-
chenden Stellen.

Fazit: Wir führen die Dialoge, die notwendig sind, und 
wir machen es gerne und überzeugt. Es ist viel in der 
Pipeline und vieles bereits in der Umsetzung, übrigens 
auch in Sachen Ladeinfrastruktur für elektrische Lkw, 
die notwendig sind.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Das ist genau das, 
was wir jetzt brauchen in der Krise!)

Sollten Sie in Zukunft noch einmal derartige Anträge 
einbringen, denken Sie bitte auch an die Schiene, denken 
Sie an den Klimaschutz, denken Sie an die Verlagerung.

(Dr. Dirk Spaniel [AfD]: Ein Realitätsverlust! 
Das geht gar nicht mehr!)

Wenn Sie nicht daran denken: Wir tun wir es.
Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, einen schönen Nach-

mittag von meiner Seite, auch an die Besucherinnen und 
Besucher auf den Tribünen! Wir führen die Debatte fort 
mit dem nächsten Redner: Fraktion Die Linke, Thomas 
Lutze.

(Beifall bei der LINKEN)

Thomas Lutze (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen! Die Speditionen in unserem Land und deren Per-
sonal waren durch die Coronapandemie und sind durch 
die aktuelle Energiekrise extrem stark betroffen. Diese 
Einschätzung teilen wir mit der antragstellenden Frakti-
on. Ob es allerdings ausreicht, allein für diesen Teil des 
Güterverkehrs Lösungen zu entwickeln, ist umstritten. 
Letztendlich bleibt es bei Symptombekämpfung. Die Ur-

sachen der verkehrspolitischen Misere löst man mit den 
Vorschlägen der Union nicht, auch nicht für die Speditio-
nen.

Drei Punkte: Erstens. Der Güterfernverkehr gehört zu 
80 bis 90 Prozent auf die Schiene. Wir brauchen nicht 
mehr Parkplätze und Rasthöfe für Lkws; wir brauchen 
mehr Umlademöglichkeiten für Lkws auf die Schiene.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. 
Susanne Menge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Wir brauchen vor allem auch ein Schienensystem, das 
genügend Kapazität für diesen Güterverkehr hat. Wenn 
heute ein ICE mit 250 km/h, ein Regionalexpress zum 
Beispiel mit 140 km/h und ein Güterzug mit 100 km/h 
auf demselben Gleis unterwegs sind, dann muss doch 
allen klar sein, dass es hier Konflikte gibt. Kommen 
dann noch Baustellen, Langsamfahrstellen und Beschrän-
kungen bei der Achslast hinzu, dann verstehe ich jedes 
Unternehmen, das seine Produkte lieber über die Straße 
versendet als über die Schiene. Hier aber wurde seit den 
80er-Jahren – Kollege Gastel hat es gesagt – massiv 
zurückgebaut und der Lkw-Verkehr als die einzige Lö-
sung dargestellt – eine fatale Fehlentwicklung, wie ich 
meine.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Zweitens. Eine weitere Lösung der Misere wäre eine 
konsequente Förderung regionaler Wirtschaftskreisläufe. 
Es ist doch ein Unding, dass Obst und Gemüse aus der 
Region in der Regel teurer sind als die gleichen Produkte, 
die über Hunderte Kilometer herangefahren werden. 
Aber selbst eine auf regionale Produkte ausgelegte Wirt-
schafts- und Strukturpolitik braucht einen Liefer- und 
Speditionsverkehr, der leistungsfähig ist. Hier benötigen 
wir tatsächlich Verbesserungen für die Speditionen und 
vor allen Dingen für deren Personal.

Drittens, Stichwort „Just in Time“. Seit zwei Jahrzehn-
ten haben viele Industrieunternehmen dieses System ein-
geführt. Sie sparen sich damit die eigene teure Lagerhal-
tung. Sie bestellen die Ware und lassen die Lkws so lange 
vor dem Werkstor warten, bis die Ladung direkt am 
Fließband gebraucht wird. In aller Regel sind auch hier 
die kleinen Spediteure und die Fahrer/-innen die Leid-
tragenden, da dies zu ihren Lasten geht. Ja, Lagerhaltung 
kostet Geld. Aber in dem Wahn, alles flexibler gestalten 
zu wollen, wurden diese Kosten vom Unternehmen, das 
der eigentliche Auftraggeber ist, an die Öffentlichkeit 
bzw. an die Speditionen übertragen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, im Bereich des Gü-
terverkehrs gibt es ganz viele Baustellen, besser gesagt: 
Er ist eine einzige Baustelle. Unser System des Waren-
transports muss deswegen grundlegend verändert wer-
den – auf den Straßen, aber ebenso auf den Schienen 
und auf den Wasserstraßen.

Vielen Dank und Glück auf!

(Beifall bei der LINKEN)
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Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die Bundesregierung hat das Wort der Parlamenta-

rische Staatssekretär Oliver Luksic.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Oliver Luksic, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Digitales und Verkehr:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich freue mich, dass wir uns über Logistik unterhalten. 
Das ist ein ganz zentraler Sektor. Es geht um die Lebens-
adern der Wirtschaft. Und ja, die Logistikketten sind an-
gespannt, weil wir multiple Krisen haben: Corona, Lie-
ferkettenprobleme, Energie, Fahrermangel. Klar ist 
jedoch auch: Die Lieferketten sind angespannt, aber sie 
halten. Das ist die Kernbotschaft. Dazu fällt Ihnen in 
Ihrem Antrag relativ wenig ein. Er ist in weiten Teilen 
unterkomplex; das haben die Kollegen eben schon an-
gesprochen. Wir haben ja Häfen, Schiene, Luftverkehr. 
Sie aber reden nur vom Lkw. Ich erkenne da die Hand-
schrift eines Verbandes sehr stark.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und des Abg. Thomas Lutze [DIE LINKE] – 
Zuruf des Abg. Felix Schreiner [CDU/CSU])

Aber nur von einem Verband etwas zu übernehmen, ist 
ein bisschen wenig. Es ist ein Sammelsurium an Spiegel-
strichen und kein Konzept. Ludwig Erhard hätte auch ein 
paar Fragezeichen drangemacht, wenn er das gelesen 
hätte.

Sie fordern runde Tische. Ich kann Ihnen sagen: Wir 
sind im wöchentlichen Austausch mit der Branche. Ich 
höre von ihr auch wenige Beschwerden, was unsere Ar-
beit angeht. Im Gegenteil: Sie fühlt sich gut aufgehoben.

(Beifall bei der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in Sachen Infrastruk-
tur – Kollege Gastel hat es gesagt – gab es Versäumnisse, 
die wir jetzt angehen müssen, sei es bei der Schiene, wo 
wir die Elektrifizierung und den Ausbau beschleunigen 
müssen, sei es bei der Straße, wo wir in der Tat priorisie-
ren müssen. Deswegen switchen wir um. Wir haben 4 000 
kaputte Brücken vorgefunden. Deswegen legen wir jetzt 
den Fokus auf das Brückenmodernisierungsnetz. Wir 
werden die Zahl der Ersatzbauten stetig erhöhen. Das 
ist auch wichtig für die Logistik in Deutschland. Wir 
müssen aufräumen mit dem, was wir vorgefunden haben: 
leider keinen Planungsvorrat, nur kaputte Brücken. Wir 
gehen das jetzt an.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Sie haben die Lkw-Stellplätze angesprochen. Das ist 
unstrittig. Auch diese bauen wir aus – 700 Millionen Euro 
stehen dafür bereit –, und das nicht nur an Bundesfern-
straßen, sondern auch an Autohöfen. Das ist neu. Das 
klappt gut und kommt unterwegs gut an.

Da Sie nur von Lkws reden: Ja, in der Tat gibt es die 
Herausforderung der Kraftstoffpreise. Deswegen gab es 
für kurze Zeit den Tankrabatt, aber das kann ja nicht die 
Dauerlösung sein. Wir haben eingeführt, dass das Statis-
tische Bundesamt die von der Markttransparenzstelle für 
Kraftstoffe beim Bundeskartellamt stammenden Tages-
durchschnittspreise für Kraftstoffe wöchentlich ver-
öffentlicht, damit die Unternehmen, die in der Regel ei-
nen Dieselfloater haben, die Preise weitergeben können. 
Das ist Marktwirtschaft; das funktioniert. Das haben wir 
gemacht, und das läuft auch gut.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Die CO2-Abgabe haben Sie nicht erwähnt. Sie wird 
ausgesetzt. Das ist, glaube ich, in der jetzigen Lage an-
gemessen.

Lassen Sie uns jetzt zur Maut kommen. Ich bin etwas 
überrascht, dass Sie da ein komplexes Regelwerk etwas 
unterkomplex darstellen. Wir haben zum einen die Euro-
vignetten-Richtlinie, die Mitgliedstaaten aufgibt, Ände-
rungen umzusetzen, und zum anderen die Gesetze zur 
Änderung des Bundesfernstraßenmautgesetzes. Das 
letzte Änderungsgesetz hat die Große Koalition mit Ver-
kehrsminister Scheuer auf den Weg gebracht. Es sieht 
vor, dass wir die Maut basierend auf dem Wegekosten-
gutachten für die letzten fünf Jahre zum Stichtag 1. Januar 
2023 anpassen.

Sie haben eben den Aspekt Infrastrukturkosten er-
wähnt, aber die Ansetzung von Lärm- und Umweltkos-
ten, also die Internalisierung externer Effekte, vergessen. 
Aber die ist rechtlich notwendig. Ich möchte Sie mal an 
eine Tatsache erinnern, weil Ihre Wahrnehmung in Bezug 
auf Anhörungen ein bisschen selektiv ist: Sie haben den 
Herrn Schulz, früher Staatssekretär im unionsgeführten 
Ministerium, als Experten benannt. Und der von Ihnen 
benannte Experte der Toll Collect – er wurde ja mal 
„Mister Maut“ genannt – hat klar gesagt: Um zum 
1. Januar 2023 eine rechtssichere Maut zu haben und zu 
verhindern, dass es weitere Klagen und Einnahmeaus-
fälle gibt, ist es rechtlich notwendig, dass wir das so 
umsetzen. – Insofern: Hören Sie auf die Experten, die 
Sie selber vorgeschlagen haben!

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Anja 
Troff-Schaffarzyk [SPD] und Matthias Gastel 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie sprechen den 
LNG-Bereich an. Die Planungssicherheit ist in der Tat 
ein Argument. Man kann im Nachhinein fragen, ob es 
so schlau war, dass Sie hier für die Maut eine Ausnahme 
geschaffen haben.

(Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Genau so ist es!)

Jetzt haben sich die Unternehmen LNG-betriebene Fahr-
zeuge angeschafft. Deswegen sind wir mit ihnen und 
auch mit dem BMWK im Austausch, um eine Lösung 
zu finden. Es gibt jetzt auch Programme für energieinten-
sive Kleinunternehmen. Man muss schauen, ob man das 
darüber regeln kann. Aber das Entscheidende ist: Die EU- 
Kommission wollte Ihre Ausnahme nie. Sie hat ja sogar 
ein Vertragsverletzungsverfahren gegen die Bundesrepu-
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blik angekündigt. Das haben Sie hier unterschlagen. Und 
angesichts des hohen Weltmarktpreises fordern Sie, den 
LNG-Preis an den Dieselpreis zu koppeln. Das ist relativ 
kompliziert. Dazu schreiben Sie in Ihrem Antrag einen 
halben Satz. Sie müssen bitte mit Zahlen, Daten und 
Fakten erklären, wie das gehen soll.

(Dr. Christoph Ploß [CDU/CSU]: Kriegen Sie 
schon hin bei den Beamten!)

Einfach eine Forderung von Verbänden zu kopieren, ist 
ein bisschen dünn. Klar ist: Wir wollen auch hier den 
mittelständischen Unternehmern helfen. Aber wenn Sie 
fordern, den LNG-Preis an den Dieselpreis zu koppeln, 
dann erklären Sie bitte auch, wie das gehen soll. Das kann 
ich aus Ihrem Antrag nicht herauslesen.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Da Sie immer den AdBlue-Mangel beschwören, was 
übrigens auch zu Hamsterkäufen führt und die Lage eher 
erschwert als verbessert, lassen Sie mich klar sagen: Wir 
haben das gerade mit den National Contact Points der EU 
diskutiert. Da gibt es eine Entspannung der Lage. Er-
freulicherweise haben wir drei große Produzenten in 
Deutschland und einen funktionierenden europäischen 
Binnenmarkt. Staatssekretär Kellner ist hier im ständigen 
Austausch, wir sind es auch. Durch die Gaspreisbremse 
ist es gelungen, dass auch in Piesteritz wieder produziert 
wird. Es gibt also weder in Europa noch in Deutschland 
eine Mangellage. Die gute Nachricht ist: Die Versorgung 
mit AdBlue ist erst mal gesichert. Insofern ist Ihr Antrag 
auch an der Stelle nicht mehr aktuell und zutreffend.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wo es in der Tat viel zu tun gibt, ist der Fahrermangel. 
Auch dazu stehen in Ihrem Antrag nur zwei, drei dünne 
Sätze. Wir alle sollten nicht suggerieren, dass die Politik 
das Problem alleine lösen kann. Wir haben allgemein 
einen Fachkräftemangel. In erster Linie brauchen wir 
gute Arbeitsbedingungen und gute Löhne. Den Fachkräf-
temangel zu bekämpfen, ist nicht so einfach. Wir arbeiten 
daran und setzen auf Einwanderung und – das ist ein 
wichtiger Aspekt – die Anerkennung von Führerschei-
nen. Sie sehen also: Wir sind an den wichtigen Themen 
dran.

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir sind begeis-
tert!)

Die Logistikketten sind angespannt, aber funktionieren.
In dem Sinne bedanke ich mich für Ihre Aufmerksam-

keit. Ich hoffe, in den laufenden Beratungen kommen 
noch bessere Vorschläge. Wenn es welche gibt, nehmen 
wir sie gerne auf. Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die CDU/CSU hat das Wort Dr. Christoph Ploß.

(Beifall bei der CDU/CSU – Felix Schreiner 
[CDU/CSU]: Jetzt kommen mal Fakten!)

Dr. Christoph Ploß (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Zunächst muss ich auf den Beitrag von den Grünen ein-
gehen; denn das kann man so nicht stehen lassen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf vom 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Doch, das 
kann man!)

Was Sie hier gesagt haben, stimmt in keiner Weise. Die 
unionsgeführte Bundesregierung hat so viel in die 
Schiene und auch in den Radverkehr investiert wie 
noch keine Bundesregierung in der Geschichte der Bun-
desrepublik zuvor.

(Beifall bei der CDU/CSU – Matthias Gastel 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie haben 
alles verlottern lassen! Deswegen haben wir 
jetzt die Probleme! Die Brücken!)

Ich kann meine drei Minuten Redezeit leider nicht nut-
zen, um Ihre Rede hier komplett auseinanderzunehmen,

(Carina Konrad [FDP]: Weil es nichts aus-
einanderzunehmen gibt!)

aber ich kann Ihnen eines sagen: Sie können nur hoffen, 
dass Ihre Rede heute keinem Faktencheck unterzogen 
wird, Herr Kollege.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Dr. Anja Reinalter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Viele Menschen in Deutschland hätten sich von Ihnen 
wie von der gesamten Ampelkoalition Antworten auf 
drängende Probleme und Fragen gewünscht, die viele 
beschäftigen, zum Beispiel: Wie kann unsere Infrastruk-
tur auch in 10, 15, 20 Jahren leistungsfähig sein? Wie 
wird marode Infrastruktur saniert? Wie stehen Sie zu 
wichtigen Infrastrukturprojekten, gerade zum Schienen-
ausbau, den wir als Union in den letzten Jahren bis zur 
Bundestagswahl vorangetrieben haben?

(Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dann hätten wir eine bessere Infrastruk-
tur vorgefunden!)

Das sind Fragen, auf die Sie hier Antworten hätten geben 
müssen.

Herr Kollege, es gab weder ein Bekenntnis zum Bun-
desverkehrswegeplan noch ein Bekenntnis zum Auto-
bahnausbau in Deutschland,

(Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es ist doch kein Bekenntnis, Tausende 
von Projekten einfach nur aufzulisten, aber sie 
nicht zu finanzieren!)

und es gab hier in keiner Weise irgendeine Aussage dazu, 
wie Infrastrukturprojekte in Deutschland beschleunigt 
werden können.

(Beifall bei der CDU/CSU – Matthias Gastel 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ihre Be-
schleunigungsgesetze haben nichts gebracht! 
Deswegen machen wir das jetzt!)
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All das ist für den Logistikstandort Deutschland von 
enormer Bedeutung. Stattdessen haben Sie hier bei vor-
herigen Debatten ein Plädoyer dafür abgegeben, dass in 
Zukunft weiterhin Milliarden nach dem Gießkannenprin-
zip in Deutschland verteilt werden.

(Zuruf von der CDU/CSU: Das können sie!)
Das Problem der Politik der Ampelkoalition ist derzeit 

Folgendes: Viele Milliarden werden unreflektiert aus-
gegeben. Es wird gerade mittelfristig bei Investitionen 
in die Infrastruktur gespart. Aber wer an der Infrastruktur 
spart, der legt die Axt an die Bundesrepublik Deutsch-
land.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Daher kann ich nur sagen: Unterstützen Sie hier die Ini-
tiative der CDU/CSU-Bundestagsfraktion. Wir sagen 
klar: Infrastrukturausbau muss ganz oben auf die Agenda.

(Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Infrastruktur besteht bei Ihnen nur aus 
Straßen! – Zuruf der Abg. Renate Künast 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir sagen klar: Wir brauchen eine Planungsbeschleuni-
gung und einen Autobahnausbau

(Zuruf von der SPD: Das sind nur Phrasen!)
genauso wie den Schienenausbau und den Radwegeaus-
bau. Wir brauchen insgesamt mehr Investitionen in die 
Infrastruktur.

(Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie hatten genug Zeit, das zu ändern!)

Bitte unterstützen Sie unseren Antrag, und ändern Sie 
Ihre fatale Politik.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die SPD-Fraktion hat das Wort Sebastian Roloff.

(Beifall bei der SPD)

Sebastian Roloff (SPD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Herr Kollege Ploß, ich habe Ihrer Rede 
aufmerksam zugehört. Das war ja quasi eine Bewerbung 
als Verkehrsminister – da bin ich schon mal ganz begeis-
tert; ich werde das weiter verfolgen –, allerdings eher als 
Verkehrsminister der Qualität Dobrindt/Scheuer.

(Tilman Kuban [CDU/CSU]: Da gab es mehr 
Geld als jetzt!)

Sie sollten vielleicht überlegen, ob da nicht ein bisschen 
mehr Substanz möglich ist. Aber für die Opposition hat es 
auf jeden Fall schon mal gereicht.

Ich bin darüber hinaus über den Teilaspekt dieses An-
trags sehr froh, der die Wichtigkeit der Güterverkehrs- 
und Logistikbranche für Deutschland bestätigt. Ja, das 
finde ich völlig richtig. Auch die Analyse, dass die Ein-
schränkungen der Kapazität durch Schäden an der Infra-
struktur gerade im Bereich Straße und Schiene maßgeb-
lich sind, ist korrekt. Dass man das, wenn man seit 2009 

den Verkehrsminister gestellt hat, wie die CSU, vielleicht 
nicht mit ganz so dicken Backen sagen sollte, ist ein 
anderes Thema; aber Handlungsbedarf ist tatsächlich da.

Die Güterverkehrs- und Logistikbranche ist ein Seis-
mograf für die wirtschaftliche Entwicklung. Wenn Güter 
produziert und gehandelt werden, dann müssen sie trans-
portiert werden. Es braucht funktionierende Lieferketten, 
einen kontinuierlichen Warenfluss. Da haben wir aktuell 
aus mehreren Richtungen Probleme. Wenn zu den wirt-
schaftlichen Verwerfungen noch Kraftstoff- und Energie-
preise kommen, die durch die Decke gehen, wird die 
Situation noch schwieriger. Da braucht es kurzfristige 
Hilfen, einen kurzfristigen Eingriff, und es braucht lang-
fristige Investitionen. Gut, dass wir die auf den Weg ge-
bracht und mit der Ampel die entsprechenden Maßnah-
men angestoßen haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Der Koalitionsvertrag legt den Fokus völlig zu Recht 
auf den Transport per Schiff, per Bahn, in der Luft und 
auf der Straße. Es ist völlig klar und richtig, dass wir 
insbesondere mit Blick auf die Klimaneutralität, die unser 
aller Ziel ist, hier Fortschritte erreichen sollten.

Ich glaube, dass die Strom- und Gaspreisbremse, die 
sicher schnell auf den Weg gebracht wird, nicht nur die 
Branche entlastet, sondern auch die Krise in Bezug auf 
AdBlue zeitnah beendet. Darüber hinaus müssen sich die 
Unternehmen überlegen, wie ihre Lieferketten weniger 
krisenanfällig werden als aktuell. Ich habe mich sehr 
gefreut, dass die jüngste Umfrage des ifo-Instituts er-
geben hat, dass die vergangenen Monate von vielen Un-
ternehmen schon genutzt wurden, um die Lieferketten 
anzupassen und die Beschaffungsstrategien zu verändern.

Die Wirtschaft reagiert. Ich weiß aufgrund meiner Tä-
tigkeit in leitender Funktion bei einem Lkw-Hersteller, 
bevor ich Mitglied des Deutschen Bundestages wurde: 
Die Unternehmen arbeiten jeden Tag an Zukunftstech-
nologien, weil klar ist, dass klimaneutrale Antriebe die 
Zukunft sind. Unser Auftrag als Politiker ist es, diesen 
Weg zu unterstützen, selbstverständlich nicht nur im Per-
sonenverkehr, sondern auch in Bezug auf Lieferungen 
über Schiene und Straße. Wir müssen sicherstellen, dass 
Unternehmen die Finanzmittel haben, um weiter in For-
schung und Entwicklung investieren zu können, damit 
wir diesen Weg gemeinsam weitergehen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Als nächster Redner hat das Wort Stefan Seidler.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Stefan Seidler (fraktionslos):
Vielen Dank, Frau Präsidentin! – Moin, liebe Kolle-

ginnen und Kollegen! „Derzeit nicht lieferbar“, das lesen 
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wir gerade immer wieder im Onlinehandel oder am Wa-
renregal. Die Probleme in der Güterverkehrs- und Logis-
tikbranche merken die Menschen in unserem Land nicht 
zuletzt daran, dass Produkte nicht mehr schnell verfügbar 
sind. Lieferschwierigkeiten sind nicht nur Ärgernis für 
Verbraucherinnen und Verbraucher; sie haben das Poten-
zial, Menschenleben zu gefährden und unserer Wirtschaft 
zu schaden. Unverständlich ist für mich, dass im Antrag 
der CDU/CSU Zustände angemahnt werden, die Sie 
selbst hätten verhindern können. Die Lösungen wirken 
altbacken und von vorgestern.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
LINKEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Union, wir müssen 
doch vorankommen in diesem Land. Wir müssen die 
Verkehrswende vorantreiben: mehr für die Schiene und 
mehr für die Wasserstraße.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN – Henning Rehbaum [CDU/CSU]: 
Steht im Haushalt aber nicht drin!)

Die im Koalitionsvertrag formulierten Ziele, zum Bei-
spiel ein Anteil des Schienengüterverkehrs von 25 Pro-
zent bis 2030, sind ambitioniert und begrüßenswert. 
Aber, ich frage mich auch, liebe Ampelkoalition: Wo 
bleibt denn eigentlich der Schienen-Wumms, damit wir 
ans Ziel kommen?

(Beifall der Abg. Dr. Petra Sitte [DIE LINKE])
Liebe Ampelfraktionen, Sie hatten sich vorgenommen, 

gegen den Fachkräftemangel mehr zu tun. Aus meinen 
Gesprächen mit Firmen aus der Branche in meiner Hei-
mat im Norden weiß ich: Hier passiert leider viel zu 
wenig. Uns fehlen nicht nur Berufskraftfahrerinnen und 
-kraftfahrer im Straßengüterverkehr; auch bei den Lok-
führerinnen und Lokführern besteht ein akuter Fachkräf-
temangel. Ich habe mich deshalb kürzlich direkt an die 
Bundesregierung gewandt, um zu erfragen, was die Bun-
desregierung und die Deutsche Bahn AG tun, um diese 
Situation zu verbessern. Ich ahne bereits oder hoffe zu-
mindest, dass die Antwort sein wird: Wir müssen mehr 
ausbilden.

Wie Sie wissen, komme ich aus einer Grenzregion. 
Lassen Sie mich Ihnen sagen: Wenn wir zukünftig unsere 
Resilienz im Bereich des Transportes stärken wollen, 
dann müssen wir langfristig unsere Infrastruktur ertüch-
tigen, kurzfristig mehr Fachpersonal ausbilden und so 
bald wie möglich einen reibungslosen Grenzverkehr mit 
unseren Nachbarländern sicherstellen. Denn wo Grenzen 
geschlossen werden, steigen Kosten, brechen Lieferket-
ten, kommt wirtschaftliche Tätigkeit zum Erliegen und 
reißen Kontakte ab.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN, der FDP und der LINKEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat das Wort der Kollege 

Henning Rehbaum.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Henning Rehbaum (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen! Die Vorredner haben interessante Thesen auf-
gestellt. Ich möchte Herrn Seidler an der Stelle recht 
geben: Wir brauchen mehr Geld für Schiene und für 
Wasserstraßen, nur steht das leider im Haushalt der Am-
pel aktuell nicht drin. – Und, Herr Schiefner, eine Pro-
blemanalyse ist immer da. Sie erzählen uns auch viel von 
dem, was im Koalitionsvertrag steht. Das ist ganz nett, 
aber hilft den Spediteuren überhaupt nicht. 25 Prozent 
Ihrer Regierungszeit sind bereits vorbei. Fangen Sie end-
lich an!

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das zentrale Problem ist der Fahrermangel. Mehr als 
60 000 Berufskraftfahrer fehlen schon jetzt. 35 Prozent 
gehen in den nächsten Jahren in Rente. Die Ampel ist hier 
viel zu zögerlich. Wenn das so weitergeht, dann haben 
wir englische Verhältnisse und leere Regale.

Die Branche hat die Ausbildungsstandards für Lkw- 
Fahrer selbst hochgefahren, um den Fahrerberuf und die 
Sicherheitsstandards aufzuwerten; das ist aller Ehren 
wert. Das fällt uns jetzt allerdings ein Stück weit auf 
die Füße; denn durch Demografie, Corona und die Ukrai-
nekrise fehlen Fahrer nicht nur in Deutschland; das ist ein 
europaweites Phänomen. Hinzu kommt: In Deutschland 
kostet der Führerschein ungefähr 10 000 Euro und dauert 
ein halbes Jahr.

(Detlef Müller [Chemnitz] [SPD]: Das fällt 
Ihnen jetzt auf? Jetzt?)

Eine Lösung ist, die Standards bei der Fahrerausbildung 
nach dem Vorbild Österreichs auf ein europäisches Nor-
malmaß zurückzufahren und eine bessere Anerkennung 
ausländischer Führerscheine. Türkische, albanische oder 
serbische Lkw-Fahrer fahren ihr ganzes Leben lang in 
Europa. Da muss man sich bei der Anerkennung der 
Führerscheine kein Loch ins Knie bohren.

Ein echtes Ärgernis ist das Auswärtige Amt, das seit 
56 Jahren von FDP, SPD oder Grünen geführt wird. Die 
Visaverfahren sind viel zu schleppend.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wenn man in Drittstaaten für eine deutsche Firma einen 
Lkw fahren möchte, dann wartet man sechs Monate auf 
einen Termin im Konsulat. Das ist inakzeptabel.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Den Bürgern im Wahlkampf großspurig Fachkräfte-
zuwanderung versprechen, das kann man. Außenministe-
rin Baerbock und ebenso ihr Vorgänger Heiko Maas von 
der SPD schaffen es aber nicht, für genügend Personal in 
den Konsulaten zu sorgen und Visaprozesse endlich zu 
beschleunigen. Ministerin Baerbock, stocken Sie das Per-
sonal in den Konsulaten auf, damit Lkw-Fahrer schnell 
einen Termin und zügig ein Visum bekommen!

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Eine Maßnahme, die kein Geld kostet, möchte ich noch 
kurz vorstellen. Seit Jahren führen SPD, Grüne und deren 
befreundete Vorfeldorganisationen einen ideologischen 
Kampf gegen den Lkw:

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Oh!)

Klimakiller Lkw! Lkws raus aus unseren Städten! – Lkw- 
Fahrer berichten mir von Anfeindungen und verächt-
lichen Gesten von Passanten, wenn sie durch Dörfer 
und Städte fahren. Kolleginnen und Kollegen, liebe Gäste 
auf der Tribüne, das kommt dabei heraus, wenn man 
jahrelang Stimmung gegen den Lkw macht. Das führt 
dazu, dass niemand mehr Fernfahrer werden will.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir in der Politik haben große Verantwortung – ich 
komme zum Schluss –: Sprechen wir ab sofort gut über 
den Lkw! Sprechen wir gut über den Beruf des Fern-
fahrers! Geben wir den Menschen, die tagtäglich weit 
weg von zu Hause für unseren Wohlstand auf Achse sind, 
ihre Würde zurück! Sie haben es verdient.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dorothee Martin 
[SPD]: Ihr habt die Opposition echt verdient! 
Mit jedem einzelnen Wort!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Die letzte Rednerin in der Debatte ist Anja Troff- 

Schaffarzyk für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Anja Troff-Schaffarzyk (SPD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die CDU/CSU fährt 
mit ihrem Antrag wieder einen Angriff auf breitester 
Front: Infrastruktur, AdBlue, LNG, Fahrermangel, alles 
ist drin,

(Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Leider nicht alles! Klimaschutz!)

und das nicht zum ersten Mal. Das erste Mal haben wir im 
Juni über den Personalmangel in dieser Branche gespro-
chen, einer Branche, die Sie nicht zu Unrecht als eine der 
wichtigsten in Deutschland darstellen. Aber auch Ihr 
neuer Antrag suggeriert wieder, dass nichts getan werden 
würde für diese Branche. Das stimmt so nicht, wie Ihnen 
der Kollege Schiefner schon deutlich ins Stammbuch ge-
schrieben hat.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ich greife zwei Punkte aus Ihrem Antrag heraus, mit 
denen ich Ihre Analyse gerne ergänzen möchte, nämlich 
AdBlue und LNG. Bei beiden Themen ist das Fazit: Ja, 
wir haben noch einen Weg zu gehen. Aber zu beiden 
Themen sage ich auch: Es ist nicht richtig, so zu tun, 
als würde hier nichts passieren.

Als die ersten Berichte zu Problemen beim Nachschub 
von AdBlue kamen, hat sich das Ministerium umgehend 
eingeschaltet, wie auch Staatssekretär Luksic gerade 
deutlich gemacht hat. Gemeinsam mit den relevanten 

Herstellern in Deutschland wurden die Lieferungen si-
chergestellt, und zwar auch im Namen der Logistikbran-
che.

Auch beim LNG gilt: Alle Fachleute bestätigen uns, 
dass wir ab 2023 signifikante Mengen Bio-LNG auf dem 
Markt zur Verfügung haben werden. Das wird der Bran-
che helfen, die angeschafften Fahrzeuge wirtschaftlich in 
Betrieb zu nehmen und auch zu halten.

(Beifall bei der SPD)
Was wir bis dahin tun können, das besprechen wir. Der 

Kollege Roloff hat es vorhin gesagt: Die geplanten Preis-
bremsen helfen natürlich auch der Logistik. Ich möchte 
Ihnen aber ergänzend sagen, dass wir ein weit größeres 
Problem haben werden, wenn wir jetzt überall eine Kri-
senstimmung heraufbeschwören,

(Henning Rehbaum [CDU/CSU]: Die Krise ist 
schon da!)

wie Sie es gerade tun, und das zumal in einer Branche, die 
durch Kostendruck, Arbeitsbelastung und verschlechterte 
Rahmenbedingungen in den letzten Jahren für junge Ar-
beitnehmer zunehmend unattraktiv geworden ist. Ein 
Spediteur aus meinem Wahlkreis hat mir gesagt: Uns 
Spediteuren kann es egal sein, ob wir mit 100 Fahrzeugen 
unser Geld verdienen oder nur mit zwei. Aber das Pro-
blem, das wir am Ende haben werden, nämlich dass die 
Regale leer bleiben und Produktionen stillstehen, weil 
niemand mehr Dinge transportieren kann, tragen wir als 
Gesellschaft alle gemeinsam.

Darum sage ich zum Schluss, was ich so ähnlich auch 
schon im Juni gesagt habe: Wir wollen keine Schönfär-
berei betreiben. Die Lieferketten stehen unter großem 
Druck. Wir sollten uns als Politik aber fokussiert daran-
machen, die Branche für den Nachwuchs wieder attraktiv 
zu machen, sonst brauchen wir über weitere Zukunfts-
fragen wie neue Antriebe gar nicht zu sprechen. Gerne 
besprechen wir das gemeinsam im Ausschuss; aber dann 
lassen Sie uns bitte die richtigen Schwerpunkte setzen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Damit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 20/3932 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es Ihrerseits 
weitere Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der 
Fall. Dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 14 auf:

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Infektionsschutzgesetzes

Drucksache 20/3877
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Rechtsausschuss 
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Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart.

Ich bitte Sie, die Plätze zügig einzunehmen, und dieje-
nigen, die der Debatte nicht mehr folgen wollen, den 
Plenarsaal zu verlassen oder weiter hinten Platz zu neh-
men und dann die Gespräche entsprechend einzustellen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich eröffne die Aus-
sprache. Ich erteile das Wort für die Bundesregierung 
dem Bundesminister Professor Dr. Karl Lauterbach.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Kolleginnen 

und Kollegen! Wir reden heute über eine sehr wichtige 
Frage: die Frage nach der Triage im Rahmen der Infekti-
onsschutzversorgung. Es ist wichtig, darauf hinzuweisen, 
dass es Gott sei Dank so gewesen ist, dass diese zentrale 
Frage im Rahmen der Pandemiebewältigung bisher nie 
eine Rolle gespielt hat. Sie hat keine praktische Rolle 
gespielt, und dabei soll es auch bleiben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir haben in unseren Krankenhäusern nie die Triage 
praktizieren müssen. Es ist auch unser Ziel, das weiter 
zu verhindern.

Ein Rückblick: Wir haben 2020/2021 erhebliche Be-
lastungen in den Krankenhäusern gehabt. Wir haben es 
aber durch die Einführung des Kleeblattsystems zu jeder 
Zeit geschafft, die Patienten so in Deutschland zu ver-
teilen und zu versorgen, dass es keinen einzigen mir 
bekannten Fall einer Triage im Rahmen der Versorgung 
von Covid-Patienten gegeben hat. Das ist eine große 
Leistung unseres Gesundheitssystems, aber auch eine 
große Leistung der Pflegekräfte und der Ärzteschaft. 
Ich möchte mich an dieser Stelle noch einmal ganz aus-
drücklich bei allen, die dazu beigetragen haben, ganz, 
ganz herzlich auch im Namen der Bundesregierung be-
danken.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Trotzdem müssen wir alles dafür tun, dass es auch so 
bleibt. Da müssen wir wachsam sein. Wir müssen die 
Pandemie weiter im Griff behalten. Es ist leider so: Die 
Pandemie ist nicht beendet, wie die Blicke auf den Pan-
demieradar jetzt zeigen. Wir haben derzeit steigende Fall-
zahlen. Wir haben eine Mehrbelastung erneut auf den 
Intensivstationen. Wir haben auch wieder mehr schwere 
Fälle; auch die Sterblichkeit steigt leider wieder. Es ist 
auch nicht ausgeschlossen, dass wir über den Winter 
andere Varianten bekommen, die uns vor neue Heraus-
forderungen stellen.

Daher brauchen wir dieses Gesetz. Das ist ein Gesetz, 
bei dem wir immer hoffen, dass wir es nie anwenden 
müssen. Aber wir müssen es haben; denn wir müssen 
sicherstellen – das ist das Wichtigste, was wir mit diesem 
Gesetz verfolgen –, dass Menschen mit Behinderung und 
schweren Vorerkrankungen nicht wegen ihrer Behin-
derung oder wegen der Vorerkrankungen bei der Zutei-
lung von wichtigen lebenserhaltenden Versorgungsmaß-
nahmen benachteiligt werden. Das darf nicht passieren! 
Unsere Gesellschaft ist immer so menschlich, wie sie mit 
denjenigen umgeht, die die meisten Nachteile haben und 
die sich am wenigsten wehren können. Das sind die Men-
schen in akuter Not, die mit Behinderung, möglicher-
weise auch mit geistigen Schwierigkeiten, und mit Vor-
erkrankungen, unter denen sie schon genug gelitten 
haben, dann auch noch in eine solche Situation kommen, 
wo sie eine akute Versorgung benötigen. Da dürfen sie 
nicht benachteiligt werden wegen der Nachteile, die sie 
schon ihr ganzes Leben erleiden mussten. Das ist der Sinn 
dieses Gesetzes.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Wir haben daher hier Klarstellung und Rechtssicher-
heit geschaffen. Das ist die Essenz des Gesetzentwurfes: 
Niemand darf aufgrund einer Behinderung oder einer 
Vorerkrankung bei der intensivmedizinischen Behand-
lung benachteiligt werden. Das bedeutet: Jedes Leben 
hat für uns grundlegend die gleiche Bedeutung, die glei-
che Berechtigung. Ich möchte an dieser Stelle daran er-
innern, dass das leider in dunklen Zeiten unserer Ge-
schichte nicht der Fall gewesen ist. Daher ist es sehr 
wichtig, dass wir uns noch einmal vergewissern, wo wir 
hier stehen. Wir sind eine Gesellschaft, in der das Leben 
eines jeden gleich zählt. Das bringen wir hier auch zum 
Ausdruck, indem es keinerlei Benachteiligungen geben 
darf für Menschen mit Behinderungen, mit Nachteilen 
oder mit Vorerkrankungen, die sonst diese Möglichkeiten 
nicht hätten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte mich bei dieser Gelegenheit auch aus-
drücklich bedanken für die kompetente Beratung und 
Diskussion, die wir mit dem Beauftragten der Bundes-
regierung für die Belange von Menschen mit Behin-
derung, Jürgen Dusel, geführt haben. Er hat uns in vielen 
Diskussionen einen Weg gewiesen, den wir gerne gehen, 
den wir gerne mitgehen. Ich möchte hier sagen, dass wir 
dem Beauftragten ausdrücklich danken. Er hat die Per-
spektive der Menschen eingebracht, die auf der anderen 
Seite stehen, die diese Leistungen möglicherweise ir-
gendwann benötigen werden. Daher möchte ich ihm dan-
ken für die aufklärende Sicht, die er hier einbringen konn-
te.

Wir wollen auch Rechtssicherheit für die Ärztinnen 
und Ärzte haben. Es geht darum: Die Überlebenswahr-
scheinlichkeit, die vor der Behandlung besteht, darf nicht 
durch die Behinderung benachteiligende Effekte haben. 
Behinderung und Grad der Gebrechlichkeit dürfen keine 
Rolle spielen. Damit das auch funktioniert, haben wir das 
Mehraugenprinzip für die Entscheidung eingeführt; das 
ist vorgesehen. Wenn ein Mensch mit Behinderungen 
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oder Vorerkrankungen betroffen ist, dann muss auch noch 
ein weiterer Experte, der sich mit dieser Erkrankung oder 
Behinderung auskennt, hinzugezogen werden. Somit ha-
ben wir ein Mehraugenprinzip und die Sicherstellung der 
notwendigen Expertise, sodass wir in der Regel klarkom-
men. Wenn es dann noch eine Uneinigkeit gibt, sind 
weitere Maßnahmen vorgesehen. Aber das Mehraugen-
prinzip mit der entsprechenden Expertise aus dem betrof-
fenen Bereich sichert, dass das Ganze fair und gerecht 
abläuft. Das Ganze wird dann dokumentiert. Wir haben 
umfängliche Dokumentationspflichten eingeführt.

Ich schließe ab. Das ist ein klarer Kompass für unsere 
Gesellschaft. Der klare Kompass für unsere Gesellschaft 
bedeutet: In einer solchen Situation sind Behinderungen 
und Benachteiligungen, sind Vorerkrankungen kein 
Grund, die Versorgung nicht zu bekommen. Lassen Sie 
mich abschließend noch sagen: Es wird keine Ex-post- 
Triage geben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das heißt, derjenige, bei dem die Behandlung schon be-
gonnen hat, kann sich darauf verlassen, dass die Behand-
lung auch fortgeführt wird, sodass niemand befürchten 
muss, dass die Behandlung abgebrochen wird, nur damit 
die Behandlungsplätze einem Dritten zuteilwerden. Das 
kann nicht angehen. Die Ex-post-Triage wird es bei uns 
nicht geben.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die CDU/CSU hat das Wort Hubert Hüppe.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Hubert Hüppe (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Am 28. Dezember 2021 hat 
das Bundesverfassungsgericht seine Entscheidung zur 
sogenannten Triage veröffentlicht. Menschen mit Behin-
derungen hatten geklagt, weil sie Angst hatten, benach-
teiligt zu werden, wenn es nicht genug Behandlungskapa-
zitäten gibt. Im Grundgesetz steht: „Niemand darf wegen 
seiner Behinderung benachteiligt werden.“ Und tatsäch-
lich hat das Gericht im Sinne der Klägerinnen entschie-
den. Der Gesetzgeber hat gegen dieses Benachteiligungs-
verbot verstoßen – ich zitiere –, „weil er es unterlassen 
hat, Vorkehrungen zu treffen, damit niemand wegen einer 
Behinderung bei der Zuteilung überlebenswichtiger, 
nicht für alle zur Verfügung stehender intensivmedizini-
scher Ressourcen benachteiligt wird“. Am selben Tag, 
Herr Minister, haben Sie getwittert: „Ich begrüße das 
Urteil des BVG ausdrücklich. Menschen mit Behin-
derung bedürfen mehr als alle anderen des Schutzes 
durch den Staat.“

Wer sich den vorliegenden Gesetzentwurf allerdings 
ansieht, der muss feststellen, dass Herr Lauterbach zwar 
den Schutz begrüßt, aber ihn im vorliegenden Gesetz 
nicht schafft, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Ates Gürpinar [DIE LINKE])

Das ist nicht nur meine Meinung, sondern das ist durch-
gängig die Meinung aller Behindertenverbände, die ich 
kenne.

Der Grundfehler ist, dass er die Triage im Infektions-
schutzgesetz regelt, also nur für den Fall, dass es auf-
grund einer übertragbaren Krankheit nicht ausreichend 
überlebenswichtige intensivmedizinische Behandlungs-
kapazitäten gibt. Das bedeutet aber im Umkehrschluss, 
dass alle anderen Triage-Situationen ungeregelt bleiben, 
also zum Beispiel bei Naturkatastrophen, bei einem Re-
aktorunfall, bei einem Flugzeugabsturz, Krieg oder Ter-
roranschlag. Ungeregelt bleiben auch alle Situationen zur 
Zuteilung von Behandlungskapazitäten außerhalb der In-
tensivmedizin, zum Beispiel Arzneimittel, Blutkonserven 
oder Plätze im Rettungswagen.

Meine Damen und Herren, der Anlass war tatsächlich 
zuerst Covid-19. Aber wenn es wirklich zu Behandlungs-
engpässen kommt, dann herrscht die Diskriminierungs-
gefahr doch auch bei Flutkatstrophen oder anderen Ka-
tastrophen. Wenn wir die Menschen schützen wollen und 
wenn wir wollen, dass sie in der Medizin nicht diskrimi-
niert werden, dann müssen wir das hier mit aufnehmen 
und dürfen es nicht nur im Infektionsschutzgesetz regeln, 
sondern wir müssen dafür möglicherweise ein eigenes 
Gesetz schaffen oder es im AGG regeln.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Der nächste Fall ist, dass Sie zwar schreiben – das 
haben Sie auch gerade gesagt –: Mehraugenprinzip, 
Facharzterfordernis und Dokumentationspflicht. Aller-
dings – das muss man hier auch sagen – gibt es, wenn 
man dagegen verstößt, weder eine Strafe noch ein Buß-
geld. Meine Damen und Herren, schauen Sie sich das 
Infektionsschutzgesetz an! Hinten sind ganz viele Buß-
gelder aufgeführt, Meldepflichten aufgeführt, Strafvor-
schriften aufgeführt – alles steht dort, nur nicht bei Tria-
ge, und da geht es um Leben oder Tod. Wenn Sie wirklich 
einen Schutz von Menschen mit Behinderung wollen, der 
effektiv ist, so wie es das Verfassungsgericht fordert, 
dann muss es dort auch Sanktionen geben, sonst ist es 
kein Schutz für die Menschen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Noch nicht einmal eine Meldepflicht schreiben Sie vor. 
Bei allen Dingen müssen Sie irgendwas melden. Da ha-
ben Sie ganz viele Meldevorschriften, die auch auf-
geführt sind. Aber ausgerechnet bei der Triage muss 
man nichts melden. Das heißt, Behörden können über-
haupt nicht prüfen, weil sie gar nicht wissen, ob so etwas 
stattgefunden hat. Deswegen ist dieser Entwurf aus mei-
ner Sicht nicht tragbar.

Meine Damen und Herren, ein Letztes. Im Koalitions-
vertrag der Ampel steht, dass Sie Menschen mit Behin-
derung bei allen Gesetzen sehr stark beteiligen wollen, 
mehr als es je vorher der Fall war. Bei diesem Gesetz 
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haben Sie die betroffenen Menschen nicht besonders gut 
beteiligt. Noch heute warten die Menschen mit Behin-
derung auf Antworten. Fragen, die an Ihr Ministerium 
geschickt worden sind, sind bis heute nicht beantwortet. 
Wenn Sie nicht mit den betroffenen Menschen sprechen, 
dann machen Sie hier einen großen Fehler; denn es geht 
um deren Leben, um deren Situation.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Hubert Hüppe (CDU/CSU):
Bei Ihnen sieht es so aus, Herr Minister, dass dieser 

Gesetzentwurf ein Dokument des Unwillens ist, –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Also, wirklich der letzte Satz!

Hubert Hüppe (CDU/CSU):
– das dem Anliegen der Kläger/-innen nicht gerecht 

wird.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Ates Gürpinar [DIE LINKE])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für Bündnis 90/Die Grünen hat das Wort die Kollegin 

Dr. Kirsten Kappert-Gonther.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Dr. Kirsten Kappert-Gonther (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Als vor über zehn Jahren die UN-Behindertenrechtskon-
vention ratifiziert wurde, ist damit ein Paradigmenwech-
sel eingeläutet worden. Es geht um nichts weniger als 
darum, eine inklusive Gesellschaft Wirklichkeit werden 
zu lassen. Bis heute aber gibt es keinen Lebensbereich, 
der wirklich diskriminierungsfrei ist, leider auch nicht 
unser Gesundheitswesen. Auch wenn wir Ärztinnen und 
Ärzte, alle Profis im Gesundheitssystem, unser Bestes 
geben und auch in dieser Pandemie dafür gesorgt haben, 
dass glücklicherweise eine solche Zuteilungsentschei-
dung nicht getroffen werden musste, so gibt es doch, 
wenn wir uns ehrlich machen und einen Finger-Nase-Ver-
such machen, Diskriminierung im Gesundheitswesen. 
Sie passiert, und zwar häufig unbewusst. Darum sind 
Betroffene, als die Ressourcen wegen der Coronanotlage 
knapp wurden, vor das Bundesverfassungsgericht gezo-
gen, und sie haben Recht bekommen: Menschen mit Be-
hinderung dürfen bei der Zuteilung überlebensnotwendi-
ger Ressourcen nicht benachteiligt werden. Das ist uns 
Auftrag.

Der vorliegende Gesetzentwurf muss also Wichtiges 
erfüllen, und er erfüllt zentrale wichtige Anforderungen. 
Für Menschen mit Behinderung muss sichergestellt wer-
den, dass sie im Fall einer Triage nicht etwa aufgrund von 
Diskriminierung keinen lebenssichernden Platz bekom-

men. Die Personen, die im Gesundheitswesen arbeiten 
und Verantwortung tragen, brauchen Rechtssicherheit. 
Und der Gesetzentwurf muss dafür sorgen, dass das prak-
tikabel und in Ausnahmesituationen anwendbar ist. Das 
ist nicht trivial, und darum befassen wir uns natürlich 
auch in einer Anhörung damit, wobei verschiedene Blick-
winkel von Ärzteverbänden, von Menschen mit Behin-
derung zum Tragen kommen. Ein solches Gesetz muss 
darum befristet und evaluiert werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Ich begrüße sehr, dass der Bundesgesundheitsminister 
gerade noch einmal klargestellt hat, dass die Ex-post- 
Triage ausgeschlossen bleibt. Das ist wichtig für das Ver-
trauensverhältnis zwischen Ärztinnen und Ärzten und 
Patientinnen und Patienten und für mehr Klarheit statt 
für mehr Unsicherheit. In den vergangenen Jahren der 
Pandemie haben Vorsorge und der hohe Einsatz der Men-
schen im Gesundheitswesen – Ärztinnen und Ärzte, Pfle-
ger/-innen, alle – dafür gesorgt, dass eine solche Zutei-
lungsentscheidung nicht gefällt werden musste; das ist 
gut. Wahrscheinlich wird auch der vorliegende Gesetz-
entwurf nie zur Anwendung kommen müssen – hoffent-
lich nicht. Doch er ist erheblich; denn auch künftige Ent-
scheidungen werden sich potenziell an diesem Gesetz 
orientieren, Herr Hüppe.

Das A und O ist: Es steht in unserer Verantwortung, 
alles dafür zu tun, dass es auch weiterhin nicht zu einer 
solchen Notsituation kommt. Wir müssen sicherstellen, 
dass auch die Zugänge zum Versorgungssystem funktio-
nieren, dass es keine sogenannte Vor-Triage gibt. Unser 
gemeinsames Ziel, ob Beschäftigte im Gesundheitssys-
tem oder Menschen mit Behinderung, muss ein inklusi-
ves Gesundheitswesen sein. Dahin ist noch ein Weg zu 
gehen. Ich finde, wir sollten den gemeinsam gehen.

Ich danke Ihnen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die AfD-Fraktion hat das Wort Jörg Schneider.

(Beifall bei der AfD)

Jörg Schneider (AfD):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! 2020 sahen wir schreckliche Bilder aus Italien 
und aus Frankreich. Menschen erkrankten schwer an Co-
rona, es gab nicht genug Beatmungsgeräte, Ärzte muss-
ten entscheiden: Wer wird beatmet und wer nicht? Diese 
Entscheidungssituation nennen wir Triage. In Deutsch-
land hatten vor allen Dingen Behinderte Angst, dass sie 
in einer solchen Situation, wenn sie denn hier in Deutsch-
land auftreten würde, benachteiligt wären. Das Verfas-
sungsgericht gab ihnen recht. Deswegen diskutieren wir 
heute eine Änderung, eine Ergänzung des Infektions-
schutzgesetzes um eine Triage-Regelung.
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Da stehen jetzt viele Kriterien drin, die bei einer Tria-
ge-Entscheidung nicht berücksichtigt werden dürfen. Ich 
glaube, wir sind uns einig: Die sexuelle Orientierung, die 
Weltanschauung, die Religion dürfen keine Rolle spielen, 
wenn es darum geht: Wer kriegt das letzte Beatmungs-
gerät? – Aber das Alter? Wir wissen doch von Corona, 
dass gerade jüngere Menschen eine wesentlich bessere 
Überlebenschance hatten. Das darf ein Arzt jetzt nicht 
mehr berücksichtigen? Oder eine Behinderung? Ich 
glaube nicht, dass ein Arzt einen Blinden gegenüber ei-
nem nicht Sehbehinderten benachteiligt. Aber wenn eine 
Behinderung die Atmung beeinträchtigt – und wir spre-
chen über eine Erkrankung des Atmungsapparates –, 
dann muss es doch möglich sein, dass ein Arzt so etwas 
mit bei seiner Entscheidung berücksichtigt, meine Da-
men und Herren.

Der Generalsekretär der Vereinigung der Intensiv-
mediziner, Herr Professor Janssens, sagte dazu – ich zi-
tiere wörtlich –:

Wenn … Ärzte … gezwungen würden, Kriterien wie 
das Alter oder die Gebrechlichkeit bei Menschen 
über 65 bei Triage-Entscheidungen pauschal außer 
Acht zu lassen, dann werden wir handlungsunfähig!

Unsere Mediziner sind handlungsfähig, Triage findet 
statt. Stellen Sie sich vor: Es gibt einen Unfall, viele 
Schwerverletzte, das erste Rettungsteam trifft dort am 
Ort ein. Dann muss diese traurige Entscheidung getroffen 
werden: Wen können wir retten?

(Ates Gürpinar [DIE LINKE]: Eine andere 
Form der Triage! Keine Ahnung!)

Das machen die heute schon, meine Damen und Herren. 
Die Frage ist jetzt: Können wir diese Erfahrungen, die 
dort gesammelt worden sind, in eine pandemiebedingte 
Triage-Situation transferieren? Ich sage: Nein, Ihr Ge-
setzentwurf verhindert das, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Auch die Umsetzung, die Sie hier vorschlagen, er-

scheint mir etwas weltfremd. Zwei Ärzte müssen einver-
nehmlich entscheiden. Wenn das nicht möglich ist, soll 
ein dritter dazukommen. Das Ganze soll dokumentiert 
werden. In einer Triage-Situation sind wir in einem Aus-
nahmezustand. Dann gibt es vielleicht einen Arzt. Der 
muss entscheiden, der muss schnell entscheiden, und er 
hat keine Zeit für eine Dokumentation. Ich glaube, auch 
in diesem Punkt ist Ihr Gesetzentwurf noch dringend 
überarbeitungsbedürftig, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Schließlich: Herr Minister, Corona ist vorbei. Das sagt 

nicht nur die AfD-Fraktion, das sagen die meisten Regie-
rungen auf dieser Welt. Wenn Sie hier weiterhin mit Fall-
zahlen Panik schüren: Wir wissen doch seit anderthalb 
Jahren, dass die Inzidenz kein geeignetes Kriterium ist, 
um eine Notsituation vorherzusagen. Sie versuchen es 
hier schon wieder.

(Beifall bei der AfD)
Nein, wenn Sie eine Notsituation im Gesundheitssys-

tem vermeiden wollen, dann gibt es zwei Möglichkeiten. 
Schaffen Sie endlich die einrichtungsbezogene Impf-

pflicht ab! Wir wissen: Geimpfte Pfleger können Patien-
ten genauso anstecken wie ungeimpfte. Die einrichtungs-
bezogene Impfpflicht wird eh nicht durchgesetzt. Und 
wenn wir sie durchsetzen würden, ja, dann hätten wir 
einen Notstand. Deswegen: Weg mit der einrichtungs-
bezogenen Impfpflicht!

(Beifall bei der AfD – Corinna Rüffer [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Jetzt sind wir wieder 
beim Thema, ne? Aber es ist das falsche!)

Und: Gesunde Pfleger und Ärzte gehören nicht in Qua-
rantäne.

(Lars Lindemann [FDP]: Reden Sie mal zum 
Thema!)

Gesunde Ärzte und Pfleger gehören zu ihren Patienten.
(Beifall bei der AfD)

Deswegen: Beenden Sie endlich diese vollkommen über-
zogenen Quarantänevorschriften! Dann, glaube ich, sind 
wir am ehesten vor einer Notsituation geschützt.

Ich danke Ihnen.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die FDP-Fraktion hat das Wort die Kollegin Katrin 

Helling-Plahr.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Katrin Helling-Plahr (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Sehr geehrter Herr Minister! Vor gut 200 Jahren war 
es der Armeechirurg Dominique-Jean Larrey, der Vater 
der Notärzte, der während Napoleon Bonapartes Feld-
zügen auf Pferdewagen fliegende Lazarette einrichtete. 
Er begann damit, die Verwundeten nach Schwere der Ver-
letzung zu sortieren, um möglichst viele Patienten behan-
deln zu können.

Was auf dem Schlachtfeld seinen Ursprung nahm, 
wurde später auch in zivilen Katastrophenfällen ange-
wandt und hat inzwischen auch in der medizinischen Ver-
sorgung in Friedenszeiten eine lange Geschichte: bei der 
Zuteilung des in den 40er-Jahren neuen und knappen 
Penizillins, im Rahmen der Polioepidemien in den 50er- 
Jahren, als nicht ausreichend Eiserne Lungen zur Ver-
fügung standen, und in den 60ern, als man mit Dialysebe-
handlungen begann und nicht ausreichend Plätze für alle 
Betroffenen hatte.

Meine Damen und Herren, die Entscheidung über die 
Zuteilung knapper medizinischer Ressourcen ist oft nicht 
weniger als die Entscheidung über die Frage von Leben 
und Tod. Ärzte haben sich der Rettung menschlichen 
Lebens verschrieben. Sie haben gelobt – wenn ich aus 
der Deklaration von Genf zitieren darf –: „Die Gesund-
heit und das Wohlergehen meiner Patientin oder meines 
Patienten werden mein oberstes Anliegen sein.“ Kein 
Arzt trifft eine Zuteilungsentscheidung leichtfertig. 
Aber es gibt Situationen, da muss er sie treffen, gegebe-
nenfalls auch einmal in einer Pandemiesituation, in der 
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ein Krankenhaus an der absoluten Überlastungsgrenze 
steht und auch er an der körperlichen Belastungsgrenze 
arbeitet.

In solchen Ausnahmesituationen ist es dann – so hat es 
das Bundesverfassungsgericht festgestellt – nicht immer 
gewährleistet, dass absolut diskriminierungsfrei entschie-
den wird. In solchen Situationen ist es nicht immer 
ausgeschlossen, dass gerade Menschen mit einer Behin-
derung bei der Zuteilung intensivmedizinischer Ressour-
cen benachteiligt werden – nicht weil Ärztinnen und 
Ärzte diskriminieren wollen, sondern weil es sein könnte, 
dass sie die Überlebenswahrscheinlichkeit nicht richtig 
einschätzen. Das Bundesverfassungsgericht hat das „un-
bewusste Stereotypisierung“ genannt. Deshalb ist es an 
uns als Gesetzgeber, Vorkehrungen zu treffen, damit nie-
mand wegen einer Behinderung oder Vorerkrankung bei 
der Zuteilung überlebenswichtiger, nicht für alle zur Ver-
fügung stehender intensivmedizinischer Ressourcen be-
nachteiligt wird.

Dieser Verantwortung kommen wir mit diesem Gesetz-
entwurf nach. Zugleich vergessen wir aber natürlich 
nicht, dass das vordringliche Ziel sein muss, die Entste-
hung von Triage-Situationen zu vermeiden. Wenn es aber 
doch dazu kommt, dann ist es richtig, dass anhand der 
aktuellen und kurzfristigen Überlebenswahrscheinlich-
keit entschieden wird. Dieses Kriterium hat auch das 
Bundesverfassungsgericht als grundgesetzkonformes 
Kriterium genannt. Konkret und auf eine Pandemie bezo-
gen: Welcher Patient wird die akute Infektion mit höherer 
Wahrscheinlichkeit überleben?

Losentscheidungen, wie zum Teil ja auch gefordert 
wurde, hielte ich für abwegig.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD)

Die aktuelle und kurzfristige Überlebenswahrscheinlich-
keit der Patienten entscheiden zu lassen, ist wesentlich 
gerechter, als Leben gegen Leben auszuwürfeln. Denn 
nur dieses Kriterium wird der scheinbaren Kontradiktion 
gerecht, dass einerseits ein Leben genauso viel wert ist 
wie das andere, dass wir Leben weder bewerten können 
noch wollen, dass wir aber andererseits so viele Men-
schenleben retten wollen, wie es eben geht.

Bei der zur Bestimmung der aktuellen und kurzfristi-
gen Überlebenswahrscheinlichkeit erforderlichen und si-
cher nicht immer einfachen Prognose darf selbstredend 
nicht diskriminiert werden, insbesondere nicht wegen 
einer Behinderung, einer Vorerkrankung, des Alters, der 
ethnischen Herkunft, der Religion oder Weltanschauung, 
des Geschlechts oder der sexuellen Orientierung. Das 
wollen wir nun auch im Gesetz festhalten. Zur Absiche-
rung für alle Beteiligten müssen qualifizierte Ärzte in 
einem Vieraugenprinzip entscheiden. Bei Begleiterkran-
kungen oder Behinderungen muss zudem noch ein fach-
lich insoweit besonders versierter Mediziner hinzugezo-
gen werden. Ich finde, das ist ein guter Weg, einer 
potenziellen Diskriminierungsgefahr zu begegnen.

Wir müssen bei diesem existenziellen Thema natürlich 
alle Aspekte genau abwägen. Deshalb sehe ich der wei-
teren Diskussion im Ausschuss entgegen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die Fraktion Die Linke hat das Wort der Kollege 

Ates Gürpinar.
(Beifall bei der LINKEN)

Ates Gürpinar (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Nun liegt das Gesetz zur Triage vor. Mit 
diesem Gesetz soll ein Rahmen geschaffen werden, wie 
Entscheidungen über Leben und Tod getroffen werden 
sollen. Bevor ich ein paar Sätze über diese zentrale ethi-
sche Fragestellung verlieren möchte, lassen Sie mich 
festhalten, dass dieses Gesetz sehr deutlich macht, wie 
unmoralisch das profitorientierte System ist, in dem wir 
leben, und dass dies insbesondere im Gesundheitssystem 
nun wirklich gar nichts verloren hat.

Warum? Das profitorientierte System schafft künst-
liche Knappheit. Für Katastrophen und unvorhergese-
hene Ereignisse müssen Betten, Ressourcen und Personal 
vorgehalten werden – etwas, was finanziell nur ein Kos-
tenpunkt ist, wenn es nicht zum Einsatz kommt. Da das 
Gesundheitssystem aber auf Profitorientierung und damit 
auch auf Sparen ausgelegt wurde, wurden jahrzehntelang 
Betten und Personal abgebaut. Selten wurde deutlicher: 
Das System ist dysfunktional und gewissermaßen ein 
moralisches Desaster. Es liegt an uns, es zu ändern, sehr 
geehrte Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN)
Das hat auch zur Folge, dass auf verschiedensten Ebe-

nen bereits vortriagiert wird. Wenn nur noch wenige Bet-
ten frei sind, dann wird eben schon vor dem letzten Bett 
entschieden, wer die knappe Ressource einer Intensivbe-
handlung bekommt und wer manchmal eben auch nicht. 
Das System fördert solche Entscheidungen, auch wenn 
ein Großteil des medizinischen Personals natürlich auch 
in diesem System ihr Möglichstes versucht, häufig auf 
Kosten der eigenen psychischen und physischen Gesund-
heit. Klar ist also: Jede Triage-Entscheidung, in die das 
medizinische Personal gezwungen wird, ist eine Bank-
rotterklärung der Gesamtgesellschaft.

Vielleicht ist es da nur folgerichtig, dass auch der Bun-
destag selbst keine gute Entscheidung treffen können 
wird. Auf der einen Seite das, was die Regierung nun 
vorlegt: Der Entwurf erlaubt, auf Basis der kurzfristigen 
Überlebenswahrscheinlichkeit der Patienteninnen und 
Patienten zu entscheiden. Herr Hüppe hat dazu schon 
einige sehr richtige Sachen gesagt. Eigentlich gilt aber: 
Hat ein Mensch eine Überlebenswahrscheinlichkeit, wird 
er behandelt. Wenn wir nun anfangen, den Grad der Über-
lebenswahrscheinlichkeit zu vergleichen, dann haben be-
stimmte Personengruppen unvermeidbar Nachteile. Dann 
diskriminieren wir. Auch wenn man dem Gesetz den ver-
zweifelten Versuch ansieht, Diskriminierungen raus-
zuhalten, wird es niemals diskriminierungsfrei sein. Das 
ist mit der Würde des Menschen nicht vereinbar, sehr 
geehrte Damen und Herren.
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Eine Variante, die einige Behindertenverbände vor-
geschlagen haben, ist die Randomisierung. Diese Vari-
ante überlässt die Entscheidung, wer nun behandelt wird, 
dem Zufall, gewissermaßen dem Schicksal. Das ist keine 
zufriedenstellende Variante; sie kann es nicht sein. Aber 
immerhin wäre sie diskriminierungsfrei.

Eine Entscheidung für das eine wie das andere wird 
weiterhin zu vorgelagerten Triage-Entscheidungen füh-
ren. Denn das medizinisch verantwortliche Personal 
wird es sicher vermeiden – übrigens unter weiterer Mehr-
belastung –, solche Entscheidungen so zu treffen. Gleich-
zeitig dürfen solche Entscheidungen niemals Normalität 
werden. Jede Triage muss eine Art Notstand, erklärten 
Ausnahmezustand, zur Folge haben. Konsequenzen müs-
sen diskutiert werden, damit daraus niemals Normalität 
wird.

Die wichtigste Konsequenz – ich komme zum 
Schluss – kennen wir schon jetzt: Lassen Sie uns dafür 
sorgen, dass sich das Gesundheitssystem wieder am Be-
darf der Menschen und nicht am Profit orientiert und dass 
es nicht selbstverschuldet zu Ressourcenknappheiten 
kommt!

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die SPD-Fraktion hat das Wort der Kollege Dirk 

Heidenblut.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Philipp Hartewig [FDP])

Dirk Heidenblut (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wir reden heute über ein Gesetz bzw. einen Gesetzes-
paragrafen, von dem wir, glaube ich, alle wollen, dass 
er nie – nie! – zur Anwendung kommt. Das ist eigentlich 
das ganze Entscheidende. Herr Minister, ich bin sehr 
dankbar, dass Sie an den Anfang Ihrer Rede auch gestellt 
haben, dass unser eigentliches Ziel sein muss, zu ver-
hindern, dass wir in eine Triage-Situation kommen, und 
dass das auch in der Pandemie bisher hervorragend 
gelungen ist. Ich bin mir ganz sicher: Alle im Gesund-
heitswesen, gerade auch die Ärztinnen und Ärzte und die 
Pflegekräfte auf den Intensivstationen, werden alles da-
ransetzen, dass das nicht passiert.

Natürlich müssen wir ihnen die Unterstützung geben, 
die sie brauchen, damit das auch gelingen kann. Ich glau-
be, wir haben in der Pandemie sehr deutlich bewiesen, 
dass es nicht um ein profitorientiertes System geht, son-
dern dass es darum geht, dass wir schnell und zuverlässig 
handeln. Es ist nie zu einer Triage-Situation gekommen, 
und dazu darf es auch nie kommen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Denn ganz unabhängig von Diskriminierungsfragen 
muss man feststellen: Haben wir eine Triage-Situation, 
ist das für mindestens einen Menschen eine extrem 

schlechte Situation. Mir ist dann, ehrlich gesagt, lieber, 
wir verhindern so etwas von vornherein. Insofern ist das 
ganz wichtig.

Ein zweiter Punkt, Herr Minister, wo ich ausdrücklich 
Danke sagen will, ist, dass Sie so deutlich die Ex-post- 
Triage ausgeschlossen haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Das war überfällig, das ist wichtig, und das ist ein absolut 
richtiger Punkt. Ich finde, Sie bringen – und da teile ich 
die Ansicht des Kollegen Hüppe nun überhaupt nicht – 
mit dem Gesetz sehr gut zum Ausdruck, dass Sie genau 
das machen wollen, was Sie gesagt haben, nämlich Dis-
kriminierung vermeiden und die Menschen schützen.

Ich bin übrigens auch dankbar – auch wenn ich sonst 
nicht viel zu dem Vortrag von der rechten Seite sagen 
will –, dass Sie durchaus über das hinausgegangen sind, 
was uns das Urteil vorgegeben hat, und die Menschen mit 
Behinderung, aber auch viele andere, die unter das All-
gemeine Gleichbehandlungsgesetz fallen, vor Diskrimi-
nierung schützen. Denn es gilt: Jeder Mensch, jedes Le-
ben ist gleich viel wert und muss entsprechend so 
betrachtet werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich bin ganz sicher: Das System, das uns vorgestellt 
wurde, ist noch nicht endgültig. Genauso wie mit jedem 
anderen Gesetz werden wir uns auch mit diesem Gesetz – 
die Kollegin hat es schon gesagt – nach der Anhörung, 
entsprechend den Bildern, die wir uns selbst noch ma-
chen, und natürlich nach den Gesprächen, Kollege 
Hüppe, insbesondere mit den entsprechenden Gruppen 
der Betroffenen, sicherlich noch beschäftigen. Vielleicht 
finden wir auch die Möglichkeit, noch das ein oder an-
dere zu verbessern; das will ich gar nicht ausschließen. 
Trotzdem ist das Gesetz eine gute Grundlage für das, was 
wir zurzeit umsetzen müssen, und eine gute Grundlage, 
Diskriminierung zu verhindern. Ich bin mir ganz sicher, 
dass das Gesetz das auch möglich machen wird.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Entschuldigen Sie bitte, Herr Heidenblut. Gestatten Sie 

Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Sorge?

Dirk Heidenblut (SPD):
Selbstverständlich. Ich habe schon ängstlich auf meine 

Zeit geguckt.

Tino Sorge (CDU/CSU):
Vielen Dank, Herr Kollege Heidenblut. – Ich finde es 

gut, dass Sie hier in Ihrer Rede noch mal klarmachen, 
dass insbesondere die Thematik Ex-post-Triage aus dem 
Gesetzentwurf herausgefallen ist. Aber sind Sie mit mir 
nicht der Auffassung, dass es völlig an den Tatsachen 
vorbeigeht, wenn Sie sich hierhinstellen und dafür abfei-
ern lassen wollen, dass Sie die im Entwurf des Bundes-
gesundheitsministers ursprünglich vorgesehene Ex-post- 
Triage rückgängig gemacht haben, nachdem von Behin-
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dertenverbänden und Sozialverbänden berechtigte Kritik 
daran gekommen ist, dass die Ex-post-Triage überhaupt 
im ersten Entwurf stand, und dass wir viel Verwirrung 
und Aufregung in den Verbänden hätten vermeiden kön-
nen, wenn Sie das gleich von vornherein gemacht hätten?

(Beifall der Abg. Emmi Zeulner [CDU/CSU])

Dirk Heidenblut (SPD):
Zunächst mal, lieber Kollege Sorge, ist es ja nicht ver-

werflich, wenn man über Dinge, die man ins Rennen 
schmeißt, nachdenkt und auf Reaktionen reagiert. Das 
widerspricht dann zum Beispiel dem, was der Kollege 
Hüppe gesagt hat: dass mit den Betroffenen nicht gespro-
chen worden sei und deren Reaktionen nicht ernst ge-
nommen worden seien. Sie sind ernst genommen worden.

(Hubert Hüppe [CDU/CSU]: Sie haben nicht 
mit denen gesprochen!)

Der zweite Punkt ist: Dass es Überlegungen gibt – auch 
aus dem Bundesministerium –, die immer wieder mal in 
die Öffentlichkeit gelangen und bestimmte Dinge bein-
halten, mag sein. Aber an dieser Stelle haben wir die Ex- 
post-Triage nicht nur nicht in den Gesetzentwurf auf-
genommen, sondern sind darüber hinausgegangen und 
haben sie im Gesetzentwurf sogar ausdrücklich aus-
geschlossen. Da sind wir also deutlich weiter gegangen. 
Ich finde, das ist keineswegs ein Fehler, und finde es 
absolut richtig, dass genau das gemacht worden ist.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Wir haben im Gesetz eine Menge Sicherungsmecha-
nismen vorgesehen, die verhindern sollen, dass es zu Dis-
kriminierung kommt. Wir setzen damit das um, was das 
Bundesverfassungsgericht will. Ich will aber auch eines 
ganz deutlich sagen – zumindest für mich und, ich gehe 
davon aus, auch für meine Fraktion –: Das Gesetz ist 
keineswegs ein grundsätzlicher Misstrauensbeweis ge-
genüber denjenigen, die schon jetzt auf den Intensivsta-
tionen in den allermeisten Fällen völlig diskriminierungs-
frei ihren Jobs nachgehen und die im Wesentlichen der 
Rettung des Lebens verpflichtet sind. Es gibt einfach ein 
Gebot, sicherzustellen, dass Menschen, die eines beson-
deren Schutzes bedürfen, diesen Schutz auf jeden Fall 
auch erhalten.

Noch ein letztes Wort zu dem immer wieder vor-
gebrachten Argument, dass das Ganze möglicherweise 
per Losentscheid oder im Rahmen eines randomisierten 
Verfahrens oder anderer vergleichbarer Verfahren gelöst 
werden könne: Ich persönlich halte von solchen Vor-
gehensweisen herzlich wenig und kann mich da meiner 
Vorrednerin aus der FDP nur anschließen. Wir haben hier 
ein vernünftiges, ein sinnvolles Verfahren, das Diskrimi-
nierung vermeidet. Ein Losverfahren, ein randomisiertes 
Verfahren ist unserer Verpflichtung dem Leben gegen-
über nicht gerechtfertigt und ist im Zweifel für mich so 
ein bisschen wie die Flucht aus der Verantwortung. Diese 
Verantwortung tragen wir, aber die tragen eben auch die 
Ärztinnen und Ärzte.

Einen Punkt will ich allerdings noch den Ärztinnen 
und Ärzten gerne mitgeben: Ich glaube, dass Fragen des 
Umgangs mit Menschen mit Behinderungen in der Aus-

bildung einen deutlich höheren Stellenwert haben müssen 
und dass solche Fragen auch in anderer Form noch mal 
thematisiert werden müssen,

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Hubert Hüppe [CDU/CSU]: Da hätte die Re-
gierung schon handeln können!)

nicht nur, um Diskriminierung zu verhindern, sondern 
auch, um einen Umgang zu ermöglichen, der im Interesse 
der Menschen liegt.

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit und freue 
mich auf die weitere Debatte.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat das Wort der Kollege 

Stephan Pilsinger.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Stephan Pilsinger (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Mich freut, dass wir heute hier zu dieser wichtigen De-
batte zusammenkommen. Mich hätte es aber noch viel 
mehr gefreut, wenn zumindest der Behindertenbeauf-
tragte oder der Patientenbeauftragte der Bundesregierung 
heute dieser Debatte beigewohnt hätten.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Kirsten 
Kappert-Gonther [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Der Patientenbeauftragte sitzt da, Herr 
Kollege! Vielleicht erst mal gucken! – 
Marianne Schieder [SPD]: Erst schauen, dann 
aufregen!)

– Dann entschuldige ich mich an dieser Stelle. Aber der 
Behindertenbeauftragte hätte zumindest an dieser De-
batte auch teilnehmen können.

Die heutige Debatte ist eine äußerst schwerwiegende 
Debatte, weil sie die schwierigste aller Fragen berührt, 
die Frage nämlich, wer im Notfall leben darf, wer sterben 
muss und wer darüber entscheiden darf. Auch wenn bis 
heute keine Triage-Entscheidung an deutschen Kliniken 
gefällt werden musste, so ist es doch richtig, ja überfällig, 
diese vor allem für die Ärzte extrem schwierige Situation, 
über Leben und Tod zu entscheiden, gesetzlich zu klären,

(Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Vor allen Dingen ist die Frage wichtig 
für die, über die entschieden wird!)

zu klären mit dem Ziel, dieses Dilemma für Ärzte, Pa-
tienten und Angehörige ethisch verantwortbar zu lösen, 
Rechtssicherheit für die behandelnden Ärzte zu schaffen, 
aber auch, um behinderte, benachteiligte und vulnerable 
Menschen vor Diskriminierung in einer für alle Betei-
ligten so schwierigen Situation zu schützen.

Der vorliegende Gesetzentwurf der Bundesregierung 
ist dabei stark geprägt vom Beschluss des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 16. Dezember 2021, der dem Gesetz-
geber auferlegt hat, im Falle einer Triage jegliche Form 
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von Benachteiligung wegen einer Behinderung von vorn-
herein hinreichend zu verhindern. Gleichwohl muss die 
Letztentscheidung bei den Ärzten liegen, die sich nur an 
der aktuellen und kurzfristigen Überlebenswahrschein-
lichkeit der betroffenen Patienten festmachen darf. Eine 
Behinderung, der Grad der Gebrechlichkeit, das Alter, die 
ethnische Herkunft, die Religion oder Weltanschauung, 
das Geschlecht oder die sexuelle Orientierung des Betrof-
fenen dürfen keine Rolle bei der Zuteilungsentscheidung 
spielen. Eine Gesellschaft, die solche Grundsätze aufgibt, 
hat ihren moralischen Kompass komplett verloren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Als Arzt betone ich die Rechtssicherheit für die jewei-
ligen ärztlichen Entscheidungsträger in diesem Dilemma. 
Sollte die Entscheidung im Weiteren trotzdem zum Tod 
des Intensivpatienten führen, während wegen dieser Ent-
scheidung ein anderer Patient verstorben ist, weil dieser 
nicht intensivmedizinisch behandelt wurde, darf gegen 
den Arzt kein individueller Schuldvorwurf erhoben wer-
den. Sein ärztliches Handeln muss in dieser Extremsitua-
tion als objektiv rechtmäßig bewertet und anerkannt wer-
den. Insofern sollte eine Kontrolle nicht den Gerichten 
überlassen werden, sondern der Ärzteschaft.

Nicht per se unmoralisch halte ich die Diskussion um 
eine Ex-post-Triage. Denn die aktuelle Überlebenswahr-
scheinlichkeit lässt sich bei vielen Patienten erst nach 
einem intensivmedizinischen Behandlungsversuch ver-
lässlich abschätzen,

(Beifall der Abg. Simone Borchardt [CDU/ 
CSU])

wie auch die einschlägigen Fachgesellschaften betonen. 
Wenn ein klar dem Tode geweihter Intensivpatient das 
letzte Intensivbett besetzt, während ein anderer Patient 
mit absehbar höherer Überlebenswahrscheinlichkeit 
nicht behandelt wird und deswegen auch sterben muss, 
so ist das ethisch-moralisch zumindest fragwürdig.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Stephan Pilsinger (CDU/CSU):
Liebe Kolleginnen und Kollegen, trotz aller politi-

schen Gegensätze hier im Hohen Hause dürfen wir uns 
niemals von dem Grundsatz verabschieden, mensch-
lichem Leben die höchste Bedeutung beizumessen und 
es zu bewahren. Das gebietet uns nicht nur die Humanität, 
sondern auch unsere deutsche Geschichte.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für Bündnis 90/Die Grünen hat das Wort Corinna 

Rüffer.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Im Sommer 2020 reichten neun behinderte und 
chronisch kranke Menschen Beschwerde beim Bundes-
verfassungsgericht ein, weil sie befürchteten, im Fall ei-
ner Triage wegen ihrer Behinderung oder Vorerkrankung 
nicht intensivmedizinisch behandelt zu werden. Sie argu-
mentierten, der Gesetzgeber müsse seiner Schutzpflicht 
nachkommen und gesetzliche Regeln erlassen, um sicher-
zustellen, dass Menschen mit Behinderungen in einem 
Triage-Fall nicht benachteiligt werden.

Ich möchte erinnern: Wir alle standen zu diesem Zeit-
punkt unter dem Einfluss der Bilder aus Bergamo, von 
den Militärkonvois mit den Leichen, die in Krematorien 
geschafft wurden. Viele von uns stellten sich damals die 
Frage, ob auch wir in Deutschland in die Situation kom-
men könnten, alte und behinderte Menschen gar nicht erst 
zu behandeln. Ich kann für mich antworten und sagen: 
Für mich war das unvorstellbar. Denn wir haben unser 
Grundgesetz, und das stellt doch eindeutig klar, dass das 
Leben eines jungen oder nicht behinderten Menschen 
nicht mehr wert ist als das eines alten oder behinderten 
Menschen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der CDU/CSU)

Heute wissen wir, dass es sehr wohl auch bei uns in 
Deutschland gravierende Engpässe bei der Versorgung 
von Coronapatientinnen und -patienten gegeben hat. 
Dort, wo die Inzidenzen besonders hoch waren, wurden 
insbesondere alte, aber auch jüngere behinderte Men-
schen nicht mehr im Krankenhaus behandelt. Wir wissen 
von Fällen, wo Pflegeeinrichtungen und Einrichtungen 
der Behindertenhilfe gebeten wurden – ich zitiere – 
„Krankenhauseinweisungen besonders sorgfältig zu be-
denken“. „Triage vor der Triage“ oder „graue Triage“ 
nennt man das.

Wir beraten heute einen Gesetzentwurf, weil das Bun-
desverfassungsgericht den Beschwerdeführerinnen und 
Beschwerdeführern – glücklicherweise – weitgehend ge-
folgt ist. Das Gericht hat uns dazu verpflichtet, unver-
züglich geeignete Vorkehrungen zum Schutz behinderter 
Menschen zu treffen. Die Stärke des Schutzauftrags ist 
sehr groß, den wir als Gesetzgeber vollumfänglich zu 
erfüllen haben. Es werden tiefgreifende ethische Fragen 
berührt, die beim besten Willen nicht allein aus einer 
medizinischen Perspektive beantwortet werden können. 
Schon für sich genommen erfordern diese eine umfas-
sende und gründliche gesellschaftliche Diskussion. Und 
ebendiese Diskussion hat bisher leider nicht stattgefun-
den.

Gewichtige Fragen liegen vor uns. Diese Fragen haben 
eine Bedeutung weit über die Pandemie hinaus:

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ist der Gesetzentwurf überhaupt dazu geeignet, einen 
gleichberechtigten Zugang zu überlebensnotwendigen in-
tensivmedizinischen Behandlungen zu gewährleisten? 
Oder ist das in dieser Form formulierte Kriterium der 
„aktuellen und kurzfristigen Überlebenswahrscheinlich-
keit“ möglicherweise von vornherein immanent diskrimi-
nierend?
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(Beifall des Abg. Ates Gürpinar [DIE LINKE])
Und wie kann gewährleistet werden, dass der Zugang zur 
medizinischen Versorgung im Krankenhaus für alle Men-
schen gesichert wird und eine sogenannte Vor-Triage 
auch in Zukunft ausgeschlossen wird?

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Gerne. – Ich bin gespannt auf die Beratungen, die jetzt 

folgen werden. Wir als Parlament, wir als Gesetzgeber 
tragen richtig Verantwortung. Ich bin mir sicher, dass 
wir dem am Ende auch gerecht werden.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Die letzte Rednerin in der Debatte ist für die CDU/ 

CSU-Fraktion Simone Borchardt.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Simone Borchardt (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Mit dem Urteil vom 16. Dezember 
2021 hat das Bundesverfassungsgericht den verfassungs-
rechtlichen Rahmen dahin gehend abgesteckt, dass nie-
mand aufgrund seiner Behinderung benachteiligt werden 
darf. Diese Feststellung begrüße ich hier außerordentlich. 
Was das Gericht mit seinem Urteil allerdings nicht getan 
hat, ist, die Ex-post-Triage zu thematisieren. Insofern ist 
es, gelinde gesagt, merkwürdig, dass die Bundesregie-
rung bei einer gesetzlichen Regelung zur pandemie-
bedingten Triage einen Zusammenhang mit dem Diskri-
minierungsverbot konstruiert. Sie haben mit Ihrer 
Kommunikation wieder mal sehr viel Porzellan zerschla-
gen, indem Sie die Betroffenen nicht beteiligt haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Es wäre der Sache dienlich gewesen, wenn Sie im Vor-

feld der heutigen Debatte die Einschätzung von Fach-
juristen eingeholt hätten. Es wäre der Sache auch dienlich 
gewesen, wenn Sie vorher mit den Leuten aus der notfall- 
und intensivmedizinischen Praxis gesprochen hätten. 
Und es wäre der Sache dienlich gewesen, wenn Sie 
auch die Menschen mit Behinderung eingebunden hätten 
in diesen Prozess.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Ates Gürpinar [DIE LINKE])

Meine sehr geehrten Damen und Herren, in den deut-
schen Notfallambulanzen und auf den Intensivstationen, 
wo tagtäglich tragische und belastende Entscheidungen 
getroffen werden, herrschen höchste fachliche und ethi-
sche Standards. Diese gilt es jetzt gesetzlich zu ver-
ankern. An dem Thema Ex-post-Triage, das behinderte 
wie nicht behinderte Menschen gleichermaßen betrifft, 
haben Sie sich vorbeigemogelt.

(Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das stimmt doch gar nicht!)

Wenn man sie zulässt, birgt das natürlich Gefahren; wenn 
nicht, natürlich auch.

Die Überlebenswahrscheinlichkeit lässt sich bei vielen 
Patienten erst nach einem intensivmedizinischen Be-
handlungsversuch verlässlich abschätzen. Beim Aus-
schluss der Ex-post-Triage entfällt diese Möglichkeit.

(Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Können Sie sich mal einigen in der 
Union? Ich glaube, Sie haben Diskussions-
bedarf!)

Außerdem wären bei einem starken Zustrom schwerkran-
ker Intensivpatienten und Infektionspatienten die Inten-
sivkapazitäten auf absehbare Zeit vollständig ausgelastet. 
Dadurch hätten später eintreffende Patienten – auch mit 
anderen lebensbedrohlichen Erkrankungen; und die gibt 
es nun mal auch noch, Herr Minister – eine deutlich ver-
ringerte Chance auf eine Intensivbehandlung.

Glücklicherweise kam es in Deutschland auch zu 
Hochzeiten der Pandemie zu keiner Triage. Dennoch 
brauchen wir einen wirksamen und umsetzbaren Schutz 
vor Diskriminierung. Wir brauchen auch die Handlungs-
fähigkeit der Ärzte, damit diese über die Zuteilung dieser 
knappen Ressourcen fundiert und gerecht entscheiden 
können.

Liebe Kollegen, die Triage ist nicht nur ein Thema der 
Pandemie. Es kann uns auch in anderen Lebenssituatio-
nen treffen. Daher verdient dieses Thema einen ganzheit-
lichen Ansatz.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Damit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung des Gesetzent-

wurfs auf Drucksache 20/3877 an die in der Tagesord-
nung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es 
weitere Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der 
Fall. Dann verfahren wir wie vorgesehen.

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 15 auf:

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU

Lehren aus dem Flughafenchaos – Passagier- 
und Gepäckkontrollen sicher, effektiv und zu-
kunftsfähig aufstellen

Drucksache 20/3934
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Wirtschaftsausschuss 
Verkehrsausschuss 
Ausschuss für Tourismus 
Haushaltsausschuss

Für die Aussprache ist eine Debatte von 39 Minuten 
vereinbart.
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Ich bitte jetzt, die Plätze einzunehmen, und ich bitte um 
Ruhe, sodass wir beginnen und dem ersten Redner gut 
lauschen können. Diejenigen, die der Debatte nicht fol-
gen wollen, bitte ich, hinten Platz zu nehmen oder den 
Plenarsaal zu verlassen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort dem 
ersten Redner der CDU/CSU-Fraktion, Christoph de 
Vries.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Christoph de Vries (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Viele von Ihnen werden die Bilder dieses Som-
mers an den deutschen Flughäfen vielleicht noch vor 
Augen haben. In diesem Sommer haben wir an den deut-
schen Verkehrsflughäfen zum zweiten Mal nach 2018 
eine Situation erlebt, die für die Passagiere nervenauf-
reibend, zermürbend und am Ende für alle Beteiligten 
auch unbefriedigend war. Lange Wartezeiten beim 
Check-in, an den Sicherheitskontrollen, bei der Gepäck-
ausgabe, stornierte und umgebuchte Flüge und teilweise 
überlastete Hotlines waren die Folge von mehreren Er-
eignissen. Das Ganze hat sich im Ergebnis zu einem 
Flughafenchaos in Deutschland aufsummiert. Man muss 
sagen: Insgesamt war das für die Passagiere, Tausende in 
Deutschland, eine einzige Zumutung, die auch unseres 
Landes, ehrlich gesagt, unwürdig war, meine Damen 
und Herren. Auch ich habe das selbst erlebt mit meiner 
Familie.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dirk Brandes [AfD])

Wir wollen, dass sich dieses Flughafenchaos, das 
Tausende Fluggäste leidvoll erlebt haben, nicht wieder-
holt. Dafür braucht es strukturelle Veränderungen in der 
Organisation der Luftsicherheitskontrollen und keinen 
hilflosen Aktionismus, wie ihn die Passagiere diesen 
Sommer eben auch erlebt haben. Wir haben es erlebt: 
Auf der Pressekonferenz der Minister Wissing, Faeser 
und Heil wurde kurzfristig die Anwerbung von 2 000 Ar-
beitskräften aus der Türkei angekündigt. Das war jeden-
falls keine Lösung, sondern das war ein PR-Flop ohne 
jede Wirkung; das muss man an der Stelle auch mal 
ganz klar sagen.

([Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Thomas Lutze [DIE LINKE] – Josef Oster 
[CDU/CSU]: Das war ein Doppel-Flop!)

Denn tatsächlich waren bis zum 20. August gerade mal 
60 Hilfskräfte in Deutschland eingetroffen, und nennens-
wert mehr dürften es bis heute auch nicht sein. Damit 
stehen die Flughäfen heute strukturell auch nicht besser 
da, als es im Sommer der Fall war.

Die Ursachen sind klar: Wir hatten Engpässe bei den 
Personalbeständen, was vor allen Dingen darauf zurück-
zuführen ist, dass die Nachfrage sehr kurzfristig anzog. 
Wir haben einen allgemeinen Arbeitskräftemangel, hohe 
Krankenstände durch Corona und natürlich auch einen 
gewissen Wiedereingewöhnungseffekt, weil der Luftver-
kehr in Deutschland nahezu zwei Jahre zum Erliegen 
gekommen war. Diese Probleme gab es auch bei den 

Luftsicherheitskontrollen, für die die Bundespolizei und 
damit letztlich auch Bundesinnenministerin Faeser Ver-
antwortung tragen.

Wahr ist aber auch: Die Probleme sind nicht neu, wir 
haben sie schon mal erlebt.

(Manuel Höferlin [FDP]: Die gibt es schon 
Jahre!)

Eine grundsätzliche Ursache für die wiederholten Pro-
bleme ist das fragmentierte und komplexe System der 
Luftsicherheitskontrollen in Deutschland. Ich bin der 
Überzeugung: Wir sollten hier keine unergiebigen ideo-
logischen Debatten über Verstaatlichung oder Privatisie-
rung führen, sondern wir sollten die Optimierungspoten-
ziale im bestehenden System nutzen. Die sind aus unserer 
Sicht gewaltig.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Deshalb konzentrieren wir uns auch ganz bewusst auf 
Aspekte ohne einen Systemwechsel bei der Organisation, 
die wir jetzt umsetzen können, und gehen damit den Weg 
weiter, den auch das BMI in der letzten Wahlperiode 
schon begonnen hat. Wir wollen strukturelle Probleme 
bei den Passagier- und Gepäckkontrollen mit technologi-
schen und organisatorischen Reformen dauerhaft behe-
ben. Unser Ziel ist, dass die Sicherheitskontrollen schnel-
ler und effektiver werden, bei mindestens gleich hohen 
Sicherheitsstandards wie heute.

Ich will auf die Probleme eingehen. Ein Problem ist in 
der Krise noch deutlicher geworden: Das sind die Zuver-
lässigkeitsüberprüfungen, die alle Beschäftigten im Si-
cherheitsbereich zu Recht durchlaufen müssen. Sie 
dauern einfach zu lange, und zudem sind sie nicht mal 
bundesweit gültig. Eine Zuverlässigkeitsüberprüfung, die 
in Hamburg durchgeführt wird, muss keine Geltung in 
Köln oder in Stuttgart haben, und umgekehrt gilt das 
Gleiche. Wir sind der Meinung: Diese Kleinstaaterei im 
Jahr 2020 ist absurd. Die ZÜPs müssen künftig bundes-
weit Geltung haben, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Auch das Personal, das frühmorgens vor Dienstbeginn 
die eigenen Flughafenmitarbeiter kontrolliert, darf dann 
anschließend in der Regel nicht die Passagierkontrollen 
durchführen, weil es einen anderen Bildungsgang und 
andere Behördenzuständigkeiten gibt. Das heißt, obwohl 
beide dieselben Tätigkeiten ausführen, sind sie nicht fle-
xibel einsetzbar. Auch dies wollen wir ändern mit einer 
Vereinheitlichung der Ausbildung, damit die Mitarbeiter 
beide Kontrolltätigkeiten auch ausüben können.

Last, but not least: Nicht nur im europäischen Ausland, 
sondern auch am Flughafen München gibt es bereits Kon-
trollspuren mit moderner Computertomografie. Diese 
CT-Technik ist komfortabel, und sie beschleunigt vor 
allen Dingen die Vorgänge, weil die Passagiere zum Bei-
spiel ihre Laptops und Tablets nicht mehr auspacken 
müssen. Wir wollen, dass diese moderne CT-Technologie 
flächendeckend an allen deutschen Flughäfen zum Ein-
satz gebracht wird, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Ich komme zum Schluss. Ich glaube, wir können froh 
sein, dass wir einen so hohen Standard an Sicherheit im 
deutschen Luftverkehr haben. Der ist von allen Akteuren, 
die beteiligt sind, auch anerkannt. Das wollen wir unbe-
dingt bewahren. Aber wir müssen jetzt mal Verbesserun-
gen im System umsetzen. Wir sehen auch in diesen Ta-
gen, dass die Probleme keineswegs behoben sind. Wir 
wollen den Luftverkehr krisenresistenter machen, aber 
vor allen Dingen auch passagierfreundlicher. Hierfür bie-
tet unser Antrag sehr viele gute Ansätze. Deswegen wer-
ben wir um Zustimmung im weiteren Verfahren.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die SPD-Fraktion hat das Wort die Kollegin Peggy 

Schierenbeck.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Peggy Schierenbeck (SPD):
Sehr geehrte Frau Vizepräsidentin! Sehr geehrte Da-

men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Viele 
Menschen in Deutschland blicken dem Sommerurlaub 
Jahr für Jahr sehnlichst entgegen: ferne Ziele, weite 
Strände, sich einfach mal ein oder zwei Wochen von 
den Strapazen des Alltags erholen. Doch wer diesen 
Sommer das Urlaubsparadies suchte, musste zuerst durch 
eine kleine Hölle: bundesweit gestrichene Flüge, verlore-
nes Gepäck, lange Warteschlagen, auch an den Sicher-
heitskontrollen, dem Nadelöhr jedes Flughafens. Dieses 
Nadelöhr ist noch kleiner geworden, weil wir zu wenig 
Personal an den Flughäfen haben. Viele Angestellte in 
der Luftsicherheit wurden während des coronabedingten 
Reisestopps entlassen und haben sich einen neuen Job 
suchen müssen, um ihren Lebensunterhalt zu sichern. 
Dadurch sind der Luftsicherheitsbranche viele Arbeits-
kräfte dauerhaft verloren gegangen. Gleichzeitig haben 
viele Branchen schon sehr lange einen hohen Bedarf an 
gut ausgebildeten Arbeitskräften. Die Unternehmen sind 
in der Konkurrenzsituation betreffend die besten Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer. Auch in der Luftsicher-
heit macht sich der Fachkräftemangel bemerkbar und 
zeigt sich eben in den uns leider bekannten schier end-
losen Warteschlangen an den Sicherheitskontrollen.

Als SPD sprechen wir uns daher schon lange dafür aus, 
dass wir das Modell an unseren Flughäfen umsetzen, das 
bei guten Arbeitsbedingungen für die Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer zu kurzen Warteschlangen führt, das 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an den Passagier- 
und Gepäckkontrollen der Flughäfen bei vollständig 
oder mehrheitlich staatlichen Sicherheitsgesellschaften 
anstellt, das dafür sorgt, dass die Menschen sich in ihrem 
Job wohlfühlen, das den Menschen mit Respekt begeg-
net. Das Modell, das diese Kriterien bisher erfüllt, ist das 
Münchner Modell. Mit dem Münchner Modell bieten wir 
den Menschen sichere und dauerhafte Stellen. Wir bieten 
ihnen einen Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst. 
Wenn der Job krisensicher ist und das Gehalt stimmt, 

dann – das weiß jeder Arbeitgeber – zahlt sich das aus. 
In Bayern hat man so eine hohe Zufriedenheit, eine hohe 
Motivation und eine geringe Fluktuation festgestellt.

Meine Damen und Herren, nicht mit dem Antrag der 
Union, sondern zum Beispiel mit dem Münchner Modell 
können wir die Luftsicherheit zu einer attraktiven und 
krisenfesten Branche machen. Ich lehne den Antrag der 
Unionsfraktionen ab, weil er ein hektischer Versuch ist, 
den Markt ein Problem regeln zu lassen, das er schon 
längst in den Griff hätte bekommen müssen. Die Luft-
sicherheitsaufgaben müssen zurück in die öffentliche 
Hand. Wir haben die öffentliche Sicherheit im Flugver-
kehr in private Hände gegeben. Das hat nicht so funk-
tioniert, wie wir uns das vorgestellt haben. Jetzt müssen 
wir sie zurückholen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Matthias W. Birkwald [DIE LINKE])

Meine Damen und Herren, ich kann nur dafür werben, 
dass wir schon allein den Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern zuliebe die langfristige Umsetzung zum Bei-
spiel des Münchner Modells, das sich bereits sehr gut 
bewährt hat, auf die Tagesordnung setzen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP und des Abg. Marcel Emmerich 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die AfD-Fraktion spricht Dirk Brandes.

(Beifall bei der AfD)

Dirk Brandes (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren, auch auf den Zuschauerrängen! Die 
CDU/CSU möchte Lehren aus dem Flughafenchaos 
ziehen. Dafür soll die Zuverlässigkeitsprüfung der 
Kontrollmitarbeiter verkürzt und die Durchführungsver-
antwortung für die Sicherheitskontrollen an die Flug-
hafenbetreiber übertragen werden. Die Gepäck- und Si-
cherheitskontrollen sind jedoch ein Teilbereich der 
Terrorbekämpfung. Sicherheitsempfindliche Tätigkeiten 
sollen nach Willen der CDU/CSU jetzt durch Dumping-
löhner und Sozialhilfeempfänger ausgeführt werden, 
nicht mehr unter Verantwortung der Bundespolizei.

(Christoph de Vries [CDU/CSU]: Das steht da 
überhaupt nicht! – Gegenruf der Abg. Susanne 
Menge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das 
steht da drin!)

Wenn ich Ihren Antrag so lese,

(Josef Oster [CDU/CSU]: Sie sollten ihn mal 
lesen!)

stelle ich mir die Frage: Gehören neben Clans in NRW 
nun auch Gefährder zur erweiterten Wählerklientel der 
CDU/CSU?

(Beifall bei der AfD)
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Luftverkehr ist nach wie vor bevorzugtes Ziel des in-
ternationalen Terrorismus. Die Sicherheitsbehörden war-
nen nicht ohne Grund immer wieder vor einer möglichen 
Rekrutierung sogenannter Innentäter an Flughäfen. Des-
wegen ist es von höchster Notwendigkeit, dass hier nur 
überprüftes, loyales und absolut zuverlässiges Personal 
eingesetzt wird.

(Beifall bei der AfD)
Unsere Haltung als AfD ist hier unmissverständlich: 

Wer an der Passagier- und Gepäckkontrolle eingesetzt 
wird, muss seine Zuverlässigkeit durch eine umfassende 
Überprüfung, zum Beispiel im Rahmen einer Ü1, nach-
gewiesen haben. Die Einbeziehung der Bundespolizei, 
der Zollkriminalämter, der Verfahrensregister und der 
Staatsanwaltschaften ist dabei von oberster Priorität. 
Deswegen kritisieren wir auch die Entscheidung unserer 
SPD-Innenministerin, türkische Gastarbeiter ohne um-
fassende Überprüfung für sicherheitsempfindliche Tätig-
keiten einzusetzen.

Positiv finde ich, dass die Union unsere Forderung 
nach inländischen Arbeitskräften und modernster Sicher-
heitstechnik im Antrag übernommen hat.

Aber den Personalmangel und das daraus resultierende 
Chaos an unseren Flughäfen lösen wir nicht durch das 
Zahlen von Niedriglöhnen. Den Personalmangel lösen 
wir auch nicht durch unsichere Jobperspektiven, zum 
Beispiel durch Ihrer aller Coronahysterie.

Der Personalmangel ist verursacht durch schlechte Ar-
beitsbedingungen. Das ist der Grund, warum die Leute an 
den Flughäfen schlicht und ergreifend hinschmeißen. 
Deswegen müssen wir dem Berufsbild Luftsicherheits-
assistent eine Perspektive geben. Wir brauchen sichere 
statt nur flexible Beschäftigungsmöglichkeiten. Luft-
sicherheit ist eine staatliche Hoheitsaufgabe; die Durch-
führungsverantwortung muss bei der Polizei angesiedelt 
bleiben.

(Beifall bei der AfD)
Personen, die für die Bundespolizei tätig werden, sol-

len nach dem Sicherheitsüberprüfungsgesetz einer 
einfachen Sicherheitsüberprüfung unterzogen werden 
können. Dann hätten wir eine einheitliche Zuverlässig-
keitsüberprüfung, wie Sie von der Union das auch for-
dern, und der Verfassungsschutz übernähme endlich eine 
sinnvollere Aufgabe, als die demokratische Opposition 
zu bespitzeln.

(Beifall bei der AfD – Marianne Schieder 
[SPD]: Da meinen Sie aber nicht sich! – 
Sebastian Fiedler [SPD]: Die machen einen 
guten Job!)

Machen wir die Jobs an den Flughäfen wieder attrak-
tiv! Dann verhindern wir auch die chaotischen Verhält-
nisse für die Fluggäste. Wir freuen uns auf die Beratung.

Ich danke Ihnen fürs Zuhören.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für Bündnis 90/Die Grünen hat das Wort Marcel 

Emmerich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Marcel Emmerich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! Die Situation an 
den deutschen Flughäfen war diesen Sommer zweifellos 
desaströs. Für viele Menschen hatte der Urlaub dadurch 
nichts mit Erholung und Entspannung zu tun, sondern 
endete bei An- und Abreise oft im Chaos. Meine Schwä-
gerin wappnete sich deswegen und ging extra acht Stun-
den vor Abflugzeit zum Flughafen, um möglichen Chaos-
situationen auszuweichen.

Wir müssen den Blick auf die nächste Sommersaison 
richten. Wir müssen da Abhilfe schaffen und Vorsorge 
treffen; das ist jetzt ganz entscheidend.

Ich kann es der Union an dieser Stelle mal wieder nicht 
ersparen, darauf hinzuweisen, wer denn die letzten 
16 Jahre in diesem Land die Verantwortung in der Re-
gierung getragen hat.

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Bingo!)
Ich weiß, das passt Ihnen nicht; aber diesen Fakt kann 
man an dieser Stelle einfach mal wieder nicht unerwähnt 
lassen; das muss man herausstreichen.

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Jaja! Wenn 
man sonst keine Argumente hat!)

Es liegen nun verschiedene Vorschläge auf dem Tisch. 
Es gibt ja auch konstruktive Vorschläge in Ihrem Antrag, 
will ich sagen. Es gibt das bayerische Modell, das Kon-
zept „Neue Welt“ oder die GdP-Vorschläge zur Neuord-
nung der Organisation der Luftsicherheitsaufgaben, und 
das alles schauen wir uns jetzt sehr intensiv an und prüfen 
Stärken und Schwächen der einzelnen Modelle.

Man kann schon sehen: Es wird auf die Schnelle nicht 
möglich sein, die Kontrollen an den Flughäfen ganz in 
staatliche Hände zu legen, wie das in Bayern der Fall ist, 
auch wenn in meinen Augen prinzipiell einiges dafür 
spräche. Die privaten Sicherheitsdienste werden auf ab-
sehbare Zeit weiterhin eine sehr zentrale Rolle überneh-
men. Und – das ist vollkommen klar – da darf es unter 
keinen Umständen Rabatt bei der Sicherheit geben. Des-
wegen finden wir es auch ganz grundsätzlich wichtig und 
haben das im Koalitionsvertrag vereinbart, dass die pri-
vaten Sicherheitsdienste mit verbindlichen Standards in 
einem eigenen Gesetz reguliert werden. Das ist wirklich 
lange überfällig.

Natürlich kann man den Personalmangel an deutschen 
Flughäfen auch nicht losgelöst lassen von der allgemei-
nen Fach- und Arbeitskräftesituation in Deutschland. 
Man wird sicherlich auch hier an einigen Stellschrauben 
drehen können und müssen, um sowohl die Abfertigung 
selbst als auch den Einsatz von Personal schneller und 
effektiver zu gestalten. Hier sollte man durchaus zusam-
men mit den Ländern schauen, was möglich ist, ohne die 
Sicherheit zu gefährden.

Ein entscheidender Faktor ist natürlich, qualifiziertes 
Personal zu finden. 7 000 Beschäftigte fehlen an deut-
schen Flughäfen. Da möchte ich Sie, Herr de Vries, an-
sprechen: Sie haben ja selber gesagt, dass es den all-
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gemeinen Arbeitskräftemangel in diesem Land gibt. Und 
wenn man sich Ihren Antrag anschaut, dann sieht man, 
dass eine entscheidende Forderung fehlt, nämlich ein 
modernes Einwanderungsrecht, mit dem wir hier Abhilfe 
schaffen können, mit dem wir dafür sorgen können, ge-
eignete Fach- und Arbeitskräfte auch für die Luftsicher-
heitsbranche zu finden bzw. auszubilden.

Das ist etwas, was wir auf den Weg bringen werden. 
Da sorgen wir für ein modernes Deutschland und sorgen 
an dieser Stelle auch dafür, dass wir in der Luftfahrtbran-
che vorankommen.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die Fraktion Die Linke hat das Wort Thomas 

Lutze.
(Beifall bei der LINKEN)

Thomas Lutze (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen! Nach zwei Jahren gravierender Einschränkungen 
im Reise- und Urlaubsverkehr durch die Coronapande-
mie kam es vollkommen überraschend, dass die Men-
schen im Falle einer weitgehenden Lockerung dieser Be-
schränkungen wieder Urlaub machen wollen. Und es 
konnte auch niemand wirklich ahnen, dass ab Mitte 
Juni 2022 die Sommerferien in den Kalendern standen, 
was viele Familien dazu veranlasste, ausgerechnet für 
diesen Zeitraum ihren wohlverdienten Jahresurlaub zu 
buchen. Und wenn dann teilweise nur 30 Prozent der 
Flughafenkapazitäten beim Sicherheitscheck zur Ver-
fügung stehen, dann ist es auch vollkommen über-
raschend, dass hier Chaos entsteht und dieses Chaos wo-
chen- und monatelang Alltag war.

Nach so viel Ironie und Sarkasmus aber zu den Fakten. 
Wir sollten uns zuallererst einmal bei den Kolleginnen 
und Kollegen bedanken, die an den Flughäfen ihren 
Dienst gemacht haben.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Nicht selten waren sie die Einzigen, die sich den Unmut 
von zu Recht frustrierten Reisenden anhören mussten, 
weil von den Verantwortlichen niemand in der ersten 
Reihe stand, es sei denn getarnt als Fluggast.

Zweitens. Wir sollten noch einmal vorsichtig hinter-
fragen, warum diese Situation eingetreten ist. Man kann 
nicht alles immer auf Corona und deren Folgen schieben. 
Seit Jahren muss immer alles flexibler, billiger, privater 
und wettbewerbsgerechter werden, und dieser Wett-
bewerbsfetischismus ist uns hier mal so richtig auf die 
Füße gefallen.

(Beifall bei der LINKEN)
Bei vielen Beschäftigten am Sicherheitscheck ist Fol-

gendes an der Tagesordnung: Sieben Tage der Woche 
sind Werktage. Die Arbeitszeit wird nur von wenigen 

Nachtstunden unterbrochen. Geteilte Dienste, also zum 
Beispiel früh vier Stunden und abends vier Stunden ar-
beiten, sind keine Seltenheit. Und oft arbeiten die Be-
schäftigten mit befristeten Arbeitsverträgen oder bei 
Leihfirmen.

Ich kann hier jeden und jede verstehen, die spätestens 
Corona zum Anlass genommen hat, sich einen neuen Job 
zu suchen. Auch das war wenig überraschend.

Als Linke fordern wir: Die Sicherheitskontrollen an 
öffentlichen Flughäfen gehören, was das Personal angeht, 
in den öffentlichen Dienst; das sind auch hoheitliche Auf-
gaben. Dies würde die Arbeitsbedingungen, den Ver-
dienst und die Langfristigkeit von Arbeitsplätzen verbes-
sern. Systembedingte Ausfälle wie bei Corona müsste 
dann die Öffentlichkeit bezahlen und nicht die Beschäf-
tigten und die Fluggäste. Leider fehlt dies, auch wieder 
vollkommen überraschend, im Antrag der Union.

Vielen Dank und ein herzliches Glückauf!
(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die FDP-Fraktion hat das Wort der Kollege Manuel 

Höferlin.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Manuel Höferlin (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Der Tagesordnungspunkt, den wir gerade bespre-
chen, ist ein wichtiges Thema, weil viele Menschen in 
Deutschland, wenn sie geschäftlich unterwegs sind, in 
den Urlaub unterwegs sind oder einfach irgendwohin 
fliegen wollen, aus welchem Grund auch immer, bemer-
ken, dass sie am Flughafen nicht zügig durch die Kon-
trollen kommen, ihr Gepäck fehlt. Dass da etwas nicht 
stimmt, merkt jeder. Und deswegen habe ich mich sehr 
gefreut, als ich Anfang der Woche den Antragstitel gele-
sen habe. Ich war gespannt, was die Union uns jetzt vor-
schlägt, habe Ihren Antrag gelesen

(Josef Oster [CDU/CSU]: Das ist ja schon mal 
gut!)

und festgestellt, dass Sie die Situation beschreiben. Ich 
dachte: Wow! Da musst du mal nachgucken, seit wann 
eigentlich dieses System besteht, das da so schlecht funk-
tioniert. Und stellen Sie sich vor: Das gibt es seit Länge-
rem.

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Lassen Sie 
mich raten: 16 Jahre! – Gegenruf des Abg. 
Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Bingo!)

– Ich weiß nicht, ob es seit 16 Jahren so ist; aber ich habe 
mal nachgeguckt, wie viele Innenminister dieses System 
aufgebaut haben und von welcher Partei sie waren. Und 
stellen Sie sich vor: Es waren Sie. Ich war total über-
rascht.

Und dann schreiben Sie im Feststellungsteil Ihres An-
trags – ich zitiere –:

Ein wesentlicher Grund für das Flughafenchaos …
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– dann ein bisschen Lyrik –

ist die fragmentierte Organisation der staatlichen 
Luftsicherheitskontrollen an vielen deutschen Flug-
häfen.

Und wer hat es gemacht? Sie haben es gemacht.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Christoph de Vries [CDU/CSU]: Auch in eurer 
Regierungszeit!)

Sie haben das organisiert in den letzten Jahren. Wir waren 
es nicht.

Sie schreiben auch, dass es strukturelle Probleme gibt 
und dass man ganz dringend etwas ändern muss.

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Das ist so 
dünne Suppe! Jetzt muss aber auch ein biss-
chen was dazukommen!)

Ich teile das vollständig. Die Lagebeschreibung enthält 
viele Dinge, die jeder weiß, nichts Neues. Sie schreiben 
eigentlich ein Zeugnis über Ihre Zeit im Innenministeri-
um, und, ehrlich gesagt, mit Ihrem Einleitungstext haben 
Sie sich ein „Ungenügend“ ausgestellt.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Ich will zum Forderungsteil weitergehen. Sie schreiben 
ja zu Recht, dass wir etwas ändern müssen. Das ist rich-
tig; denn so, wie Sie es gemacht haben, kann es nicht 
bleiben. Wir haben uns als Koalition auch einige Dinge 
vorgenommen. Wir haben uns zum Beispiel vorgenom-
men, dass Luftsicherheitskontrollen sicher und passagier-
freundlich durchgeführt werden müssen.

(Josef Oster [CDU/CSU]: Donnerwetter!)

– Ja. – Und was machen wir?

(Zuruf von der CDU/CSU: Nix!)

Sie beschreiben in Ihrem Forderungskatalog eigentlich 
wieder den Status quo. Sie beschreiben in Ihrem Forde-
rungskatalog das bayerische Modell als ganz gut, und 
dann das Frankfurter Modell, das in wenigen Wochen 
startet, auch als ganz gut; das müssten wir irgendwie 
weitermachen. Dann fordern Sie noch irgendein Pilotpro-
jekt an einem weiteren Flughafen. Und das, was jetzt in 
Frankfurt kommt, das wollen Sie in einem Jahr, 
Ende 2023, evaluieren, also nach dem nächsten Sommer-
urlaub. Das kann man machen, ist aber nicht wirklich 
hilfreich im nächsten Sommerurlaub, meine Damen und 
Herren.

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Besser, als 
nichts zu machen!)

Deswegen wäre es, glaube ich, klüger, wenn das, was 
schon auf den Weg gebracht ist, was wir als Koalition 
schon machen, zeitnah begleitet wird. Der Kollege 
Emmerich hat es ja gesagt: Wir sind derzeit in Gesprä-
chen.

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Auf Wieder-
vorlage!)

Ich kann Ihnen versichern: Wir sind in Gesprächen, wie 
wir das System zukunftsfest aufstellen können. Weil Sie 
den Karren bei der Luftsicherheit in den Dreck gefahren 
haben, müssen wir ihn halt wieder rausziehen. Das wer-
den wir tun, und am Ende werden wir ein anderes System 
haben, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Interessant und richtig beschrieben ist das Problem der 
Zuverlässigkeitsüberprüfungen des Personals, das dort 
arbeitet. Es spielt übrigens keine Rolle, wie bzw. in wel-
chem System dieses Personal am Ende eingestellt wird. 
Diese Personen werden auch in Zukunft zuverlässigkeits-
überprüft sein müssen. Die Zuverlässigkeitsüberprüfun-
gen werden von den Ländern durchgeführt; das schreiben 
Sie auch im Forderungskatalog. Wir sprechen mit den 
Ländern darüber; aber am Ende müssen die Länder ein 
schnelleres System für die Durchführung der Zuverläs-
sigkeitsüberprüfungen entwickeln. Ich habe noch mal 
nachgeschaut: Die FDP stellt keinen Länderinnenminis-
ter, allerdings sind viele Ihrer Kollegen darunter. Spre-
chen Sie doch mal mit den Ministern, die dafür zuständig 
sind! Übrigens ist das gar nicht so trivial – das wissen Sie 
auch –, weil die Länder da ganz unterschiedlich auf-
gestellt sind.

Am Ende muss ich sagen: Ihr Forderungskatalog, Ihr 
Antrag, das, was Sie fordern, ist eine Verpackung ohne 
Inhalt. Sie beschreiben das, was Sie seit Jahren aufgestellt 
haben,

(Christoph de Vries [CDU/CSU]: Sie regieren 
und sagen nicht, was Sie machen wollen!)

fordern uns zu etwas auf, was wir schon längst machen, 
und beschreiben mit viel Lyrik, dass etwas geändert wer-
den muss, obwohl wir auch das schon tun, weil natürlich 
ein neues System aufgestellt werden muss, weil das, was 
Sie uns hinterlassen haben, nicht funktioniert.

Frau Wittmann, Sie haben vorhin so schön reingerufen, 
das, was Sie gemacht haben, habe jahrelang funktioniert. 
Sie haben also selbst zugegeben, dass das, was uns jetzt in 
dieser Situation Probleme macht, Ihr System ist. Sie kön-
nen sich ja gleich mal dazu äußern, warum Ihr System gut 
für die Zukunft gerüstet sein soll. Das haben Sie ja jahre-
lang betrieben.

Ich kann Ihnen eins sagen: Wir als Koalition werden 
ein System entwickeln, in dem Luftsicherheitskontrollen 
sicher und passagierfreundlich sind.

(Josef Oster [CDU/CSU]: Bis wann? Fünf 
Jahre? Vier Jahre?)

Das, was Sie uns nach 16 Jahren hinterlassen haben, 
können wir nicht innerhalb von Monaten aufräumen. 
Die Zeit nehmen wir uns, und so lange werden Sie warten 
müssen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)
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Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die CDU/CSU hat das Wort die Kollegin 

Mechthilde Wittmann.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Frau Staatssekretärin! Kolleginnen 

und Kollegen! Ja, in der Tat ist es notwendig, dass wir 
eingreifen; denn in diesem Jahr, also seit Sie am Ruder 
sind, hat es erstmals nicht geklappt – erstmals!

(Beifall bei der CDU/CSU – Marcel Emmerich 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist nicht 
richtig! Das stimmt nicht! Chaos 2018, 2019! 
Vor der Pandemie! – Manuel Höferlin [FDP]: 
Wir arbeiten nach Ihrem System! – Gegenruf 
der Abg. Dr. Silke Launert [CDU/CSU]: Vor-
her hat es geklappt!)

Ich sage Ihnen eines: Die Flughäfen sind nicht nur 
Infrastruktur- und Servicepartner für unsere Bürgerinnen 
und Bürger, sondern sie sind vor allen Dingen auch si-
chere Sicherheits- und Einreisekontrollstellen – das müs-
sen sie sein; in dieser Zeit noch mehr als je zuvor –, und 
sie spiegeln ein Bild, das die Menschen mitnehmen, wenn 
sie Deutschland verlassen. Deshalb können diese Zu-
stände nicht hingenommen werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Meine Damen und Herren, lassen Sie uns doch einmal 

differenzieren. Wir haben Flughäfen, die auch ohne ir-
gendeine Belastungsspitze einfach nicht zurechtkommen; 
blühendes Beispiel – das kennt fast jeder hier im Hause –: 
Berlin. Wir haben Flughäfen, die zu Stoßzeiten in 
Schwierigkeiten geraten, Beispiel Düsseldorf.

(Zuruf von der AfD: Berlin hat immer Stoß-
zeiten!)

– Das stimmt, auch ohne Stoßzeiten kommen die in Pro-
bleme; genau so ist es. – Und wir haben Flughäfen, da 
funktioniert es, auch wenn unerwartet eine hohe Passa-
gierzahl auftritt, und zwar sowohl bei den Gepäckkon-
trollen als auch bei den Sicherheitskontrollen. Das blü-
hende Beispiel dafür ist München.

In München, übrigens in der Hand der Union,
(Manuel Höferlin [FDP]: München „in der 

Hand der Union“?)
regieren wir seit vielen Jahrzehnten erfreulicherweise al-
leine. München ist die Landeshauptstadt Bayerns, und 
Bayern hat das im Griff und macht das gut. Wir konnten 
in der Krise in diesem Sommer sogar das in Frankfurt 
liegengebliebene Gepäck mit abfertigen. Ein Beispiel 
für funktionierende Flughafeninfrastruktur!

(Beifall bei der CDU/CSU)
Meine Damen und Herren, lassen Sie uns auch die 

Probleme differenzieren. Bei der Gepäckabfertigung ist 
das Problem relativ einfach. Es war nicht zu erwarten, 
dass der Flugverkehr so anzieht. Aber jetzt sage ich Ihnen 
eines: Zu dem Zeitpunkt hatten wir eine Arbeitslosenzahl 
von 2 363 000 hier in Deutschland. Sie wollten 2 000 
türkische Staatsbürger anwerben. Eine gute Idee. Wollen 
Sie mir sagen, dass von diesen über 2 Millionen Arbeits-

losen nicht einmal 1 Promille in der Lage gewesen wären, 
Gepäck zu verladen? Wirklich? Das ist ein Symptom 
Ihrer Politik. Die Vermittlung von Arbeitskräften hat 
nicht funktioniert, und mutmaßlich gibt es auch keinen 
Anreiz mehr; denn Sie haben die Sanktionen ausgesetzt, 
und es gibt kein Lohnabstandsgebot mehr. Das ist das 
erste große Symptom Ihrer falschen Politik, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU – Marcel Emmerich 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das Gegen-
teil ist der Fall!)

– Sie haben überhaupt nichts hingekriegt.
Sicherheitskontrollen waren das zweite Problem. Un-

ser Problem ist hier in der Tat die Zuständigkeit des 
Bundes. Natürlich hatten wir einen hohen Krankheits-
stand. Aber ich sage Ihnen: Auch hier ist die Frage, wie 
die ganze Geschichte angegangen wird. In München ha-
ben wir nun mal eine Gesellschaft, die vollständig in 
bayerischer Hand ist und entsprechend gelenkt und ge-
führt wird. Dort funktionieren die Sicherheitskontrollen 
auch in Stoßzeiten, auch weil moderne Technik – der 
Kollege hat es angeführt – bereits seit Längerem hoch-
erfolgreich angewendet wird. Bei den anderen Flughäfen 
ist das eben nicht so.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, es ist doch keine Lösung, 
auf die Bundespolizei zu setzen und zu sagen: „Die müs-
sen da jetzt auch noch mit aushelfen“;

(Manuel Höferlin [FDP]: Haben wir gar nicht 
gesagt!)

denn die Bundespolizei hat bereits einen erheblichen 
Aufgabenaufwuchs. Dafür ist der laufende Haushalt ab-
solut unzureichend. Dazu haben Sie im Einzelplan 06 bei 
der Luftsicherheit – man höre und staune – den Ansatz im 
kommenden Jahr im Vergleich zu 2022 – also nicht 2021, 
sondern 2022 – um rund 150 Millionen Euro gekürzt. 
Und das ist keine Frage der Umsatzsteuer; die ist nämlich 
bereits in 2021 ausgesetzt worden. Damit ist dies schlicht 
und ergreifend ein Versagen bei der Unterstützung der 
Luftsicherheit und damit auch der Sicherheitskontrollen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Deswegen, meine Damen und Herren, kann ich Sie nur 
nochmals bitten: Stimmen Sie unserem Antrag zu! Er 
sagt genau die richtigen Dinge, wie es gemacht werden 
muss.

(Manuel Höferlin [FDP]: Er beschreibt Ihr Ver-
sagen, und er beschreibt das, was wir schon 
machen!)

– Herr Höferlin, ich danke. – Auf diese Art und Weise 
werden wir für die Reisenden wieder ein vernünftiges 
System anbieten können, so wie München es schon seit 
Jahren anbieten kann, weil es dort unter Unionsführung 
seit vielen Jahrzehnten einfach gut läuft.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Marianne 
Schieder [SPD]: Er hat nicht der CSU gehört, 
der Flughafen, oder?)
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Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die SPD-Fraktion hat das Wort Sebastian Fiedler.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Sebastian Fiedler (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Nach dieser „Bayern first“-Rede bin 
ich wirklich froh, dass es mit der Kanzlerkandidatur des 
Ministerpräsidenten nicht geklappt hat.

(Lachen bei der CDU/CSU)

Aber jetzt kommen wir wieder zurück zum Antrag; das 
ist ja vielleicht der spannendere Teil, über den wir spre-
chen wollen. Ich habe mich ein bisschen gewundert, dass 
Sie darübergeschrieben haben: „Lehren aus dem Flugha-
fenchaos“,

(Dr. Silke Launert [CDU/CSU]: Ich sage nur 
„arm und sexy“!)

weil die Unionsfraktion doch eigentlich immer für Si-
cherheit zu haben ist. Ich hätte darübergeschrieben: „Si-
cherheit im Flugverkehr“. Wenn man sich den Antrag 
ansieht und nicht nur auf Ihre Reden achtet, dann kommt 
man wirklich zum Ergebnis, dass Sicherheit eine etwas 
untergeordnete Bedeutung zu haben scheint. Das wundert 
mich ein bisschen. Das unterscheidet jedenfalls den rei-
nen Text des Antrags von der Haltung der Bundesinnen-
ministerin und von der Haltung der Ampel: Sicherheit hat 
oberste Priorität, unverrückbar. Das muss man ganz klar 
sagen.

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Der zweite Punkt – ich glaube, die Passagiere sehen 
das genauso –: Bei all denen, die geschimpft haben, wird 
keine Einzige oder kein Einziger dabei gewesen sein, der 
gesagt hätte: Auch zulasten der Sicherheit wäre es uns 
lieber, wenn wir jetzt schnell raus wären. – Deswegen 
möchte ich der Bundespolizei, der Landespolizei und all 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die trotz der Hek-
tik in diesem Sommer und darüber hinaus für die Sicher-
heit gesorgt haben, noch einmal ganz deutlich herzlichen 
Dank sagen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Jetzt noch mal ganz kurz zum Antrag der CDU/CSU. 
Er besteht im Prinzip aus zwei Elementen. Der eine Teil, 
der Beschreibungsteil, versucht, ein Chaos herbeizure-
den, das, wie Sie selber gerade festgestellt haben, übri-
gens nicht an allen Flughäfen der Fall gewesen ist; ins-
besondere in Bayern war es offenbar nicht der Fall. Im 
zweiten Teil listen Sie auf, was alles zu tun sein soll.

Zum ersten Teil. Was ist tatsächlich geschehen seitens 
der Bundesregierung? Der Personalbestand wurde bei 80 
bis 85 Prozent gehalten. Es ist sehr viel Geld investiert 
worden. Betriebsbedingte Kündigungen sind abgewendet 
worden. Es ist in Kurzarbeit investiert worden. Wir haben 

das Mindestauftragsvolumen festgehalten. Da ist richtig 
Geld investiert worden in dieser Zeit. Unter anderem sind 
Luftsicherheitsgebühren gestundet worden.

(Christoph de Vries [CDU/CSU]: Alles unter 
Unionsführung!)

Die Durchsatzraten wurden gesteigert. Bei gleichbleiben-
der Sicherheit ist teilqualifiziertes Übergangspersonal 
eingesetzt worden. Die Bundespolizei hat sich engagiert. 
Örtliche Konferenzen sind abgehalten worden, Arbeits-
gruppen mit den Dienstleistern und natürlich Dialoge mit 
den Ländern.

Insoweit will ich sagen: Der vordere Teil Ihres Antrags 
ist eine pure Unverschämtheit gegenüber den Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern in den Ministerien, die sich wirk-
lich den Hintern aufgerissen haben in diesem Sommer. 
Das sollten Sie sich noch mal genauer überlegen!

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP)

Im Übrigen hat sich gezeigt, dass in den Osterferien 
das Ganze durchaus etwas besser funktioniert hat. Man 
muss an dieser Stelle durchaus noch einmal erwähnen – 
das darf jetzt nicht unerwähnt bleiben –, dass die Wirt-
schaft hier einen Teil der Verantwortung trägt. Das Mi-
nisterium hat versucht, darauf hinzuwirken, dass die Zei-
ten entzerrt werden. Wenn sehr viele Flieger gleichzeitig 
abheben, hat das natürlich Auswirkungen; das will und 
kann die Bundesregierung nicht bis ins Letzte beeinflus-
sen. Check-in-Schalter waren ein Thema, der Umgang 
mit den Fast Lanes war ein Thema, und die 2 000 Leih-
arbeiter waren ein Thema. Das war im Übrigen keine Idee 
der Bundesregierung, sondern der Luftfahrtindustrie; de-
ren Vorschlag waren sie. Die Bundesregierung hat alles 
unternommen, um diese Personen anzuwerben. Leider 
konnte die Luftverkehrsindustrie ihre Dinge nicht einset-
zen.

Am Ende kann ich es ganz einfach machen: Ich habe 
mir hinter Ihre Forderungen geschrieben, wie wir sie ein-
schätzen. Zu Punkt 1: Zertifizierung erfolgt. Punkt 2: 
läuft. Punkt 3: längst in Arbeit. Punkt 4: schon fast fertig 
erarbeitet. Punkt 5: Qualifikationsmodule fertig. Punkt 6: 
Evaluation erfolgt bereits. Punkt 7: Gespräche mit Flug-
hafenbetreibern laufen längst.

(Manuel Höferlin [FDP]: So ist es!)

Punkt 8: Digitalisierungsprojekte laufen längst. Bio-
metrie in dem Zusammenhang versteht kein Mensch.

(Manuel Höferlin [FDP]: Genau!)

Punkt 9: Bester Anbieter erhält den Zuschlag; Sicherheit 
first. Punkt 10: bereits erfolgt. Die Luftsicherheitsgebüh-
renverordnung ist seit Jahren überarbeitungswürdig. Ich 
erinnere daran: Wer war noch mal im Amt?

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Sebastian Fiedler (SPD):
Punkt 11: Die Bundesregierung rekrutiert keine Mit-

arbeiter.
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Wer hat eigentlich den Text Ihres Antrags geschrieben? 
Der Antrag ist nicht von gestern, er ist von vorgestern. 
Wir sind – das muss ich zu Ihrer Enttäuschung wirklich 
sagen – zehn Schritte weiter; es tut mir leid.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Letzter Satz bitte, Herr Kollege Fiedler.

Sebastian Fiedler (SPD):
Danke.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für Bündnis 90/Die Grünen hat das Wort die Kollegin 

Susanne Menge.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Susanne Menge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Der Antrag der CDU/CSU ist nicht nur 
von vorgestern, wir beraten ihn jetzt zum zweiten Mal; 
wir haben ihn ja bereits vor wenigen Monaten debattiert. 
Das sommerliche Flughafenchaos ist in meinen Augen 
nicht das größte Problem, das wir im Bereich des Luft-
verkehrs aktuell haben.

(Zuruf: Sondern?)
Sei’s drum. Die unzureichende Personalsituation war 

nicht nur, wie Sie schreiben, pandemiebedingt. Man muss 
kritisch anmerken, dass im Zuge der Coronapandemie 
mehr Personal entlassen wurde, als angesichts der Aus-
weitung des Kurzarbeitergeldes und weiterer massiver 
Unterstützungsmaßnahmen unbedingt nötig gewesen wä-
re; zumindest die Lufthansa hat das selbst eingeräumt. In 
der Krise sollten offenbar nicht nur bestehende, sondern 
auch kommende Personalkosten gedrückt werden.

Dass entlassene Mitarbeiter/-innen nicht an ihre Ar-
beitsplätze an den Flughäfen zurückkehren wollten, wirft 
zudem ein Schlaglicht auf die dortigen Arbeitsbedingun-
gen.

Sie kritisieren, dass die Bundesregierung nicht zügig 
Abhilfe für die von der Branche selbst zu verantworten-
den Probleme geschaffen hat. Dieser Kritik schließe ich 
mich nicht an.

Anders sieht es allerdings im Hinblick auf eine Ver-
besserung der Passagier- und Gepäckkontrollen an den 
Flughäfen aus. Kein Mensch kann sich ernsthaft unnötig 
komplizierte Prozesse wünschen. Mit Ihren diesbezüg-
lichen Vorschlägen können wir zumindest teilweise mit-
gehen.

Das Projekt „Neue Welt“ am Flughafen Frankfurt zum 
Beispiel ist ein guter Versuch. Der Flughafenbetreiber 
Fraport wird ab 2023 mit der Aufgabe beliehen, die Luft-
sicherheitskontrollen selbst zu steuern, passend zur je-
weiligen Gesamtsituation am Terminal. Es ist nahelie-
gend, dass es dem Flughafenbetreiber leichter fällt als 

der Bundespolizei, auf Basis der Flugpläne das Personal 
so zu disponieren, dass keine unzumutbaren Wartezeiten 
entstehen. Es ist sinnvoll, diese sowie weitere alternative 
Prozesse zu evaluieren und gegebenenfalls Konsequen-
zen daraus zu ziehen – was ja bereits passiert.

Daneben fordern Sie aber auch Maßnahmen zur Ein-
dämmung der Kosten für die Passagier- und Gepäckkon-
trollen. Hierbei steht für uns fest: Weiteres Steuergeld 
dürfen diese Maßnahmen nicht beinhalten. An manchen 
Flughäfen sind die Luftsicherheitsgebühren schon jetzt 
nicht kostendeckend, und die Luftsicherheitskontrollen 
wurden am Ende Ihrer Regierungszeit von der Umsatz-
steuer befreit, beides auf Kosten der Steuerzahler/-innen. 
Für uns gilt ganz klar: bessere Organisationsformen ja, 
mehr Steuergeld aber nein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die SPD-Fraktion hat das Wort Anja Troff- 

Schaffarzyk.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Anja Troff-Schaffarzyk (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich freue 
mich, dass wir hier im Bundestag zum wiederholten Mal 
so intensiv über die Wege zu einem stabilen Flugbetrieb 
reden; das haben wir ja, wie die Kollegin Menge gerade 
schon gesagt hat, erst im Juli getan. Da war die Essenz der 
Plenardebatte, dass, weil der Luftverkehr ein äußerst 
komplexes System mit verschiedenen beteiligten Akteu-
ren und Berufsgruppen ist, es schwierig ist, von jetzt auf 
gleich zu einem störungsfreien Betrieb zurückzukehren.

Der Antrag der Union trägt diesen Erkenntnissen nur 
sehr bedingt Rechnung. Er vermittelt, dass alles ganz 
einfach sei und die Bundesregierung über Nacht alle Pro-
bleme bewältigen könnte.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Laut Ihrem Antrag stehen viele Menschen ohne Arbeit 
sofort bereit, um an den Flughäfen Hilfstätigkeiten zu 
übernehmen. Sie suggerieren, es habe sich bisher nur 
niemand drum gekümmert. Sie wissen, dass dies ange-
sichts annähernder Vollbeschäftigung, der persönlichen 
Realitäten der Betroffenen und des ohnehin vorhandenen 
starken Engagements der Jobcenter für diese Menschen 
oft unrealistisch ist. Aber immerhin haben Sie damit eine 
Schlagzeile produziert; dazu herzlichen Glückwunsch!

In meiner Rede in der letzten Debatte habe ich kriti-
siert, dass die CSU-geführten Ministerien in der letzten 
Legislaturperiode die Übernahme der Luftsicherheits-
kontrollen durch staatliche Gesellschaften wie im 
Münchner Modell nicht weiterverfolgen wollten. Heute 
fordern Sie genau das von der Bundesregierung. Auf der 
anderen Seite loben Sie zugleich das Konzept „Neue 
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Welt“ des Frankfurter Flughafens, welches das Gegenteil 
der Organisation in München ist. Das verwirrt mich et-
was. Was wollen Sie denn nun?

(Manuel Höferlin [FDP]: Alles! Hauptsache 
aufgeschrieben!)

Viele andere Forderungen der Union sind bereits durch 
aktives Handeln erledigt: Ein Luftfahrtgipfel fand statt. 
Die Verfahren der Zuverlässigkeitsprüfung wurden be-
schleunigt, und die beteiligten Ministerien sind im stän-
digen Dialog zu weiteren Maßnahmen. Wie Sie sehen, 
sind viele Verbesserungen längst umgesetzt oder auf 
den Weg gebracht; das hat der Kollege Fiedler gerade 
auch sehr deutlich gemacht. Von daher sehen wir keine 
Notwendigkeit für diesen Antrag und lehnen ihn deshalb 
ab.

Danke schön.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Damit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 20/3934 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es Ihrerseits 
weitere Überweisungsvorschläge? – Das sehe ich nicht. 
Dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 16 auf:

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung des Tierarzneimittelgesetzes zur Erhe-
bung von Daten über antibiotisch wirksame 
Arzneimittel und zur Änderung weiterer Vor-
schriften

Drucksache 20/3712
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Gesundheit

Wir haben für die Aussprache eine Dauer von 39 Mi-
nuten vereinbart.

Ich bitte, die entsprechenden Sitzplätze einzunehmen. 
Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, die der Debatte 
nicht folgen wollen, den Plenarsaal zu verlassen und die 
Gespräche außerhalb des Plenarsaals fortzuführen, so-
dass wir jetzt gleich in der Debatte weitermachen können. 
Wir sind heute schon im Zeitverzug und wollen konzen-
triert weiterarbeiten. Ich bitte auch diejenigen, die noch 
stehen, entweder den Plenarsaal zu verlassen oder sich 
hinzusetzen. – Vielen Dank.

Ich eröffne die Aussprache. Ich erteile das Wort dem 
Bundesminister Cem Özdemir.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Cem Özdemir, Bundesminister für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Antibiotikaresistenzen sind eines der größten Gesund-
heitsprobleme unserer Zeit. Manche sprechen gar von 
der „stillen Pandemie“. Wenn wir auch in Zukunft etwas 
Wirkungsvolles gegen Krankheiten bei Mensch und Tier 
in der Hand haben wollen, müssen wir den Einsatz von 
Antibiotika weiter absenken.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Mit der Änderung des Tierarzneimittelgesetzes und wei-
terer Vorschriften kommen wir dabei einen großen Schritt 
voran.

Erstens müssen Tierärztinnen und Tierärzte ab dem 
nächsten Jahr die Anwendung von Antibiotika bei allen 
Rindern, Schweinen, Hühnern und Puten melden. Das 
schafft endlich mehr Transparenz.

Zweitens nehmen wir weitere Nutzungsarten auf: 
Milchkühe, Jung- und Legehennen, Sauen mit Saugfer-
keln und zugekaufte Kälber. Die Wissenschaft weist uns 
darauf hin, dass es hier spürbare Reduktionspotenziale 
gibt.

Drittens stärken wir die zuständigen Überwachungs-
behörden. Sie sind künftig gesetzlich verpflichtet, Anord-
nungen und Maßnahmen zu treffen, wenn dies zur 
Verringerung des Antibiotikaeinsatzes in einem tierhal-
tenden Betrieb erforderlich ist. Das sorgt für Klarheit.

Und viertens soll es einen Wichtungsfaktor bei solchen 
Antibiotika geben, die aufgrund ihrer therapeutischen 
Relevanz eine kritische Bedeutung haben, zum Beispiel 
Fluorchinolone. Das sorgt dafür, dass diese Wirkstoff-
klassen so selten wie möglich eingesetzt werden; denn 
Antibiotika mit kritischer Bedeutung müssen wirksam 
bleiben bei schwersten Erkrankungen von Mensch und 
Tier. Das ist gerade dann immens wichtig, wenn es über-
haupt kein anderes Medikament mehr gibt.

Klar ist aber auch: Bei allen Bestrebungen nach Anti-
biotikaminimierung gebietet es geradezu der Tierschutz, 
dass kranke Tiere weiter behandelt werden können. Die 
Anwendung muss aber auf das therapeutisch unvermeid-
bare Minimum reduziert werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Das ist übrigens nicht nur eine Frage der Tiergesundheit, 
sondern in der Regel auch eine Frage der Tierhaltung – 
das will ich ausdrücklich sagen –; denn zu viele Antibio-
tika im Stall sind immer auch ein Zeugnis dafür, dass 
Tiere offensichtlich falsch gehalten werden.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Aus diesem Grund packen wir den Wandel hin zu einer 
zukunftsfesten Tierhaltung entschieden an. Gerade erst 
am Mittwoch haben wir im Bundeskabinett das Tierhal-
tungskennzeichnungsgesetz beschlossen, und wir haben 
auch in der Koalition dazu eine wichtige Einigung erzielt, 
wofür ich mich ausdrücklich bedanken möchte. Die An-
schubfinanzierung von 1 Milliarde Euro kann jetzt so-
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wohl für Investitionen in den Umbau der Ställe verwen-
det werden als auch für laufende Mehrausgaben, wenn 
weniger Tiere künftig besser gehalten werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Das ist ein ganz wichtiges Signal an unsere Landwir-
tinnen und Landwirte, auf das sie schon lange gewartet 
haben auf dem Weg hin zu einer zukunftssicheren Land-
wirtschaft. Das ist auch ein wichtiges Signal an unsere 
Verbraucherinnen und Verbraucher, um ebenfalls dem 
Wunsch nach einer besseren Tierhaltung nachzukommen.

So wie wir das heute auf der Tagesordnung stehende 
Arzneimittelgesetz hoffentlich verabschieden, wird das 
ein weiterer wichtiger Schritt sein auf dem Weg hin zu 
einer zukunftsfesten Tierhaltung. Meine Damen, meine 
Herren, bitte stimmen Sie unserem Vorhaben zu. Die 
Zeit ist reif.

Danke. 
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Minister. – Nächster Redner ist der 

Kollege Dieter Stier, CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dieter Stier (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Verehrter Herr Minister Özdemir! Meine Da-
men und Herren! Zahlen – das ist bekannt – sind unbe-
stechlich. Nüchtern beschreiben sie die Realität, ohne 
Wenn und Aber. Eine dieser sehr nüchternen Zahlen hat 
das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittel-
sicherheit erst im August vorgelegt. Das erfreuliche Er-
gebnis: Der Antibiotikaeinsatz in Deutschland ist dras-
tisch zurückgegangen, um satte 100 Tonnen im 
Vergleich zum Vorjahr. Ja, ich will die Zahl gerne wieder-
holen: 100 Tonnen weniger Antibiotika, die zum Einsatz 
kamen.

Ich denke, das ist eine beachtliche, das ist eine sehr 
konkrete Erfolgsmeldung, die aber das von Ihnen, Herr 
Minister, geführte Bundeslandwirtschaftsministerium in 
einer extra dünnen und sehr trockenen Pressemitteilung 
versteckt hat. Warum? Weil dieser Erfolg eben nicht der 
Erfolg der im Amt befindlichen Bundesregierung ist – 
das muss man klar sagen –, sondern das ist der Erfolg 
der letzten Regierungen, der unionsgeführten Bundes-
regierungen, die diesen Durchbruch erst konkret erreicht 
haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Seit 2011 ist der Einsatz von Antibiotika damit um 

65 Prozent gesunken. Sie ernten jetzt die Früchte von 
einem Baum, den Sie selbst nicht gepflanzt haben.

(Zuruf der Abg. Zaklin Nastic [DIE LINKE])
Doch anstatt diese Entwicklung zu begrüßen, sie an-
gemessen zu würdigen und den Landwirten und der Tier-
ärzteschaft öffentlich für ihre große Umsicht zu danken, 

präsentieren Sie waghalsige Legenden. Nicht die Land-
wirte hätten verantwortlich gehandelt – diese Fähigkeiten 
sprechen Sie ihnen ab –; vielmehr seien lediglich die 
Tierzahlen gesunken und das sei wohl der einzig wahre 
Grund für den Rückgang. Ich glaube, mit dieser bizarren 
Deutung fallen Sie all jenen in den Rücken, die seit Jah-
ren sehr hart und engagiert an der Antibiotikareduktion 
gearbeitet haben und damit einen großen Schritt in Rich-
tung Vermeidung von Resistenzen gegangen sind.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, wir als Unionsfraktion sa-
gen an dieser Stelle ganz klar: Der größte Dank gilt allen 
Landwirten und allen Tierärzten im Land, die dieses Er-
gebnis überhaupt erst möglich gemacht haben. Es ist 
allein deren Erfolg. Die Tierhalterinnen und Tierhalter, 
aber auch die Veterinäre im Land haben unter schwieri-
gen Bedingungen eine beeindruckende Leistung voll-
bracht, und das verdient unsere größte Anerkennung.

Jetzt sage ich Ihnen von der Fortschrittskoalition: 
Wenn Ihnen schon dort wenig Dank an die Praktiker 
über die Lippen kommen will, dann sollten Sie wenigs-
tens bei der heute anstehenden Gesetzgebung die positive 
Entwicklung anerkennend berücksichtigen. Doch auch 
hier weit gefehlt: Sie wollen trotz dieser großen Erfolge 
unsere Landwirte jetzt noch härter an die Leine nehmen 
und auch bei den Tierärzten die Zügel noch einmal richtig 
straffen. Vernunft ist dabei leider nicht der Maßstab. Im 
vorliegenden Gesetzentwurf finden wir mehr Bürokratie, 
mehr Vorschriften, mehr Reglementierung. Sie planen ein 
Tierarzneimittelgesetz ohne Maß und Mitte, maximale 
Verschärfung ohne Rücksicht auf die Realität. Fernab 
jeder Kenntnis von der Praxis wird ein bürokratisches 
Monster geschaffen, welches von den Verbänden bereits 
scharfe Kritik erfahren hat.

Sie wollen dafür nicht einmal selbst einstehen. Ich will 
hier nur ein Beispiel herausgreifen: In der Begründung 
des Gesetzentwurfes verweisen Sie geschickt auf die EU. 
Sie vermitteln den Eindruck, die EU-Verordnung würde 
das alles jetzt sofort zwingend nötig machen. Das ist 
falsch. Die EU-Verordnung fordert tatsächlich erst für 
das Jahr 2024 die erweiterte Datenübermittlung, die Sie 
schon jetzt vorzeitig mit der Brechstange erzwingen 
wollten, und das, obwohl die nötigen Voraussetzungen 
hierzu noch gar nicht geschaffen worden sind. Sie brau-
chen zumindest die nötigen Übermittlungsstrukturen, 
wenn Sie zugleich auch noch die Nutzungsarten – wie 
Sie das vorhin bekannt gegeben haben – erweitern wol-
len. Ich frage mich: Wie soll das sonst gehen?

Ihr Eifer in der Sache zeigt mir vor allem eins: Sie 
waren noch nie so weit weg vom Alltag unserer Land-
wirte und Tierärzte wie heute. Ich bin der Meinung, das 
wird so nicht funktionieren. Mit utopischen Vorgaben 
setzen Sie auch das bisher Erreichte leichtfertig aufs 
Spiel, und am Ende wundern wir uns wieder, warum die 
Tierhalter undankbar sind, wo sie doch immer nur das 
Beste für alle wollen. Ihnen muss aber klar sein: Antibio-
tikaminimierung kann nur mit und nicht gegen die Tier-
halter erreicht werden. Es muss – das haben Sie zu Recht 
gesagt; und da stimme ich Ihnen auch zu – möglich sein, 
kranke Tiere vernünftig zu behandeln; denn das ist ge-
lebter Tierschutz.
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Meine Damen und Herren, ich komme zum Ende. Wir 
beraten heute – ich will auch das noch sagen – ein relativ 
junges Gesetz, wofür wir den Bereich der Tierarzneimit-
tel – auch das ist Ihnen bekannt – aus dem Arzneimittel-
gesetz herausgelöst haben. Unstreitig ist: Wir müssen 
auch diese Rechtsnorm fortentwickeln.

Aber klar ist auch: An Ihrem Gesetzentwurf gibt es viel 
zu verbessern. Ich freue mich deshalb sehr auf die Ex-
pertenanhörung, welche wir am Montag durchführen, 
und auf die Beratungen im Ausschuss. Dort, Herr Minis-
ter, haben Sie die Möglichkeit, Ihre Fehler zu korrigieren. 
Wir wollen Sie gerne dabei unterstützen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Nächste Rednerin ist die 

Kollegin Dr. Franziska Kersten, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dr. Franziska Kersten (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Mi-

nister! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wie einige von 
Ihnen wissen: Ich bin selbst Tierärztin. Die Veterinär-
medizin blickt auf eine über 4 000-jährige Geschichte 
zurück und hat ihre Wurzeln in allen Hochkulturen der 
Welt. Das zentrale Element, um die Gesundheit von Tie-
ren wiederherzustellen, sind Arzneimittel. Die recht-
lichen Regelungen dazu sind für die tierärztliche Tätig-
keit elementar.

In unserem Land waren die grundlegenden Rechtsvor-
schriften für Human- und Tierarzneimittel traditionell 
gemeinsam im Arzneimittelgesetz geregelt. Einen umfas-
senden Wandel gab es hier mit der EU-Verordnung 2019/6 
über Tierarzneimittel. Seit dem 28. Januar 2022 gilt diese 
Verordnung nun unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. Zur 
Flankierung der Verordnung wurde in einem intensiven 
parlamentarischen Verfahren ein eigenständiges Stamm-
gesetz, das Tierarzneimittelgesetz, geschaffen, welches 
am selben Tag in Kraft trat. So weit, so gut.

Bestandteil des neuen Gesetzes sind auch Regelungen 
zum Einsatz von Antibiotika. Wir brauchen wirksame 
Antibiotika, um bakterielle Infektionen bei Mensch und 
Tier auch in Zukunft erfolgreich behandeln zu können. 
Wenn Antibiotika aber unkontrolliert eingesetzt werden, 
kann das zu Resistenzen führen. Schwerwiegende Folge 
ist, dass Medikamente dann nicht mehr wirksam sind.

Mit der 16. AMG-Novelle von 2014 wurde daher das 
nationale Antibiotikaminimierungskonzept für die Tier-
haltung umgesetzt. Das Konzept funktioniert folgender-
maßen: Alle Betriebe ab einer bestimmten Größe, die 
Rinder, Schweine, Hühner oder Puten zur Mast halten, 
müssen Antibiotikaanwendungen an die zuständigen 
Landesbehörden melden. Aus diesen Daten werden vom 
Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittel-
sicherheit bundesweite Kennzeichen zur Tiertherapie-
häufigkeit errechnet.

Überschreitet nun die individuelle Antibiotikaanwen-
dung in einem Betrieb bestimmte Grenzen im Vergleich 
zu den bundesweiten Kennzahlen, muss der Tierhalter 
mit der Tierärztin Reduzierungsmaßnahmen ergreifen 
oder in einem nächsten Schritt einen schriftlichen Maß-
nahmeplan aufstellen. Werden diese Regeln nicht befolgt, 
kann als strengste Sanktion sogar das Ruhen der Tierhal-
tung für bis zu drei Jahre angeordnet werden. Seit dem 
Beginn der Erfassung von Antibiotikaanwendungen im 
Jahr 2011 ist es mit diesem Konzept schon zu einer Re-
duktion von rund 60 Prozent des Antibiotikaeinsatzes in 
der Nutztierhaltung gekommen, und das ist ein echter 
Erfolg.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Ingo Bodtke [FDP])

Doch weshalb müssen wir uns jetzt schon wieder mit 
Änderungen am Tierarzneimittelgesetz befassen, wo es 
doch noch nicht einmal ein Jahr in Kraft ist? Diese Frage 
kann ich Ihnen beantworten: Die vorhin erwähnte EU- 
Verordnung 2019/6 sieht vor, dass ab 2023 schrittweise 
alle Daten zum Antibiotikaverbrauch an die Europäische 
Arzneimittel-Agentur, EMA, gemeldet werden müssen. 
Allerdings waren zum Zeitpunkt des Gesetzgebungsver-
fahrens zum Tierarzneimittelgesetz weder der EU- 
Rechtsakt zur Methodik der Datenerfassung noch derje-
nige zum Datenformat erlassen worden. Die Durchfüh-
rungsverordnung zum Datenformat stammt vom 16. Fe-
bruar diesen Jahres.

Außerdem wurde zum Antibiotikaminimierungskon-
zept eine Evaluierung durchgeführt. Darauf aufbauend 
liegen jetzt Eckpunkte für die weiter gehende Ausgestal-
tung des Konzepts vor. Das alles wird nun mit der Än-
derung des Tierarzneimittelgesetzes zusammengeführt 
und umgesetzt. Zusätzliche Nutzungsarten werden in 
das Antibiotikaminimierungskonzept aufgenommen: 
Milchrinder, Saugferkel, Zuchtsauen sowie Lege- und 
Junghennen. Zu den Arzneimittelanwendungen bei allen 
Nutzungsarten werden zukünftig umfassend Daten ge-
sammelt und an die EMA übermittelt. Die Maßnahmen 
zur Antibiotikareduktion sollen weiter ausdifferenziert 
werden.

Um auf den Anfang meiner Rede zurückzukommen: 
Wir haben hierbei auch die Anwendung von Reservean-
tibiotika im Blick und müssen eine weitere Ausbreitung 
von Resistenzen vermindern.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Es gibt auch Alternativen zu Antibiotika, und damit 
meine ich nicht nur die Möglichkeit, Tiere zu impfen, 
um den Bedarf an Antibiotika zu verringern. Die Verbes-
serung der Biosicherheit durch konsequente Umsetzung 
der Hygienestandards in landwirtschaftlichen Betrieben 
verhindert Infektionen. Der Schlüssel zur Tiergesundheit 
und einem verminderten Antibiotikaeinsatz ist eine bes-
sere Tierhaltung.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)
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Die Tiere müssen genug Platz und Auslauf, gutes Futter 
sowie Beschäftigungsmöglichkeiten haben. Hier wollen 
und müssen wir beim Umbau der Tierhaltung für mehr 
Tierwohl ansetzen. Hierzu hat die Borchert-Kommission 
in den letzten Jahren umfassende Vorschläge erarbeitet.

Dieser Umbau muss in der Tierschutz-Nutztierhal-
tungsverordnung geregelt werden. Dazu kommen Anpas-
sung des Bau-, Genehmigungs- und Emissionsrechtes. 
Das Vorhaben muss mit ausreichend Finanzmitteln aus-
gestattet und von einer verpflichtenden Haltungskenn-
zeichnung – wie wir heute von unserem Minister schon 
gehört haben – flankiert werden. Das ist der richtige Weg. 
Denn das beste Mittel zur dauerhaften Reduktion des 
Antibiotikaeinsatzes ist die Vorsorge durch den Umbau 
der Tierhaltung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Nächster Redner ist der 

Kollege Stephan Protschka, AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Stephan Protschka (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren, Gott zum 

Gruße! Wir debattieren heute, wie schon gehört, über 
einen Gesetzentwurf, mit dem die Bundesregierung den 
Antibiotikaeinsatz in der Landwirtschaft erfassen und 
weiter senken möchte. Das hört sich ja grundsätzlich 
positiv an und würde auch unsere Unterstützung erhalten, 
wenn es denn so wäre.

Wir wehren uns aber gegen die immer wieder mit-
schwingende Unterstellung, dass Bauern ihren Tieren 
massenhaft Antibiotika verabreichen. Das ist nachweis-
lich falsch. In der Nutztierhaltung werden Antibiotika 
ausschließlich dann eingesetzt, wenn der Tierarzt sie für 
die medizinische Behandlung kranker Tiere verordnet. 
Das alles erfolgt streng reglementiert und wird ausführ-
lich dokumentiert. Um es deutlich zu sagen: Der Einsatz 
von Antibiotika ist eine Frage des Tierschutzes und muss 
deshalb auch weiterhin uneingeschränkt möglich sein!

(Beifall bei der AfD)
Oder wollen Sie Tiere leiden lassen? Wir nicht!

Es gibt bei diesem Thema nicht den geringsten Anlass 
für eine irrationale Angst- oder Panikmache. Frau 
Kersten hat die Resistenzen erwähnt: Nur 5 Prozent der 
Resistenzen kommen aus der Tierhaltung. Wie das Bun-
desamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicher-
heit bestätigt, ist die abgegebene Antibiotikamenge in 
den vergangenen zehn Jahren um über 65 Prozent gesun-
ken. Und auch im vergangenen Jahr – wir haben es schon 
gehört – hat sich die Abgabemenge wieder um über 
10 Prozent reduziert. Das ist ein beeindruckender Erfolg, 
den wir in erster Linie unseren verantwortungsvollen 
Nutztierhaltern und verantwortungsvollen Tierärzten zu 
verdanken haben, bei denen ich mich an dieser Stelle 
ausdrücklich bedanken möchte.

(Beifall bei der AfD)

Kommen wir zum Gesetzentwurf. Grundsätzlich be-
grüßen wir die europäisch einheitliche Erhebung und 
Auswertung von Daten zu antimikrobiell wirksamen Arz-
neimitteln, die bei Tieren angewendet werden. Was wir 
jedoch klar ablehnen, sind neue Bürokratiemonster. Die 
Tierärzteschaft warnt eindeutig davor, dass mit dem vor-
liegenden Gesetzentwurf neue, überbordende Bürokratie 
und enorme Zusatzkosten auf die deutschen Tierärzte 
zukommen. Es ist deshalb wichtig, dass nur die absolut 
notwendigen Daten erfasst werden und dabei nicht über 
eine Eins-zu-eins-Umsetzung der EU-Vorgaben hinaus-
gegangen wird – nicht schon wieder ein Alleingang 
Deutschlands zum Schaden unserer Landwirte und Tier-
ärzte.

(Beifall bei der AfD)

Der bürokratische Aufwand muss im Verhältnis zur 
Effizienz einer weiteren Reduzierung des Antibiotikaein-
satzes stehen. Das ist im vorliegenden Entwurf leider 
noch nicht der Fall. Was wir auf jeden Fall nicht zulassen 
dürfen, ist, dass die ohnehin abnehmende Zahl der nie-
dergelassenen Tierärzte wegen noch mehr Bürokratie-
monstern weiter abnimmt und junge Tierärzte davon ab-
gehalten werden, in die Praxis zu gehen. Das würde die 
tierärztliche Versorgung nicht nur in der Landwirtschaft 
gefährden, und das kann hoffentlich niemand der hier 
Anwesenden ernsthaft wollen. Der Tierschutz und die 
Tiergesundheit stehen für uns in der Tierhaltung an erster 
Stelle und müssen auch in der Praxis immer an erster 
Stelle stehen.

(Beifall bei der AfD)

Nur mit der AfD funktionieren Tierschutz, Umweltschutz 
und Landwirtschaft gemeinsam.

Danke schön, meine Damen und Herren, für die Auf-
merksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Als nächstem Redner 

erteile ich das Wort dem Kollegen Ingo Bodtke, FDP- 
Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ingo Bodtke (FDP):
Sehr geehrter Präsident! Sehr geehrter Herr Minister! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Mit dem vorliegenden 
Gesetzentwurf soll eine EU-Verordnung zur Erweiterung 
der Erfassung von Daten über Antibiotika in der Nutz-
tierhaltung in nationales Recht umgesetzt werden. Das 
bedeutet leider einen bürokratischen Mehraufwand für 
Tierhalter und Tierärzte, dem wir uns durch die EU-Ver-
ordnung nicht entziehen können. Ich möchte ausdrück-
lich betonen: Ja, wir setzen die EU-Verordnung in natio-
nales Recht um, aber nur unter der Prämisse, dass sie eins 
zu eins umgesetzt wird. Kein deutsches Strebertum auf 
dem Rücken der Nutztierhalter! Mit der FDP wird es 
keine Übererfüllung der EU-Vorgaben und kein Ausrei-
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zen der gesetzlichen Spielräume auf nationaler Ebene 
geben.

(Beifall bei der FDP – Stephan Protschka 
[AfD]: Da bin ich mal gespannt, Herr Kolle-
ge!)

Das Zeitfenster zur Änderung des Tierarzneimittel-
gesetzes ist leider denkbar knapp. Anfang nächsten Jah-
res müssen die entsprechenden Änderungen im TAMG 
umgesetzt sein, sonst droht ein EU-Vertragsverletzungs-
verfahren. Bereits jetzt höre ich vonseiten der betroffenen 
Verbände, dass die Umsetzung der zusätzlichen Doku-
mentationspflichten der Tierhalter und Tierärzte mindes-
tens ein halbes Jahr Vorlauf benötigt. In diesem Zusam-
menhang ist mir wichtig: Gründlichkeit vor 
Schnelligkeit.

(Beifall bei der FDP – Renate Künast 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Immer!)

Wir dürfen die Änderung des TAMG nicht im Schnell-
schussverfahren durch die Instanzen jagen.

Ein Hauptkritikpunkt am Gesetzentwurf betrifft den 
Übergang der Meldepflicht vom Tierhalter auf den Tier-
arzt. Dies bedeutet für den behandelnden Tierarzt faktisch 
einen bürokratischen Mehraufwand, welcher so zeitlich 
nicht leistbar ist. Zudem ist unklar, ob dieser Mehrauf-
wand bezahlt wird und, wenn ja, wer diese zusätzlichen 
Kosten trägt. Es darf nicht sein, dass die Nutztierhalter 
hier wieder einmal zur Kasse gebeten werden. Im Hin-
blick auf das Belastungsmoratorium werden wir als FDP 
darauf drängen, dass keine zusätzlichen Kosten über-
wälzt werden.

(Beifall bei der FDP)
Mit der FDP hat es bereits seit Beginn dieser Legislatur-
periode keinen nationalen Alleingang mehr gegeben.

Für nicht sachgerecht halte ich auch die Übertragung 
der Verantwortung der Dokumentationspflicht vom Tier-
halter auf den Tierarzt. Damit steht der Tierarzt praktisch 
mit einem Bein im Gefängnis, wenn die Angaben des 
Tierhalters nicht korrekt sind.

Aber es gibt auch gute Nachrichten zu vermelden. Ich 
will es hier noch mal wiederholen, auch wenn es schon 
mehrfach gesagt worden ist: Seit Beginn der Erfassung 
von Antibiotika im Jahr 2011 ist die abgegebene Antibio-
tikamenge in Deutschland um 65 Prozent zurückgegan-
gen. Das ist ein großer Erfolg, und den verdanken wir – 
das ist richtig – den Landwirten.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP – Dieter 
Stier [CDU/CSU]: Da gab es Schwarz-Gelb!)

Das Antibiotikaminimierungskonzept zeigt Wirkung. 
Wir sind also auf einem guten Weg. Dennoch muss die 
Weiterentwicklung der Maßnahmen ganz klar an wissen-
schaftsbasierten Erkenntnissen ausgerichtet sein. Wir 
dürfen nicht der ideologischen Vorstellung verfallen, 
dass wir in Zukunft keine Antibiotika mehr benötigen. 
Die Devise lautet: So wenig wie möglich, so viel wie 
nötig.

Jedes Tier hat das Recht auf die bestmögliche Medika-
tion; denn wenn wir unseren Tieren diese fachgerechte 
Behandlung vorenthalten, ist das Tierquälerei. Pauschale 

Reduktionsziele der Antibiotikamengen nach der Rasen-
mähermethode – 30 Prozent oder 50 Prozent – oder ein 
vollständiges Verbot des Einsatzes von Reserveantibio-
tika nehmen den Tierärzten die Möglichkeit, kranke Tiere 
mit den geeigneten Wirkstoffen optimal zu behandeln. 
Einen Rückschritt in Sachen Tierschutz wird es mit der 
FDP nicht geben.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)
Ich sage es noch mal in aller Deutlichkeit: Pauschale 
Reduktionsziele und Entscheidungen sind der falsche 
Weg.

Ich denke, Tiergesundheit ist ein wesentlicher Teil des 
Tierwohls. Die Gesundheit des einzelnen Tiers ist meines 
Erachtens noch wichtiger als die Haltungsstufe; denn ein 
gesundes konventionell gehaltenes Schwein ist mit Si-
cherheit glücklicher als ein krankes Bioschwein.

Meine Damen und Herren, lassen Sie uns die Zeit bis 
zur zweiten und dritten Lesung nutzen, um beim TAMG 
entsprechend nachzubessern. Im Rahmen der öffent-
lichen Anhörung am kommenden Montag werden uns 
die geladenen Sachverständigen deutlich aufzeigen, wo 
die Schwachstellen des Gesetzentwurfs sind. Ich lade Sie 
herzlich ein, an der Optimierung des Gesetzentwurfs mit-
zuarbeiten. Mein Petitum für die Zukunft: Für anstehende 
Gesetzesvorhaben mit Fristsetzung wünsche ich mir et-
was mehr zeitlichen Vorlauf.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Bodtke. – Nächste Red-

nerin ist die Kollegin Ina Latendorf, Fraktion Die Linke.
(Beifall bei der LINKEN)

Ina Latendorf (DIE LINKE):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Klar, die Umsetzung von EU-Recht ist für 
Deutschland als Vollmitglied Pflicht, auch wenn es wie 
hier um eine Änderung im Zusammenhang mit dem Ein-
satz von Tierarzneimitteln geht. Die Frage ist nur, wie 
dies geschieht und ob dabei am Ende für die Praxis das 
herauskommt, was eigentlich gewollt war: eine Verbes-
serung der tiermedizinischen Versorgung und vor allem 
eine Verringerung des Antibiotikaeinsatzes.

(Beifall bei der LINKEN)
Bereits im Vorfeld der Änderung des Gesetzes kam 

Kritik aus der Praxis: von der Tierärzteschaft und den 
angeschlossenen Berufsverbänden. Tenor: Es handelt 
sich bei der Vorlage um ein Bürokratiemonster,

(Dieter Stier [CDU/CSU]: Das ist es!)
das die Tierärzteschaft einer erheblichen Mehrbelastung 
aussetzt. Warum? Mit der Änderung soll die Meldever-
antwortung für Antibiotikagaben zukünftig bei den Tier-
ärzten und nicht mehr bei den Haltern liegen. Derzeit 
wird die Abgabemenge von Tierarzneimitteln gemeinsam 
von Veterinär und Landwirt bestimmt und vom Halter 
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gemeldet. In zehn Jahren hat sich mit dieser Praxis der 
Antibiotikaeinsatz um 65 Prozent reduziert, so die Tier-
ärztekammer – ein Erfolg der Veterinäre und der Tierhal-
ter.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

„Wieso dann diese Meldelastumkehr?“, frage ich 
mich, und das fragen sich auch die Betroffenen. Es 
muss doch in unserem Interesse als Gesetzgeber sein, 
die veterinärmedizinische Vollversorgung aufrechtzuer-
halten; denn diese ist – wie mir Fachleute und Tierärzte 
in Gesprächen bestätigten – mit der Gesetzesänderung 
durchaus in Gefahr.

Wenn wir alle, was ich voraussetze, den Antibiotika-
einsatz in der Tiermedizin reduzieren wollen, dann 
müsste die Nutztierhaltung tiergerechter gemacht wer-
den. Hier ist die Regierung nach wie vor leider noch nicht 
belastbar weitergekommen. Selbst in Aussicht gestellte 
Förderungen für den Umbau sind zurzeit nur auf eine 
Tierart bezogen. Fehlende Rechtssicherheit für bauliche 
Verbesserungen bei der Tierhaltung im Bau- und Immis-
sionsrecht wird immer wieder beklagt. Wir hören, das 
wird auf den Weg gebracht, aber es ist noch nicht da. 
Aber daran hängt doch auch das Tierwohl, und daran 
hängt letztlich auch die tiermedizinische Situation. Die 
amtlichen und die praktizierenden Veterinäre brauchen 
unsere Unterstützung, um die Strategie der Reduktion 
von Antibiotika faktisch auch durchsetzen zu können.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. 
Peggy Schierenbeck [SPD])

Das bringt mich zu einem weiteren Punkt. Es gibt 
aktuell flächendeckend zu wenig Tierärzte. Die Belas-
tung ist sehr hoch. Die Arbeitsbedingungen und -zeiten 
sind zum Teil miserabel. Es ist sehr hohe Flexibilität 
gefordert. Wenn die Regierung nun sagt, dass die zustän-
digen Behörden gestärkt werden, dann heißt das hier im 
Klartext, dass sie zur Übernahme neuer, zusätzlicher Auf-
gaben verpflichtet werden. Diese Mehrbelastung ist nicht 
zu stemmen, sagen die Stimmen aus der Praxis. Über-
belastung kann nicht im Sinne einer nachhaltigen Tier-
medizin sein.

Deshalb hoffe ich sehr – damit spreche ich für meine 
Fraktion –, dass der Gesetzentwurf in der parlamentari-
schen Beratung inklusive der öffentlichen Anhörung am 
Montag wesentliche Verbesserungen erfährt.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Bevor ich der nächsten 

Rednerin das Wort erteile, will ich darauf hinweisen, dass 
bei mir schon Reden zu nachfolgenden Tagesordnungs-
punkten zu Protokoll gegeben werden. Ich rege an, dies 
als Vorbild zu nehmen, und das nicht nur, weil es das 
Verfahren beschleunigt, sondern vor allen Dingen auch, 
weil man gelegentlich Beifall bekommt,

(Beifall der Abg. Dr. Irene Mihalic [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] und Sandra 
Bubendorfer-Licht [FDP])

den man nicht bekommen würde, wenn man die Rede 
noch halten würde.

Insofern bin ich jetzt gespannt auf die Kollegin Renate 
Künast, Bündnis 90/Die Grünen, mit einem Zwei-Minu-
ten-Beitrag.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dieter Stier [CDU/CSU]: Machen Sie doch 
den Anfang!)

Renate Künast (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Da sage ich ganz schnell: Herr Präsident! Liebe Kol-

leginnen und Kollegen! Nun zum Thema „Mythen und 
Märchen“. Herr Stier,

(Dieter Stier [CDU/CSU]: Geben Sie doch die 
Rede zu Protokoll!)

Sie sagten, es seien 100 Tonnen Antibiotika reduziert 
worden

(Dieter Stier [CDU/CSU]: Ja, das ist die 
Wahrheit!)

und das sei freiwillig durch die Bauern geschehen. Da 
wird schon etwas dran sein.

(Dieter Stier [CDU/CSU]: Und durch die 
Große Koalition und die schwarz-gelbe Koali-
tion!)

Aber sonst beklagen Sie, dass es immer weniger tierhal-
tende Betriebe gebe und immer mehr Betriebe zumach-
ten. Jetzt sagen Sie, die Reduktion von Antibiotika hänge 
aber nicht damit zusammen, dass weniger Tiere gehalten 
würden, und Sie kritisieren das Ministerium. Das ist un-
logisch, Herr Stier.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Zweiter Punkt. Sie sagen, ein Minister würde sich auf 
Erfolgen anderer ausruhen. Ich sage: Ja, in der Amtszeit 
von jemandem aus der Union – ich glaube, es war Frau 
Klöckner –

(Dieter Stier [CDU/CSU]: Ich kann Ihnen den 
Namen verraten!)

hat es die 16. Novelle des AMG gegeben. Doch Sie 
wissen: Einem fröhlichen Ja folgt ein Aber. Die wesent-
lichen Änderungen dieser 16. Novelle wurden im Ver-
mittlungsausschuss auf Druck von Grünen gegen den 
erbitterten Widerstand von Franz-Josef Holzenkamp, frü-
her CDU/CSU-Fraktion, erreicht, meine Damen und Her-
ren.

Ich bin mit Mythen und Märchen noch nicht fertig. An 
den Kollegen von der FDP: Die Debatte um Tierquälerei 
beginnt nicht bei der Frage, ob man Medikamente, die für 
die Humanmedizin dringend gebraucht werden, den Tie-
ren gibt oder ob es Alternativen gibt, sondern bei der 
Frage der nicht artgerechten Haltung in vielen Ställen in 
dieser Republik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wir müssen den Einsatz von Antibiotika erfassen, ihn 

reduzieren und an dieser Stelle eine globale Gesundheits-
architektur aufsetzen, die dem „One Health“-Ansatz 
folgt, meine Damen und Herren.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Dr. Franziska Kersten [SPD])

Es kann doch nicht sein, dass wir mehr Antibiotika an 
gesunde Tiere vergeben als an kranke Menschen, dass wir 
die ganze Herde behandeln, weil ein Huhn Erkältungs-
symptome hat. Dass das richtig ist, meinen Sie doch wohl 
nicht im Ernst. Stellen Sie sich das mal vor: Einer hier hat 
Erkältungssymptome, und auch alle anderen im Bundes-
tag kriegen ein Medikament.

(Karsten Hilse [AfD]: Alle anderen müssen in 
Quarantäne und sich eine Maske aufsetzen!)

Das würden Sie auch nicht wollen, meine Damen und 
Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Die WHO sagt, es gebe Grund zur Sorge.
(Zurufe von der AfD)

– Ach, Sie Kreischbrüder wieder!
(Karsten Hilse [AfD]: Kreischen ist Ihre Ton-

lage!)
Ich sage Ihnen, was mir heute hier gefehlt hat: In 
Deutschland sterben 33 000 Menschen pro Jahr mit 
multiresistenten Erregern, global 1,2 Millionen Men-
schen. Die WHO sagt, die Zahl werde sich bis 2050 ver-
zehnfachen, meine Damen und Herren.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin Künast, kommen Sie zum Schluss.

Renate Künast (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Wir müssen andere Bedingungen für die Tiere schaf-

fen.
(Karsten Hilse [AfD]: Bitte kommen Sie zum 

Schluss, Frau Künast!)
Sie müssen den Tierrechten entsprechen. Aber es muss 
auch so sein, dass wir in der Humanmedizin für Men-
schen Antibiotika nutzen können, statt einfach zuzuse-
hen, wie sie sterben. Das ist die Wahrheit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Patrick Schnieder [CDU/ 
CSU]: Das waren Mythen und Märchen!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Künast. – Mit einer Zeit-

überschreitung von fast 50 Prozent haben Sie es trotzdem 
noch im Rahmen gehalten. Ich wollte nicht eingreifen, 
weil mir bei Ihrer Bemerkung, was wohl passieren würde, 
wenn einer hier Schnupfen hätte und alle anderen Medi-
kamente bekämen, sofort ein Name eingefallen ist: Karl 
Lauterbach.

(Heiterkeit bei der CDU/CSU)
Vielleicht sollten Sie das mit dem Bundesgesundheits-
minister erörtern.

Nächster Redner ist der Kollege Artur Auernhammer, 
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Artur Auernhammer (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Bundesminister! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Medizin hat sehr 
viele Errungenschaften hervorgebracht. Es gibt auch Me-
dikamente, die die Nerven beruhigen. Vielleicht ist das 
manchmal auch angebracht.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist doch 
ein Segen, dass Antibiotika erfunden worden sind. Es ist 
doch ein Segen, dass wir medizinische Heilungsverfah-
ren haben. Wir sollten auch einmal positiv erwähnen, 
dass wir kranke Tiere wieder gesund machen können, 
genauso wie wir kranke Menschen wieder gesund ma-
chen können.

(Dieter Stier [CDU/CSU]: Sehr richtig!)

Es war Robert Koch, der hier in der Nähe das Penizillin 
entdeckt hat. Das hat uns in der medizinischen Versor-
gung unwahrscheinlich weitergebracht.

Deshalb ist es wichtig – da sind wir uns hier größten-
teils einig –, dass wir in der Praxis sehr bewusst und sehr 
sensibel mit Antibiotika umgehen; denn die Koppelwir-
kungen von Human- und Veterinärmedizin sind einfach 
nicht von der Hand zu weisen.

Es ist bereits angesprochen worden: Die Reduktion des 
Einsatzes von Antibiotika in der Tierhaltung um 65 Pro-
zent – egal ob durch die Reduzierung von Tierbeständen 
oder durch den fleißigen Einsatz unserer Bauernfami-
lien – ist nachweisbar. Das sollten wir respektieren.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich möchte 
wirklich deutlich darauf hinweisen – einige Kolleginnen 
und Kollegen haben das auch schon erwähnt –: Wenn wir 
Tiere in der Praxis behandeln, sind sie in der Regel krank 
und brauchen unsere Hilfe. Dabei sind auch Antibiotika 
notwendig.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wir brauchen aber nicht nur Antibiotika; wir brauchen 
auch die Menschen, die die Tiere behandeln. Das sind 
unsere Veterinärinnen und Veterinäre, unsere Hoftierärz-
tinnen und Hoftierärzte, die draußen Tag und Nacht un-
terwegs sind. Man muss sich nur die Ausbildungszahlen 
anschauen: Wer will denn noch eine Hoftierpraxis über-
nehmen? Wer tut es sich noch an, nachts um halb drei 
40 Kilometer weit zu fahren, um einen Kaiserschnitt bei 
einer Kuh vorzunehmen? Was passiert, wenn diese Ver-
sorgung nicht mehr gewährleistet ist? Dann ist es schlecht 
um die Kuh bestellt, aber nicht nur um sie, sondern um 
die Gesundheit aller Tiere im Lande. Deshalb sollten wir 
alles versuchen, um möglichst viel Bürokratie von unse-
ren Tierärzten fernzuhalten, also eine möglichst einfache 
Lösung für die Dokumentation finden. Denn eines ist 
wichtig: Ein Tierarzt will Tiere behandeln und sich nicht 
um Bürokratie kümmern müssen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es ist unumstritten, dass Tiere, wenn sie gesund gehal-
ten werden, auch gesund bleiben. Deshalb ist auch wich-
tig, dass wir bei der Frage des Umbaus der Tierhaltung 
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weiter vorankommen. Nun hat der Minister gestern einen 
Vorschlag vorgelegt. Ich hoffe, er kommt auch noch zu 
uns ins Parlament. Ich würde ihn gern diskutieren.

Mir ist es auch wichtig, zu sagen: Wir brauchen lang-
fristige Perspektiven, gerade unsere Tierhalter brauchen 
langfristige Perspektiven. Deshalb würde ich mir wün-
schen, dass wir die Ergebnisse der Borchert-Kommission 
noch intensiver diskutieren. Dann haben nicht nur unsere 
Tierhalter und die Tierhaltung, sondern auch unsere Tier-
ärzte eine Zukunftsperspektive.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Auernhammer. – Letzte 

Rednerin in dieser Debatte ist die Kollegin Luiza 
Licina-Bode, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Luiza Licina-Bode (SPD):
Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen! Herr 

Minister! Sehr geehrte Damen und Herren! Mit diesem 
Gesetzentwurf zur Änderung des Tierarzneimittelgeset-
zes implementieren wir Artikel 57 der EU-Verordnung 
über Tierarzneimittel aus 2019. Danach sind die Mit-
gliedstaaten ab 2024 verpflichtet, jährlich Meldungen 
und umfassende Daten zur Anwendung von Antibiotika 
bei Tieren an die Europäische Arzneimittel-Agentur zu 
übermitteln. Damit soll der Einsatz von Antibiotika in 
landwirtschaftlichen Betrieben zentral erfasst, beobachtet 
und weiter reduziert werden.

Ich darf als Reaktion auf die Beiträge, in denen das 
kritisch gesehen wird, sagen: Ich verstehe gar nicht, wo 
das Problem liegt. Wenn es um die Gesundheit der Men-
schen hier im Land geht, brauchen wir doch gar nicht so 
ein Theater um ein wenig mehr Bürokratie zu machen. 
Bauen wir sie doch lieber in anderen Bereichen ab!

(Dieter Stier [CDU/CSU]: Hä? Was war denn 
das?)

Gestartet wird 2023 mit der Erfassung bei den Nutz-
tierarten Rind, Schwein, Huhn und Pute. Auf nationaler 
Ebene – das ist richtig – hat das BMEL bereits eine 
Evaluierung des eigenen Antibiotikaminimierungskon-
zepts durchführen lassen. Der Bericht dazu lag im 
Juni 2019 vor, und zwar mit dem Ergebnis, dass die Maß-
nahmen richtig und zielführend waren. Der Antibiotika-
einsatz konnte reduziert und das Resistenzrisiko gesenkt 
werden.

Weiter sollen die Tierhalter nach dem jetzt vorliegen-
den Gesetzentwurf verpflichtet werden, den Einsatz so-
gar halbjährlich zu melden. Da kann man vielleicht am 
Ende über Anpassungen nachdenken. Aber ich würde 
mir, wie gesagt, in dem Bereich nicht so viele Gedanken 
um Bürokratie machen; denn sie dient letztlich der Trans-
parenz und der besseren Auswertung der Daten, die da-
durch erfasst werden.

Daneben ändern wir mit diesem Gesetzentwurf § 32 
Absatz 2 Nummer 8 des Tiergesundheitsgesetzes, wel-
cher in der jetzigen Form § 10 Absatz 1 und 3 des Rind-
fleischetikettierungsgesetzes geähnelt hat. Zum Hinter-
grund: Das Bundesverfassungsgericht hat schon 2016 
entschieden, dass letztere Normen nichtig sind, weil 
eben gar kein Tatbestand vorgegeben war, nach dem 
man dann am Ende eine Ordnungswidrigkeit für die 
Landwirte hätte bestimmen können. Das widerspricht 
dem Bestimmtheitsgrundsatz, den wir brauchen. Wir ha-
ben ja den Grundsatz: Keine Strafe ohne Gesetz. Deshalb 
fassen wir die Norm jetzt lege artis neu.

Mit der Neufassung des Tierarzneimittelgesetzes in 
2021 und der in allen Mitgliedstaaten anzuwendenden 
Verordnung 219/6 wurde der Einsatz von Antibiotika 
bei Tieren weiter eingeschränkt. Ziel ist eine umsichtige 
Verwendung von antibiotischen Wirkstoffen. Das ist ent-
scheidend für die Bekämpfung von antibiotischen Resis-
tenzen bei den Tieren, aber eben auch bei den Verbrau-
cherinnen und Konsumenten von tierischen Produkten, 
sodass uns gerade dieser Gesetzentwurf mit dieser Ziel-
richtung am Herzen liegen sollte.

Wir setzen damit aber auch gleichzeitig unseren Koa-
litionsvertrag um, wonach wir eine Tiergesundheitsstra-
tegie erarbeiten und eine umfassende Datenbank inklu-
sive der Verarbeitungsbetriebe tierischer Nebenprodukte 
etablieren und den wirkstoff- und anwendungsbezogenen 
Antibiotikaeinsatz in landwirtschaftlichen Betrieben er-
fassen und senken wollen. Da kann man jetzt die Immun-
prophylaxe oder Akklimatisierung nennen. Wichtig ist in 
dem Bereich, dass wir nach gut geschultem Personal 
schauen, das Krankheiten in einem frühen Stadium er-
kennt.

Dann lenke ich den Blick auf das Staatsziel Tierschutz 
in Artikel 20a GG und auf die artgerechte Tierhaltung, die 
schon viel bringen würde. Damit könnten wir am Ende 
weniger Antibiotika einsetzen und Krankheiten bei den 
Tieren reduzieren. Tiere brauchen nämlich ausreichend 
Platz, optimale Gruppengrößen und auch ein gutes Stall-
klima. Insbesondere Jungtiere sind durch eine spätere 
Trennung vom Muttertier weniger stark stressbedingten 
Erkrankungen ausgesetzt. Weitere zielführende Maßnah-
men wären eine Zucht, die auf Tiergesundheit statt auf 
Leistung setzt,

(Beifall des Abg. Karl Bär [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

eine gesunde Ernährung der Tiere, Hygiene im Stall – 
vom Transport bis hin zur Schlachtung.

Dann komme ich zu unserem zentralen Vorhaben, 
nämlich der Tierhaltungskennzeichnung, die in dieser 
Woche vom Kabinett beschlossen wurde. Es geht uns 
darum, dass wir diese und auch die Verordnung zur Nutz-
tierhaltung entsprechend anpassen; denn die artgerechte 
Tierhaltung ist in diesem Bereich die Lösung, auch die 
Lösung im konventionellen Bereich. Hier muss der Vor-
rang der Tiergesundheit gelten.

(Beifall bei der SPD)
In Anbetracht der Zeit komme ich zum Schluss: Das 

Coronavirus hat uns gezeigt, wie Zoonosen unsere ganze 
Gesellschaft im Griff haben können. Vor diesem Hinter-
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grund gehe ich davon aus, dass wir keinen Dissens haben 
und am Ende der Debatte dem Gesetzentwurf zustimmen 
werden.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Damit schließe ich die 

Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung des Gesetzent-

wurfs auf Drucksache 20/3712 an die in der Tagesord-
nung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es 
weitere Überweisungsvorschläge? – Das höre und sehe 
ich nicht. Dann verfahren wir so.

Ich rufe den Zusatzpunkt 6 auf:

Beratung des Antrags der Fraktion DIE LINKE

Keine Waffenexporte nach Saudi-Arabien

Drucksache 20/3947
Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-

einbart. – Ich würde mich freuen, wenn der Platzwechsel 
zügig vorgenommen werden könnte.

Wir haben nach Eröffnung der Aussprache, was hier-
mit geschehen ist, den Redner Dr. Gregor Gysi, Fraktion 
Die Linke, vor uns.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sie 

finden mich bei diesem Tagesordnungspunkt fassungslos 
und wütend. Bundeswirtschaftsminister Habeck hat dem 
Wirtschaftsausschuss mitteilen lassen, welche Waffen-
exporte der Bundessicherheitsrat genehmigt hat. Die 
Liste ist insgesamt fragwürdig und stark zu kritisieren.

Aber einer der Höhepunkte ist folgender: Die Bundes-
regierung wird tatsächlich Saudi-Arabien Ausrüstung, 
Bewaffnung und Munition für Kampfflugzeuge, Euro-
fighter und Tornados im Wert von mindestens 39 Millio-
nen Euro liefern. Darf ich Sie daran erinnern:

Erstens. Saudi-Arabien führt mit einer Koalition Krieg 
im Jemen. Zweitens. Dieser Krieg geht weiter, da die 
Waffenruhe nicht verlängert wird. Drittens. Das Leid 
der jemenitischen Bevölkerung ist unbeschreiblich; laut 
UNO mehr als 400 000 tote Zivilistinnen und Zivilisten. 
Mehr als 19 Millionen von insgesamt 29 Millionen Men-
schen dort müssen hungern. Millionen Flüchtlinge gibt es 
inzwischen. Viertens. Saudi-Arabien flog mit der Militär-
koalition mehr als 24 000 Luftangriffe. Fünftens. Die 
Menschenrechte in Saudi-Arabien werden schwer ver-
letzt, gerade auch gegenüber Mädchen und Frauen. Und 
sechstens. Der Kronprinz, den unser Bundeskanzler neu-
lich traf, trägt die Verantwortung für die Ermordung eines 
kritischen Journalisten im saudi-arabischen Konsulat in 
der Türkei.

Ich zitiere unsere heutige Außenministerin Baerbock, 
die 2019 auf Twitter schrieb:

Saudi-Arabien beteiligt sich am Jemen-Krieg und 
tritt #Menschenrechte mit Füßen. Rüstungsexport-
stopp an Saudi-Arabien muss weiter gelten.

Ich zitiere unseren heutigen Bundeswirtschaftsminister 
Habeck, der kürzlich sagte:

Klar ist: Waffen gehören nicht an Menschenrechts-
verletzer.

Ich gestatte mir auch, den geltenden Koalitionsvertrag 
zu zitieren. Da heißt es: Die Lieferung von Waffen an 
kriegführende Diktaturen widerspricht sowohl einer fe-
ministischen als auch einer wertegeleiteten Außenpoli-
tik. – Wie argumentiert die Bundesregierung gegenüber 
China und anderen Ländern? Hier handelt sie absolut 
gegenteilig, zeigt, dass ihr das schwere Schicksal der 
jemenitischen Bevölkerung völlig egal ist, dass sie ent-
gegen allen Versprechungen kriegführende Diktaturen 
unterstützt.

Ich finde es mehr als grottenpeinlich, völlig daneben, 
ahistorisch und unverschämt, dass wir an einem solchen 
Krieg auch noch verdienen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der AfD)

In der zweiten Lesung werden wir eine namentliche Ab-
stimmung verlangen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Gysi. – Als Nächster hat 

das Wort der Kollege Hannes Walter, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Hannes Walter (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Lassen Sie uns auf die Fakten schauen: Seit 
2018 sind direkte Rüstungsexporte von Deutschland 
nach Saudi-Arabien eingestellt, und zwar wegen der Be-
teiligung am Jemen-Krieg und des Mordes am Journalis-
ten Jamal Khashoggi. Gleichzeitig wurden Ausnahmen 
gemacht. Immer dann, wenn deutsche Unternehmen 
Sammelausfuhrgenehmigungen beantragt hatten und Ex-
porte Teil von Kooperationsprojekten mit anderen euro-
päischen Staaten waren, wurde im begründeten Einzelfall 
geliefert. Das wurde auch im aktuellen Fall gemacht.

In dieser Debatte geht es eigentlich um die Frage: 
Können sich unsere Partner in Frankreich oder Spanien 
auf die deutschen Zulieferungen verlassen oder nicht? 
Hier gilt es aus meiner Sicht, eine europäische Linie ein-
zuhalten. Nur so können wir eine langfristige Vertrags-
treue und Rechtssicherheit gewährleisten: Sicherheit für 
unsere Partner und die Industrie. Denn niemand würde 
noch mit Deutschland zusammenarbeiten, wenn sich un-
sere Partner nicht auf uns verlassen könnten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP)
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Das gilt seit dem 24. Februar umso mehr. Seitdem ist 
die Sicherheitslage in Europa massiv bedroht. Wir spre-
chen hier von einer Zeitenwende.

(Zuruf von der LINKEN)
Seitdem ist klarer denn je: Deutschland braucht Europa, 
und Europa braucht Deutschland.

(Johannes Arlt [SPD]: Sehr richtig!)
Aus diesem Grund sind nationale Alleingänge hier fehl 
am Platz. Das bedeutet: Wir werden weiterhin keine di-
rekten Lieferungen von Rüstungsgütern nach Saudi-Ara-
bien vornehmen; denn die Menschenrechtssituation in 
dem Land und die Verwicklungen in den Jemen-Krieg 
sind nicht akzeptabel.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP und des Abg. Andreas Audretsch 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Aber wir werden diese Sonderfälle haben, in denen ein 
anderes europäisches Land Waffen nach Saudi-Arabien 
liefert und wir diesbezüglich einzelne Produktelemente 
zuliefern. Hier kommt unsere besondere Verpflichtung 
gegenüber unseren Bündnispartnern zur Geltung. Wir 
werden diesen Verpflichtungen nachkommen. Wir wer-
den uns einem Export nicht widersetzen, wenn die Liefe-
rungen Teil von Kooperationsprojekten mit anderen euro-
päischen Staaten sind. So haben wir das auch im 
Aachener Vertrag festgelegt, und daran werden wir uns 
halten.

(Beifall bei der SPD)
Grundsätzlich sind deutsche Rüstungsexporte ein 

wichtiger Beitrag für die Bündnis- und Kooperations-
fähigkeit. Daher sprechen wir uns dafür aus, den Fokus 
bei Rüstungsexporten und vor allem bei Kriegswaffen auf 
die NATO, Europa und NATO-gleichgestellte Länder zu 
legen. So können wir unsere technologischen Fähigkeiten 
für die Bundeswehr sichern und die wichtigen Schlüssel-
technologien und Arbeitsplätze bei uns halten.

Im Koalitionsvertrag haben wir festgelegt, die Rüs-
tungszusammenarbeit in Europa verstärkt anzustreben. 
Natürlich ist es richtig, wenn sich die technologischen 
Fähigkeiten in gemeinsamen europäischen Aufträgen 
und Programmen wiederfinden. Da hat der Aachener Ver-
trag zwischen Deutschland und Frankreich neue Akzente 
gesetzt. Ja, wir wollen solche Verträge auch mit anderen 
europäischen Ländern abschließen, und zwar in naher 
Zukunft.

Europa hat zu viele unterschiedliche Waffensysteme. 
Wir brauchen nicht zahllose unterschiedliche Kampf- 
und Schützenpanzer. Es wäre wichtig, dass die beteiligten 
Länder die Anzahl reduzieren. Dafür könnte im Gegen-
zug die Stückzahl erhöht werden. All das geht nur durch 
rüstungspolitische Kooperationen in Europa. Wenn wir 
uns durch festgelegte Länderproduktionen auf weniger 
Systeme einigen können, wäre das ein großer Gewinn.

Sie sehen also: Meistens ist die Wirklichkeit etwas 
komplizierter als das, was die Linke hier vorgetragen hat.

(Beifall bei der SPD – Amira Mohamed Ali 
[DIE LINKE]: Nein, eigentlich nicht! Eigent-
lich nicht!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Nächster Redner ist der 

Kollege Klaus-Peter Willsch, CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Liebe Kollegen! Ich will noch mal daran erinnern, 
dass wir nicht die Rüstungsschmiede der Welt sind, son-
dern dass wir mit diesem Thema verantwortungsbewusst 
umgehen, dass wir im Blick haben – Herr Walter hat viel 
Richtiges dazu gesagt –, dass wir mit Blick auf unsere 
Bundeswehr unsere Technologie erhalten können. Dazu 
braucht es natürlich auch Exporte; denn mit den geringen 
Stückzahlen, die wir selbst abnehmen, kann kein Projekt 
laufen.

Über die Erteilung von Genehmigungen für Rüstungs-
exporte entscheidet die Bundesregierung im Einzelfall 
und im Lichte der jeweiligen Situation nach sorgfältiger 
Prüfung unter Einbeziehung außen- und sicherheitspoli-
tischer Erwägungen. Die Grundlagen kennen Sie alle: 
Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaffen, Außenwirt-
schaftsgesetz, Außenwirtschaftsverordnung, Gemein-
samer Standpunkt des Rates der Europäischen Union 
vom 8. Dezember 2008 betreffend gemeinsame Regeln, 
der Vertrag über den Waffenhandel, also The Arms Trade 
Treaty, sowie die am 26. Juni 2019 in verschärfter Form 
verabschiedeten Politischen Grundsätze der Bundes-
regierung für den Export von Kriegswaffen und sonstigen 
Rüstungsgütern.

Wir brauchen nicht so viel auf den Einzelfall einzuge-
hen, Herr Gysi. Wir wissen ja, dass Sie den Antrag gene-
rell stellen, wenn es um Rüstungsexporte geht, und Sie 
jetzt nur ein Beispiel herausgreifen, um die Dramatik 
dessen, was Sie vortragen wollen, zu erhöhen. Wir wissen 
natürlich auch, dass der Antrag vor allen Dingen auf die 
Grünen zielt, die auf dem Parteitag offenbar einige De-
batten über dieses Thema zu bestreiten haben.

Es war auch gut, die rechtlichen Grundlagen noch ein-
mal vorzutragen. Bei der SPD hat das schon gefruchtet; 
Herr Walter hat das inzwischen gut angenommen.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD)
Wir haben als Union wirklich volles Zutrauen. Wir haben 
in unseren eigenen Regierungen, die wir angeführt und 
die wir verantwortlich gestaltet haben, diese Entschei-
dungen der Exekutive überlassen, weil wir es für richtig 
halten, dass die Interessen Deutschlands dort nüchtern 
abgewogen werden und Bündnisinteressen ganz beson-
ders mit im Vordergrund stehen.

Nun müssen Sie uns aber etwas erklären. Sie arbeiten 
an diesem Rüstungsexportkontrollgesetz unter strengster 
Geheimhaltung, jedenfalls gegenüber dem Parlament. Es 
sind schon alle möglichen Personen beteiligt: alle, die 
sich irgendwo für den Frieden einsetzen. Aber das Par-
lament hat noch nicht viel davon gehört. Und die Absicht, 
die dahintersteht, ist ziemlich eindeutig. Das wurde mir 
noch mal bei einem Termin der Gemeinsamen Konferenz 
Kirche und Entwicklung, GKKE, am 22. März bestätigt, 
also einen Monat nach dem Überfall Russlands auf die 
Ukraine. Da war nichts zu spüren von Bewusstsein und 
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Zeitenwende. Dort ist eindeutig der Wille zum Ausdruck 
gebracht worden, dass man mit diesem Gesetz Rüstungs-
exporte erschweren will.

Ihnen geht es da vor allen Dingen um die Verbands-
klage. Ich denke, diese wird in diesem Zusammenhang 
das Herzensanliegen der Grünen sein. Ziel ist es, ein 
Klagerecht für selbsternannte Friedens- und Menschen-
rechts-NGOs gegen Exportgenehmigungen zu etablieren. 
Man muss sich schon fragen, wenn man solche Termine 
erlebt: Über wie viele Plätze des Friedens oder Straßen 
der Freundschaft wollen Sie noch marschieren, bis Sie in 
der Wirklichkeit ankommen?

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Die Grünen müssen jetzt schmerzhaft erleben, dass an-
gesichts der Lage viele grüne Ideologien an dieser Rea-
lität zerschellen.

Natürlich müssen Sie Atomstrom und Kohlestrom wei-
terlaufen lassen, weil sonst die Stromversorgung, die 
Energieversorgung im Land zusammenbricht. Das kön-
nen wir Ihnen aber nicht ersparen. Sie wollen ja regieren. 
Aber der Herr Trittin – da bin ich mir sicher – wird uns 
jetzt gleich erklären, wie das alles zusammenpasst und 
wie Sie diesen Parteitag bewältigen wollen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sie sind ja das eigentliche Ziel der Debatte heute und 
nicht Saudi-Arabien oder sonst irgendjemand.

Für die Union bleibt wichtig – ich komme zum 
Schluss, Herr Präsident –: Wir brauchen eine leistungs-
fähige Sicherheitsindustrie. Wir können eine leistungs-
fähige Sicherheitsindustrie nur erhalten, wenn wir uns 
auch die Exportoption offenhalten. Das wird in Deutsch-
land verantwortlich gemacht. Wir können nicht euro-
päisch zusammenarbeiten, –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss.

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU):
– wenn wir bei jeder kleinen Bewegung, die in einer 

anderen Nation anders läuft als bei uns, rufen: Nein, nicht 
mit den Deutschen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, bitte kommen Sie jetzt wirklich zum 

Schluss.

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU):
„German free“ darf kein Qualitätsmerkmal für Rüs-

tungsexporte werden.
Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Das ist immer wunderbar, wenn man ankündigt: „Ich 

komme zum Schluss“, und dann kommt man nicht zum 
Schluss.

Nächster Redner ist der Kollege Jürgen Trittin, Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn man 

die Verletzung parlamentarischer Rechte beklagt, dann 
muss man sich auch parlamentarisch beteiligen. Man 
hätte sich zum Beispiel an dem Konsultationsprozess 
des Wirtschaftsministeriums beteiligen können, den das 
Wirtschaftsministerium genau zu diesen Eckpunkten ge-
macht hat. Oder man hätte, lieber Kollege Gysi, gestern 
die Staatsministerin Keul hier wegen dieser Rüstungs-
exporte grillen können.

Was haben Sie gemacht? Sie haben stattdessen die 
Anfrage, die Frau Akbulut gestellt hat, schriftlich beant-
worten lassen. Da wundert es mich nicht, dass Ihr Plan, 
dass Sie heute sofort abstimmen lassen wollten, nun auch 
fallen gelassen wird. Offensichtlich regt Sie das alles 
doch nicht so doll auf, wie Sie hier versucht haben uns 
glauben zu machen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf von der CDU/CSU: Was passiert denn 
jetzt auf dem Parteitag?)

Wir haben es mit einem sehr ernsten Vorgang zu tun. 
Die völkerrechtswidrige Kriegsführung von Saudi-Ara-
bien im Jemen hat zur Folge gehabt, dass wir es mit der 
größten humanitären Krise der Welt zu tun haben – so die 
Vereinten Nationen –, ausgelöst durch eine Seeblockade, 
durchgeführt mit Schiffen der deutschen Lürssen Werft. 
Saudi-Arabien hat im Jemen mit den von Europa gelie-
ferten Kampfflugzeugen zivile Ziele, Schulen, Kranken-
häuser bombardiert – mit dabei der Eurofighter und die 
Bombenmunition von Rheinmetall. Das ist alles vielfach 
dokumentiert. Da sage ich: Europa darf keine Waffen für 
eine völkerrechtswidrige Kriegsführung bereitstellen. 
Punkt!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der FDP 
und der LINKEN)

Die Bundesregierung beruft sich nun darauf, dass sich 
unter dem Druck der internationalen Gemeinschaft Sau-
di-Arabien einer politischen Lösung des Konflikts ange-
nähert habe und sich in letzter Zeit an die Bedingungen 
der Waffenruhe gehalten habe. Aber in der gleichen Ant-
wort auf die Frage von Frau Akbulut erklärt die Bundes-
regierung ihre Besorgnis, dass ebendiese Waffenruhe 
zum 2. Oktober ausläuft. Auch wenn man dafür – mit 
gewissen Gründen – die Verantwortung den Huthi zu-
schiebt: Welchen Grund gibt es angesichts der völker-
rechtswidrigen saudischen Kriegspraxis, den Saudis am 
Ende eines Waffenstillstands Waffen zu liefern? Wenn es 
einen besonders falschen Zeitpunkt für Rüstungsexporte 
nach Saudi-Arabien gibt, dann ist das das Ende der Waf-
fenruhe im Jemen.

Gerechtfertigt wird dies mit dem Verweis auf Altver-
träge. Der Verweis ist übrigens richtig, aber er überzeugt 
nicht; denn Sie werden in den geheimen Verträgen keine 
Bestimmung finden, dass am 28. September nach Groß-
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britannien geliefert werden muss, damit ab 2. Oktober 
wieder Krieg geführt werden kann. Das steht in keinem 
dieser Verträge. Hier stimmt nicht nur der Zeitpunkt 
nicht. Für solche Verträge, alte wie neue, gilt: Bilaterale 
Verträge finden ihre Grenze im Völkerrecht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deswegen war es falsch, zu diesem Zeitpunkt den Druck 
von den Saudis zurückzunehmen. Welche Sicherheit bie-
tet denn Mohammed bin Salman, nicht auf seine alte 
Kriegsführung zurückzugreifen? Seine moralische Inte-
grität etwa?

Nun ist diese Entscheidung gefallen, und sie ist nicht 
mehr rückgängig zu machen. Blicken wir also nach vor-
ne. Was muss die Bundesregierung machen? Sie muss 
nach meiner festen Überzeugung die gesamten Altver-
träge daraufhin überprüfen, ob sie mit den Grundsätzen 
des Völkerrechts in Übereinstimmung zu bringen sind.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und dann brauchen wir mit dem Rüstungsexportkon-
trollgesetz verbindliche Regeln, die verhindern, dass 
Waffen aus Europa völkerrechtswidrig eingesetzt wer-
den. Das ist der Gedanke, der sich in den Eckpunkten 
des Wirtschaftsministeriums zu einem solchen Gesetz 
wiederfindet. Das ist, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
keine Absage an europäische Rüstungskooperationen – 
im Gegenteil. Wir brauchen mehr europäische Rüstungs-
kooperationen.

Aber eines muss dann klar sein: Rüstungskooperation 
ist kein Instrument der Industriepolitik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Rüstungskooperation soll Sicherheit für Europa schaffen. 
Sie soll unsere Souveränität stärken. Wir wollen damit 
der Verschwendung von Steuergeldern vorbeugen. Das 
ist der Kern.

Aber Rüstungskooperation in Europa hat nicht den 
Verzicht auf Standards als Voraussetzung. Dieses ge-
meinsame Europa versteht sich als Raum des Rechts. Es 
ist stolz auf seine Werte. Die Beförderung einer Kriegs-
führung wie die der Saudis im Jemen verstößt gegen das 
humanitäre Kriegsvölkerrecht. Sie ist mit den universel-
len Menschenrechten unvereinbar.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Zuruf der 
Abg. Amira Mohamed Ali [DIE LINKE])

Deshalb braucht europäische Rüstungskooperation euro-
päische Standards.

(Zuruf von der SPD)

– Europäische Standards, ja, die gibt es. Es gibt den 
Gemeinsamen Standpunkt für Rüstungsexporte mit acht 
Kriterien. Was hindert uns eigentlich daran, zur 
Grundlage von Rüstungskooperationsverträgen genau 
diese acht Kriterien verbindlich zu machen? Nichts hin-
dert uns daran.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie müssen Grundlage werden, und wir müssen dieses in 
dem neuen Rüstungsexportkontrollgesetz festschreiben. 
Das ist übrigens kein nationaler Sonderweg. Menschen-
rechte sind universell, und das Völkerrecht gilt für alle.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Zuruf von 
der CDU/CSU: Und was sagt der Kollege 
Habeck oder vielleicht Frau Baerbock? – Zuruf 
der Abg. Amira Mohamed Ali [DIE LINKE])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Trittin. – Nächster Redner 

ist der Kollege Stefan Keuter, AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Stefan Keuter (AfD):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Das Königreich Saudi-Arabien ist eine absolute Mo-
narchie. Hier gilt die Scharia. Frau Lührmann, wie passt 
das mit Ihrer wertebasierten Politik zusammen? Men-
schenrechtler, Journalisten, Frauenrechtler werden ver-
folgt. Oppositionelle werden inhaftiert und zu drako-
nischen Strafen verurteilt. Dutzende Hinrichtungen 
jedes Jahr, verhängt durch saudische Gerichte. Folter ist 
an der Tagesordnung. Körperstrafen wie Stockhiebe oder 
Amputationen sind an der Tagesordnung. Was sage ich 
„Amputationen“! Das klingt viel zu medizinisch. Das ist 
das Abhacken von Körperteilen. Diskriminierungen von 
Frauen und Mädchen sind an der Tagesordnung. Per Ge-
setz benötigen sie einen männlichen Vormund. Keine 
Reisen, keinen Pass, keine medizinischen Eingriffe 
ohne die Zustimmung des männlichen Vormundes. An 
dieses Regime wollen Sie jetzt Waffen liefern!

Der Herr Gysi hat gerade eben richtig daran erinnert, 
dass eine Militärkoalition unter der Leitung von Saudi- 
Arabien Krieg im Jemen führt, und das seit jetzt sieben 
Jahren mit 400 000 Toten und Millionen Vertriebenen. 
Die UNO spricht von der derzeit weltweit größten huma-
nitären Katastrophe. Trotz Exportstopps für Waffen wol-
len Sie jetzt für 36 Millionen Euro in einem Programm 
zusammen mit Italien, Spanien und Großbritannien Waf-
fen liefern. Die Bundesaußenministerin sagte: Ach, das 
sind ja gar keine direkten Waffenlieferungen aus 
Deutschland; das ist ein Gemeinschaftsprojekt mit den 
engsten europäischen Partnern im Verteidigungs-
bereich. – Da frage ich die Ministerin oder in diesem Fall, 
Frau Lührmann, Sie: Wo fängt für Sie Verteidigung an? 
Wo geht sie in den Angriff über? Ist das so mit Ihrer 
Wertevorstellung, Ihrer wertebasierten feministischen 
Außenpolitik vereinbar oder nicht? Und macht es die 
Sache irgendwie weniger schlimm, wenn Sie es mit Part-
nern zusammen machen?

Natürlich hängt das nicht mit Ihrer wertebasierten Au-
ßenpolitik zusammen. Ich sage Ihnen, woran das liegt: 
Sie dienen den Interessen der USA, für die Saudi-Arabien 
ein wichtiger Bündnispartner ist. Der Kanzler fliegt nach 
Saudi-Arabien, um hier um billiges Öl zu betteln, ähnlich 
wie der Bundeswirtschaftsminister dies letztlich mit sei-
nem Kotau gemacht hat, was nicht funktioniert hat. In 
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Saudi-Arabien war es nicht anders: Der Kanzler war ge-
rade weg, da greift der Prinz zum Telefon. Das Ergebnis 
ist nicht eine Ausweitung der Fördermengen, um 
Deutschland Öl und Energie zu bescheren. Nein, die Lie-
fermengen sind sogar noch gedrosselt worden! Wenn das 
nicht eine maximale Demütigung der deutschen Politik, 
der deutschen Bundesregierung ist! Das ist eine schal-
lende Ohrfeige für den Bundeskanzler, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Wir schlagen vor, dass Sie sich doch wenigstens, wenn 

diese Deals nicht funktionieren, lohnendere Partner su-
chen. Warum gehen Sie nicht in den Iran, wenn Sie schon 
keine moralischen Bedenken haben? Hier bekommen Sie 
ausreichend Rohstoffe für bezahlbares Geld, und Waffen 
müssen Sie dann auch nicht liefern; die brauchen die 
nämlich nicht.

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Dr. Joe Weingarten [SPD]: Gleich ist er wieder 
bei seinen russischen Freunden!)

Und Ihre Werteargumente gegen Russland sind nichts 
anderes als scheinheilig, wenn Sie mit Katar und Saudi- 
Arabien ins Geschäft kommen wollen.

Wir sagen Ihnen: Lösen Sie sich von den US-Interes-
sen! Heben Sie das Ölembargo gegen Russland auf, viel-
leicht sogar noch gesichtswahrend unter Konditionen – 
Stichworte „Waffenstillstand“ oder „Friedensverhand-
lungen“ –, wenn Sie an einem echten Frieden interessiert 
sind! Das hätte für diese Bundesregierung drei positive 
Folgen.

Die erste ist: Sie werden nicht von einer Klerikaldik-
tatur weiter erniedrigt.

Zweitens haben wir bezahlbare Energie für unsere Bür-
ger und ermöglichen unserer Industrie, dem Industrie-
standort Deutschland ein wirtschaftliches Überleben.

Die dritte ist: Sie ersparen sich einen heißen Winter, 
das heißt die größten Demonstrationen gegen diese Re-
gierung in der Nachkriegszeit.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. Die AfD stimmt 
selbstverständlich der Überweisung in den Ausschuss zu.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Dr. Joe 

Weingarten [SPD])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Als Nächstes hat das 

Wort der Kollege Jens Beeck, FDP-Fraktion.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Jens Beeck (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Nahezu jede Rede, die sich in diesen 
Tagen mit Außenpolitik befasst, muss darauf hinweisen, 
dass sich unsere Politik spätestens seit dem 24. Februar in 
einem nie dagewesenen Umbruch befindet. Und gerade 

weil das so ist, dürfen wir alle nicht müde werden, für 
Multilateralismus, für Freiheit, für Weltoffenheit und für 
unsere Werte einzustehen und zu werben. Das gilt auch 
gegenüber Saudi-Arabien, meine sehr verehrten Damen 
und Herren.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Für unsere Werte bedeutet aber auch, für Rechtsstaat-
lichkeit und Demokratie einzustehen, und das bedeutet 
das Suchen von Verbündeten auf der ganzen Welt. Man 
muss immer noch mal gerade Ihnen, sehr geehrter Herr 
Gysi, und den weiteren Kollegen von den Linken sagen: 
Dieser Umbruch basiert auf einem völkerrechtswidrigen 
Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine.

(Zuruf der Abg. Zaklin Nastic [DIE LINKE])
Und dieser Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine, 
der dafür sorgt, dass gerade aktuell die Vorsitzende unse-
res Verteidigungsausschusses da war, dass viele andere 
da waren, führt bei uns zu klarer Solidarität mit der Ukrai-
ne. Anders als bei Ihrem Besuch machen wir konkrete 
Hilfsangebote. Deswegen sage ich Ihnen noch mal: Die-
ser Bundestag steht ganz überwiegend an der Seite der 
Ukraine und stellt sich mit gemeinsamen Partnern den 
Herausforderungen, die sich aus dieser Situation ergeben; 
anders als Sie das tun.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Dr. Joe Weingarten [SPD]: Sehr rich-
tig!)

Genauso klar ist auch, dass wir diese Unterstützung 
nicht alleine leisten können, sondern dass wir an dieser 
Stelle auf die Zusammenarbeit mit europäischen, mit 
transatlantischen Partnern angewiesen sind. Das gilt 
auch und gerade in Fragen von Rüstung und Verteidi-
gung.

Wenn ich das mal sagen darf, Herr Kollege Gysi – ich 
habe Sie immer sehr geschätzt, Ihre Rhetorik ist brillant –: 
Ich war im Auswärtigen Ausschuss, als Sie begründet 
haben, weshalb Sie nicht zustimmen können, dass die 
NATO in dieser Situation Schweden und Finnland mit 
aufnimmt. Da habe ich wirklich gedacht: Sie haben 
doch nicht alle Gurken im Glas.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD)
Sie haben dann tatsächlich in diesem Plenum in dieser 
Situation eines internationalen Umbruchs abgelehnt, 
sich in einer wertegeleiteten Verteidigungsgemeinschaft 
zusammenzuschließen mit denjenigen, mit denen wir na-
hezu alle Werte vollständig teilen. Die Begründung war: 
Der Preis, den Schweden und Finnland gegenüber der 
Türkei zahlen müssen, sei zu hoch.

(Zuruf der Abg. Zaklin Nastic [DIE LINKE])
Wer sich in der Weise auf die aktuelle Situation in dieser 
Welt einstellt, der betreibt einfach nur eine Verweigerung 
der Kenntnisnahme der aktuellen Situation, und der 
braucht anderen nicht vorzuschreiben, wie sie handeln 
sollten, Herr Kollege Gysi.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)
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Deswegen muss man auch noch mal in Erinnerung 
rufen, worum es hier geht.

(Zaklin Nastic [DIE LINKE]: Saudi-Arabien! 
Genau!)

Bei allen völlig unstreitig schwierigen Situationen der 
Menschenrechte in Saudi-Arabien liefern wir als 
Deutschland nicht, sondern wir haben uns innerhalb der 
Europäischen Union mit Partnern für Rüstungsvorhaben 
zusammengeschlossen, sie gemeinsam entwickelt, in die-
sem Fall mit Frankreich, Großbritannien, Italien. Und 
Großbritannien liefert nun aufgrund bestehender Verträge 
Nachschub, nämlich Munition und Ausrüstung, für Tank-
flugzeuge und, ja, auch für den Eurofighter.

(Zaklin Nastic [DIE LINKE]: Genau!)
Das ist die Situation, die wir haben. Wir sind also ver-
tragstreu gegenüber unserem NATO-Partner, der für sich 
entschieden hat, dass er diese Verträge einhalten will.

Die Alternative dazu, das zu tun, wäre, dass es keiner-
lei Rüstungskooperationen mit Deutschland mehr geben 
könnte.

(Zuruf von der CDU/CSU: Ganz genau!)
Die richtige Antwort ist stattdessen – und das steht im 
Koalitionsvertrag –, dass wir ein nationales Rüstungs-
exportkontrollgesetz mit großer Transparenz und engen 
Vorgaben erarbeiten und dass wir uns bemühen, mit un-
seren europäischen und transatlantischen Partnern, aber 
insbesondere mit unseren europäischen Partnern, zu ge-
meinsamen Richtlinien für die Rüstungsexporte zu kom-
men. Das ermöglicht uns Zusammenarbeit in unserer 
wertegeleiteten gemeinschaftlichen Verteidigungs-
gemeinschaft. Das erlaubt uns dann auch, solche Ent-
scheidungen gemeinschaftlich zu treffen, ohne sie hier 
immer im Einzelnen wieder diskutieren zu müssen – 
mit vollem Einfluss darauf, an wen wir was liefern und 
was nicht. Das Vorhaben aus dem Koalitionsvertrag wer-
den wir umsetzen, und dann haben wir erfüllt, was wir 
versprochen haben. Die Situation wird sich auch deutlich 
bessern.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 

der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Beeck. – Ich rufe auf den 

Kollegen Johannes Arlt, SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der FDP)

Johannes Arlt (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Gibt es eine ideale Welt, eine Welt, in der wir 
immer absolut moralisch entscheiden können, frei von 
allen Umständen und Zwängen? Ich denke mal, wir alle, 
fast alle wünschen uns diese Welt. Und Ihr Antrag, liebe 
Kolleginnen und Kollegen von der Linksfraktion, zeigt 
diesen Wunsch. Das Problem ist: Diese Welt gibt es nicht. 
Mehr noch: Wir können uns nicht vor der realen Welt 
verstecken; wir müssen in ihr handeln. Deswegen lautet 

die eigentliche Kernfrage am heutigen Abend: Gibt es 
auch Notwendiges, ja, gibt es Richtiges im Falschen?

Uns allen hier ist die Schwere der Entscheidung ganz 
deutlich bewusst. Sie ist nicht leichtfertig getroffen wor-
den – im Gegenteil. Ja, die Ampelkoalition hat bei einem 
europäischen Kooperationsprojekt, wie viele Kollegen 
schon ausgeführt haben, einer Ausnahme für Exporte 
nach Saudi-Arabien zugestimmt. Diese umfasst die Zu-
lieferung zur Ausrüstung und Bewaffnung der Kampf-
flugzeuge Eurofighter und Tornado und weiterhin die 
eben angesprochene Munition. Zur Wahrheit gehört 
aber auch, dass dies eine Ausnahme ist; denn bis dahin 
sind von Dezember 2021 bis September 2022 gemäß 
Ihrer aktuellen Anfrage überhaupt keine Exportgenehmi-
gungen für Waffenexporte nach Saudi-Arabien erteilt 
worden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Jens Beeck [FDP])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage aus der 

Fraktion Die Linke?

Johannes Arlt (SPD):
Ja.

Zaklin Nastic (DIE LINKE):
Vielen Dank, Herr Kollege Arlt, dass Sie die Zwi-

schenfrage zulassen. – Laut Rüstungsexportbericht hatten 
wir vergangenes Jahr – da war ja Kanzler Scholz noch 
Vizekanzler – rekordartige 9,4 Milliarden Euro an Rüs-
tungsexportgenehmigungen, darunter übrigens auch 
Waffenlieferungen an Saudi-Arabien; das war unter der 
Merkel-Regierung öfter umgangen worden: 2021 im 
Wert von 2,5 Millionen Euro, im Jahr davor von über 
30 Millionen Euro.

Vergangenes Jahr wurden auch Rüstungsexporte an 
Ägypten, eines der am meisten belieferten Länder, im 
Wert von 4,3 Milliarden Euro im Bereich der maritimen 
Kriegsführung und Luftflotte geliefert. Das ist auch ein 
Teil der Kriegskoalition.

Seit Jahren beliefert und befeuert Deutschland diesen 
Krieg. Dass Sie das hier schönreden und weglassen und 
gleichzeitig von einer wertebasierten oder gar feministi-
schen Außenpolitik sprechen: Entschuldigen Sie, können 
Sie sich da selbst noch ernst nehmen? Unterscheiden Sie 
da nicht mächtig zwischen einem völkerrechtswidrigen 
Angriffskrieg und einem anderen? Herr Trittin hat es 
richtig bezeichnet. Wir finden: Alle Angriffskriege soll-
ten nicht befeuert werden, und sie alle sollten aufhören. 
Und vor allen Dingen sollte Deutschland in keines dieser 
Gebiete Waffen liefern.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Marcus Faber 
[FDP]: Wo ist die Frage?)

Johannes Arlt (SPD):
Frau Kollegin, die Frage habe ich vermisst. Vielen 

Dank für die Zwischenfrage. – Wir sprechen hier heute 
über Saudi-Arabien. Und ja, wir haben 2020 und 2021 
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Ausnahmen von dem generellen Exportverbot, das wir in 
der Großen Koalition 2018 beschlossen haben, gemacht, 
nämlich um genau solche Gemeinschaftsverträge zu er-
füllen. Das wissen Sie auch. In den letzten Monaten ist 
das nicht erfolgt. Und jetzt haben wir wieder so eine 
Einzelfallentscheidung getroffen.

(Amira Mohamed Ali [DIE LINKE]: Also eine 
Reihe von Einzelfällen, ja?)

– Im Rahmen der Erfüllung von Kooperationsverträgen.
(Zuruf des Abg. Amira Mohamed Ali [DIE 

LINKE])
Aber die Frage ist: Warum ist diese Ausnahme not-

wendig gewesen?
Erstens. Wir sind ein multilateral orientiertes Land, für 

das die Zusammenarbeit mit seinen EU- und NATO-Ver-
bündeten von hoher Wichtigkeit ist. Diese Projekte sind 
eben schon lange existierende gemeinsame Projekte, in 
denen wir vertragstreu sein müssen, in denen es eine hohe 
Wertschöpfung gibt. Deswegen wurden diese Ausnahme-
genehmigungen auch erteilt. Gerade vor dem Hinter-
grund der aktuellen Sicherheitslage durch die Aggression 
Russlands ist die Zusammenarbeit mit unseren Alliierten 
wichtiger denn je. Wir dürfen uns also nicht isolieren, und 
wir wollen uns auch nicht isolieren als Deutschland.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP und des Abg. Felix Banaszak [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Zweitens. Nationale Alleingänge in gemeinschaftli-
chen Rüstungsprojekten sind illusorisch. Rüstungsgüter 
und -projekte und deren Komponenten sind bereits multi-
national. In einer globalen, verflochtenen Welt erfolgt das 
per se grenzübergreifend. Deswegen kann es nicht das 
Mittel sein, dass wir einen nationalen Alleingang wählen. 
Über die Richtlinien beim Rüstungsexport müssen wir 
uns europäisch abstimmen und einigen.

(Klaus-Peter Willsch [CDU/CSU]: So ist es!)
Wir können uns nicht über unsere demokratischen Part-
ner in Europa erheben und deren Moral und deren Werte 
infrage stellen und sagen: Wir haben die besseren. – Das 
hat unsere Bundesverteidigungsministerin auch in ihrer 
Rede vor einem Monat vor der DGAP völlig zu Recht 
betont.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP)

Drittens. Wollen wir also in einer realen Welt handeln 
und nicht nur reagieren, sondern agieren, dann können 
wir das nicht allein. Wir müssen uns daher auf europäi-
scher Ebene auf eine gemeinsame Interpretation beste-
hender Exportregelungen einigen. Nur so kommen wir 
dann auch zu einer gemeinsamen Rüstungsexportverord-
nung. Die Vorstellung einer idealen Welt, Frau Kollegin 
Nastic, kann dabei ruhig als Kompass dienen. Ein Kom-
pass ist aber ebenso die reale Welt.

(Zurufe der Abg. Zaklin Nastic [DIE LINKE] 
und Amira Mohamed Ali [DIE LINKE])

Und diese Abwägung zu treffen, ist manchmal schwer, ist 
manchmal schmerzhaft – so wie auch bei dieser Entschei-
dung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP – Stefan Keuter [AfD]: Das ist dann 
aber nicht mehr wertegeleitet! Das ist dann 
Realpolitik!)

Abschließend möchte ich noch einmal die Kernfrage 
aufgreifen: Gibt es auch Richtiges im Falschen? Ja, es 
gibt Richtiges. 2021 sind insgesamt 114 Anträge auf Aus-
fuhr von Rüstungsgütern in Deutschland abgelehnt wor-
den, 58 allein betrafen Saudi-Arabien.

(Zuruf der Abg. Amira Mohamed Ali [DIE 
LINKE])

Das potenzielle Auftragsvolumen dieser Anträge aus 
Saudi-Arabien hätte 186,2 Millionen Euro ausgemacht. 
Das entspricht einem Volumen von fast 96 Prozent aller 
abgelehnten Anträge. Sie sehen daran also, meine sehr 
verehrten Damen und Herren: Wir wägen ganz sorgfältig 
ab. In einer idealen Welt werden wir vor diese Entschei-
dung nicht gestellt. Aber wir können uns in unserer realen 
Welt nicht frei von allen Umständen bewegen und ent-
scheiden.

(Zuruf der Abg. Amira Mohamed Ali [DIE 
LINKE])

Deshalb: Bei der Zulieferung von Ausrüstung und Be-
waffnung für diese Systeme haben wir eine schwere, aber 
vertretbare und wohlbegründete Entscheidung getroffen.

(Amira Mohamed Ali [DIE LINKE]: Vertret-
bar, dass die Menschen sterben?)

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Ich darf nun den Kolle-

gen Armin Laschet aufrufen und um seinen Beitrag bit-
ten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Armin Laschet (CDU/CSU):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Ich bin dem Kollegen 

Arlt dankbar, dass er hier noch mal beschrieben hat, in 
welchem ethischen Dilemma man sich befindet. Seit der 
Zeitenwende sollten wir uns bei internationalen und au-
ßenpolitischen Debatten vielleicht insgesamt angewöh-
nen, dass wir bedenken: Es gibt nicht die schwarze oder 
die weiße Entscheidung, sondern es gibt Abwägungen, 
und diese hat die Bundesregierung in diesem Falle getrof-
fen.

Man kann jetzt Reden halten, wie man sie immer ge-
halten hat. Das machten zum Beispiel der Kollege Gysi

(Amira Mohamed Ali [DIE LINKE]: Der war 
ja auch schon immer richtig! – Gegenruf des 
Abg. Dr. Joe Weingarten [SPD])

und der Kollege von der AfD, der hier gleich noch die 
Interessen der USA umgesetzt gesehen hat, also gleich 
noch einen Antiamerikanismus mit hineingemischt hat. 
Das sind die Reden von früher. Aber die Abwägung, die 
man jetzt treffen muss, ist in der Tat: Wie kann man euro-
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päische Kooperationen hinkriegen, wie sie im Aachener 
Vertrag beschrieben sind? Wie kann man gemeinsame 
Verteidigungsprogramme intensivieren? So steht es im 
Aachener Vertrag. Wie kann man gemeinsame Ansätze 
für Rüstungsexporte entwickeln? Und wie kann man eine 
stärkere europäische Verteidigungsindustrie in einer sich 
verändernden Welt darstellen? – Das wird immer zu Kon-
flikten führen.

Im Falle der Vereinigten Arabischen Emirate, übrigens 
auch bei Saudi-Arabien, gibt es auch noch den Player 
Iran.

(Dr. Joe Weingarten [SPD]: So ist das!)

Den hat hier heute weder Herr Gysi noch der Kollege von 
der AfD noch irgendjemand erwähnt. Der ist aber die 
wirklich reale Bedrohung in dieser Region, wenn die 
Terminals in den Vereinigten Arabischen Emiraten von 
iranischen Drohnen beschossen werden, die die Huthi- 
Rebellen in Richtung ziviler Ziele nach Abu Dhabi schi-
cken – da, wo demnächst unsere LNG-Terminals sein 
sollen, da, wo demnächst unser Wasserstoff herkommen 
soll. Was sagen wir denn einem Land, das sagt: „Wir 
möchten uns dagegen verteidigen. Könnt ihr uns hel-
fen?“? Sagen wir nur: „Nein, wir wollen mehr Wasser-
stoff. Wir wollen mehr LNG-Gas. Wir bitten, dass Sie mit 
uns kooperieren. Aber wenn Sie die Anlagen schützen 
wollen, dann sind wir Deutschen außen vor“? Die Ant-
wort auf diese Fragen hängt von der Kernfrage ab: Wie 
kommt man zu richtigen Abwägungen? Ich finde, in die-
sem Fall hat die Bundesregierung richtig entschieden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP)

Eines hat mich in dieser Debatte allerdings verstört. 
Das war die Begründung und die Tonlage des Kollegen 
Trittin. Sie haben in sehr feinen Worten gesagt: Man darf 
das Ganze nur machen, wenn es völkerrechtsmäßig ist.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, was denn sonst?)

Auch die europäische Rüstungskooperation brauche 
diese Prinzipien. Aber Sie haben dann indirekt – übrigens 
als einziger Redner aus der Ampelkoalition – die Ent-
scheidung der Bundesregierung kritisiert. Die CDU, die 
SPD und die FDP verteidigen Ministerin Baerbock und 
Minister Habeck. Und der Einzige, der aus der Ampel 
eine Rede mit dem – ich will jetzt kein Adjektiv dafür 
verwenden – schon extrem starken Argument „Das ist 
völkerrechtswidrig“ gegen die eigene Regierung hält, 
waren Sie, lieber Herr Trittin. Ich würde auch Sie bitten, 
diese Abwägung anzuerkennen und nicht das Handeln 
der Bundesregierung in dieser Entscheidung als völker-
rechtswidrig zu diskreditieren.

(Zuruf des Abg. Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Das täte dem Stile in diesem Hause gut.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege Laschet, vielen Dank. – Nächster Redner 

ist der Kollege Dr. Joe Weingarten, SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Jens 

Beeck [FDP])

Dr. Joe Weingarten (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! Waffenlieferungen 
an Staaten, die nicht Verbündete in der NATO sind, be-
dürfen einer sachlichen Begründung und ausgiebigen 
Diskussion. Sie berühren nicht nur verteidigungspoliti-
sche Fragen, sondern grundsätzliche Aspekte der Ethik, 
der Wirtschaftspolitik und generell unserer Außenpolitik; 
der Kollege Arlt hat darauf ausgiebig hingewiesen. Des-
wegen wollen wir Leitlinien in einem Rüstungsexport-
kontrollgesetz, das verlässliche Bedingungen transparent 
definiert. Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion 
unterstützt dieses Vorhaben ausdrücklich.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Eine Lieferung in ein Land der arabischen Halbinsel, in 

eine der spannungsreichsten Regionen unserer Welt, ist 
besonders zu prüfen. Dort geht es nicht nur um regionale 
Konflikte; es geht auch um zentrale Verkehrs- und Ver-
sorgungslinien dieser Welt und die Sicherheitsinteressen 
des Staates Israel.

Saudi-Arabien ist ein schwieriger außenpolitischer 
Partner, ganz besonders im Hinblick auf Menschenrechte 
und demokratische Werte – und natürlich auch wegen der 
Beteiligung des Landes am Krieg im Jemen, an einem 
Konflikt, für dessen dauerhafte Beendigung wir uns 
nachdrücklich einsetzen. Dennoch müssen wir weiterhin 
die Zusammenarbeit mit Saudi-Arabien suchen, nicht nur 
in energiepolitischen Fragen, sondern auch um – und das 
ist mir als stellvertretendem Vorsitzenden der Deutsch- 
Arabischen Parlamentariergruppe wichtig – all jene 
Kräfte zu stärken, die im saudischen Königreich für Men-
schenrechte, Toleranz und Freiheit eintreten. Die gibt es 
nämlich auch.

Saudi-Arabien ist auch eine wichtige strategische Ge-
genmacht gegen den Iran; der Kollege Laschet hat zu 
Recht darauf hingewiesen. Und die spektakuläre Annä-
herung arabischer Staaten an Israel, gipfelnd in den 
Abraham Accords, wäre ohne saudische Unterstützung 
nicht möglich gewesen. Auch das müssen wir in das 
Bild einbeziehen.

In dieser komplizierten Lage ist es richtig, dass die 
Bundesregierung weiter die Zusammenarbeit sucht und 
dabei auch Sicherheitsfragen nicht ausklammert. Im Um-
feld des Jemen-Krieges wird es zu Recht keine neuen 
Rüstungsexporte geben. Aber es ist als Zeichen unserer 
Vertragstreue und auch unserer europäischen Verlässlich-
keit notwendig, bestehende Kooperationen weiterzufüh-
ren und zugesagte Teile auch zu liefern.

Das führt uns zu einem zentralen strategischen Inte-
resse Deutschlands: einer funktionierenden europäischen 
Rüstungsindustrie. Denn es geht auch um die Frage, ob 
wir eine eigenständige europäische und deutsche Rüs-
tungsindustrie haben wollen, um nicht vollkommen von 
Drittstaaten abhängig zu sein. Wir als Sozialdemokraten 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 60. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 13. Oktober 2022                              6782 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Armin Laschet 



und als Regierungskoalition wollen solche Abhängigkei-
ten ausdrücklich nicht. Wollen wir aber eine europäische 
Rüstungsindustrie, müssen wir auch zu gemeinsamen 
Projekten stehen. Das bringt auch mit sich, gemeinsame 
Projekte umzusetzen, die wir alleine vielleicht sogar en-
ger fassen würden als andere europäische Partner.

Der Antrag der Linken wird dieser notwendigen diffe-
renzierten Betrachtung nicht gerecht. Er dient mehr der 
Stimmungsmache als der sachlichen Auseinanderset-
zung. Wir werden ihn ablehnen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP – Zurufe von der LINKEN: Ah!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Bevor ich den letzten 

Redner aufrufe, möchte ich meiner Freude darüber Aus-
druck verleihen, dass meiner Bitte, Reden zu Protokoll zu 
geben, mit unglaublicher Hingabe gefolgt wird. Ich will 
nur sagen: Lassen Sie nicht nach, auch nicht in Ihren 
Büros, sich mit dem Gedanken zu beschäftigen. Es hilft 
uns allen.

Letzter Redner zu diesem Tagesordnungspunkt ist der 
Kollege Alexander Radwan, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Alexander Radwan (CDU/CSU):
Herr Präsident! Entschuldigen Sie, dass ich jetzt die 

Rede halte. Ich habe Ihren Appell wohl verstanden, 
aber es war zu spät.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der FDP – Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Es ist nie zu spät!)

Wir haben einen entsprechenden Antrag der Linken 
vorliegen. Natürlich verstehe ich, dass es einem in den 
Fingern juckt – insbesondere mit Blick auf die Grünen 
und Teile der SPD –, so einen Antrag zu stellen. Ebenso 
wie der Kollege Laschet haben Sie, Herr Kollege Trittin, 
die Größe, einen solchen Spagat hinzulegen – bildlich 
gesprochen –, wie Sie es heute hier am Rednerpult getan 
haben. Das ist für mich schon bemerkenswert gewesen. 
Aber umso erstaunlicher ist es, dass bis zu den letzten 
beiden Rednern – auch in dem Antrag selber findet sich 
ja eine einseitige Analyse zu Saudi-Arabien, die sehr 
isoliert ist – kein Wort zum Thema Iran gesagt wurde. 
Herr Keuter hat sich sogar dazu hinreißen lassen, den 
Iran zu verteidigen.

Mit Blick auf den Iran und Waffen muss man sagen: Es 
sind gerade iranische Drohnen, die die Russen gegen die 
Ukraine einsetzen. Das ist die Realität.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Darum sollte man sich schon die gesamte Sicherheits-
struktur in dieser Region anschauen. Iran arbeitet an der 
Atombombe, arbeitet an Raketen. Mit Blick auf den Je-
men ist der Iran unterwegs, aber genauso mit Blick auf 
den Libanon, die Hisbollah, Syrien, Irak – die Liste ließe 
sich beliebig weiterführen. Wir stehen höchstwahrschein-
lich vor einem Wettrüsten in dieser Region.

Hier stellt sich schon die Frage – ich bin froh über die 
Worte der Sozialdemokraten –: Wollen wir dieses Feld 
den Türken und den Chinesen überlassen? Oder den Rus-
sen?

(Zuruf von der SPD: Natürlich nicht!)
Ich habe sehr wohl noch die Worte der Außenministerin 
in den Ohren, die – wohl ein Stück weit verzweifelt – 
gesagt hat: Wir kriegen momentan Staaten wie Südafrika 
oder Indien nicht auf unsere Seite, weil es engste Militär-
kooperationen dieser Länder mit Russland gibt. – Militär-
kooperationen und Sicherheitskooperationen sind Teil 
der Außenpolitik. Davor darf man nicht die Augen ver-
schließen. Und ich möchte nicht allein China oder der 
Türkei dieses Feld überlassen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Meine Damen und Herren, zum Thema Rüstung wer-

den wir entsprechend diskutieren, wenn das Gesetz vor-
liegt. Ich weiß nur vom Ständigen Vertreter in Brüssel, 
dass er diese Argumentation einmal vorgebracht hat. Er 
war damit alleine im Kreise der Ständigen Vertreter. Also 
sehr viel Optimismus für den einen oder den anderen 
Ansatz sehe ich hier nicht.

Aber lassen Sie mich abschließend einen Punkt sagen. 
Es ist schon sehr bitter, wenn erst der Bundeswirtschafts-
minister und dann der Bundeskanzler in diese Region als 
Bittsteller fahren und mit leeren Händen zurückkommen. 
Mit Katar wurde bisher kein Ergebnis erzielt. Das Ergeb-
nis des großen Vertrags mit den Vereinigten Arabischen 
Emiraten entspricht noch nicht mal einer Tageslieferung 
über Nord Stream 1. Saudi-Arabien hat jetzt mit einem 
OPEC-Plus-Beschluss die Ölfördermenge entsprechend 
reduziert und nicht erhöht, meine Damen und Herren.

Das ist meine Aufforderung an diese Bundesregierung: 
Die arabischen Länder in der Golfregion sind unsere 
Nachbarn. Sie beeinflussen unmittelbar unser Leben. Da-
rum brauchen wir den Blick auf das Kritische, aber wir 
brauchen auch den Blick auf das Einende. Und wir müs-
sen schauen, dass wir zu einer Kooperation mit diesen 
Ländern auf Augenhöhe kommen. Da gibt es Bereiche 
wie Gesundheit und Wissenschaft, in denen das einfacher 
ist; aber es gibt auch Bereiche, in denen es wehtut, die 
entsprechendes Potenzial für Zwiespalt haben, wie zum 
Beispiel der Bereich Sicherheitsarchitektur.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Alexander Radwan (CDU/CSU):
Israel und Saudi-Arabien denken inzwischen über Ko-

operationen im militärischen Bereich nach, meine Damen 
und Herren. Das sollte uns auch ein Stück weit die Augen 
öffnen.

Besten Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Radwan. – Damit schließe 

ich die Aussprache.
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Wir kommen nun zur Abstimmung über den Antrag 
der Fraktion Die Linke auf Drucksache 20/3947. Die 
Fraktion Die Linke wünscht Abstimmung in der Sache. 
Die Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP 
wünschen Überweisung, und zwar federführend an den 
Wirtschaftsausschuss und mitberatend an den Auswärti-
gen Ausschuss.

Wir stimmen nach ständiger Übung zuerst über den 
Antrag auf Ausschussüberweisung ab. Ich frage deshalb: 
Wer stimmt für die beantragte Überweisung? – Was ist 
das für ein Wunder: die Regierungskoalition, CDU/CSU 
und AfD. Wer stimmt dagegen? – Die Fraktion Die 
Linke. Enthaltungen? – Keine. Dann ist die Überweisung 
so beschlossen. Damit stimmen wir heute über den An-
trag auf Drucksache 20/3947 nicht in der Sache ab.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 18 auf:

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung des Energiesteuer- und des Stromsteuer-
gesetzes zur Verlängerung des sogenannten 
Spitzenausgleichs

Drucksache 20/3872
Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f) 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

Für die Aussprache ist eine Dauer von 26 Minuten ver-
einbart.

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Niemand hat 
zu Protokoll gegeben!)

– Doch, das hat schon jemand. Ich sage jetzt aber nicht, 
wer.

Ich würde bitten, dass der Platzwechsel zügig vor-
genommen wird.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erster Red-
nerin der Parlamentarischen Staatssekretärin Katja 
Hessel für die Bundesregierung das Wort.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des Abg. Sascha Müller [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Katja Hessel, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Wladimir Putins Energiekrieg trifft uns alle: 
die Bürgerinnen und Bürger in unserem Land wie auch 
unsere Unternehmen. Als Bundesregierung bringen wir 
deswegen zahlreiche Entlastungen für die Menschen und 
die Wirtschaft auf den Weg, zuletzt drei massive Entlas-
tungspakete und einen umfassenden Abwehrschirm ge-
gen die Energiekostensteigerungen. Unsere Botschaft an 
die Menschen in unserem Land ist dabei klar und deut-
lich: Wir lassen die Bürgerinnen und Bürger nicht im 
Stich, und wir lassen auch unsere Unternehmen nicht 
alleine.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir helfen ihnen bei den hohen Energiekosten und schüt-
zen so auch die Arbeitsplätze der Menschen in unserem 
Land.

Heute sprechen wir hier über eine dieser wichtigen 
Maßnahmen. Um die energieintensiven Unternehmen 
des produzierenden Gewerbes mit den hohen Energie-
preisen nicht alleine zu lassen, wollen wir den Spitzen-
ausgleich bei der Strom- und der Energiesteuer um ein 
weiteres Jahr verlängern. Ohne diese Gesetzesänderung 
würde die Steuerbegünstigung zum Jahresende ersatzlos 
wegfallen. Die Verlängerung, um deren Unterstützung 
ich hier bei Ihnen werbe, leistet auf mehreren Ebenen 
einen wichtigen Beitrag in dieser angespannten Situation. 
Durch die Verlängerung wird die Energiepreissteigerung 
gedämpft. Das wirkt der hohen Inflation entgegen, weil 
diese durch die starke Energiekostensteigerung getrieben 
wird. Wir sichern aber auch die Wettbewerbsfähigkeit 
energieintensiver und im internationalen Wettbewerb ste-
hender Unternehmen in Deutschland und damit viele Ar-
beitsplätze unserer Bürgerinnen und Bürger.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Insgesamt könnten so rund 9 000 energieintensive Unter-
nehmen in Höhe von rund 1,7 Milliarden Euro entlastet 
werden.

Wir denken dabei aber auch an die Anreize zum Ener-
giesparen. Nach unserem Vorschlag würden nur die Un-
ternehmen den Spitzenausgleich 2023 bekommen, die 
zum einen nachweisen, ein Energie- oder Umweltma-
nagementsystem zu betreiben, und zum anderen gegen-
über der Zollverwaltung erklären, die dabei festgestellten 
Energiesparmaßnahmen vorzunehmen.

Einen erforderlichen Zielwert zur Reduktion der Ener-
gieintensität legen wir für das Antragsjahr 2023 aus-
nahmsweise einmal nicht fest; aufgrund der aktuellen 
Lage auf den Energiemärkten ist dies wohl einmalig ge-
rechtfertigt. Zudem wurden auch in der Vergangenheit 
die vereinbarten Ziele zur Reduzierung der Energieinten-
sität seitens der Wirtschaft deutlich übererfüllt, und die 
Wirtschaft hat dennoch weiterhin in emissionsarme 
Technologien und Energieeffizienz investiert.

Wir reden hier also insgesamt über ein bewährtes und 
schnell anwendbares Instrument, das die Inflation 
dämpft, unsere Unternehmen wettbewerbsfähig hält und 
Arbeitsplätze schützt. Das ist ein wirklich sinnvoller Bau-
stein aus dem Entlastungspaket III zur Entlastung ener-
gieintensiver Unternehmen. Deswegen freuen wir uns 
auch über eine möglichst breite Zustimmung in diesem 
Haus zu unserem Vorschlag.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Staatssekretärin. – Als nächster 

Redner erhält das Wort der Kollege Johannes Steiniger, 
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Johannes Steiniger (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen der Ampel, Sie hatten seit dem Überfall 
auf die Ukraine mehr als sieben Monate Zeit, um eine 
Antwort auf die explodierenden Energiepreise zu finden. 
Im Juni wurde die Konzertierte Aktion angekündigt – wo 
sind eigentlich die Ergebnisse? –, im Sommer haben wir 
das unwürdige Schauspiel um die Fehlkonstruktion Gas-
umlage erlebt,

(Zuruf des Abg. Michael Schrodi [SPD])

die Sie zurückgezogen haben. Jetzt musste innerhalb von 
kurzer Zeit eine Expertenkommission in einer 34-Stun-
den-Sitzung eilig Vorschläge präsentieren, wie es aus-
sehen könnte, dass der – wie Sie ihn etwas infantil nen-
nen – Doppel-Wumms doch irgendwo und irgendwann 
spürbar bei den Menschen ankommt. Bei uns zu Hause 
nennt man so etwas „Gewurschtel“; aber das ist alles 
andere als seriöse Politik.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Diese Hängepartie, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, hätten Sie uns allen ersparen können, wenn Sie 
im Sommer gehandelt hätten. Sie haben aber die Som-
merpause verdaddelt. Sie haben in der gesamten Som-
merpause gestritten, und Sie haben die Sommerpause 
eben nicht genutzt, um sich einig zu werden über die 
Entlastungspakete.

(Dr. Sebastian Schäfer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie haben 16 Jahre verdaddelt! – 
Zuruf des Abg. Michael Schrodi [SPD])

Wenn Sie das nämlich gemacht hätten, dann hätten wir 
die Gesetze schon längst im Gesetzblatt. Die Entlastun-
gen wären schon da, die Planungssicherheit für Unterneh-
men und Haushalte wäre schon da. Aber jetzt kommt 
wieder alles auf den letzten Drücker.

Die jetzigen Maßnahmen – wir diskutieren ja heute 
eines dieser Instrumente – kommen einfach sehr spät, 
viele sagen: zu spät. Die Gründe sind bekannt; ich habe 
sie eben genannt. „Ich weiß, was du letzten Sommer 
getan hast“ hieß mal ein Film. Bei Ihnen, liebe Ampel, 
weiß man es eben nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Diese Hängepartie bedeutet nichts anderes als die Ge-
fahr einer dauerhaften Deindustrialisierung in unserem 
Land. Gerade die energieintensiven Industrien sind ins 
Mark getroffen. Ich für meinen Teil bekomme Mails 
aus meinem Wahlkreis von Unternehmerinnen und Un-
ternehmern. Da stehen Sätze drin wie: „Wir haben Panik 
vor dem Jahr 2023“, oder: „Es entsteht eine dramatische 
Situation im nächsten Jahr“. Das schreiben Geschäftsfüh-
rerinnen und Geschäftsführer, die normalerweise sehr 
nüchtern auf die Dinge schauen. Hier müssen Sie absolut 
reagieren.

(Michael Schrodi [SPD]: Das tun wir ja jetzt!)

Denn eins ist klar und wissen wir alle: Abgewanderte 
Industrien kommen nie wieder zurück. Die Wertschöp-
fung, der Wohlstand, die Arbeitsplätze in unserem Land 

sind dann für immer verloren. Jetzt geht es ums Ganze, 
und Sie müssen hier reagieren. Deshalb müssen wir alles 
machen, was wir tun können – ich betone: wirklich alles.

In diesem Gesetz verändern Sie eine kleine Stell-
schraube: Sie nehmen endlich eine Forderung der CDU/ 
CSU auf, indem Sie vorschlagen, den Spitzenausgleich 
bis ins nächste Jahr zu verlängern. Sie nehmen also mal 
wieder eine Forderung von uns auf. Opposition wirkt! 
Diese Feststellung ist für mich als Oppositionspolitiker 
auch mal ganz schön.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dieser Spitzenausgleich, den es schon seit vielen Jah-
ren gibt, sorgt dafür, dass energieintensive Unternehmen 
einen großen Teil der gezahlten Energie- und Stromsteuer 
wieder erstattet bekommen. Es wurde eben genannt: 
9 000 Unternehmen profitieren von der Entlastung in 
Höhe von 1,68 Milliarden Euro.

Wir haben diesen Vorschlag in diesem Jahr schon 
mehrfach gemacht – ich habe es mir noch mal an-
geschaut –: Wir haben im Mai dazu einen Antrag ein-
gebracht. Wir haben im Juli dazu eine Große Anfrage 
gestellt. Es ist einfach sehr ärgerlich, dass Sie immer 
auf den letzten Drücker mit diesen Gesetzen kommen. 
Es ist ein Muster dieser Ampelregierung, dass sie zu 
spät handelt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Apropos Zeitplan: Laut aktuellem Zeitplan dieses Ge-
setzgebungsverfahrens kommen wir in den Dezember, 
bis das Gesetz beschlossen wird. Da haben wir noch Zeit. 
Die Anhörung wird in der kommenden Woche stattfin-
den. Ich bin sehr dafür, dass wir dieses Gesetz noch 
besser machen.

Erster Punkt. Wir werden Ihnen beispielsweise vor-
schlagen, dass wir diesen Spitzenausgleich nicht nur um 
ein Jahr verlängern, sondern dass wir ihn gleich um zwei 
Jahre verlängern. Denn sind wir doch ehrlich: Der Krieg 
wird nächstes Jahr vermutlich nicht vorbei sein. Die 
Energiepreise werden hoch bleiben. Wir werden wahr-
scheinlich nächstes Jahr nach der Sommerpause wieder 
hier stehen und den nächsten Ausgleich beschließen.

(Timon Gremmels [SPD]: Was Sie alles wis-
sen!)

Von daher nehmen Sie bitte unsere Anregung auf, den 
Spitzenausgleich um zwei Jahre zu verlängern. Das ist 
im Übrigen auch etwas, was viele Vertreter sowohl von 
Gewerkschaften als auch aus der Industrie fordern. Wenn 
Sie schon nicht auf uns hören, dann hören Sie doch bitte 
auf diejenigen, die es betrifft.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Zweiter Punkt. Wir müssen aber auch an die Steuern 
im Allgemeinen rangehen; denn die hohen Preise treffen 
nicht nur die energieintensiven Unternehmen, sondern 
alle Unternehmen. Wir werden Ihnen wiederholt auch 
in diesem Gesetzgebungsverfahren vorschlagen, die 
Stromsteuer und die Energiesteuer auf das Mindestmaß 
herunterzuschrauben, das uns die Europäische Union er-
laubt. Man muss sich das mal auf der Zunge zergehen 
lassen: Die Stromsteuer ist in Deutschland 41-mal so 
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hoch, wie es uns die Europäische Union erlauben würde. 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, das passt ein-
fach nicht in die Zeit. Deswegen werden wir Sie in die-
sem Gesetzgebungsprozess daran erinnern.

Und der letzte Punkt. Die Grünen sind wahrscheinlich 
schon genervt, dass sie es jetzt wieder hören: Wir müssen 
das Angebot ausweiten. Der Minister ist sichtlich ge-
nervt; wir haben Herrn Habeck ja gestern in den „Tages-
themen“ gesehen. Aber wir müssen das Angebot auswei-
ten. Wir müssen alles ans Netz bringen, was zusätzlichen 
Strom bringt. Deswegen sage ich Ihnen: Ran an die 
Atomkraftwerke! Die müssen weiterlaufen. Wir müssen 
jetzt endlich die Brennstäbe bestellen.

(Timon Gremmels [SPD]: Russland! – Gegen-
ruf des Abg. Thorsten Frei [CDU/CSU]: In 
Frankreich!)

– Die gibt es auch in Frankreich, in Kanada etc. Infor-
mieren Sie sich bitte richtig. Hören Sie mit dem Kinder-
garten in Ihrer Ampelkoalition auf, und sorgen Sie dafür, 
dass wir auch im nächsten Jahr genug Strom haben.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU – Timon Gremmels 
[SPD]: Gerade Frankreich bei Atomkraft an-
zuführen, zeigt, dass Sie gar keine Ahnung 
haben! Die Hälfte der französischen Atom-
kraftwerke steht still! – Gegenruf des Abg. 
Johannes Steiniger [CDU/CSU]: Schade, dass 
Sie zu Protokoll geben!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Nächster Redner ist der Kollege Carlos Kasper, SPD- 

Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Carlos Kasper (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Ich habe in den vergangenen Wochen 
schon mehrmals zu den Entlastungen der Ampelkoalition 
sprechen dürfen. Denn wir entlasten nicht nur die Bür-
gerinnen und Bürger, sondern eben auch die Unterneh-
men und federn so die schlimmsten Folgen der aktuellen 
Krise ab. Wir greifen dort unter die Arme, wo die gestie-
genen Energiepreise die Menschen vor große Herausfor-
derungen stellen. Das gilt besonders für diejenigen mit 
kleinen und mittleren Einkommen, die jetzt vor den ho-
hen Mehrbelastungen stehen und sich große Sorgen um 
die Zukunft machen.

Ja, Herr Steiniger, wir haben nicht eine Antwort auf die 
Energiekrise gefunden, wir haben gleich mehrere gefun-
den.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Deswegen werden wir das Kindergeld erhöhen, haben 
wir die Energiepreispauschale diesen Monat ausgezahlt 
und für den Sommer ein 9-Euro-Ticket finanziert, das 
nächstes Jahr als 49-Euro-Ticket weitergeführt werden 
wird.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Und nun endlich tun wir auch direkt etwas für die 
Kundinnen und Kunden von Gas und Fernwärme: Wir 
übernehmen die Abschlagszahlung mindestens für De-
zember und schaffen einen verbilligten Grundverbrauch.

(Beifall des Abg. Michael Schrodi [SPD] – 
Johannes Steiniger [CDU/CSU]: Was ist mit 
Öl? Was ist mit Pellets?)

Aber, wie gesagt, wir helfen auch unseren Unterneh-
men. Das ist richtig; denn während immer noch die Fol-
gen der Coronakrise für die Wirtschaft spürbar sind, ist 
diese ebenso hart getroffen von den derzeit hohen Preisen 
im Energiesektor. Daher haben wir uns entschieden, den 
sogenannten Spitzenausgleich um ein weiteres Jahr, also 
bis Ende 2023, zu verlängern. Er ermöglicht es Firmen 
des produzierenden Gewerbes, einen Teil ihrer Energie- 
und Stromsteuer zurückerstattet zu bekommen. Durch 
diese Verlängerung werden rund 9 000 Unternehmen ent-
lastet. Aber es geht uns nicht nur um diese Unternehmen, 
die wir retten wollen. Gerade uns als Sozialdemokratie 
geht es gerade um die gut bezahlten Arbeitsplätze in der 
Industrie. Genau diese Arbeitsplätze wollen wir schützen. 
Wir unterstützen damit einen Bereich unserer Wirtschaft, 
in dem über 8 Millionen Beschäftigte arbeiten.

Aber auch das gehört zur Wahrheit dazu, wenn wir 
über dieses Gesetz sprechen: Laut Umweltbundesamt 
ist der Spitzenausgleich eine der umweltschädlichsten 
Subventionen. Mit 1,7 Milliarden Euro fördern wir eben 
auch den Bezug von fossilen Energieträgern. Das sollte 
eigentlich der Vergangenheit angehören; denn unser Ziel 
ist die Senkung der Energieverbräuche, weg von fossilen 
Energien.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Statt auf klimaschädliche Subventionen sollten wir unser 
Augenmerk vielmehr auf eine nachhaltige Transforma-
tion richten.

Die Verlängerung des Spitzenausgleichs ist in diesem 
Fall jedoch ein notwendiges Übel. Die aktuell schwieri-
gen Zeiten lassen uns leider keine andere Wahl; denn mit 
dem Wegfall dieser Subvention würden wir die Inflation 
weiter anheizen und einen Verlust von Industriearbeits-
plätzen riskieren. Es gilt nun, unsere Gesellschaft und 
Wirtschaft zu entlasten, um Schlimmeres abzuwenden, 
Arbeitsplätze zu sichern und Sorgen zu nehmen. Daher 
ist es richtig, das produzierende Gewerbe ein weiteres 
Jahr zu unterstützen.

Sehr geehrte Damen und Herren, jede einzelne Maß-
nahme, die die Bundesregierung mit ihren Entlastungs-
paketen auf den Weg bringt, setzt ein klares Zeichen: In 
diesen herausfordernden Zeiten wird niemand allein-
gelassen. Wir entlasten schnell und gezielt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Lachen des Abg. Martin Reichardt 
[AfD])
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Kasper. – Als Nächstes 

erhält das Wort der Kollege Jan Wenzel Schmidt, AfD- 
Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Jan Wenzel Schmidt (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kollegen! Die 

Verlängerung des sogenannten Spitzenausgleichs ist ein 
weiterer Hütchenspielertrick, mit dem die rot-gelb-grüne 
Bundesregierung Steuererleichterungen vorgaukeln will. 
Mit diesem Gesetz können Unternehmen mit besonders 
energieintensiver Produktion Steuern auf Strom und 
Energie teilweise zurückerstattet bekommen. Die Bun-
desregierung wendet so viel Energie zur Vortäuschung 
von Entlastungen auf, dass sie eigentlich schon selbst 
unter diese Regelung fallen müsste, wenn sie denn etwas 
Sinnvolles produzieren würde.

(Beifall bei der AfD)

Die vollkommen überzogenen Strom- und Energie-
steuern zusammen mit der CO2-Abgabe müssen radikal 
gesenkt oder gänzlich abgeschafft werden. Stattdessen 
gestattet es der Staat einigen Unternehmen großmütig, 
ein paar Groschen ihrer erwirtschafteten Gelder zurück-
zuerhalten. Eine Verlängerung des Spitzenausgleiches 
wäre überhaupt nicht nötig, wenn Sie endlich einsehen 
würden, dass Unternehmen und vor allem auch die Bür-
ger dieses Landes mehr Steuern zahlen müssen, als sie 
überhaupt noch können.

Es kommt aber noch besser. Nicht nur gibt der Räuber 
seinem Opfer einen Teil des Raubgutes zurück und lässt 
sich dafür feiern; nein, er knüpft die Rückgabe auch noch 
an Bedingungen. So bekommen nur Unternehmen ihre 
Steuergelder teilweise zurück, wenn die Bundesregierung 
davon überzeugt ist, dass bestimmte Zielwerte zur Redu-
zierung der Energieintensität durch die Unternehmen er-
reicht wurden.

(Michael Schrodi [SPD]: Sehr gut so!)

Auf dem Scheiterhaufen der Klimaideologie werden im-
mer mehr deutsche Unternehmen ihr Ende finden.

(Beifall bei der AfD)

Mittlerweile dürfte klar sein, dass das kein un-
erwünschter Effekt, sondern gewollte grüne Politik ist.

(Zuruf des Abg. Michael Schrodi [SPD])

Ich halte es entsprechend für falsch, Robert Habeck als 
den „schlechtesten Wirtschaftsminister aller Zeiten“ zu 
bezeichnen. Er weiß doch genau, wie er die deutsche 
Wirtschaft in die Knie zwingt. Kein Jahr ist vergangen, 
und die Unternehmen gehen reihenweise in die Insol-
venz;

(Timon Gremmels [SPD]: Wer ist verantwort-
lich? Putin! Und nicht Habeck! Mein Gott! – 
Gegenruf des Abg. Martin Reichardt [AfD]: 
Reg dich mal wieder ab! Mach den oberen 
Knopf auf, Mensch!)

Verzeihung, sie produzieren nur nicht wieder. – Putin und 
Habeck sind nicht verantwortlich, sondern Sie sind ver-
antwortlich mit Ihrer Politik; das ist doch das Problem. 
Herr Habeck macht doch die ganzen Fehler.

(Beifall bei der AfD)
Die Verlängerung des Spitzenausgleichs ist nichts 

anderes, als den Bürgern weiter Sand in die Augen zu 
streuen. Die Energiekosten werden ohnehin durch Ihren 
Wirtschaftskrieg als Vasall an der Seite der USA ins Un-
ermessliche steigen.

(Michael Schrodi [SPD]: Das sagen Sie mal 
den Unternehmen! Das sagen Sie den Unter-
nehmen! – Gegenruf des Abg. Thomas Seitz 
[AfD]: Stellen Sie doch eine Zwischenfrage!)

Ihr Spitzenausgleich wird am Untergang der deutschen 
Wirtschaft nichts mehr ändern.

(Michael Schrodi [SPD]: Inflation nicht 
dämpfen! Ah ja, okay!)

Selbst ohne diese ganze Misere hat lediglich die AfD 
stets nachhaltige Steuersenkungen gefordert.

(Carlos Kasper [SPD]: Sind Sie jetzt gegen das 
Gesetz oder dafür?)

Die Bürger dieses Landes brauchen wieder Luft zum 
Atmen. Den Herren und Damen auf der Regierungsbank 
muss allerdings möglichst schnell endgültig der Geld-
hahn zugedreht werden.

(Beifall bei der AfD – Timon Gremmels 
[SPD]: Ach Gott! Ach Gott!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Schmidt. – Das Wort hat 

nun der Kollege Dr. Sebastian Schäfer, Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Dr. Sebastian Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Wir brauchen Lösungen für hohe 
Energiepreise. Wir müssen dafür sorgen, dass unsere Un-
ternehmen den Winter überstehen. Das ist die absolut 
zentrale Aufgabe dieser Regierung.

Dabei bewegen wir uns auf einem schmalen Grat: Sind 
die Preise zu hoch, müssen Unternehmen die Produktion 
einstellen. Sind die Sparanreize zu niedrig und droht des-
wegen eine Gasmangellage, müssen die Unternehmen 
ihre Produktion aufgrund dieser Mangellage einstellen. 
Daneben müssen wir auch das richtige Maß zwischen 
schnellen Lösungen und zukunftsfähiger Politik finden. 
Wir brauchen Instrumente, die sich schnell umsetzen las-
sen, und müssen dafür auf die Strukturen der Vergangen-
heit zurückgreifen. Wir brauchen aber auch eine zu-
kunftsfähige Politik. Sie darf sich nicht auf fossile 
Subventionen beschränken, sondern sie muss eben auch 
den Weg für die Transformation ebnen.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Der Abwehrschirm war da ein großer Schritt in die 
richtige Richtung. Die Regierung schafft damit ein In-
strument, das der Größe der Herausforderung angemes-
sen ist. Am Montag hat die Gaskommission ihre Vor-
schläge vorgelegt. Nach dem Vorschlag für die 
Gaspreisbremse sollen 70 Prozent des Gasverbrauchs 
von 2021 auf einem Niveau von 7 Cent pro Kilowatt-
stunde gedeckelt werden. Das ist eine riesige Entlastung 
und eine enorme Unterstützung für die Unternehmen. 
Darüber hinaus schafft sie aber Sparanreize, die die Gas-
mangellage verhindern werden. Die genaue Ausgestal-
tung werden wir ja im Hohen Haus in den nächsten Wo-
chen noch diskutieren.

Die Verlängerung des Spitzenausgleichs, über die wir 
heute sprechen, ist in ihrem Umfang kleiner. Aber sie 
stellt trotzdem eine wichtige Entlastung für viele Unter-
nehmen dar. Wir haben es gehört: 9 000 Unternehmen 
profitieren von dieser Maßnahme. Sie können sich bis 
zu 90 Prozent der Kosten für die Energie- und Strom-
steuer zurückerstatten lassen und profitieren in Höhe 
von knapp 1,7 Milliarden.

Die Erstattung dieser Kosten war sinnvollerweise im-
mer an Effizienzanforderungen geknüpft. Leider setzten 
diese Effizienzanforderungen in den letzten Jahren keine 
Sparanreize für individuelle Unternehmen, weil das pro-
duzierende Gewerbe nur eine durchschnittliche Einspar-
quote erreichen musste. Darüber hinaus war diese Ein-
sparquote sehr niedrig und wurde immer übererfüllt. Es 
ist offensichtlich, dass Sparsamkeit und Effizienz keine 
Priorität hatten, und wir sehen die Folgen, die diese Po-
litik hatte.

Kurzfristig, in der akuten Krise müssen wir mit dem 
arbeiten, was wir haben. Aber langfristig müssen wir 
Instrumente entwickeln, die echte Spar- und auch Inves-
titionsanreize für unsere Unternehmen schaffen,

(Johannes Steiniger [CDU/CSU]: Hoffentlich 
seid ihr da schneller als bei dem Gesetz!)

Instrumente, die gute Rahmenbedingungen schaffen, die 
die Unternehmen aber auch in die Pflicht nehmen. Wenn 
wir diese enorme Herausforderung stemmen, tragen wir 
einen wichtigen Teil zur Transformation bei, werden wir 
unabhängig von Diktatoren und sichern auch langfristig 
unseren Wohlstand.

Herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Schäfer. – Ich rufe 

nunmehr auf den Kollegen Christian Görke, Fraktion 
Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Christian Görke (DIE LINKE):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die 

Energiekrise überfordert uns alle: die energieintensive 
Industrie, die Bäcker, die kommunalen Krankenhäuser 

und die Verbraucher. Deshalb ist es auch richtig und 
wichtig, in der Krise auf breiter Front zu entlasten.

Aber was Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von der 
Ampel, hier vorlegen, ist Stückwerk. Wir haben diesen 
Spitzenausgleich auch bisher immer sehr kritisch gese-
hen. Was unter Schwarz-Gelb vor zehn Jahren hier auf 
den Weg gebracht worden ist, war – das haben ja auch das 
Umweltbundesamt und die Stiftung Umwelthilfe ge-
zeigt – keine moderne Industriepolitik, sondern in Wahr-
heit ein Steuergeschenk ohne wirkliche Gegenleistung.

Um von den Steuervorteilen zu profitieren, musste 
bisher nur ein Energiemanagement – das muss man sich 
mal vorstellen – eingeführt werden. Ein exakter Nach-
weis, inwiefern diese Maßnahmen auch wirklich umge-
setzt werden, war nicht erforderlich, lediglich eine Erklä-
rung, die man dann abgibt.

Wissen Sie, Frau Staatssekretärin, was mich besonders 
stört? Wenn es um Menschen geht, die ihren Job verloren 
haben, dann sind Sie als FDP die Ersten, die nach „För-
dern und Fordern“ rufen und am liebsten jeden Cent bei 
denen noch umdrehen. Aber wenn es dann um eine ver-
nünftige, abrechenbare Umweltauflage für milliarden-
schwere Steuerentlastungen geht, dann laufen hier ein-
fach mal so 1,7 Milliarden Euro durch. Das ist 
schlechter Stil, und, meine Damen und Herren, liebe 
Koalitionäre, das hat mit Fortschrittskoalition zu diesem 
Zeitpunkt auch bei allen Zwängen nichts zu tun.

(Beifall bei der LINKEN)
Entscheidend ist für uns, dass sich diese Konstrukti-

onsfehler nicht wiederholen. Es darf nur einen Spitzen-
ausgleich geben, wenn Firmen im harten internationalen 
Wettbewerb ambitionierte, abrechenbare Umweltauf-
lagen erfüllen und gleichzeitig Arbeitsplätze in diesem 
Land sichern.

(Beifall bei der LINKEN)
Insofern ist das die Richtung, in der wir eine parlamen-
tarische Beratung erwarten.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Görke. – Der Kollege 

Timon Gremmels, SPD-Fraktion, hat seine Rede zu Pro-
tokoll gegeben, was ich sehr vorbildlich finde.1)

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN, der FDP und der LINKEN – Enrico 
Komning [AfD]: Sehr gut! Sehr gut!)

Der Dank des gesamten Hauses ist Ihnen gewiss, und Sie 
sehen, Sie haben möglicherweise mehr Beifall bekom-
men als beim Halten der Rede, obwohl ich sie noch nicht 
gelesen habe.

(Heiterkeit des Abg. Michael Schrodi [SPD] – 
Timon Gremmels [SPD]: Na!)

Damit sind wir am Ende der Aussprache.

1) Anlage 5
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Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzentwurfs 
auf Drucksache 20/3872 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Vorschläge dieser Art? – Das sehe und höre ich nicht. 
Dann verfahren wir so.

Bevor ich den Tagesordnungspunkt 19 aufrufe, kom-
men wir dazu, dass die heutige Tagesordnung um die 
Beratung einer Beschlussempfehlung des Ausschusses 
für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung, 
Drucksache 20/3991, zu einem Antrag auf Genehmigung 
zur Durchführung eines Strafverfahrens erweitert werden 
soll und diese jetzt gleich als Zusatzpunkt 12 aufgerufen 
werden soll. Dieses Verfahren entspricht der langjährigen 
Praxis des Deutschen Bundestages. Ich gehe davon aus, 
dass wir auch heute so verfahren können. – Damit ist der 
Punkt aufgesetzt. 

Ich rufe den soeben aufgesetzten Zusatzpunkt 12 auf:

Beratung der Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Wahlprüfung, Immunität und Ge-
schäftsordnung (1. Ausschuss)

Antrag auf Genehmigung zur Durchführung 
eines Strafverfahrens

Drucksache 20/3991
Eine Aussprache ist nicht vorgesehen.
Der Ausschuss empfiehlt, die Genehmigung zu ertei-

len. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Das 
ist das gesamte Haus. Dann brauche ich nichts anderes zu 
fragen. Damit ist die Beschlussempfehlung angenom-
men.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 19 auf:

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU

Stellungnahme des Deutschen Bundestages 
nach Artikel 23 Absatz 3 des Grundgesetzes 
zu den Verhandlungen über einen Vorschlag 
für eine Richtlinie des Europäischen Par-
laments und des Rates zur Änderung der 
Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 24. November 
2010 über Industrieemissionen (integrierte 
Vermeidung und Verminderung der Umwelt-
verschmutzung) und der Richtlinie 1999/31/ 
EG des Rates vom 26. April 1999 über Abfall-
deponien

Drucksache 20/3948
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz (f) 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie

Für die Aussprache ist eine Dauer von 26 Minuten ver-
einbart.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Red-
ner dem Kollegen Christian Hirte, CDU/CSU-Fraktion, 
das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Christian Hirte (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-

men und Herren! Zunächst darf ich einen herzlichen Gruß 
an die vielleicht zuschauende Anja Karliczek schicken, 
die ich heute bei der Rede vertreten darf.

Wir sind in einer ganz außergewöhnlichen Situation in 
Europa. Wir haben Krieg – eine bisher ungekannte Situa-
tion auch für unser eigenes Land. Wir müssen alles tun, 
um in dieser Situation für möglichst geringe Belastungen 
für Bürger und Industrie zu sorgen. Dazu haben sich auch 
die Bundesregierung und die Koalition positioniert, in-
dem sie gesagt haben: Wir wollen keine weiteren unnö-
tigen Belastungen auf den Weg bringen.

Wenn wir heute über eine Stellungnahme des Bundes-
tages zu den erwähnten Richtlinien sprechen, dann geht 
es uns als Union darum, genau das zu erreichen und Sie in 
der Koalition darum zu bitten, möglichst wenig Belastun-
gen für Unternehmen zu schaffen.

Bei den Richtlinien für Industrieemissionen geht es 
dem Grunde nach darum, künftig zu regeln, wie die Emis-
sionen noch strenger gefasst werden, wie weitere Regu-
larien für Industrieanlagen hauptsächlich im Bereich der 
Stromerzeugung, der Wärmeerzeugung, vor allem auch 
aus Abfallverbrennungsanlagen, auf den Weg gebracht 
werden. Da will ich Ihnen ausdrücklich sagen: Es ist 
momentan schlicht der falsche Zeitpunkt, weitere Belas-
tungen zu verursachen, weil wir in einer nie dagewesenen 
Notlage sind. Und wenn wir über eine solche Notlage 
reden, dann müssen wir auch darüber reden, wie wir die 
Belastungen so gering wie möglich halten können.

Wir müssen auch darüber sprechen, wie wir in einer 
Lage, in der wir Krieg in Europa haben, in der wir uns in 
Deutschland ungekannten Angriffen und Anwürfen aus-
gesetzt sehen, die Situation unserer Unternehmen nicht 
verschlechtern, auch im Bereich der Cybersicherheit. 
Transparenz ist gut und wird von uns als Union unter-
stützt. Aber wenn die neuen Richtlinien vorsehen, dass 
die Unternehmen künftig ganz transparent auch unter-
nehmensrelevante Daten online einstellen sollen, damit 
Interessierte diese einsehen können, dann ist das dem 
Grunde nach zwar ein richtiger Weg; aber die konkrete 
Ausgestaltung ist schwierig, weil man natürlich der In-
dustriespionage Tür und Tor öffnet.

Hier ist es aus unserer Sicht notwendig, ein Authenti-
fizierungsverfahren auf den Weg zu bringen, damit er-
möglicht wird, dass zwar jeder einsehen kann, aber 
doch auch sichergestellt ist, wer genau sich diese Unter-
lagen der Unternehmen anschauen kann. Da sind wir als 
Union diejenigen, die die Forderung an die Bundesregie-
rung stellen, dass Sie bei den Verhandlungen auf euro-
päischer Ebene dazu beitragen, dass wir die Belastungen 
so gering wie möglich halten.

Die Bitte an die Koalition ist also: Halten Sie sich an 
Ihre eigenen Aussagen, ein Belastungsmoratorium zu er-
möglichen! Unterstützen Sie uns auf diesem Weg!

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Hirte. – Nächste Rednerin 

ist die Kollegin Dunja Kreiser, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP und der Abg. Tessa Ganserer [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Dunja Kreiser (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Die 
Europäische Kommission hat im April ihren Vorschlag 
zur Überarbeitung der EU-Industrierichtlinie veröffent-
licht. Eine Überarbeitung steht ohne Frage an; da sind 
wir uns sicherlich zum größten Teil einig.

Die aktuelle Richtlinie wurde im Jahr 2013 in deut-
sches Recht umgesetzt. Jetzt ist eine Überholung und 
Anpassung notwendig und geboten, um dem europäi-
schen Green Deal und dem Zero-Pollution-Plan zu genü-
gen und damit Verschmutzung von Boden, Wasser und 
Umwelt einzudämmen und die Methan- und Ammoniak-
emissionen zu mindern – ein sehr wichtiges Vorhaben. 
Die Novellierung wird jedoch Jahre dauern.

Wenn ich mir Ihren Antrag so durchlese, sehr geehrte 
Kolleginnen und Kollegen der Union, dann erkenne ich 
nicht wirklich, dass Ihnen dieses Vorhaben ähnlich wich-
tig ist. Ihr Antrag zeigt vor allem eins: Sie sagen mal 
wieder, was alles nicht geht bei den Fragen des Umwelt- 
und Klimaschutzes. Aber wir wollen und dürfen uns bei 
diesen Fragen keinen schlanken Fuß machen; das ist die-
ser Ampelregierung und der SPD-Bundestagsfraktion 
völlig klar.

Es geht um eine ökologische, eine ökonomische und 
eine soziale Transformation, die wir bewältigen müssen 
und wollen. Ihre Verhinderungen haben wir lange genug 
ertragen müssen. Es ist Zeit, zu handeln!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP und der Abg. Tessa Ganserer [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Sie schreiben in Ihrem Antrag, die Unternehmen in der 
aktuellen Energiekrise nicht mit neuen Regelungen un-
verhältnismäßig belasten zu wollen. Also, zum einen: Die 
Novellierung wird Jahre in Anspruch nehmen. Ich kann 
Ihnen versichern: Diese Regierung wird alles tun, in die-
ser Zeit die erneuerbaren Energien massiv auszubauen 
und die ökologische, ökonomische und soziale Transfor-
mation nach vorne zu bringen, dass wir auf jeden Fall 
vom jetzigen Stand nicht mehr ausgehen müssen und 
durchaus andere Ausgangslagen in diesem Fall zu erwar-
ten haben.

Um zum zweiten Teil zu kommen: Natürlich haben wir 
unsere Unternehmen im Blick. Ich war erst vor Kurzem 
beim CDU-Wirtschaftsrat zum Referieren in Braun-
schweig und Salzgitter eingeladen, kurz vor der Land-
tagswahl. Im Moment geht es darum, die Unternehmen 
zu stabilisieren und die Arbeitsplätze zu erhalten, unter 
anderem mit einer Neukalibrierung der Unternehmens-
hilfe, die auch unseren nicht als energie- oder handels-
intensiv eingestuften kleinen und mittelständischen Un-

ternehmen, die von vielen Einbußen betroffen sind, den 
Zugang zu pragmatischen Liquiditätshilfen und Energie-
kostenzuschüssen ermöglicht. So was machen wir jetzt!

(Beifall des Abg. Dr. Johannes Fechner [SPD])
Das spielen wir nicht gegen die langfristigen und drän-
genden Pläne zu Umwelt-, Klima- und Gesundheits-
schutz aus; es geht beides. Es geht klug, vielleicht nicht 
so einfach wie einfaches Verhindern, aber es geht besser, 
fortschrittlicher.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Tessa Ganserer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Die CDU/CSU-Fraktion fordert in ihrem Antrag die 
Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen und die Ver-
besserung der Wettbewerbsgleichheit. Da wundert es 
mich schon, dass Sie im gleichen Antrag genau die Re-
gelungen ablehnen, die dazu führen. Oder wie habe ich es 
zu verstehen, dass Sie sich gegen eine verpflichtende 
Einführung von Umweltmanagementsystemen ausspre-
chen, die mittlerweile in Deutschland schon Standard 
sind?

Nun komme ich zu einem weiteren Punkt Ihres Antra-
ges. Sie, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen der Uni-
on, möchten verhindern, dass die EU-Richtlinie auch die 
Rinderhaltung mit aufnimmt. Sie schreiben, dass der An-
wendungsbereich der Richtlinie auf die landwirtschaftli-
che Tierhaltung nicht ausgeweitet werden soll. Nun, 
nachdem Sie 16 Jahre das Landwirtschaftsministerium 
innehatten, verrate ich Ihnen heute, dass Methan mit ei-
nem Kohlenstoffdioxid- bzw. CO2-Äquivalent von 28 
eben 28-mal schädlicher ist als CO2. Rinderzucht und 
Rinderhaltung sind auch verantwortlich für die Klimaver-
änderungen und ein großer Emittent.

Meine Damen und Herren, während die Emissionen 
bei Industrieprozessen 2021 gegenüber 1990 um knapp 
41 Prozent sanken und bei den energiebedingten Emis-
sionen um 39 Prozent, waren es in der Landwirtschaft nur 
22 Prozent Reduktion. Das heißt aber nicht, dass wir in 
der EU und in Deutschland die Rinderhaltung beenden 
oder unsere Rinderzüchter über Gebühr belasten wollen. 
Im Gegenteil: Richtig ist, dass der Entwurf der Kommis-
sion wesentlich zu einem substanziellen Bürokratieabbau 
beiträgt. Wird der Bereich nicht ausgeweitet, würden die 
bestehenden erheblichen Wettbewerbsverzerrungen im 
Sektor der Tierhaltung zulasten von Deutschland erhalten 
bleiben.

Gleichzeitig gewinnt der Umwelt-, Klima- und Ge-
sundheitsschutz. In der Folgenabschätzung hebt die 
Kommission die erzielbaren Emissionsminderungen im 
Bereich der Tierhaltung hervor. Pro Jahr können 320 
Kilotonnen Methan und 90 Kilotonnen Ammoniak ein-
gespart werden. Das wischen Sie mit einem Satz in Ihrem 
Antrag einfach weg.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch eins 
erwähnen. Ich komme aus dem ländlichen Raum. Mein 
Wahlkreis Wolfenbüttel – Salzgitter – Vorharz ist ländlich 
geprägt. Er ist bezaubernd. Sie können mich gerne be-
suchen. Ich bin viel unterwegs und spreche mit Bürgerin-
nen und Bürgern, mit Organisationen, Verbänden und 
Vereinen, mit Unternehmen und natürlich auch – ganz 
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klar – mit den Landwirten. Meine Damen und Herren, in 
diesen Gesprächen hat sich stets eins gezeigt: Ihre Arbeit 
der letzten 16 Jahre in Sachen Landwirtschaft wird alles 
andere als gut aufgenommen. Ich höre viel Kritik. Nach 
16 Jahren in der Verantwortung kommen Sie jetzt hier als 
Retter der Landwirte um die Ecke. Na ja, da kann ich nur 
sagen: Das fällt Ihnen ja sehr früh ein.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Einen weiteren Punkt möchte ich erwähnen. Die Ge-

sundheit der Bürgerinnen und Bürger in Europa und in 
Deutschland scheint Ihnen ja ziemlich – lassen Sie es 
mich so salopp sagen – schnuppe zu sein. Dazu finde 
ich gar nichts in Ihrem Antrag. Hier sitzen junge Leute 
auf der Tribüne; die über ihre Zukunft nachdenken. Ich 
erwähnte am Anfang dieser Rede bereits, dass es bei der 
Novellierung der EU-Richtlinie über Industrieemissionen 
selbstverständlich auch um Gesundheitsvorteile geht. Die 
Ausweitung des Geltungsbereichs der Richtlinie auf eine 
größere Zahl von Nutztierhaltungsbetrieben wird zu einer 
Verringerung von Methan- und Ammoniakemissionen 
führen, deren Gesundheitsnutzen sich auf etwa 5,5 bis 
9,4 Milliarden Euro pro Jahr belaufen würde. Das ist 
viel Geld; aber es geht um die Gesundheit, die Lebens-
qualität der Bürgerinnen und Bürger und die Zukunft der 
jungen Besucher. Selbstverständlich werden wir in der 
Ampelkoalition die Überarbeitung der Richtlinie kritisch 
begleiten, uns einbringen, und selbstverständlich behal-
ten wir auch unsere Unternehmen, unsere landwirtschaft-
lichen Betriebe im Auge.

Um noch eins zu meinem Wahlkreis zu sagen: Dieser 
Wahlkreis ist sehr innovativ. Wir haben Unternehmen, 
die schon auf dem Weg sind. Wir haben das Leuchtturm-
programm SALCOS, das Verfahren zur CO2-neutralen 
Stahlproduktion, die Herstellung von Grünem Wasser-
stoff oder die Batteriezellenproduktion in Salzgitter, wir 
haben das Know-how-Zentrum und natürlich unsere 
kleinen und mittelständischen Unternehmen, die ideen-
reich vorangehen. Meine Damen und Herren, wir packen 
sie an, die ökologische, ökonomische und soziale Trans-
formation.

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Da bin ich 
gespannt!)

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Abgeordnete Andreas Bleck für die 

AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Andreas Bleck (AfD):
Werte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kolle-

gen! Der Winter 2022/2023 wird wohl das größte Regie-
rungsversagen in der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland offenlegen. Unser Land befindet sich in ei-
ner existenziellen Versorgungskrise bei Lebensmitteln, 
Strom und Gas. Unsere Bürger können die explodieren-
den Lebensmittel-, Strom- und Gaspreise nicht mehr be-

zahlen, und unsere Regierung bekämpft nicht die Ursa-
chen,

(Judith Skudelny [FDP]: Wäre die AfD bereit, 
nicht mehr anzutreten, wenn wir erfolgreich 
sind?)

sondern die Symptome der von ihr selbst geschaffenen 
Probleme. Das ist das Problem.

(Beifall bei der AfD)
Deshalb ist die Stellungnahme nach Artikel 23 Ab-

satz 3 Grundgesetz, die der Deutsche Bundestag beschlie-
ßen soll, richtig und wichtig. Im Antrag von CDU und 
CSU bezüglich der Verhandlungen zwischen der Euro-
päischen Kommission und der Bundesregierung über 
die Industrieemissionsrichtlinie und die Deponiericht-
linie geht es eigentlich um Selbstverständlichkeiten. 
Doch bei dieser bürger- und wirtschaftsfeindlichen Bun-
desregierung ist eben nichts selbstverständlich. Die Inte-
ressen des eigenen Landes und der eigenen Bürger zu 
vertreten? Sicherlich nicht. Fragen Sie die Außenminis-
terin! Die Wirtschaft und damit Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer vor Insolvenzen zu schützen? Sicherlich nicht. 
Fragen Sie den Wirtschaftsminister! Statt die Ernäh-
rungssicherheit mit einer Auflagenlockerung zu gewähr-
leisten, belastet die Bundesregierung unsere Bauern mit 
strengeren Auflagen. Und statt die Versorgungssicherheit 
mit einem Weiterbetrieb bzw. einer Wiederinbetrieb-
nahme von Kernkraftwerken zu gewährleisten, belastet 
sie unsere Verbraucher mit hohen Steuern, Abgaben 
und Entgelten.

Diese Bundesregierung hätte eigentlich längst das 
Handtuch werfen müssen,

(Beifall bei der AfD)
doch ihre Minister taumeln wie angeschlagene Boxer 
durch den Ring und schlagen in der Hoffnung auf einen 
Lucky Punch namens Doppel-Wumms wild um sich. Da-
bei sind insbesondere angeschlagene Boxer gefährlich für 
sich selbst und andere.

Die richtigen und wichtigen Forderungen von CDU 
und CSU werfen aber auch Fragen nach Ihrer Glaubwür-
digkeit auf; denn Sie gehen damit in Opposition zu Ihrer 
eigenen Regierungspolitik. Sie geben vor, sich um Land-
wirtschaft und Abfallwirtschaft sowie um Souveränität 
und Subsidiarität zu sorgen. Doch Sie sind dafür verant-
wortlich, dass sich die Zahl der landwirtschaftlichen Be-
triebe drastisch reduziert und der Strompreis drastisch 
erhöht hat. Sie sind dafür verantwortlich, dass Deutsch-
land sich mit dem gleichzeitigen Ausstieg aus Kohle-
verstromung und Kernenergie in die Abhängigkeit von 
Russland begeben hat. Und Sie sind auch dafür verant-
wortlich, dass immer mehr Kompetenzen von Berlin nach 
Brüssel verlagert wurden. Die AfD war die einzige Partei, 
die sich gegen diese Politik gerichtet hat.

(Beifall bei der AfD)
Werte Kolleginnen und Kollegen von CDU und CSU, 

in Ihrer Oppositionspolitik vollführen Sie einen Spagat 
zwischen schwarzer Rückbesinnung und rot-grüner An-
biederung. Dieser Spagat kann Ihnen nicht gelingen. 
Stattdessen werden Sie sich einen schmerzlichen Leisten-
bruch zuziehen wie bei der Landtagswahl in Niedersach-
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sen. Wenn Sie es ernst meinen, müssen Sie ein für alle 
Mal einer schwarz-grünen Koalition eine Absage ertei-
len. Ansonsten sind und bleiben Sie leider unglaubwür-
dig.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Tessa Ganserer für die Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Tessa Ganserer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich habe meine Kindheit in den 80er-Jahren im 
Herzen des Bayerischen Waldes verbracht, wo ich auf-
gewachsen bin. Zu der Zeit war das Thema Waldsterben 
in aller Munde. Der saure Regen war das vorherrschende 
gesellschaftliche Thema, das sogar meine Kindheits-
erfahrungen geprägt hat.

Die Politik hat damals darauf reagiert, indem sie die 
Großfeuerungsanlagenverordnung in Kraft gesetzt hat. 
Große bestehende Kohlekraftwerke mussten mit Rauch-
gasentschwefelungsanlagen nachgerüstet werden. Infol-
gedessen haben sich die Schwefelemissionen in kurzer 
Zeit drastisch reduziert, und die Tanne, die Charakter-
baumart des Bergmischwalds, nicht nur im Bayerischen 
Wald, sondern auch im Schwarzwald und in anderen Re-
gionen Deutschlands, hat sich in wenigen Jahren deutlich 
erholt, nachdem die Emissionen zurückgingen. Auch in 
anderen Bereichen, bei anderen Schadstoffen haben wir 
in den letzten Jahrzehnten bei der Reduktion der Emis-
sionen deutliche Fortschritte erzielt. Immer hat die Politik 
Rahmenbedingungen vorgegeben; aber die Emissions-
einsparungen haben wir vor allem dem technischen Fort-
schritt zu verdanken.

Die Industrieemissionsrichtlinie ist das zentrale euro-
päische Regelwerk zur Reduktion von Emissionen aus 
industrieller Tätigkeit. Das Herzstück sind die BVT- 
Merkblätter, in denen der Stand der Technik festgeschrie-
ben wird und eben auch die Grenzwerte festgeschrieben 
werden. Auch wir wollen den Prozess der Erstellung der 
Merkblätter vereinfachen, verbessern und vor allem die 
Umsetzung auf europäischer Ebene vereinheitlichen. Das 
wird aber nicht – mit uns nicht – mit einer Absenkung der 
Schutzstandards einhergehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Die Europäische Kommission hat Anfang April einen 
Vorschlag vorgelegt, um die Industrieemissionsrichtlinie 
fortzuschreiben und darin auch den gesundheitlichen 
Vorteil beziffert – die Kollegin Kreiser hat es bereits 
erwähnt –: eine Rendite von mehreren Milliarden Euro 
in Form von weniger Erkrankungen und mehr gesunden 
Lebensjahren. Diese Rendite wollen wir für die Men-
schen in unserem Land und in Europa einlösen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Die Bundesregierung hat uns im Mai dieses Jahres im 
Umweltausschuss über die Pläne der Kommission unter-
richtet. Die Verhandlungen sind noch in einem frühen 
Stadium. Wie es bei EU-Dossiers üblich ist, werden diese 
in der Bundesregierung umfassend beraten. Auch wenn 
eine abschließende Einschätzung der Bundesregierung 
noch nicht vorliegt, kann ich für meine Fraktion sagen, 
dass wir hinter den Plänen der Kommission stehen und 
die Vorschläge grundsätzlich begrüßen und der Kommis-
sion bei der Umsetzung auch zuarbeiten werden.

Dem Antrag der Union kann ich mit gutem Willen 
positiv abgewinnen, dass Sie dieser Fortschreibung nicht 
grundsätzlich entgegenstehen. Aber in den Ausführungen 
des Kollegen von der Union wurde deutlich, worum es 
Ihnen eigentlich geht: Sie wollen eigentlich diese Fort-
schreibung aussetzen, und Sie wollen Umweltstandards 
absenken.

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Das stimmt 
nicht! Wir wollen sie nur nicht verschärfen!)

Das wird es mit uns nicht geben. Die Umweltstandards 
wollen Sie nicht verschärfen, sondern Sie wollen sie, 
wenn ich das richtig lese, sogar aushebeln.

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Wir wollen 
sie nicht absetzen! Wir wollen sie bloß nicht 
verschärfen!)

Wir haben ja die Gelegenheit, im Ausschuss weiter-
gehend darüber zu beraten. Auf diese Debatte freue ich 
mich sehr.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die Fraktion Die Linke hat nun Ralph Lenkert das 

Wort.

(Beifall bei der LINKEN)

Ralph Lenkert (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sie von der Union wollen eine Aufweichung 
der EU-Vorschriften zu Umweltauflagen der Wirtschaft 
erreichen.

(Christian Hirte [CDU/CSU]: Nein!)

Ich verstehe einfach nicht, dass in einem Antrag zu 
Schadstoffbelastungen aus der Industrie nicht ein Wort 
zum Gesundheitsschutz steht. Ich kann nicht nachvoll-
ziehen, dass in Zeiten des Klimawandels und der Roh-
stoffknappheit die Union ernsthaft Grenzen für Abfall-
mengen, für Ressourcenverbrauch und Einschränkungen 
für Einwegprodukte aufweichen will.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich verstehe es nicht, dass die Union unseren dürrege-
plagten Wäldern mit zusätzlichen Industrieabgasen den 
Rest geben möchte. Haben Sie eigentlich bemerkt, dass 
an der Oder Hunderttausende Fischen starben? Wie kann 
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man da ernsthaft die Aufweichung von Genehmigungs-
verfahren für die Einleitung von Industrieabwässern for-
dern? Das ist grob fahrlässig.

(Beifall bei der LINKEN)
Bundesweit leiden Hunderttausende unter zu viel 

Lärm, und auch mehr Lärmschutz will die Union ver-
hindern. Dass Sie von der Union mehr an die Wirtschaft 
als an die Menschen denken, sind wir leider gewohnt. Für 
Die Linke muss die Wirtschaft dem Wohl der Gesell-
schaft dienen, statt dass die Menschen der Wirtschaft 
unterworfen werden.

(Beifall bei der LINKEN – Christian Hirte 
[CDU/CSU]: Wir werden ja sehen, wo es hin-
führt ohne Wirtschaft!)

Niemandem ist geholfen, wenn Sie schwer erkämpfte 
Umweltstandards zurückdrehen.

(Christian Hirte [CDU/CSU]: Das ist doch 
Quatsch!)

Ich habe drei Varianten als Vorschlag: Erstens. Sie von 
der Union ziehen Ihren Antrag zurück.

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Haben Sie 
unseren Antrag gelesen?)

Oder – zweitens – Sie lassen den Antrag von der Koali-
tion beerdigen. Oder – drittens – Sie arbeiten mit uns 
zusammen für Grenzwerte bei Abgasen, Abwässern, 
Lärm und Schadstoffen, welche Umwelt und Gesundheit 
schützen und trotzdem Produktion ermöglichen.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf des Abg. 
Christian Hirte [CDU/CSU])

Dann setzen wir uns gemeinsam dafür ein, gutes Fach-
personal in Behörden und Firmen zu haben, das gut be-
zahlt wird,

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Und was 
sagen die Linken, wenn die Arbeitsplätze alle 
wegfallen?)

und für die Einführung umweltfreundlicherer Produkti-
onsprozesse und gesünderer Produkte. Dann, liebe Uni-
on, hätte Ihr Antrag einen echten Mehrwert.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Judith Skudelny für die 

FDP-Fraktion.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Judith Skudelny (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Deutschland ist die viertgrößte Volkswirt-
schaft der Welt. Ein Viertel des BIPs stammt aus der 
Industrie; das ist Grund genug, sich hier und heute über 
die geplante Novellierung der Industrieemissionsricht-
linie der EU Gedanken zu machen. Ich habe Ihnen von 

meiner Seite bzw. von der Seite der FDP-Fraktion drei 
Gedanken mitgebracht:

Ziel der Novellierung der Richtlinie ist es, die Umwelt-
standards in Europa zu vereinheitlichen. Kein Land in 
Europa soll durch Umweltdumping einen Standortvorteil 
haben dürfen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Gleichzeitig wird klargestellt, dass Standards nichts Sta-
tisches sind, sondern immer weiterentwickelt werden 
müssen. Das ist in der bisherigen Richtlinie schon imple-
mentiert: Wir werden bei Umweltstandards immer besser. 
Beides wird sowohl von der Politik als auch von der 
Industrie befürwortet.

(Beifall bei der FDP)

Was aber nicht passieren darf, ist, dass uns aus den hohen 
europäischen Umweltstandards ein Nachteil im interna-
tionalen Wettbewerb entsteht.

(Christian Hirte [CDU/CSU]: Aha! Hört! 
Hört!)

Wir wollen mit der Novellierung der Richtlinie die Pro-
duktion in Europa verbessern und nicht die Produktion 
aus Europa verlagern. Gleichzeitig wollen wir nicht, dass 
Produkte aus dem Ausland, die unter schlechteren Um-
weltstandards produziert werden, nach Europa importiert 
werden. Auf diesen Punkt werden wir bei der Novellie-
rung der Richtlinie achten. Deswegen sehen wir bei den 
Vorgaben zum Ressourcenverbrauch ein kleines Frage-
zeichen; hier werden wir die Novellierung der Richtlinie 
sehr eng begleiten.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Der zweite Gedanke. Die Industrieemissionsrichtlinie 
richtet sich im Moment an die produzierende Industrie, 
ist auf diese anwendbar, und da funktioniert sie auch sehr 
gut. Aktuell überlegt die EU aber, die Richtlinie auf wei-
tere Branchen auszuweiten. Sie hat dabei die Gewinnung 
von heimischen Rohstoffen in den Fokus genommen. 
Von Steinen und Erden über Lithium bis hin zum Bergbau 
soll die Richtlinie ausgeweitet werden. Da sehen wir ein 
kleines Fragezeichen, ob die Richtlinie zu diesen Bran-
chen wirklich passt. Ganz absurd wird es, wenn die In-
dustrieemissionsrichtlinie auf die Tierhaltung ausgewei-
tet werden soll. Bei Tieren wollen wir doch das Tierwohl 
in den Mittelpunkt unseres politischen Handelns stellen. 
Da passt es einfach nicht, wenn wir Industrieregularien 
draufsetzen.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Dunja 
Kreiser [SPD] und Steffen Bilger [CDU/CSU])

Gerade weil die EU manchmal auf seltsame Ideen 
kommt, dürfen wir nicht zulassen, dass sie sich Kom-
petenzen einfach selbst übertragen kann. Auch bei der 
IED muss die Kompetenz bei den Nationalstaaten blei-
ben. Es darf nicht sein, dass die Richtlinie ohne unsere 
Zustimmung ausgeweitet wird; das wird auch künftig 
nicht möglich sein.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 60. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 13. Oktober 2022                                                                                                                                                                                               6793 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Ralph Lenkert 



(Beifall bei der FDP – Dr. Anja Weisgerber 
[CDU/CSU]: Das ist doch genau das, was wir 
sagen! Da kann die FDP dem Antrag doch zu-
stimmen!)

Der dritte Gedanke. Richtig gut an der Novellierung 
der Richtlinie ist, dass zum ersten Mal der einheitliche 
Vollzug ins Visier genommen wird. Es hilft überhaupt 
nichts, wenn wir Spielregeln haben, sich aber nicht alle 
Spieler daran halten. Das macht auf der einen Seite die 
Spielregeln wirkungslos und verdirbt auf der anderen 
Seite die Freude am Spiel. Deswegen befürworten und 
unterstützen wir alles, was in der neuen Industrieemis-
sionsrichtlinie einen einheitlichen europäischen Vollzug 
möglich macht und verbessert.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Stefan 
Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Der vorliegende Richtlinienentwurf hat viel Richtiges, 
aber auch viel Problematisches in sich. Leider habe ich in 
meinen vier Minuten keine Zeit, alle 80 Seiten im Detail 
zu kommentieren. Diese Bundesregierung und wir als 
FDP-Fraktion werden uns aber bei der Fortentwicklung 
der Industrieemissionsrichtlinie auf alle Details konzen-
trieren – damit aus einem „gut gemeint“ am Ende auch 
ein „gut gemacht“ wird.

(Christian Hirte [CDU/CSU]: Aha!)
In den letzten paar Sekunden meiner Rede möchte ich 

noch ein ceterum censeo bringen; es soll ja ein Stück weit 
helfen. Die Richtlinie behandelt auch das Thema Abfall. 
Ganz im Ernst: Wir reden immer über Umweltschutz, 
aber die EU kriegt es nicht auf die Latte, endlich ein 
Ende der Deponierung von Hausmüll in Europa zu er-
möglichen. Das ist ein Thema, das wir immer wieder 
ansprechen müssen, und wir werden nicht müde als Am-
pel, das in den Mittelpunkt des europäischen Handelns zu 
stellen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Alexander Engelhard für die 

CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Alexander Engelhard (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Eines 
möchte ich vorweg deutlich machen: Es ist keinesfalls 
so, dass wir die Richtlinie aufweichen wollen. Wir wollen 
sie schlichtweg nicht verschärfen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Anja 
Weisgerber [CDU/CSU]: Genau, richtig!)

Wenn man die von der EU-Kommission vorgelegte No-
velle zur Industrieemissionsrichtlinie betrachtet, fragt 
man sich mit Blick auf die Landwirtschaft schon, ob die 
Menschen, die an dieser Richtlinie mitwirken, sich tier-
haltende Betriebe mit zum Beispiel 180 Rindern schon 
einmal persönlich angeschaut haben – dann könnten sie 
die Anzahl der Tiere, ab der ein landwirtschaftlicher Be-

trieb als Industriebetrieb bezeichnet werden könnte, in 
eine vernünftige Relation setzen. In einem solchen, idyl-
lischen Familienbetrieb bin ich aufgewachsen. Ich weiß 
daher aus der Praxis, wie groß die Herausforderungen 
und Belastungen in der Landwirtschaft aktuell schon 
sind. Zusätzlicher bürokratischer Aufwand oder eine Ver-
komplizierung zusätzlicher Genehmigungsverfahren sind 
sicherlich nicht hilfreich.

(Beifall bei der CDU/CSU)
In diesem Kontext möchte ich die Bundesregierung 

auch an das kürzlich beschlossene Belastungsmoratorium 
erinnern. Wenn Sie die letzten kleinstrukturierten bäuer-
lichen Betriebe nicht zum Aufhören nötigen wollen, dann 
setzen Sie sich in Brüssel dafür ein, dass der Anwen-
dungsbereich der Richtlinie nicht, wie geplant, ausgewei-
tet wird und dass die Einstufungsgrenze von 150 Groß-
vieheinheiten deutlich nach oben gesetzt wird.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Neben den vielen Herausforderungen sollen die Be-

triebe außerdem mehr Tierwohl mit offenen Ställen und 
Weidegang umsetzen. Dies macht die Einhaltung der in 
der IED-Novelle geforderten Grenzwerte noch komple-
xer als sowieso schon. Sie sollten bei den Verhandlungen 
auf EU-Ebene intensiv darüber sprechen, wie dieser Ziel-
konflikt aufgelöst werden kann. Nutzen Sie die Zeit! 
Machen Sie sich mit der Realität und den absehbaren 
Konsequenzen vertraut! Und vertreten Sie endlich die 
Interessen unserer Landwirtschaft in Brüssel! Andern-
falls kommt die Überarbeitung der IED-Richtlinie einem 
Verbot der Tierhaltung in Deutschland durch die Hinter-
tür gleich.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Jan-Niclas 
Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ach!)

Da sind wir beim nächsten Problem: der grünen Ideo-
logie von Umwelt- und Landwirtschaftsministerium.

(Dr. Jan-Niclas Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Jetzt geht’s los! Das haben Sie 
nicht nötig!)

Sie provozieren Verlagerung der Produktion ins EU-Aus-
land – mit meist niedrigeren Standards im Bereich Ar-
beitsschutz, Tierwohl, Umwelt

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wenn der CDU nichts anderes einfällt!)

und mehr Emissionen.
Natürlich dürfen wir nicht die eine Krise gegen die 

andere ausspielen.
(Dr. Jan-Niclas Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Hören Sie mal den Reden Ihrer 
Kollegen zu!)

Aber betrachten Sie den Klimaschutz endlich global!
(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: In 
Niedersachsen haben die Landwirte Grün ge-
wählt, nicht CDU!)

Verlagerungen hin zu schlechteren Produktionsstandards, 
längere Transportwege, weniger Regionalität verschärfen 
die Problematik und lösen nichts.
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Besten Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Jan-Niclas 
Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Die Probleme der Betriebe liegen an Ihrer 
Landwirtschaftspolitik!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 20/3948 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann 
verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 20 auf:
Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung des Planungssicherstellungsgesetzes
Drucksache 20/3714
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Rechtsausschuss 
Verkehrsausschuss 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen

Für die Aussprache ist eine Dauer von 26 Minuten ver-
einbart.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die Kollegin 
Dunja Kreiser für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Dunja Kreiser (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Hier im Bun-
destag wurde schon mehrmals über das Planungssicher-
stellungsgesetz beraten. Es gab eine öffentliche Anhö-
rung. Die Geltungsdauer des Gesetzes wurde verlängert. 
Auch heute steht eine solche Verlängerung an. Die Gül-
tigkeit endet in diesem Jahr am 31. Dezember. Eine Ver-
längerung bis zum 31. Dezember 2023 ist selbstverständ-
lich geboten, um Rechtssicherheit und Planbarkeit für 
unsere Verwaltungen zu schaffen.

Seit Beginn der Covid-19-Pandemie 2020 ist dieses 
Gesetz ein wichtiges Instrument, um Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung 
rechtssicher und ohne zeitlichen Aufschub digital durch-
zuführen.

Lassen Sie mich eines betonen, meine Damen und 
Herren: Für uns Sozialdemokratinnen und Sozialdemo-
kraten ist die Beteiligung der Öffentlichkeit ausgespro-
chen wichtig und gelebte Demokratie. Darum ist dieses 
Gesetz unumgänglich gewesen. Es ist das Recht einer 
und eines jeden Einzelnen, zu erfahren, was vor der ei-
genen Haustür geplant ist, und es ist das Recht eines und 
einer jeden Einzelnen, sich daran zu beteiligen.

In den Zeiten, als die Ämter und Behörden für Publi-
kumsverkehr geschlossen waren – vielleicht kommt das 
auch in diesem Winter wieder auf uns zu –, konnten die 
Verfahren weiterlaufen, konnte die Öffentlichkeit her-
gestellt werden. Diese Öffentlichkeitsbeteiligung wollen 
wir natürlich weiter sichern. Wir wollen die zusätzliche 

digitale Möglichkeit der Auslegung, diese Verbesserung, 
selbstverständlich beibehalten, wir wollen sie verstetigen 
und sie nach Möglichkeit – 24 Fachgesetze sind bisher in 
diesem Gesetz erfasst – ausweiten; denn die Onlinebetei-
ligung ist ein absolut zeitgemäßer und zukunftsorientier-
ter Digitalisierungseffekt. Onlinedialoge, Telefon- und 
Videokonferenzen sind eine Alternative für unumgäng-
liche Erörterungstermine oder mündliche Verhandlun-
gen. Mehr noch, das Gesetz wurde sehr positiv auf-
genommen. Es hat sich als Kriseninstrument bewährt 
und ist nicht nur als Pilot der digitalen Planakte zu sehen.

Die Evaluierung des Gesetzes, die heute Nachmittag 
vorgestellt wurde, sehen wir als Fundament für die jewei-
ligen Fachbereiche, um eine dauerhafte Anschlussrege-
lung zu finden. Das ist für mich das Hauptziel: dass hier-
mit der richtige Weg für einen modernen Staat erklärt 
wird. Meine Damen und Herren, wir nutzen das Gesetz 
als dringend notwendigen Digitalisierungsschub und 
werden unsere Verwaltung damit deutlich bürgerfreund-
licher machen. Für die einen ist es schwer, zu den Dienst-
zeiten aufs Amt zu kommen, um Einsicht in Unterlagen 
zu nehmen. Für andere bedeutet der Gang zum Amt eine 
Hürde, weil sie körperliche Einschränkungen haben, sei 
es Skiunfall, Rollstuhl oder Rollator. Die Digitalisierung 
ist da einfach ein riesiger Gewinn.

Der nächste Schritt muss sein, die Prozesse für alle 
einfacher zu gestalten. Wir wollen staatliches Handeln 
schneller, effektiver und besser machen. Außerdem wer-
den wir dauerhaft anwendbare Prozessabläufe ent-
wickeln. Wir werden die öffentliche Infrastruktur, Netze 
modernisieren, Planung, Genehmigung und Umsetzung 
deutlich beschleunigen. Das bringt positive Effekte, 
auch im Hinblick auf die weitere Modernisierung der 
Verwaltung.

Wir als Fortschrittskoalition haben einen modernen 
Staat fest im Blick. In unserem Koalitionsvertrag haben 
wir ambitionierte, wichtige, nein, entscheidende Punkte 
aufgelistet. Digitale Akteneinsicht, digitale Dokumenta-
tion, digitale Beteiligung sollten für alle Verfahrensbetei-
ligten zum Standard werden. Wir wollen Kommunen bei 
der Beschaffung der leistungsfähigen IT-Infrastruktur un-
terstützen und Planungs- und Genehmigungsverfahren 
beschleunigen.

Sehr geehrte Damen und Herren, ich finde es wichtig, 
dass als erster Schritt nun diese Verlängerung auf den 
Weg gebracht wird.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat nun Philipp 

Amthor das Wort.

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Mamas 
Liebling!)
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Philipp Amthor (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich habe zum späten Abend eine gute Nachricht für die 
Ampelfraktionen: Sie haben mit Ihrem Entwurf zum 
Planungssicherstellungsgesetz einen Entwurf vorgelegt, 
dem meine Bundestagsfraktion zustimmen kann. Warum 
können wir das? Ganz einfach: weil Sie im Wesentlichen 
von uns abgeschrieben haben,

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
oder, um es noch präziser zu sagen, weil Sie an dem 
Planungssicherstellungsgesetz, das wir in der vergange-
nen Wahlperiode auf den Weg gebrachten haben, nur 
wenige Änderungen vornehmen – im Prinzip nur eine 
Verlängerung der Frist –, es hauptsächlich verlängern. 
Dagegen kann man in der Sache nichts haben.

Das Planungsicherstellungsgesetz hat uns – das haben 
Sie zutreffend beschrieben – geholfen, die Handlungs-
fähigkeit des Staates im Planungsrecht auch in Pandemie-
zeiten zu sichern. Wir haben immer gesagt: Wir wollen 
aus der Not von Corona die Tugend der Digitalisierung 
machen, wir wollen Impulse für die Modernisierung der 
Verwaltung aufgreifen. Diese damals richtigen Schlag-
worte gelten auch heute noch.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Planungsicher-

stellungsgesetz war gedacht – das war für uns immer 
klar – als eine Art Pandemiefolgengesetz. So ein echter 
Durchbruch zur Verwaltungsmodernisierung war das da-
mals konzeptionell noch nicht. – Da brauchen Sie nicht 
mit dem Kopf zu schütteln. – Ich zitiere einen Kollegen 
aus Ihrer Bundestagsfraktion, Mahmut Özdemir, mit dem 
ich das Gesetz in der vergangenen Wahlperiode aus-
gehandelt habe. Er hat damals in der Debatte gesagt – 
ich zitiere mit Erlaubnis der Präsidentin –:

Ich schlage vor, wir stimmen heute einem Pande-
miefolgengesetz zu, um morgen gemeinsam eine 
Verwaltungsmodernisierung in allen diesen Anwen-
dungsbereichen …vorzunehmen.

Das war damals richtig. Das Problem ist nur: Heute ist 
nicht das in dem Zitat beschriebene Morgen, sondern 
schon das Übermorgen. Ich finde, das hätte alles schnel-
ler gehen können. Die Evaluierung hätte schneller gehen 
können. Deswegen sage ich Ihnen: Es ist ein gutes Ge-
setz, und es ist richtig, dass wir die Evaluierung jetzt 
auswerten. Aber wenn Sie Fortschrittskoalition sein wol-
len, dann machen Sie bei diesem Thema mehr Tempo, 
liebe Kolleginnen und Kollegen!

(Beifall bei der CDU/CSU)
Es passt ins Bild: Verwaltungsdigitalisierung funktio-

niert bei Ihnen im Moment immer nur mit Schlagworten. 
Ich will das mit einem Beispiel unterlegen. Sie haben in 
Ihrem Koalitionsvertrag festgehalten, dass Sie die Dauer 
von Planungs- und Genehmigungsverfahren halbieren 
wollen. Das ist ein tolles Ziel. Als ich Sie dann im Par-
lament gestellt habe, wie groß denn die Zielzahl ist, die 
Sie halbieren wollen, war die Antwort: Das wissen wir 
nicht, wir sind keine Statistikbehörde. – Da muss ich 
Ihnen sagen, meine Damen und Herren: Versprechen, 
die man nicht nachprüfen kann, sind nichts wert. Inso-

weit: Wir brauchen keine großen Worte, sondern Taten. 
Dann bekommen Sie unsere Zustimmung im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dunja Kreiser 
[SPD]: Wir haben in den letzten Jahren auch 
schon viele Versprechen gehört!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Die Rede der Kollegin Misbah Khan nehmen wir zu 

Protokoll.1)

Das Wort hat der Abgeordnete Sebastian Münzenmaier 
für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Sebastian Münzenmaier (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Im Mai 2020 wurde das Gesetz zur Sicherstellung 
ordnungsgemäßer Planungs- und Genehmigungsverfah-
ren während der Covid-19-Pandemie von der damals re-
gierenden Großen Koalition verabschiedet. Wie der 
Name schon sagt, geht dieses Gesetz von einer Corona-
notsituation aus. Diese angebliche Coronanotsituation, 
die von unzähligen Politikern und Medien schon damals 
letztendlich herbeigeredet und auch von Fachleuten be-
stritten wurde, existiert heute definitiv nicht mehr.

(Beifall bei der AfD)

Meine Damen und Herren, die ganze Welt hat das mitt-
lerweile kapiert. Aber wann werden Sie eigentlich ver-
nünftig hier im Hohen Haus? Die Zeit der Notstands-
gesetze ist vorbei. Kommen Sie wieder in der Realität an!

(Beifall bei der AfD)

Wir als AfD-Bundestagsfraktion begrüßen es aus-
drücklich, wenn sich die Bundesregierung endlich der 
Digitalisierung der Verwaltung widmet. Wir begrüßen 
es, wenn der oft viel zu bürokratische und langsame Be-
hördenapparat in Zukunft schneller, digitaler und vor 
allem serviceorientierter wird. Aber wenn Sie hier Ver-
besserungen wollen, dann kümmern Sie sich doch bitte 
um grundlegende Änderungen. Setzen Sie an zur großen 
Reform der Verwaltung, zur großen Digitalisierung, und 
hören Sie bitte auf, aus der Not geborene und schnell 
zusammengeschusterte Gesetze bis zum Sankt-Nimmer-
leins-Tag zu verlängern!

Interessant ist auch, dass die Evaluierung des Geset-
zes – das geben Sie im Gesetzentwurf ganz offen zu – erst 
im Laufe dieses Jahres abgeschlossen sein wird. Sie set-
zen sich also hin und verlängern schon wieder blind ein 
Gesetz, ohne den Nutzen und die Anwendbarkeit gründ-
lich betrachtet zu haben. Das ist keine seriöse Politik, 
sondern ein Schuss ins Blaue, meine Damen und Herren. 
Da machen wir nicht mit.

(Beifall bei der AfD)

1) Anlage 6
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Wir schlagen stattdessen vor: Kümmern Sie sich end-
lich um den Gesamtkomplex „Digitalisierung und Ver-
waltung“! Packen Sie die dort liegenden Probleme um-
fassend an, und modernisieren Sie strukturell! All das 
bringt unser Land nach vorne. Für sinnvolle Maßnahmen 
werden Sie in diesem Bereich immer unsere Zustimmung 
finden. Aber hören Sie endlich auf, Notstandsgesetze zu 
verstetigen und den Ausnahmezustand zur Regel zu er-
klären!

Karl Lauterbach, unsere Paniktrompete, hat im März 
2022 gesagt – ich zitiere mit Erlaubnis der Präsidentin –:

Wir kommen jetzt in eine Phase hinein, wo der Aus-
nahmezustand die Normalität sein wird. Wir werden 
ab jetzt immer im Ausnahmezustand sein.

Diesen Wahnsinn, meine Damen und Herren, machen wir 
nicht mit.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Die Reden der Kollegen Konstantin Kuhle, Ralph 

Lenkert, Robin Mesarosch und Alexander Hoffmann 
nehmen wir zu Protokoll.1)

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN)

– Dieser Beifall sei den Kollegen gegönnt.
Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung des Gesetzent-

wurfs auf Drucksache 20/3714 an die in der Tagesord-
nung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es 
weitere Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der 
Fall. Dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 4 auf:
Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend (13. Ausschuss) zu dem An-
trag der Fraktion der CDU/CSU
Alleinerziehende in der aktuellen hohen Infla-
tion nicht allein lassen
Drucksachen 20/1334, 20/2697

Für die Aussprache ist eine Dauer von 26 Minuten ver-
einbart.

Ich gebe noch die Gelegenheit, Platz zu nehmen. – Ich 
eröffne die Aussprache. Das Wort hat die Kollegin 
Jasmina Hostert für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Jasmina Hostert (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist ja 
sehr erfreulich, liebe Union, dass Sie sich Gedanken um 

Alleinerziehende machen. Es ist nur komisch, dass Sie 
das erst tun, seitdem Sie in der Opposition sind.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Und wenn Ihnen die Alleinerziehenden so am Herzen 
liegen, frage ich mich: Warum haben Sie so viele Vor-
haben in der Großen Koalition blockiert? Zum Beispiel 
die Einführung einer Kindergrundsicherung, von der Al-
leinerziehende und ihre Kinder wirklich profitieren, war 
mit Ihnen undenkbar. Auch die Erhöhung des Mindest-
lohns auf 12 Euro, die vor allem bei Frauen und Allein-
erziehenden zu einem besseren Verdienst führt, war mit 
Ihnen ein Ding der Unmöglichkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wie gut, dass wir in der Ampelkoalition die Erhöhung des 
Mindestlohns bereits eingetütet haben und die Einfüh-
rung der Kindergrundsicherung in Arbeit ist.

Sie fordern in Ihrem Antrag, dass wir den steuerlichen 
Entlastungsbetrag für Alleinerziehende auf 5 000 Euro 
anheben. Das ist schon etwas einfallslos; denn diesen 
haben wir bereits 2020 angehoben und sogar mehr als 
verdoppelt, und zwar auf 4 008 Euro. Gerne erinnere 
ich Sie daran: Auch diese Erhöhung hat die Union zuerst 
blockiert. Eingeführt hat diesen Entlastungsbetrag die 
rot-grüne Bundesregierung im Jahr 2004. 2015, also 
11 Jahre später, wurde der Betrag erhöht, weil die SPD 
und unsere damalige Ministerin Manuela Schwesig dafür 
gekämpft haben, und zwar gegen Sie und gegen den 
damaligen Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble.

(Martin Reichardt [AfD]: Jetzt kommen die 
uralten Kamellen von 2004! Das kann sich ja 
kein Mensch anhören!)

Und jetzt fordern Sie eine Erhöhung? Das ist schon ziem-
lich unglaubwürdig.

(Beifall bei der SPD)

Von einer weiteren Erhöhung des Entlastungsbetrags 
würden vor allem ganz wenige Alleinerziehende mit ho-
hem Einkommen profitieren, aber nicht diejenigen, die 
armutsgefährdet sind, und das lehnen wir ab. Wir arbeiten 
stattdessen an einer Steuergutschrift, die Alleinerzie-
hende mit kleinem Einkommen wirklich entlasten soll.

Den Kinderbonus, den Sie in Ihrem Antrag fordern, 
haben wir bereits auf den Weg gebracht und 100 Euro 
pro Kind sehr direkt und unbürokratisch ausgezahlt. 
Und falls es Ihnen entgangen ist: Wir sind fast in jeder 
Sitzungswoche dabei, Entlastungen auf den Weg zu brin-
gen, die unbürokratisch und schnell vor allem bei denje-
nigen ankommen, die Unterstützung brauchen: 300 Euro 
Energiepreispauschale, 18 Euro mehr Kindergeld pro 
Kind ab 2023, Steigerung des Kinderzuschlags, Wohn-
geldreform, Einführung des neuen Bürgergelds und nun 
die Strompreisebremse, mit der wir Haushalte angesichts 
der hohen Strompreise entlasten werden. Unsere Maß-
nahmen sprechen für sich, und mit den Entlastungen un-
terstützen wir auch Alleineerziehende.1) Anlage 6
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(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Martin Reichardt 
[AfD]: Sagen Sie doch mal, wie viel das ist 
pro Haushalt pro Monat, diese Anzahl an Kle-
ckerbeträgen!)

Wir entlasten aber nicht nur kurzfristig. Uns ist es 
wichtig, dass wir die Strukturen brechen, die Alleinerzie-
hende benachteiligen. Wir wollen endlich die Lohnlücke 
zwischen Männern und Frauen schließen, damit Frauen 
für die gleiche Arbeit den gleichen Lohn bekommen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, der FDP und der LINKEN)

Wir werden auch die Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf stärker vorantreiben. Eine gute Kinderbetreuung und 
der Ausbau von Ganztagsschulen sind dafür essenziell. 
Gerade für Alleinerziehende sind das notwendige Vo-
raussetzungen, um einer Arbeit nachgehen zu können. 
Auch das packen wir an.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Eine weitere besondere Entlastung für Alleinerziehende 
wird die bereits erwähnte Kindergrundsicherung sein.

Sehr geehrte Damen und Herren, wir lassen die Allein-
erziehenden nicht alleine. Wir unterstützen sie in der ak-
tuellen Krise, aber auch langfristig. Den Schaufenster-
antrag der Union mit ihren schmalen Forderungen 
lehnen wir ab.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat nun Dr. Hermann- 

Josef Tebroke das Wort.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Hermann-Josef Tebroke (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Staatssekretärin! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Die Ausgangslage ist äußerst schwie-
rig, wenn nicht sogar dramatisch. Die Belastung für Un-
ternehmen und Privathaushalte ist riesig. Nach Corona, 
Angriffskrieg in Europa, Energieknappheit, Energie-
preissteigerungen, allgemeinen Preissteigerungen stellen 
wir fest, dass die konjunkturellen Aussichten sich min-
destens stark eingetrübt haben und die Wohlstands-
verluste erheblich sind. Nimmt man allein die Preis-
steigerungen beim Gas, dann ergibt sich bei einer 
Preissteigerung von 10 bis 20 Cent pro Kilowattstunde 
ein Wohlstandsverlust ceteris paribus von 100 bis 
200 Milliarden Euro pro Jahr.

Einen solchen Wohlstandsverlust kann der Staat nicht 
mal eben ausgleichen, aber er kann immerhin dazu bei-
tragen, dass wir alle schnell wieder aus diesen Krisen 
herauskommen, wenn er gezielt und entschlossen han-
delt. Er kann umverteilen und schwerste Betroffenheiten 
zumindest auszugleichen versuchen, etwa wenn er sich 
um die alleinerziehenden Frauen und Männer kümmert. 

Jedenfalls müssen wir feststellen: Es gibt eine große Be-
troffenheit und Verunsicherung. Menschen suchen in die-
sen Krisen Orientierung. Sie brauchen Hilfe, so gut es 
geht. Vor allem aber brauchen sie Klarheit darüber, was 
geht, was nicht geht, worauf sie sich einstellen müssen 
und bitte bis wann.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Regierung muss handeln. Regierung muss entscheiden, 
und zwar unverzüglich.

(Jürgen Coße [SPD]: Das ist die falsche Rede!)

Was nicht geht, ist: „wir stellen uns vor“, „könnte sein“, 
„wir denken nach“, „wir wissen noch nicht“, „wir sind 
noch nicht so weit“, „wir streiten uns noch“ oder auch – 
Frau Hostert, vielleicht haben Sie mitbekommen, wie oft 
Sie das gesagt haben – „ist in Arbeit“, „wir arbeiten noch 
daran“, „wir bringen das demnächst auf den Weg“.

Genau das führt mich zu unserem Antrag,

(Leni Breymaier [SPD]: Endlich!)

nach dem wir Alleinerziehende angesichts der aktuellen 
hohen Inflation nicht alleinlassen wollen. Der Antrag ist 
übrigens vom April 2022. Wir hatten eine öffentliche 
Anhörung und kommen jetzt zur abschließenden Bera-
tung. Eigentlich spricht alles dafür, dass wir jetzt mit 
großer Mehrheit diesen Antrag unterstützen und damit 
den Beschlussvorschlag des Ausschusses ablehnen.

(Leni Breymaier [SPD]: Ihre neun Leute sind 
ja da! Die große Mehrheit der Union ist da!)

Erstens darf ich feststellen: Es gibt ja wohl Einverneh-
men darüber, dass die Inflation noch mal höher ist als 
damals – wir sind noch von 6 oder 7 Prozent ausgegan-
gen – und dass die Inflation gerade Familien betrifft, weil 
die Preissteigerung bei Produkten des täglichen Bedarfs 
noch viel höher ist; besonders betroffen sind Familien mit 
mehreren Kindern und Alleinerziehende. Zweitens gibt 
es äußerst positive Rückmeldungen aus der Sachverstän-
digenanhörung. Und drittens schreibt die Ampel im Koa-
litionsvertrag, sie sehe die Alleinerziehenden am stärks-
ten von Armut bedroht und wolle helfen – irgendwann, 
vielleicht.

Wir als Union drängen auf eine schnelle Umsetzung. 
Wir sind durch die Äußerungen der Familienministerin 
diesbezüglich auch zuversichtlich, weil sie einen unzu-
reichenden Fortschritt der Fortschrittskoalition ein-
gestanden und Besserung gelobt hat, als wir sie bei einem 
Besuch im Ausschuss nach ihrer Politik für Alleinerzie-
hende gefragt haben. Sie hat eingestanden, dass im Koa-
litionsvertrag einiges vereinbart worden sei, was sich in 
den derzeitigen Gesetzen aber leider noch nicht eins zu 
eins wiederfindet und das deswegen noch auf der Agenda 
sei – „kommt noch“, „später“, „irgendwann“. Wenn es zu 
spät ist?

Meine Damen und Herren, Sie spüren meine Verärge-
rung, was diese Hinhaltetaktik angeht.

(Jürgen Coße [SPD]: Nein! – Alexander 
Hoffmann [CDU/CSU]: Zu Recht!)

Ich gehe auf die Punkte im Einzelnen ein.
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Erstens. Ja, Frau Hostert, wir haben seinerzeit eine 
Erhöhung des Entlastungsbetrags für Alleinerziehende 
von 4 008 Euro auf 5 000 Euro gefordert. Eigentlich 
müsste es schon mehr sein angesichts der mittlerweile 
viel höheren Inflation. Was sagt die Ampel? „Ja, wir 
wollen eine Steuergutschrift.“ Das haben wir auch in 
unserem Antrag geschrieben. Aber wie argumentiert die 
Ampel? „Kommt demnächst“, „wir arbeiten daran“.

Zweitens. Wir fordern eine Erhöhung des Freibetrags 
beim Wohngeld um 20 Prozent.

(Leni Breymaier [SPD]: Wir erhöhen das 
Wohngeld für 1,6 Millionen Menschen!)

Die Ampel arbeitet an einer Veränderung des Wohngeld-
gesetzes – „arbeitet daran“, „kommt demnächst“. Die 
Kommunen sind noch nicht darauf vorbereitet. Wann 
soll das umgesetzt werden? Und ist die besondere Situa-
tion der Alleinerziehenden berücksichtigt? Das können 
wir nicht erkennen – Sie „arbeiten noch dran“.

Drittens. Wir fordern eine nur noch hälftige Anrech-
nung des Kindergeldes auf den Unterhaltsvorschuss

(Leni Breymaier [SPD]: Sie arbeiten noch an 
Ihrer Präsenz!)

und haben dabei eine deutliche Unterstützung der Sach-
verständigen und übrigens auch der Linken und anderer 
Kolleginnen und Kollegen im Ausschuss gehört. Und die 
Ampel? „Demnächst kommt die Kindergrundsicherung.“ 
Wie oft haben wir das schon gehört! Wann kommt sie 
denn? Wie sieht sie denn aus? Erleben wir diese Kinder-
grundsicherung eigentlich noch?

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Ja, ge-
nau!)

Viertens. Wir fordern einen Kinderbonus von 150 Euro 
und haben im Laufe der Debatte darauf hingewiesen, dass 
das nicht ausreicht. Was sagt die Ampel? „Wir zahlen 
100 Euro pro Haushalt; das muss erst mal reichen.“ 
Oder kommt da noch mehr? Wann denn? Wenn es zu 
spät ist, zu Ostern, wenn zu Weihnachten der Engpass 
deutlich wird?

Dann haben wir in der Debatte gesagt, dass wir sehr 
deutlich erwarten, dass wir anstelle der Erhöhung des 
Kinderzuschlags vielleicht doch besser eine Erhöhung 
des Kindergeldes von 20 Euro – inflationsbereinigt ei-
gentlich von 40 Euro – vornehmen. Sie schlagen im In-
flationsausgleichsgesetz eine Erhöhung von 18 Euro bzw. 
12 Euro oder null Euro vor. Das sind bei 18 Euro 8 Pro-
zent auf zwei Jahre, also gerade mal 4 Prozent, respektive 
2,7 Prozent und null Prozent.

(Beifall bei der CDU/CSU – Leni Breymaier 
[SPD]: Erster Beifall bei der Union!)

Ist das Ihre Antwort auf die besondere Belastung der 
Alleinerziehenden jetzt, bei dieser Inflation, oder worauf 
warten wir noch? Wir sagen: Jetzt muss geholfen werden, 
und zwar unverzüglich.

Frau Staatssekretärin – für die Ministerin –, liebe Kol-
leginnen und Kollegen der Ampel, Sie tragen in beson-
derer Weise dafür Verantwortung, dass den Alleinerzie-
henden möglichst schnell geholfen wird. Wir sind gerne 
bereit, das Kindergeld, den Alleinerziehendenentlastung-

betrag, das Wohngeld und das Wohnnutzungsangebot mit 
Ihnen zu diskutieren. Aber jetzt müssen wir erst mal 
schnell helfen, und zwar unmittelbar. Wir wollen und 
können die Alleinerziehenden nicht länger alleine lassen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Sie können helfen, indem Sie jetzt für unseren Antrag 

und gegen die Beschlussempfehlung stimmen. Dazu lade 
ich Sie ausdrücklich ein.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Nico Tippelt für die FDP- 

Fraktion.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Nico Tippelt (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Es ist gar keine Frage: Wir leben in sehr he-
rausfordernden Zeiten. Die Inflation in Deutschland 
steigt schon seit Jahresbeginn spürbar an, und niemand 
bestreitet, dass es krasse Steigerungen bei den Heiz- und 
Energiekosten und auch bei den Lebensmittelkosten ge-
geben hat. Alle spüren es am eigenen Geldbeutel. Daher 
gilt gerade jetzt: Wir müssen in dieser Krise zusammen-
stehen. Wir müssen zusammenstehen mit den Menschen 
in der Ukraine und selbstverständlich auch hier in 
Deutschland. Das darf man nicht gegeneinander ausspie-
len.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Weil es anscheinend gesagt werden muss: Diese Am-
pelkoalition lässt auch Alleinerziehende nicht im Stich.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD)

Nachdem dieser Antrag im Frühjahr ein erstes Mal de-
battiert wurde, haben sich die Ampelparteien zwischen-
zeitlich auf ein drittes – und ich hebe es noch mal her-
vor –, dieses Mal 65 Milliarden Euro umfassendes 
Entlastungspaket geeinigt.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Sie geben 
schon lange Geld aus, das Sie nicht mehr ha-
ben!)

Ich nenne noch mal die Maßnahmen der Ampel, von 
denen jeder einzelne Haushalt kurzfristig profitiert: Wir 
führen eine Strompreisbremse ein. Wir erhöhen das Kin-
dergeld für die ersten drei Kinder auf jeweils 237 Euro.

(Dr. Hermann-Josef Tebroke [CDU/CSU]: Viel 
zu wenig!)

Und anders als es uns mancher Kollege weismachen will, 
gibt es für jedes weitere Kind noch mehr, nämlich 
250 Euro Kindergeld. Wir erhöhen das Wohngeld zum 
Jahresanfang 2023. Es soll zudem dauerhaft eine Klima- 
und eine Heizkostenkomponente enthalten. Und wir ha-
ben neben den 300 Euro einen zweiten Heizkosten-
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zuschuss verabredet: für Einpersonenhaushalte 415 Euro, 
für Zweipersonenhaushalte 540 Euro. Wir haben die Um-
satzsteuer für Gas bis März 2024 gesenkt, und wir bauen 
die kalte Progression ab.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Mit der 
Gießkanne!)

Sehr geehrte Damen und Herren, diese Koalition entlastet 
die Bürgerinnen und Bürger im großen Maßstab.

Ich finde es ja gut, wenn auch die Union ihr Herz für 
Alleinerziehende entdeckt.

(Dr. Hermann-Josef Tebroke [CDU/CSU]: 
Hatten wir immer schon!)

Dafür danke ich Ihnen sogar; denn was Alleinerziehende 
tagtäglich leisten, muss gewürdigt werden. Was mir je-
doch nicht gefällt, ist, dass Sie so tun, als seien die zu-
sätzlichen 65 Milliarden Euro nichts. Wir geben viel Geld 
aus, und wenn man so viel ausgibt, muss man eben auch 
zusehen, dass man Familien effizient entlastet.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Uns allen ist bekannt: Jedes zweite Kind in Armut 
wächst bei einem alleinerziehenden Elternteil auf. In 
der Tat sind die Belastungen vor allem für Mütter – in 
manchen Fällen Väter –, wenn alleinerziehend, erheblich. 
Wir wollen, dass Deutschland ein noch kinderfreundli-
cheres Land wird. Dann darf es für Kinder keinen Unter-
schied machen, ob sie in Eineltern- oder in Zweieltern-
familien leben.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Die Maßnahmen, die beschlossen wurden, und die, die 
noch kommen, werden vor allem die Einelternfamilien 
entlasten. Entschuldigung, dass die Maßnahmen nicht 
das Wort „Alleinerziehende“ im Namen tragen. Auf so 
einem Niveau wollen wir doch nicht miteinander dis-
kutieren!

Weil ich vorhin von kurzfristigen Maßnahmen sprach: 
Natürlich planen wir auch mit Weitblick. Die Kinder-
grundsicherung, die Sie gerade erwähnt haben, ist das 
größte familienpolitische Projekt dieser Koalition. Hier 
haben die Ampelparteien das Ziel ausgegeben, in abseh-
barer Zeit 150 familienpolitische Leistungen zu bündeln.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: „In abseh-
barer Zeit!“ – Martin Reichardt [AfD]: Ist alles 
schon auf den Weg gebracht!)

Diese Grundsicherung wird Kinder viel einfacher errei-
chen;

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

denn die beste angebotene Hilfe bringt den Kindern 
nichts, wenn sie letztlich nicht auch beantragt wird.

Meine Damen und Herren, eines ist mir als Liberalen 
wichtig, auch wenn es eine Selbstverständlichkeit sein 
sollte: Erwerbsarbeit muss sich für alle Eltern lohnen. 

Daher möchte ich zum Schluss meiner Rede auf einen 
Punkt aus Ihrem Antrag eingehen, der mich stört. Wenn 
erwerbstätige Alleinerziehende wenig verdienen und 
keine Leistungen nach dem SGB II in Anspruch nehmen, 
wird diesen Eltern weder ein steuerlicher Entlastungs-
betrag etwas bringen, noch würden sie bei Mehrbedarf 
nach dem SGB II unterstützt. Fazit: Am Ende kommt es 
halt nicht auf aktionistische Einzelmaßnahmen an, son-
dern auf ein stimmiges Gesamtpaket.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Abgeordnete Martin Reichardt für die 

AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Martin Reichardt (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Wie wichtig es der CDU ist, die Alleinerzie-
henden nicht alleinzulassen, sieht man daran, dass der 
Antrag offensichtlich einige Monate herumgelegen hat, 
ehe man ihn jetzt aufgesetzt hat. Der Antrag ist daher 
letzten Endes von der Zeit etwas überholt. Wir werden 
ihn aber, weil er eine Unterstützung enthält, trotzdem 
unterstützen und ihm zustimmen.

Die Inflationsrate ist inzwischen zweistellig. Energie, 
Heizkosten, Einkaufen – all das ist auch für nicht Allein-
erziehende mittlerweile oftmals unbezahlbar geworden. 
Da helfen im Ganzen auch kein Kinderbonus von 
150 Euro und keine laue Steuererleichterung.

Die CDU hat aber natürlich auch noch einige andere 
heiße Tipps, um durch den ideologisch herbeigeführten 
kalten Winter zu kommen. Nach den Merkel’schen Knie-
beugen legt Fraktionskollege Schäuble jetzt nach – ich 
zitiere –:

Dann zieht man halt einen Pullover an. Oder viel-
leicht noch einen zweiten Pullover. Darüber muss 
man nicht jammern, sondern man muss erkennen: 
Vieles ist nicht selbstverständlich.

Das stimmt. Vieles in Deutschland ist nicht selbstver-
ständlich, insbesondere nicht, dass diese Regierung Scha-
den vom deutschen Volke abwendet.

(Beifall bei der AfD)

Bei den Beratungen im Ausschuss im Juli verkündete 
die FDP, zum Thema Inflationsauswirkung könne man 
feststellen, dass die Koalition das im Griff habe. Diese 
Absturzkoalition hat überhaupt nichts mehr im Griff.

(Beifall bei der AfD)

Sie treibt die Steuern und die Abgaben nach oben, sie 
treibt das Land in die Inflation und Millionen von Men-
schen in massenhafte Armut. Genau dafür wurde die FDP 
in Niedersachsen zu Recht abgestraft.

(Beifall bei der AfD)
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Über 90 000 Menschen gingen in den letzten Monaten 
gegen diese existenzvernichtende Politik auf die Straße. 
Auch alleinerziehende Väter und Mütter sind auf der 
Straße, aus tiefer Sorge um die Zukunft ihrer Kinder. 
Diese Menschen kämpfen mit realer Existenzbedrohung 
und werden von wohlsituierten Politikern zynisch ver-
achtet.

(Zuruf der Abg. Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Bundestagsabgeordnete bekommen rund 10 000 Euro 
brutto im Monat, dazu gut 4 500 Euro Aufwandspau-
schale steuerfrei. Ein Drittel der Alleinerziehenden ver-
fügt über weniger als 16 300 Euro pro Jahr. „Am Ende ist 
es nur Geld“, sagt Abwirtschaftungsminister Habeck – 
nur Geld, das den Menschen in Deutschland am Ende 
des Monats millionenfach fehlt!

Beenden Sie diese Politik endlich! Beenden Sie die 
Politik zum Schaden insbesondere der geringverdienen-
den und ärmeren Menschen in Deutschland! Handeln Sie 
endlich nach Ihrem Amtseid! Wenden Sie Schaden vom 
deutschen Volke ab!

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die Fraktion Die Linke hat nun die Kollegin Gökay 

Akbulut das Wort.

(Beifall bei der LINKEN)

Gökay Akbulut (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Nicht erst durch die aktuell steigende Inflation 
sind alleinerziehende Eltern – gerade Mütter – massiv 
von Armut bedroht. Schon vor der hohen Inflation lag 
das Armutsrisiko bei Alleinerziehenden bei über 40 Pro-
zent. Deshalb fordern wir als Linke seit Jahren eine echte 
finanzielle Unterstützung und Entlastungen.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn die Union in ihrem Antrag nun unter anderem 
fordert, das Kindergeld nur hälftig auf den Unterhalts-
vorschuss anzurechnen, dann ist das einfach nur heuch-
lerisch. Wir haben das hier über Jahre hinweg gefordert, 
und Sie als Union haben das jedes Mal abgelehnt. Die 
bisherigen Bundesregierungen haben es immer wieder 
versäumt, Alleinerziehenden ernsthaft und wirksam zu 
helfen – gerade auch jene Bundesregierungen, an denen 
die Union beteiligt war. Es war nicht zuletzt die Politik 
der Union mit ihrer langjährigen Ignoranz gegenüber den 
Alleinerziehenden, die dazu beigetragen hat, dass heute 
so viele Alleinerziehende von Armut betroffen sind und 
Generationen von Kindern in unserer Gesellschaft in Ar-
mut aufgewachsen sind.

Damit nicht noch mehr Alleinerziehende in die Armut 
abrutschen, muss die Bundesregierung jetzt handeln; 
denn die vorgelegten Entlastungspakete sind für viele 
alleinerziehende Mütter und Väter völlig unzureichend. 
Die angekündigte Umsetzung der übrigens linken Forde-

rung nach einer Kindergrundsicherung könnte eine sinn-
volle Hilfe für Alleinerziehende sein. Dies setzt jedoch 
voraus, dass sie richtig und schnell umgesetzt wird.

(Beifall bei der LINKEN)
Ministerin Paus zufolge soll die Höhe der Kindergrund-
sicherung aber vom Bundesfinanzministerium berechnet 
werden und nicht vom eigentlich zuständigen Familien-
ministerium. Ich habe große Zweifel, ob wir auf diese 
Weise zu einem Betrag kommen, der den Betroffenen 
auch tatsächlich weiterhilft.

Die Union möchte laut ihrem Antrag – wie laut 
Koalitionsvertrag auch die Bundesregierung – Allein-
erziehende mithilfe einer Steuergutschrift entlasten. 
Steuergutschriften bringen jedoch den wenigsten Allein-
erziehenden etwas. Wie soll eine Steuergutschrift Allein-
erziehenden helfen, die kaum Erwerbseinkommen haben 
und auf Transferleistungen angewiesen sind?

Genauso ist es übrigens mit der im letzten Entlastung-
paket enthaltenen Kindergelderhöhung. Da das Kinder-
geld mit den Transferleistungen verrechnet wird, bringt 
das den Armen in unserer Gesellschaft überhaupt nichts.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss.

Gökay Akbulut (DIE LINKE):
Die Union schlägt in ihrem Antrag einen einmaligen 

Kinderbonus von 150 Euro vor. Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, dauerhafte Belastungen durch Preissteigerun-
gen und Geldentwertung kann man nicht mit einmaligen 
Zahlungen auffangen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie müssen jetzt bitte den Punkt setzen.

Gökay Akbulut (DIE LINKE):
Es braucht langfristige Unterstützung und nicht nur 

Einmalzahlungen wie einen Kinderbonus.
Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Die Rede der Kollegin Nina Stahr nehmen wir zu 

Protokoll.1)

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN)

Ich schließe die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über die Beschlussemp-

fehlung des Ausschusses für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend zu dem Antrag der Fraktion der CDU/CSU 
mit dem Titel „Alleinerziehende in der aktuellen hohen 
Inflation nicht allein lassen“. Der Ausschuss empfiehlt in 
seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 20/2697, 
den Antrag der Fraktion der CDU/CSU auf Druck-

1) Anlage 7
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sache 20/1334 abzulehnen. Wer stimmt für diese Be-
schlussempfehlung? – Das sind die Koalitionsfraktionen. 
Wer stimmt dagegen? – Die CDU/CSU-Fraktion und die 
AfD-Fraktion. Wer enthält sich? – Die Fraktion Die 
Linke. Die Beschlussempfehlung ist damit angenommen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 22:

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu Her-
kunftsnachweisen für Gas, Wasserstoff, 
Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energien 
und zur Änderung der Fernwärme- oder 
Fernkälte-Verbrauchserfassungs- und -Ab-
rechnungsverordnung

Drucksache 20/3870
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Klimaschutz und Energie (f) 
Wirtschaftsausschuss 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

Für die Aussprache ist eine Dauer von 26 Minuten ver-
einbart.

Ich bitte, zügig Platz zu nehmen. – Ich eröffne die 
Aussprache. Das Wort hat Dr. Ingrid Nestle für die Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Dr. Ingrid Nestle (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Es geht am heute schon fortgeschrittenen 
Abend um Herkunftsnachweise für erneuerbare Gase 
und erneuerbare Wärme. Dabei geht es nicht nur darum, 
EU-Regeln umzusetzen. Nein, es geht auch darum, 
Transparenz zu schaffen, Transparenz darüber, welche 
Gase und welche Wärme aus erneuerbaren Energien 
stammen, eine Transparenz, die für viele unserer Bürger 
wichtig ist.

Es ist sinnvoll, bei diesen Herkunftsnachweisen für 
erneuerbare Gase eine gemeinsame europäische Lösung 
zu finden; denn wir haben gemeinsame europäische 
Märkte, und es wäre einigermaßen abstrus, wenn ab der 
Grenze ständig andere Regeln gelten würden. In diesem 
Sinne wird mit diesem Gesetzentwurf, der hier heute ein-
gebracht wird – herzlichen Dank an die Bundesregierung, 
dass sie es geschafft hat, in diesen Zeiten auch noch 
dieses wichtige Thema voranzutreiben –, mehr ein Rah-
men gesetzt. Auch mit der Verordnungsermächtigung, 
der wir als Bundestag noch zustimmen werden, wird die 
konkrete Ausgestaltung so gesetzt, dass sie in den euro-
päischen Rahmen passt.

Diese Umsetzung ist nicht nur notwendig, sondern sie 
passt auch tatsächlich hervorragend in unsere Zeit. Er-
neuerbare Gase galten lange als die Klimaschützer, waren 
aber ganz schön teuer. Inzwischen gibt es ein großes 
Unternehmen, das ein Memorandum of Understanding 
für die Lieferung von erneuerbarem Gas, erneuerbarem 
Ammoniak aus Australien, hat, Lieferzeitpunkt 2024. 
Das erneuerbare Ammoniak ist günstiger als der Import 
von fossilem LNG und auch günstiger, als wenn man 
fossiles Gas kauft.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Beatrix von Storch 
[AfD]: Ist der Transport klimaneutral?)

Das ändert auch die Situation auf den Märkten grund-
legend, und das zeigt, wie wichtig das Thema ist und dass 
das eine Lösung ist nicht nur in Sachen Klimaschutz, 
sondern auch für die Frage der Versorgungssicherheit 
und vor allem für die Frage der bezahlbaren Energie.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])
Das zeigt, dass die erneuerbaren Gase und auch der Im-
port der erneuerbaren Gase tatsächlich schnell eine zen-
trale Rolle bei uns spielen werden und wir die Rahmen-
bedingungen dafür schaffen müssen.

Zu diesen Rahmenbedingungen gehören die Her-
kunftsnachweise, um die es heute Abend in diesem Ge-
setzentwurf geht. Aber zu diesen Rahmenbedingungen 
gehört natürlich auch die Importinfrastruktur, die wir 
stärken wollen. Dazu wurden schon Projekte auf den 
Weg gebracht; im Norden wird das schon weiter aus-
gebaut. Natürlich bestehen schon heute größere Import-
infrastrukturen, um Ammoniak zu händeln, und das kann 
künftig eben erneuerbar sein und muss nicht mehr fossil 
sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Sehr verehrte Damen und Herren, wir sehen einmal 
mehr: Die Abhängigkeit von den Fossilen treibt uns nicht 
nur in die Klimakrise; sie hat uns auch in die Kostenkrise 
getrieben – im Gasbereich wie im Wärmebereich.

(Martin Reichardt [AfD]: Es gibt auch den 
geistigen Bereich bei manchen Krisen!)

Deshalb ist die Lösung, dass wir an dieser Stelle un-
abhängiger werden von den Fossilen, dass wir uns lösen 
aus der Abhängigkeit und dass wir auf die erneuerbaren 
Energien setzen.

Ich freue mich auf die weiteren Beratungen zu diesem 
Gesetzentwurf. Ich freue mich darauf, dass ein weiterer 
Baustein geschaffen wird,

(Martin Reichardt [AfD]: Um Deutschland zu 
erledigen!)

um den Erneuerbaren im Gas- und im Wärmebereich den 
Weg in die Zukunft zu ebnen.

Herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat nun der Kollege 

Thomas Heilmann das Wort.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Thomas Heilmann (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Liebe Ingrid Nestle, ich kann die Begeisterung 
nicht so ganz teilen. Wir sind einer Meinung, dass das 
Thema wichtig ist. Auch wir von der Union wollen Her-
kunftsnachweise. Auch wir von der Union wollen ein 
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Register, damit erneuerbare Energien, wenn sie her-
gestellt werden, einmal registriert werden; und wenn sie 
verwendet werden, sollen sie aus dem Register wieder 
gelöscht werden, um eine doppelte Zählung zu verhin-
dern. Insoweit sind wir uns einig; so steht es ja auch in 
der EU-Richtlinie.

Allerdings ist die Umsetzung nicht so gelungen, wie 
wir uns das vorgestellt haben. Das geht schon mit einer 
bedauerlichen Entstehungsgeschichte los: Am 8. August 
haben Sie den Referentenentwurf an Expertenverbände 
und Unternehmen mit der Bitte um Stellungnahme ge-
sandt. Diese hatten für ihre Stellungnahme zwei Tage 
Zeit, 48 Stunden – und das in der Ferienzeit. Das ist schon 
eine ziemliche Zumutung. Dann haben Sie nichts von 
deren Vorschlägen übernommen, sich aber über zwei 
Monate Zeit gelassen und ebendiesen Referentenentwurf 
vollständig umgeändert. Und heute, zwei Monate danach, 
legen Sie den Gesetzentwurf hier zur ersten Lesung vor. – 
Da kann man sich die Anhörung doch sparen.

Nicht einmal Redaktionelles haben Sie verbessert. Im 
englischen Richtlinienentwurf heißt es „final customers“. 
Das wird im deutschen Recht normalerweise mit „Letzt-
verbraucher“ übersetzt. Sie verwenden den Begriff „End-
kunden“. Sie sind auch darauf hingewiesen worden – 
nicht Sie, sondern natürlich die Regierung. Ich habe in 
der Begründung gesucht, ich habe telefoniert und gefragt: 
„Was meinen die eigentlich? Was ist der Unterschied?“, 
denn nicht immer ist der Letztverbraucher auch der End-
kunde. Aber eine Erklärung dafür gibt es nicht.

Der Gesetzentwurf ist aber nicht nur redaktionell nicht 
wirklich gelungen, sondern Sie haben auch wesentliche 
Punkte der EU-Richtlinie nicht ordentlich umgesetzt. Das 
geht damit los, dass Sie, anders als die EU-Richtlinie, 
zwischen erneuerbaren Gasen und Wasserstoff, der aus 
erneuerbaren Energien hergestellt wird, unterscheiden. 
Mir ist, ehrlich gesagt, nicht wirklich klar, warum Sie 
das tun. Diese Unterscheidung führt dazu, dass wir nicht 
EU-einheitlich handeln können. Aber das genau wollen 
wir doch. Wir wollen doch, dass mit Erneuerbaren euro-
paweit gehandelt wird, damit der Markt liquide ist. Das 
führt zu Preissenkungen, das führt zu einer Angebots-
erhöhung. Das ist einfach gut und kostet ja noch nicht 
mal was.

In Ihrem Koalitionsvertrag steht, wenn ich es aus dem 
Kopf richtig weiß, auf Seite 26 sehr genau, Sie wollen 
EU-Richtlinien „bürokratiearm“ und „effektiv“ umset-
zen. Das haben Sie aber nicht; denn Ihr Entwurf hat 
29 Seiten, wenn man das ganze Paket nimmt, während 
der entsprechende Teil in der EU-Richtlinie – und die EU 
ist nicht bekannt für kurze Formulierungen – 3 Seiten 
umfasst. Das beschreibt äußerlich schon sehr genau, wo 
eigentlich das Problem liegt.

Sie haben weitere Schwierigkeiten eingebaut, die ich 
auch nicht einsehe. Sie sagen: Wenn die erneuerbare 
Energie, aus der Wasserstoff entsteht, nicht aus ungeför-
derten, neuen Anlagen stammt, dann ist das kein Grüner 
Wasserstoff. – Um das mal anschaulich zu machen: Wir 
haben ein vor 20 Jahren gefördertes Windrad, hinter dem 
nun heute ein Elektrolyseur gestellt wird. Sie sagen, das 
ist kein Grüner Wasserstoff. – Das kommt von dieser 
bürokratischen Logik des Doppelvermarktungsverbots, 

das wir eigentlich nicht mehr bräuchten, weil wir die 
EEG-Umlage für die Verbraucher abgeschafft haben. 
Das hat ja die Ampel mit unserer Zustimmung gemacht, 
nachdem wir das schon länger wollten. Deswegen brau-
chen wir das alles gar nicht mehr. Aber das wird da ein-
fach weiter fortgeschrieben.

Und so fügt sich leider Detail an Detail, sodass man 
sagen muss: Das ist bürokratisch, das ist nicht im Sinne 
eines gemeinsamen europäischen Marktes, und es ist 
auch unnötig. Sie haben noch nicht einmal klar fest-
gestellt, ob das eigentlich dieselbe Zertifizierungsstelle 
ist wie die Zertifizierungsstelle für die Nachweise für 
Strom aus erneuerbaren Energien. Das könnte man doch 
gemeinsam handhaben, schon allein, damit man weiß, ob 
erneuerbare Energien zur Herstellung genutzt wurden 
oder nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich hoffe sehr, Sie nehmen sich im Ausschuss Zeit, um 
sich mit diesen Einwänden zu beschäftigen. Ich sagte es 
ja eingangs schon: Wir sind im Grundsatz gar nicht an-
derer Meinung. Wir wollen diese Herkunftsnachweise, 
und wir wollen das Register. Wir wollen aber eine mög-
lichst ordentliche Umsetzung der EU-Richtlinie und kei-
nen deutschen Sonderweg.

Wenn ich diesen Gesetzentwurf lese, dann habe ich das 
Gefühl, dass sich die Ampelparteien nicht einigen konn-
ten und dass das jetzt irgendein Kompromiss ist. Ich weiß 
es nicht; ich war ja nicht dabei. Vielleicht war es auch 
nicht so. Jedenfalls steht die Vorlage damit in einer 
langen Kette von Gesetzen, die spät kommen, komische 
Kompromisse enthalten und in der Sache nicht wirklich 
vernünftig sind.

Ich habe aber die Hoffnung, dass wir diese Fragen im 
Zuge einer vernünftigen Anhörung und der Ausschuss-
beratung noch so bereinigen können, dass wir guten 
Herzens zustimmen können; denn, wie gesagt, im Grund-
satz wollen wir dasselbe wie Sie.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die AfD-Fraktion hat nun der Abgeordnete Steffen 

Kotré das Wort.

(Beifall bei der AfD)

Steffen Kotré (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Sehr geehrte Frau Dr. Nestle, das glauben 
Sie doch selber nicht. Ammoniak, Wasserstoff: Warum 
läuft das nicht schon längst durch? Weil es eben öko-
nomisch sinnlos ist, zu versuchen, so etwas hier in 
Deutschland zu implementieren. Und wenn es dann 
doch irgendwie mal im großen Maßstab hier implemen-
tiert werden sollte, dann haben wir hier keine Industrie 
mehr, weil die dann außer Landes ist, weil die dann raus-
geschmissen worden ist durch die hohen Preise. Das ist 
völlig unökonomisch.

(Beifall bei der AfD)
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Der vorliegende Gesetzentwurf ist doch wohl ein Witz. 
Wir haben eine Gasmangellage, meine Damen und Her-
ren, wir haben hohe Preise, Preise, die die Kunden bald 
nicht mehr zahlen können. Und dann wollen Sie dieses 
Gas auch noch registrieren! Eine normale Regierung, die 
dem Bürger verpflichtet wäre, die also eine realistische 
Politik machen würde, würde sich zuallererst darum 
kümmern, dass wir Gas haben – wieder zu richtigen Prei-
sen.

(Timon Gremmels [SPD]: Tun wir doch!)
Das passiert aber nicht.

(Timon Gremmels [SPD]: Man kann ja beides 
tun!)

Stattdessen wird sich darum gekümmert, dass man ir-
gendwie die Gasmangellage auch noch registriert.

Sie glauben doch nicht wirklich, dass dann, wenn man 
aus dem Ausland Gas oder was auch immer importiert, 
immer sichergestellt ist, dass das genau so ist, wie es 
deklariert ist. Da kommt dann irgendein Stempel drauf, 
und wir in Deutschland können das gar nicht überprüfen, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Und das Ganze passiert ja auch noch zu Zeiten hoher 

Inflation, wo den Bürgern sowieso das Geld aus der Ta-
sche gezogen wird. 18 Leute, im Aufwuchs, in der Bun-
desverwaltung, die das kontrollieren sollen! Da frage ich 
mich: Was soll das? Wir brauchen Menschen, die produk-
tiv sind, aber wir brauchen keine Menschen, die für einen 
Aufwuchs im unproduktiven Bereich sorgen, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der AfD – Timon Gremmels 
[SPD]: Unproduktives steht vor uns!)

Das ist der Punkt. Wir sollten lieber die 15 Millionen 
Menschen unterstützen, die bei uns hier Werte schaffen, 
und nicht die, die eben im nichtproduktiven Bereich tätig 
sind.

(Timon Gremmels [SPD]: Wie Sie!)
Aber gut, was will man erwarten von einem Wirt-

schaftsminister, der seine Leute aus den Nichtregierungs-
organisationen ins Ministerium hineingebracht, aber 
Fachwissen herausgebracht hat? Das sage nicht ich, das 
sagen die Wirtschaftsvertreter. Sie sagen, sie haben im-
mer das Gefühl, vor Vertretern von NGOs zu sitzen und 
denen erst mal das Einmaleins der wirtschaftlichen 
Grundlagen beibringen zu müssen. Meine Damen und 
Herren, das kann doch nicht der Anspruch Deutschlands 
sein.

(Beifall bei der AfD)
Herr Habeck hat auch schon mal von Marktpreisen 

gesprochen, die er als „Mondpreise“ empfindet. Markt-
preise bilden sich am Markt. Er ist selbst dafür verant-
wortlich, dass die Preise durch die Decke geschossen 
sind, und sagt dann: „Mondpreise“. Da fehlt es ihm wahr-
scheinlich am Verständnis, dass bei einem knappen Gut 
die Preise hochgehen. Wenn einem dieses Verständnis 
abgeht, dann sollte man schnell seinen Sessel räumen 
und das Wirtschaftsministerium verlassen.

Die Lage ist dramatisch. Die Industrievertreter war-
nen: Deutschland wird deindustrialisiert.

Nein, wir brauchen kein Gasregister. Wir brauchen 
schnell eine Reparatur von Nord Stream 2.

(Beifall bei der AfD)
Wir schicken dann den USA die Rechnung, und dann 
fließt wieder russisches Gas.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Herr Abgeordneter, kommen Sie bitte zum Schluss.

Steffen Kotré (AfD):
So einfach ist das. Einfaches Problem, einfache Lö-

sung, meine Damen und Herren!
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die FDP-Fraktion hat nun der Kollege Konrad 

Stockmeier das Wort.
(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Konrad Stockmeier (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Geschätzte Kolleginnen 

und Kollegen! Herr Kotré, ich weiß ja nicht, welche An-
sprechpartner Sie in der Industrie überhaupt haben. Wenn 
ich zu Hause in meinem Wahlkreis in Mannheim bei 
Industriepartnern unterwegs bin – Cluster Ludwigshafen, 
Mannheim, Frankfurt, Darmstadt –, dann kann ich fest-
stellen, dass man dort nach wie vor den Satz hört: „Die 
Nachfrage steigt“, der in diesen schweren Zeiten ja selten 
genug zu hören ist. Und zwar geht es um die Nachfrage 
nach ebendiesen Herkunftsnachweisen, die steigen wird, 
weil die Industrie sich in all ihrer Kreativität längst auf 
den Weg

(Martin Reichardt [AfD]: In die USA!)
hin zum Wasserstoffhochlauf gemacht hat.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)
Aus Sicht der Freien Demokraten will ich zum vor-

liegenden Gesetzentwurf anmerken, dass wir in der Tat 
noch Nachbesserungsbedarf sehen. Da werden wir in in-
tensive Gespräche treten.

(Beatrix von Storch [AfD]: FDP raus aus den 
Parlamenten!)

Zum einen muss es darum gehen, die Bremsen für den 
Hochlauf der Wasserstoffwirtschaft wirklich zu lösen, 
sodass das Ganze anwendungsoffen aufs Gleis gesetzt 
wird, und wir dürfen uns beispielsweise nicht darauf be-
schränken, jetzt nur Herkunftsnachweise für erneuerbare 
Gase auszustellen, die ganz streng zwischen Wasserstoff-
inseln hin- und hergeschoben werden. Wenn wir das tun, 
dann bremsen wir einen ganz interessanten Wirtschafts-
zweig aus .

Insofern plädiere ich für die Freien Demokraten stark 
dafür, das Ganze anwendungsoffen zu gestalten, bei-
spielsweise durch die Erlaubnis von Beimischungen. 
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Das muss mit den Herkunftsnachweisen einhergehen. 
Lassen Sie uns da quasi eine Analogie zum Strommarkt 
aufmachen. Dort ist es beim Hochlauf nicht so wahn-
sinnig wichtig, ob der Strom, der im Haushalt ankommt, 
exakt Strom aus erneuerbaren Energien ist. Die entschei-
dende Frage ist: Ist der Strom, der ins Netz eingespeist 
wurde, irgendwo erneuerbar produziert worden?

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD)

Da sollten wir noch einiges nacharbeiten.
Wir sollten vermeiden, bei diesem Gesetz Instrumente 

sozusagen wieder zu verschränken, um die Dekarbonisie-
rung voranzutreiben. Für die Dekarbonisierung sind an-
dere Instrumente da, die wir anwenden. Lassen Sie uns 
das jetzt anwendungsoffen gestalten, um die Fesseln für 
unsere Wirtschaft zu lösen!

Zum Abschluss noch ein Verweis auf den europäischen 
Kontext. Es wird im Laufe der Gesetzesberatungen da-
rauf ankommen, dass wir unter die Lupe nehmen, welche 
klugen Lösungen EU-Partner gefunden haben, um das 
Doppelvermarktungsverbot so zu modifizieren, dass 
eine steigende Nachfrage nach Herkunftsnachweisen 
auch auf ein steigendes heimisches Angebot trifft. Es 
kann ja nicht Sinn und Zweck sein, das Ganze so strikt 
aufzusetzen, dass die Industriebetriebe bei uns in 
Deutschland, die diese Herkunftsnachweise suchen, des-
wegen nach Norwegen stürzen müssen. Wir sollten das so 
aufs Gleis setzen, dass sie diese Herkunftsnachweise 
auch bei uns bekommen.

In diesem Sinne ist auch das ein Energieprojekt, bei 
dem wir gut daran tun, in der EU, mit unseren europäi-
schen Partnern ganz stark zusammenzuarbeiten – in einer 
Zeit, in der es gilt, auch beim Bezug von Energie Freiheit, 
Rechtsstaatlichkeit und Demokratie gegen einen üblen 
Angriff durch Putin zu verteidigen.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Die Kollegin Dr. Nina Scheer, der Kollege Klaus Ernst 

und der Kollege Markus Hümpfer geben ihre Reden zu 
Protokoll.1)

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzentwurfs 

auf Drucksache 20/3870 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann 
verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe den Zusatzpunkt 7 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Marc 
Bernhard, Roger Beckamp, Sebastian 
Münzenmaier, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD

Grüne Inflation und CO2-Besteuerung been-
den – Wohnen wieder bezahlbar machen

Drucksache 20/3945
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Finanzausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie 
Haushaltsausschuss

Für die Aussprache ist eine Dauer von 26 Minuten 
vorgesehen.

Ich eröffnet die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Marc Bernhard für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Marc Bernhard (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Millio-

nen Menschen in Deutschland haben Angst vor der grü-
nen Inflation und Angst, ihre Nebenkosten nicht mehr 
zahlen zu können. Zwei Drittel haben bereits 2020 – 
also schon lange vor der von der Regierung verursachten 
Energiekrise – über 30 Prozent ihres Nettoeinkommens 
für die Warmmiete bezahlen müssen und 5 Millionen 
Haushalte sogar über 50 Prozent.

Zwischenzeitlich hat sich die Situation so sehr ver-
schlechtert, dass laut dem Deutschen Sparkassen- und 
Giroverband mehr als zwei Drittel nichts mehr sparen 
können und damit auch nichts mehr für die bevorstehende 
Nebenkostennachzahlung zurücklegen können. Viele 
sind heute schon mit ihren Abschlagszahlungen überfor-
dert.

Diese Notlage ist im Wesentlichen regierungsgemacht, 
zum einen durch die wahnsinnige Steuer- und Abgaben-
last, zum anderen durch die, wie das „Wall Street Jour-
nal“ titelt, „dümmste Energiepolitik der Welt“, nämlich 
gleichzeitig aus Kohle und Kernenergie auszusteigen.

(Beifall bei der AfD – Timon Gremmels 
[SPD]: Putins Angriffskrieg unterschlagen 
Sie, oder? Halbwahrheiten!)

Anstatt die Ursachen der Preisexplosion zu beseitigen, 
doktert die Regierung nur immer weiter an den Symp-
tomen herum, ohne die Menschen wirklich und vor allem 
dauerhaft zu entlasten. Das beste Beispiel ist doch das 
von Ihnen geplante „Wohngeld Plus“, mit dem Sie gerade 
einmal 2 Millionen Haushalte – und das auch noch völlig 
unzureichend – unterstützen wollen. Gleichzeitig lassen 
Sie die übrigen 80 Millionen Menschen in diesem Land 
auf ihren Wahnsinns-Nebenkostenrechnungen sitzen.

(Timon Gremmels [SPD]: Strompreisbremse 
kommt, Gaspreisbremse kommt! – Gegenruf 
des Abg. Martin Reichardt [AfD]: Es hilft 1) Anlage 8
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doch alles nichts! Hören Sie doch auf! – Wei-
terer Zuruf von der SPD: Was für ein Quatsch!)

Auf diesen stehen hauptsächlich Energiekosten, von de-
nen der allergrößte Teil Steuern und Abgaben sind. – 
Damit Sie es mir glauben: Ich habe hier eine aktuelle 
Stromrechnung von Vattenfall,

(Der Redner hält ein Schriftstück in die Höhe)
in der ganz klar ausgewiesen ist, dass 71 Prozent der 
Stromrechnung nichts anderes als Steuern und Abgaben 
sind, also regierungsgemacht. Der wesentliche Preistrei-
ber ist die Regierung.

(Beifall bei der AfD – Timon Gremmels 
[SPD]: Steuern und Abgaben beschließt immer 
noch das Parlament, nicht die Regierung! Die-
sen Unterschied kennen Sie gar nicht! Meine 
Güte!)

Der einzige Weg, die Menschen tatsächlich zu entlas-
ten, besteht in einer drastischen Senkung der Steuern und 
Abgaben. Daher fordern wir, die CO2-Steuer zu senken, 
die Mehrwertsteuer auf Energie auf null zu setzen und die 
Energiesteuer zu senken. Außerdem fordern wir die völ-
lige Abschaffung der Grundsteuer, die ja auch noch auf 
die Nebenkosten obendrauf kommt. Das allein entlastet 
jeden Durchschnittshaushalt sofort um 400 Euro netto.

(Beifall bei der AfD)
Vor allem müssen die aktiven Kernkraftwerke weiter-

laufen und die drei vor Kurzem abgeschalteten wieder 
eingeschaltet werden. Allein diese Maßnahme würde da-
für sorgen, dass sich der Strompreis sofort halbieren wür-
de.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
Machen Sie es doch ganz einfach so wie Greta Thunberg,

(Timon Gremmels [SPD]: Auf einmal! Wie es 
gerade passt! – Gegenruf des Abg. Martin 
Reichardt [AfD]: Jetzt passt sie Ihnen nicht 
mehr!)

und schließen Sie sich endlich unserer Forderung an, die 
Kernkraftwerke weiterlaufen zu lassen!

(Beifall bei der AfD – Timon Gremmels 
[SPD]: Meine Güte!)

– Hat sie doch gesagt, oder?

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich bitte, sich auch bei Zwischenrufen einer parlamen-

tarischen Ausdrucksweise zu befleißigen.
(Karsten Hilse [AfD]: Genau, Herr 
Gremmels! – Martin Reichardt [AfD]: Ganz 
genau, Herr Gremmels! – Gegenruf des Abg. 
Timon Gremmels [SPD]: Ich habe in meinem 
ganzen Leben noch keinen Ordnungsruf be-
kommen! – Weiterer Gegenruf von der SPD: 
Das sagen die Richtigen!)

– Sollten Sie nicht bemerkt haben, wen ich jetzt gerade 
ansprach: Ich könnte es auch noch deutlicher machen 
oder mir das Protokoll bringen lassen und das hinterher 
auswerten.

Wir fahren in der Debatte fort. Das Wort hat der Kol-
lege Martin Diedenhofen für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Martin Diedenhofen (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir befinden uns in einer beispiellosen Krise. 
Als Ampelkoalition haben wir deswegen Entlastungs-
pakete im Umfang von Hunderten Milliarden Euro ge-
schnürt. Wir tun alles dafür, um die sozialen Folgen best-
möglich abzufedern.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Angesichts dieser Krisen wäre konstruktive Oppositi-
onsarbeit angebracht. Doch was macht die AfD? Sie legt 
einen Antrag vor, der vor Unsinn nur so strotzt, einen 
Antrag, der ein Schlag ins Gesicht der Menschen ist, 
die momentan mit Sorge ins Bett gehen und zu Recht 
Antworten von der Politik erwarten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Marc 
Bernhard [AfD]: Steuersenkungen also! – 
Martin Reichardt [AfD]: Sie geben ihnen 
doch keine!)

Ich nehme mal einen Punkt heraus: Sie wollen die 
Grundsteuer abschaffen. Eine Steuer abzuschaffen, klingt 
erst einmal nach Geldsparen für viele. Aber wer zahlt 
denn eigentlich am meisten Grundsteuer? Das sind die, 
die auch am meisten besitzen. Genau die wollen Sie jetzt 
entlasten! Ausgleichen sollen das nach Ihrem Willen die 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler, das heißt auch die 
Handwerkerin, der Polizist und die Krankenschwester.

(Martin Reichardt [AfD]: Die zahlen Ihr 200- 
Milliarden-Euro-Paket!)

Daraus schließe ich doch vor allem eines: Vernünftige 
und soziale Finanzpolitik ist für Sie ein Fremdwort.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Überraschend kommt das nicht. Wahrscheinlich ist das 
so, wenn man sein Geld – mutmaßlich – von dubiosen 
Spendern aus dem Ausland erhält.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Zuruf des Abg. Martin Reichardt [AfD])

Im Staatshaushalt läuft das aber anders; da sind wir auf 
Steuereinnahmen angewiesen – momentan vor allem, um 
mit Entlastungspaketen denen unter die Arme zu greifen, 
die das besonders brauchen.

Ihren absurden Vorschlägen setzen Sie mit Ihrer letzten 
Forderung noch einen obendrauf. Sie wollen – und ich 
zitiere –, dass die „regierungsverschuldete Heizkosten-
explosion“ beendet wird, „unter anderem durch die so-
fortige Wiederinbetriebnahme der Pipelines ‚Nord 
Stream 1 und 2‘ … und die unverzügliche Reparatur aller 
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Beschädigungen“. – „Regierungsverschuldete Heizkos-
tenexplosion“: Geht’s eigentlich noch? Putin nutzt Gas 
und Öl als Druckmittel, um unser Land zu spalten,

(Zuruf von der AfD: Quatsch!)

und Sie, die selbsternannten Patriotinnen und Patrioten, 
machen munter mit – und das in Zeiten, in denen wir 
gesellschaftlichen Zusammenhalt brauchen. Ich sage Ih-
nen ganz deutlich: Was Sie hier machen, ist das Gegenteil 
von Patriotismus.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Timon Gremmels [SPD]: So ist es! Un-
patriotisch! – Gegenruf von der AfD: Das müs-
sen wir uns von Ihnen nicht sagen lassen!)

Um an einem Beispiel zu zeigen, welches perfide 
Spielchen Sie und Ihr Freund Putin treiben, habe ich 
mal etwas mitgebracht.

(Der Redner hält ein Schaubild hoch – Martin 
Reichardt [AfD]: Was ist denn das? Das kann 
ja gar keiner erkennen! Darf hier eigentlich 
jeder irgendwelchen Dreck hochhalten? – Wei-
terer Zuruf von der AfD: Das ist eine fast por-
nografische Darstellung, die da gezeigt wird!)

– Wissen Sie, was Sie da sehen? Das ist der Ersatz für die 
angeblich defekte Turbine, die Putins Staatskonzern Gaz-
prom Ende Juli als Grund dafür vorgeschoben hat, die 
Gasliefermengen zu verringern. Diese Turbine war schon 
Anfang August voll einsatzfähig. Bereits vor vielen Wo-
chen hätte sie eingebaut werden können. Das Problem: 
Putin wollte das nicht.

Obwohl mittlerweile auch dem Letzten klar sein sollte, 
dass man Putin nicht vertrauen kann, faseln Sie immer 
noch von einer Wiederinbetriebnahme der Pipelines – 
und das kurz nachdem der russische Diktator mehr als 
80 Raketen auf ukrainische Schulen, Krankenhäuser 
und Spielplätze gejagt hat.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Ganz genau!)

Spüren Sie sich eigentlich noch? Ich frage mich ernsthaft, 
ob Sie solche Anträge noch selber formulieren oder ob 
das schon ein russischer Bot für Sie übernimmt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Zuruf des Abg. 
Martin Reichardt [AfD])

Um das auch noch mal für Sie ganz klar zu sagen: Putin 
hat den Angriffskrieg gegen die Ukraine begonnen, Putin 
ist schuld, dass unsere Energiepreise durch die Decke 
gehen,

(Martin Reichardt [AfD]: Falsch! Das ist alles 
Quatsch!)

und Putin will, dass Menschen in unserem Land ihre 
Rechnungen nicht mehr bezahlen können. Und Sie? Sie 
sind der Putin-Fanklub im Deutschen Bundestag. Schä-
men Sie sich!

Danke schön.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die Fraktion Die Linke hat nun die Kollegin Caren 

Lay das Wort.

(Beifall bei der LINKEN)

Caren Lay (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wieder 

einmal versuchen die Klimawandelleugner der AfD,

(Zuruf von der AfD: Oh!)

Klimapolitik und eine soziale Wohnungspolitik gegen-
einander auszuspielen.

(Beatrix von Storch [AfD]: Realitätsleugner! 
Das ist ein echtes Problem! – Martin Reichardt 
[AfD]: Sie wissen doch schon lange, dass der 
Kommunismus gescheitert ist!)

Gegeneinander ausspielen: Das ist ja gewissermaßen die 
Spezialität der AfD – Deutsche gegen Migrantinnen, Ob-
dachlose gegen Geflüchtete und heute eben Wohnungs-
politik gegen Klimaschutz. Migration und Klimaschutz 
seien es, die das Wohnen teuer machen. Kein Wort von 
Ihnen zu Spekulation und zur Gier der Konzerne; das 
können wir als Linke nicht akzeptieren.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Es macht mich allerdings ein wenig traurig, dass die 
Koalition es an einer Stelle den Demagogen der AfD zu 
einfach macht, nämlich bei der CO2-Steuer. Es ist einfach 
keine gute Idee, den Energieverbrauch durch Verteuerung 
drosseln zu wollen. Das ist einfach immer unsozial; denn 
natürlich trifft das eine vierköpfige Familie härter als 
einen Millionär mit einem beheizten Swimmingpool. An-
gesichts der Energiepreisexplosion ist es einfach nur ab-
surd, obendrauf noch den CO2-Preis zu legen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Deswegen muss der CO2-Preis von Vermietenden getra-
gen oder, besser, ganz abgeschafft werden.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der AfD)

– Freuen Sie sich nicht zu früh,

(Martin Reichardt [AfD]: Wir freuen uns über 
Sie sowieso nicht!)

Ich möchte noch etwas zu Ihrem Freund Wladimir 
Putin sagen; denn Sie fordern in Ihrem Antrag die sofor-
tige Wiederinbetriebnahme von Nord Stream 1 und 2. Ich 
weiß, es ist spät am Abend. Aber einen schönen guten 
Morgen! Putin hat die Lieferung von Gas durch Nord 
Stream 1 eingestellt, und nach den Anschlägen ist Nord 
Stream 2 nicht mehr benutzbar.

(Enrico Komning [AfD]: Ein Strang ist noch 
benutzbar! – Karsten Hilse [AfD]: Eine Pipe-
line ist noch intakt!)
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Putin bombardiert ukrainische Städte. Er ist verantwort-
lich für Massaker an Zivilisten, und Sie sagen: Das ist uns 
alles egal; wir kaufen sein billiges Gas und machen Ge-
schäfte mit einem Kriegsverbrecher. – Das ist doch ab-
surd! Merken Sie sich eigentlich noch?

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Enrico Komning [AfD]: Aber mit 
Saudi-Arabien Geschäfte machen!)

Statt Geschäfte mit einem Kriegsverbrecher zu ma-
chen, brauchen wir eine ökologische Energiewende und 
eine soziale Wohnungspolitik.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN – Martin Reichardt 
[AfD]: Das ist Ihre letzte Legislatur! – Beatrix 
von Storch [AfD]: Linke raus aus dem Par-
lament! Und die FDP gleich hinterher!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat nun die 

Kollegin Hanna Steinmüller das Wort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Hanna Steinmüller (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir leben in einer Zeit, in der Menschen im 
Ahrtal binnen Stunden genommen wurde, was sie ihr 
ganzes Leben lang aufgebaut hatten.

(Martin Reichardt [AfD]: Wer ist dran schuld? 
Frau Spiegel! Die ist doch von Ihnen, oder 
nicht?)

Durch die Klimakrise steigt die Gefahr von Extremwet-
terereignissen. Wir leben in einer Zeit, in der jeden Som-
mer Tausende Menschen vorzeitig sterben, weil die Hitze 
ihrem Organismus zu sehr zusetzt.

(Martin Reichardt [AfD]: Ich glaube, die Hitze 
hat Ihnen auch schon zugesetzt!)

– Auch wenn Sie lauter schreien, werde ich nicht auf-
hören. Sie können auch einfach mal zuhören. Ich glaube 
sogar, Sie könnten etwas lernen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP – Martin Reichardt 
[AfD]: Das ist ja sinnlos!)

Wir leben in einer Zeit, in der sich Menschen in meinem 
Alter gegen Kinder entscheiden, weil sie es ihren Kindern 
nicht zumuten wollen, auf einem kaputten Planeten auf-
zuwachsen.

(Martin Reichardt [AfD]: Ja, weil Sie ihnen 
Ihren Senf erzählen! Das ist doch alles Stuss!)

– Das ist eine reale Angst, die viele Menschen in diesem 
Land umtreibt, jetzt hier in Deutschland.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Martin Reichardt [AfD]: Ersparen Sie doch 
den Menschen Ihre Neurosen!)

Und was machen Sie? Sie leugnen den menschen-
gemachten Klimawandel, Sie setzen die Klimakrise in 
Anführungszeichen.

(Martin Reichardt [AfD]: Na, da gehört sie 
doch auch hin!)

Sie wollen jegliche CO2-Bepreisung abschaffen und 
Emissionen billiger machen. Damit heizen Sie die Klima-
krise an. Ich frage mich wie viele hier: Wo leben Sie 
eigentlich? Sind Sie komplett abgekapselt?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Es ist doch völlig klar, dass wir beides brauchen: Wir 
brauchen bezahlbaren Wohnraum, und wir müssen die 
Klimakrise bekämpfen.

(Martin Reichardt [AfD]: Damit Ihnen nicht zu 
warm wird!)

Deswegen führen wir zum Beispiel eine gerechte CO2- 
Bepreisung ein, nehmen Vermieter in die Pflicht und ent-
lasten Mieter/-innen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollegin?

Hanna Steinmüller (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ja?

Vizepräsidentin Petra Pau:
Gestatten Sie eine Frage oder Bemerkung aus der AfD- 

Fraktion?

Hanna Steinmüller (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Auf gar keinen Fall.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN und des Abg. Dr. Jan- 
Marco Luczak [CDU/CSU])

Nach diesem Antrag ist wirklich nichts zu erwarten.
Wir haben im Entwurf für die Anpassung des Wohn-

gelds, die bald kommen wird, eine Heizkostenkomponen-
te. Vor allen Dingen haben wir einen Turbo für erneuer-
bare Energien gezündet, damit wir Energie günstig 
bereitstellen.

(Martin Reichardt [AfD]: Turbo? Ist der kli-
maneutral?)

Das alles sind Lösungsvorschläge für die multiplen Kri-
sen, in denen wir gerade stecken. Daran arbeiten wir ganz 
konkret im Hier und Jetzt.

Und was machen Sie? Sie spalten,
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(Martin Reichardt [AfD]: Sie haben „Hass und 
Hetze“ vergessen!)

Sie spielen mit den Ängsten der Menschen, Sie ver-
suchen, verschiedene Krisen gegeneinander auszuspie-
len.

(Martin Reichardt [AfD]: Nein! Sie sind die 
Krise! – Gegenruf vom BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: Populisten sind es!)

Wir leben aber in einer Zeit, in der es notwendig ist, 
Antworten auf verschiedene Krisen gleichzeitig zu ge-
ben. Das sind wir den Bürgerinnen und Bürgern in die-
sem Land schuldig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP – Martin Reichardt 
[AfD]: Ich habe in Ihrer Rede gar keine Ant-
wort gehört!])

Wir leben in einer Zeit, die Solidarität erfordert und keine 
Spaltung.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

bei der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich hatte mich schon zur Qualität von Zwischenrufen 

geäußert. Ich mache nur darauf aufmerksam, dass es 
möglich sein muss, dass die Rednerinnen und Redner 
hier auch reden können. Und falls es Ihnen entgangen 
ist: Es wird im Moment über Ihren Antrag debattiert.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Das Wort hat der Kollege Hagen Reinhold für die FDP- 
Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Hagen Reinhold (FDP):
Sehr geehrte Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen 

und Herren! Ich starte mit einem Dank: Wir beraten ja 
abends oft AfD-Anträge, deren Spannungsbogen vom 
stundenlangen Zugucken beim Rasenmähen übertroffen 
wird. Dieser ist mal munter, dafür erst mal schönen Dank. 
Die Debatte gefällt mir bis hierher sehr gut.

Was aber sagt der vorliegende Antrag? Wir sollen fest-
stellen, dass die Bundesregierung eine ideologische Aus-
richtung aufs Klima hat. Schon damit ist der Antrag nicht 
zustimmungsfähig – die Bundesregierung hat nämlich 
gesunden Menschenverstand.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Lachen bei Abgeordneten der AfD)

Ich könnte an dieser Stelle eigentlich schon aufhören; ich 
mache trotzdem ein bisschen weiter.

Wir sollen weiterhin feststellen, dass die Bundesregie-
rung den Wohnungsmarkt mittels der Energiewende ver-
teuert. Nun baue ich seit 25 Jahren selber Gebäude und 

weiß, warum die Gebäude im Laufe der Jahre teurer 
geworden sind: zum Beispiel, weil es immer bessere 
Technologien gibt, die wir in Gebäuden einsetzen. Fan-
gen wir damit an, dass von Gebäudeleittechnik vor zehn 
Jahren noch kein Mensch gesprochen hat. Mit dieser 
Technik steuern wir heutzutage über Apps die Energie, 
schalten an, wenn wir Energie brauchen, schalten ab, 
wenn wir sie nicht brauchen. Damit senken wir Energie-
kosten während des Lebenszyklus des Gebäudes. Des-
halb schauen Leute mit gesundem Menschenverstand 
auf den Bau, den Betrieb und den Abriss von Gebäuden 
und behalten den Lebenszyklus im Blick – Ideologen 
schauen nur auf einen Teil und verteufeln ihn als zu teuer.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Gebäude werden teurer, weil wir moderne Baustoffe 
verwenden, aber auch weil wir einen Arbeitskräfteman-
gel haben. Auch da gibt es schöne Beispiele: Der Ideo-
loge würde jetzt sagen: Grenzen zu! – Jemand mit gesun-
dem Menschenverstand würde sagen: Wir beheben das 
Problem, indem wir die Grenzen aufmachen und Fach-
kräfte ins Land lassen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir sollen feststellen, dass der Anstieg der Energie-
preise durch die Entlastungspakete der Bundesregierung 
nicht komplett kompensiert wird, sondern nur zu einem 
Teil. Ja, richtig. Der Ideologe würde versuchen, ihn ganz 
zu decken. Jemand mit gesundem Menschenverstand sagt 
sich in dieser Zeit: Erstens. Wir kompensieren nicht den 
kompletten Anstieg der Energiepreise, weil wir gerade 
erreichen müssen, dass die Leute Energie sparen, da wir 
sonst nicht durch diesen und den nächsten Winter kom-
men; das leuchtet eigentlich ein. Zweitens. Wir können 
gar nicht den kompletten Preisanstieg kompensieren, 
weil jeder weiß, dass wir Preise wie 2017, 2018 und 
2019 nie wieder erleben werden. Vielmehr werden die 
Preise der Zukunft, zumindest so lange, bis wir komplett 
auf Erneuerbare umgestiegen sind, relativ teuer sein – 
danach wird es wieder anders werden.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir sollen feststellen, dass es keinen Heizkosten-
zuschuss gibt. Super, dafür gibt es die Mediathek des 
Bundestages, siehe Debatte zu TOP 9 heute, Beginn 
12.01 Uhr; da haben wir die Heizkostenpauschale im 
Wohngeld eingeführt. – Sache erledigt.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Gesetze zu CO2-Preisen sollen wir abschaffen. Ich 
sage als Liberaler weiterhin: Das ETS ist die einzige 
Möglichkeit, wie wir die Ziele von Paris jemals erreichen 
werden; indem wir nämlich die Anzahl der Zertifikate 
nach und nach absenken. Auch das zeugt von gesundem 
Menschenverstand.
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Genauso ist es, wenn man auf die europäischen Vor-
gaben hört. Die sagen: Die Umsatzsteuer auf alles ab-
schaffen geht nicht, aber sie auf ein gesundes Niveau 
senken, das geht sehr wohl. Jemand mit gesundem Men-
schenverstand senkt zum Beispiel die Umsatzsteuer auf 
Gas von 19 auf 7 Prozent, der Ideologe schreit laut he-
rum.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und weil wir noch Zeit haben ein letztes Beispiel – ich 
meine, das schlägt dem Fass fast den Boden aus –: Eine 
Pipeline, die einem russischen Staatskonzern gehört – 
leider sind auch ein paar Anteile von deutschen Firmen 
dabei –, soll jetzt von der Bundesregierung, also mit 
Steuergeld, repariert werden; das steht in dem Antrag. 
Also, wir sollen jetzt für einen russischen Staatskonzern 
die Leitung reparieren? Ich finde, da zeigt sich wirklich 
die Ideologie dieses ganzen Antrags.

Als letztem Redner bleibt mir nur, allen mit gesundem 
Menschenverstand in diesem Haus einen wunderbaren 
guten Abend zu wünschen und den Ideologen zu sagen: 
Gute Nacht!

(Anhaltender Beifall bei der FDP, der SPD und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Karsten 
Hilse [AfD]: Die Pipeline gehört nicht dem 
russischen Staat!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Der Kollege Michael Kießling gibt für die CDU/CSU- 

Fraktion seine Rede zu Protokoll. Ebenso hält es die 
Kollegin Franziska Mascheck für die SPD-Fraktion.1)

Ich unterbreche mich kurz selbst. Sollte dieses Foto, 
welches gerade entstanden ist, im Nachgang irgendwo 
auftauchen, behalte ich mir entsprechende Maßnahmen 
vor.

(Beatrix von Storch [AfD]: Er hat ein Selfie 
gemacht!)

– Es ist nach wie vor so, dass wir im Plenarsaal nicht
fotografieren.

Jetzt kommen wir wieder zurück zum weiteren Ver-
lauf. Ich schließe die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 20/3945 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann 
verfahren wir wie vorgeschlagen.

Wir sind damit am Schluss unserer heutigen Tagesord-
nung.

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages auf morgen, Freitag, den 14. Oktober 2022, 9 Uhr, 
ein. 

Ich wünsche Ihnen alles Gute bis dahin. Die Sitzung ist 
geschlossen.

(Schluss: 22.37 Uhr)

1) Anlage 9
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Anlagen zum Stenografischen Bericht  

Anlage 1 

Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Bachmann, Carolin AfD

Badum, Lisa BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Bauer, Nicole   
(aufgrund gesetzlichen Mutterschutzes)

FDP

Beck, Katharina BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Benner, Lukas BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Beyer, Peter CDU/CSU

Brand (Fulda), Michael CDU/CSU

Brandenburg (Rhein- 
Neckar), Dr. Jens

FDP

Brehm, Sebastian CDU/CSU

Bünger, Clara DIE LINKE

Bury, Yannick CDU/CSU

Buschmann, Dr. Marco FDP

Cotar, Joana AfD

Czaja, Mario CDU/CSU

Daldrup, Bernhard SPD

Dietz, Thomas AfD

Durz, Hansjörg CDU/CSU

Edelhäußer, Ralph CDU/CSU

Ferschl, Susanne DIE LINKE

Funke-Kaiser, Maximilian FDP

Gebhart, Dr. Thomas CDU/CSU

Gohlke, Nicole DIE LINKE

Grund, Manfred CDU/CSU

Grützmacher, Sabine BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Heiligenstadt, Frauke SPD

Henneberger, Kathrin BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Hess, Martin AfD

Abgeordnete(r)

Hoffmann, Dr. Christoph FDP

Hönel, Bruno BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Janich, Steffen AfD

Karliczek, Anja CDU/CSU

Katzmarek, Gabriele SPD

Klein-Schmeink, Maria BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Koß, Simona SPD

Kotré, Steffen AfD

Kuban, Tilman CDU/CSU

Lang, Ricarda BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Lechte, Ulrich FDP

Lindner, Christian FDP

Mann, Holger SPD

Mayer, Zoe BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Metzler, Jan CDU/CSU

Miazga, Corinna AfD

Möhring, Cornelia DIE LINKE

Mordhorst, Maximilian FDP

Müller (Erlangen), Stefan CDU/CSU

Müller, Claudia BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Naujok, Edgar AfD

Nicolaisen, Petra CDU/CSU

Otte, Karoline BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Pellmann, Sören DIE LINKE

Rachel, Thomas CDU/CSU

Roth (Heringen), Michael SPD

Rouenhoff, Stefan CDU/CSU

Schäuble, Dr. Wolfgang CDU/CSU
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Abgeordnete(r)

Schön, Nadine CDU/CSU

Schröder, Christina- 
Johanne

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Schulze, Svenja SPD

Steffen, Dr. Till BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Stefinger, Dr. Wolfgang CDU/CSU

Stöcker, Diana CDU/CSU

Storjohann, Gero CDU/CSU

Träger, Carsten SPD

Wadephul, Dr. Johann 
David

CDU/CSU

Wegge, Carmen SPD

Wegling, Melanie   
(aufgrund gesetzlichen Mutterschutzes)

SPD

Weyel, Dr. Harald AfD

Witt, Uwe fraktionslos

Wundrak, Joachim AfD

Anlage 2 

Erklärung nach § 31 GO
des Abgeordneten Stefan Seidler (fraktionslos) zu 
der namentlichen Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses für Klimaschutz und 

Energie zu dem Antrag der Abgeordneten Amira 
Mohamed Ali, Dr. Gesine Lötzsch, Gökay Akbulut, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE 
LINKE: Strom- und Gassperren verbieten

(Tagesordnungspunkt 17 a)

Der völkerrechtswidrige Krieg in der Ukraine und die 
daraus resultierende Energiepreiskrise bringt viele Bür-
gerinnen und Bürger in unserem Land in erhebliche fi-
nanzielle Probleme. Der SSW fordert seit Längerem die 
finanzielle Entlastung der Verbraucherinnen und Ver-
braucher bei den Energiepreisen, unter anderem durch 
Preissenkungen regional produzierter grüner Energie 
oder genossenschaftliche Bürger/-innenenergie-Konzep-
te. Neben einer preisgünstigen Energiegrundversorgung 
müssen wir Strom- und Gassperren nachhaltig verhin-
dern.

Deshalb unterstütze ich diesen Antrag und lehne die 
Beschlussvorlage ab.

Anlage 3 

Erklärung nach § 31 GO

des Abgeordneten Lars Lindemann (FDP) zu der 
namentlichen Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses für Klimaschutz und 
Energie zu dem Antrag der Abgeordneten Amira 
Mohamed Ali, Dr. Gesine Lötzsch, Gökay Akbulut, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE 
LINKE: Strom- und Gassperren verbieten

(Tagesordnungspunkt 17 a)

Ich habe versehentlich mit Nein gestimmt. Mein Vo-
tum lautet Ja.

Anlage 4 

Ergebnisse und Namensverzeichnis
der Mitglieder des Deutschen Bundestages, die an der Wahl eines Mitglieds des Gremiums gemäß § 3 des 
Bundesschuldenwesengesetzes und an der Wahl von Mitgliedern des Gremiums gemäß § 5 Absatz 4 des 
Bundeswehrfinanzierungs- und sondervermögensgesetzes teilgenommen haben
(Tagesordnungspunkte 11 c bis e)

Abgegebene Stimmkarten: 640 

Abgeordnete Jastimmen* Neinstimmen Enthaltungen Ungültige Stimmen

Kathrin Michel 496 107 37 –

Abgeordnete/r Jastimmen* Neinstimmen Enthaltungen Ungültige Stimmen

Dr. Michael Espendiller 90 518 23 9

Dr. Gesine Lötzsch 366 225 45 4

* Zur Wahl sind mindestens 369 Jastimmen erforderlich.
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SPD
Adis Ahmetovic
Reem Alabali-Radovan
Dagmar Andres
Niels Annen
Johannes Arlt
Heike Baehrens
Ulrike Bahr
Daniel Baldy
Nezahat Baradari
Sören Bartol
Bärbel Bas
Dr. Holger Becker
Jürgen Berghahn
Bengt Bergt
Leni Breymaier
Katrin Budde
Isabel Cademartori Dujisin
Dr. Lars Castellucci
Jürgen Coße
Dr. Daniela De Ridder
Hakan Demir
Dr. Karamba Diaby
Martin Diedenhofen
Jan Dieren
Esther Dilcher
Sabine Dittmar
Felix Döring
Falko Droßmann
Axel Echeverria
Sonja Eichwede
Dr. Wiebke Esdar
Saskia Esken
Ariane Fäscher
Dr. Johannes Fechner
Sebastian Fiedler
Dr. Edgar Franke
Fabian Funke
Manuel Gava
Michael Gerdes
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Timon Gremmels
Kerstin Griese
Uli Grötsch
Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Dirk Heidenblut
Hubertus Heil (Peine)
Gabriela Heinrich
Wolfgang Hellmich
Anke Hennig
Nadine Heselhaus
Thomas Hitschler
Jasmina Hostert
Verena Hubertz
Markus Hümpfer
Frank Junge
Josip Juratovic
Oliver Kaczmarek
Elisabeth Kaiser
Macit Karaahmetoğlu

Carlos Kasper
Anna Kassautzki
Dr. Franziska Kersten
Cansel Kiziltepe
Helmut Kleebank
Dr. Kristian Klinck
Lars Klingbeil
Annika Klose
Tim Klüssendorf
Dr. Bärbel Kofler
Anette Kramme
Dunja Kreiser
Martin Kröber
Kevin Kühnert
Sarah Lahrkamp
Andreas Larem
Dr. Karl Lauterbach
Sylvia Lehmann
Kevin Leiser
Luiza Licina-Bode
Esra Limbacher
Helge Lindh
Bettina Lugk
Heiko Maas
Dr. Tanja Machalet
Isabel Mackensen-Geis
Erik von Malottki
Kaweh Mansoori
Dr. Zanda Martens
Dorothee Martin
Parsa Marvi
Franziska Mascheck
Katja Mast
Andreas Mehltretter
Takis Mehmet Ali
Robin Mesarosch
Kathrin Michel
Dr. Matthias Miersch
Matthias David Mieves
Susanne Mittag
Claudia Moll
Siemtje Möller
Bettina Müller
Michael Müller
Detlef Müller (Chemnitz)
Michelle Müntefering
Dr. Rolf Mützenich
Rasha Nasr
Brian Nickholz
Dietmar Nietan
Jörg Nürnberger
Josephine Ortleb
Mahmut Özdemir 

(Duisburg)
Aydan Özoğuz
Dr. Christos Pantazis
Wiebke Papenbrock
Mathias Papendieck
Natalie Pawlik
Jens Peick
Christian Petry
Dr. Andreas Philippi
Jan Plobner
Sabine Poschmann

Achim Post (Minden)
Andreas Rimkus
Daniel Rinkert
Sönke Rix
Dennis Rohde
Sebastian Roloff
Dr. Martin Rosemann
Jessica Rosenthal
Dr. Thorsten Rudolph
Tina Rudolph
Bernd Rützel
Sarah Ryglewski
Johann Saathoff
Ingo Schäfer
Axel Schäfer (Bochum)
Rebecca Schamber
Johannes Schätzl
Dr. Nina Scheer
Marianne Schieder
Udo Schiefner
Peggy Schierenbeck
Timo Schisanowski
Christoph Schmid
Dr. Nils Schmid
Uwe Schmidt
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Daniel Schneider
Carsten Schneider (Erfurt)
Olaf Scholz
Johannes Schraps
Christian Schreider
Michael Schrodi
Stefan Schwartze
Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr-Sutter
Dr. Lina Seitzl
Svenja Stadler
Martina Stamm-Fibich
Dr. Ralf Stegner
Mathias Stein
Nadja Sthamer
Ruppert Stüwe
Claudia Tausend
Michael Thews
Markus Töns
Anja Troff-Schaffarzyk
Derya Türk-Nachbaur
Frank Ullrich
Marja-Liisa Völlers
Dirk Vöpel
Dr. Carolin Wagner
Maja Wallstein
Hannes Walter
Dr. Joe Weingarten
Lena Werner
Bernd Westphal
Dirk Wiese
Dr. Herbert Wollmann
Gülistan Yüksel
Stefan Zierke
Dr. Jens Zimmermann
Katrin Zschau

CDU/CSU
Knut Abraham
Stephan Albani
Norbert Maria 

Altenkamp
Philipp Amthor
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Dr. André Berghegger
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Simone Borchardt
Dr. Reinhard Brandl
Dr. Helge Braun
Silvia Breher
Heike Brehmer
Michael Breilmann
Ralph Brinkhaus
Dr. Carsten Brodesser
Dr. Marlon Bröhr
Gitta Connemann
Astrid Damerow
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Alexander Engelhard
Martina Englhardt-Kopf
Thomas Erndl
Hermann Färber
Uwe Feiler
Enak Ferlemann
Thorsten Frei
Dr. Hans-Peter Friedrich 

(Hof)
Michael Frieser
Ingo Gädechens
Dr. Jonas Geissler
Fabian Gramling
Dr. Ingeborg Gräßle
Hermann Gröhe
Michael Grosse-Brömer
Markus Grübel
Oliver Grundmann
Monika Grütters
Serap Güler
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Dr. Stefan Heck
Mechthild Heil
Thomas Heilmann
Mark Helfrich
Michael Hennrich
Marc Henrichmann
Ansgar Heveling
Susanne Hierl
Christian Hirte
Alexander Hoffmann
Dr. Hendrik 

Hoppenstedt
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Franziska Hoppermann
Hubert Hüppe
Erich Irlstorfer
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Thomas Jarzombek
Andreas Jung
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Dr. Georg Kippels
Dr. Ottilie Klein
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Jens Koeppen
Anne König
Markus Koob
Carsten Körber
Gunther Krichbaum
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Ulrich Lange
Armin Laschet
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Jens Lehmann
Paul Lehrieder
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Dr. Andreas Lenz
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Bernhard Loos
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Klaus Mack
Yvonne Magwas
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Volker Mayer-Lay
Dr. Michael Meister
Friedrich Merz
Dr. Mathias Middelberg
Dietrich Monstadt
Maximilian Mörseburg
Axel Müller
Florian Müller
Sepp Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Dr. Stefan Nacke
Wilfried Oellers
Moritz Oppelt
Florian Oßner
Josef Oster
Henning Otte
Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Dr. Martin Plum
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
Henning Rehbaum
Dr. Markus Reichel
Josef Rief
Lars Rohwer

Dr. Norbert Röttgen
Thomas Röwekamp
Erwin Rüddel
Albert Rupprecht
Catarina dos Santos-Wintz
Dr. Christiane Schenderlein
Andreas Scheuer
Jana Schimke
Patrick Schnieder
Felix Schreiner
Armin Schwarz
Detlef Seif
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Jens Spahn
Katrin Staffler
Albert Stegemann
Johannes Steiniger
Christian Freiherr von 

Stetten
Dieter Stier
Stephan Stracke
Max Straubinger
Christina Stumpp
Dr. Hermann-Josef Tebroke
Hans-Jürgen Thies
Alexander Throm
Antje Tillmann
Markus Uhl
Dr. Volker Ullrich
Kerstin Vieregge
Dr. Oliver Vogt
Christoph de Vries
Marco Wanderwitz
Nina Warken
Dr. Anja Weisgerber
Maria-Lena Weiss
Sabine Weiss (Wesel I)
Kai Whittaker
Annette Widmann-Mauz
Dr. Klaus Wiener
Klaus-Peter Willsch
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Daniela Kluckert
Pascal Kober
Dr. Lukas Köhler
Carina Konrad
Michael Kruse
Wolfgang Kubicki
Konstantin Kuhle
Alexander Graf Lambsdorff
Jürgen Lenders
Dr. Thorsten Lieb
Lars Lindemann
Oliver Luksic
Kristine Lütke
Till Mansmann
Christoph Meyer
Alexander Müller
Frank Müller-Rosentritt
Claudia Raffelhüschen
Dr. Volker Redder
Hagen Reinhold
Bernd Reuther
Christian Sauter
Frank Schäffler
Ria Schröder
Anja Schulz
Matthias Seestern-Pauly
Dr. Stephan Seiter
Rainer Semet
Judith Skudelny
Bettina Stark-Watzinger
Konrad Stockmeier
Dr. Marie-Agnes Strack- 

Zimmermann
Benjamin Strasser
Linda Teuteberg

Jens Teutrine
Michael Theurer
Stephan Thomae
Nico Tippelt
Manfred Todtenhausen
Dr. Florian Toncar
Dr. Andrew Ullmann
Gerald Ullrich
Sandra Weeser
Nicole Westig

AfD
Dr. Christina Baum
Dr. Bernd Baumann
Roger Beckamp
Marc Bernhard
Andreas Bleck
René Bochmann
Peter Boehringer
Gereon Bollmann
Dirk Brandes
Stephan Brandner
Jürgen Braun
Marcus Bühl
Tino Chrupalla
Dr. Gottfried Curio
Thomas Ehrhorn
Dr. Michael Espendiller
Peter Felser
Dietmar Friedhoff
Dr. Götz Frömming
Dr. Alexander Gauland
Albrecht Glaser
Hannes Gnauck
Mariana Iris Harder-Kühnel
Jochen Haug
Leif-Erik Holm
Gerrit Huy
Fabian Jacobi
Dr. Marc Jongen
Dr. Malte Kaufmann

Dr. Michael Kaufmann
Stefan Keuter
Norbert Kleinwächter
Enrico Komning
Jörn König
Dr. Rainer Kraft
Barbara Lenk
Rüdiger Lucassen
Mike Moncsek
Matthias Moosdorf
Sebastian Münzenmaier
Jan Ralf Nolte
Gerold Otten
Tobias Matthias Peterka
Jürgen Pohl
Stephan Protschka
Martin Reichardt
Martin Erwin Renner
Frank Rinck
Bernd Schattner
Ulrike Schielke-Ziesing
Eugen Schmidt
Jan Wenzel Schmidt
Jörg Schneider
Uwe Schulz
Thomas Seitz
Martin Sichert
Dr. Dirk Spaniel
René Springer
Klaus Stöber
Beatrix von Storch
Dr. Alice Weidel
Wolfgang Wiehle
Dr. Christian Wirth
Joachim Wundrak
Kay-Uwe Ziegler

DIE LINKE
Gökay Akbulut
Ali Al-Dailami
Dr. Dietmar Bartsch

Matthias W. Birkwald
Anke Domscheit-Berg
Klaus Ernst
Susanne Ferschl
Christian Görke
Ates Gürpinar
Dr. Gregor Gysi
Dr. André Hahn
Susanne Hennig- 

Wellsow
Andrej Hunko
Jan Korte
Ina Latendorf
Caren Lay
Ralph Lenkert
Christian Leye
Dr. Gesine Lötzsch
Thomas Lutze
Pascal Meiser
Amira Mohamed Ali
Zaklin Nastic
Petra Pau
Victor Perli
Heidi Reichinnek
Martina Renner
Bernd Riexinger
Dr. Petra Sitte
Jessica Tatti
Alexander Ulrich
Kathrin Vogler
Dr. Sahra Wagenknecht
Janine Wissler

Fraktionslos
Robert Farle
Matthias Helferich
Stefan Seidler

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben, 
sind in der Liste der entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Anlage 5 

Zu Protokoll gegebene Rede

zur Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung 
des Energiesteuer- und des Stromsteuergesetzes zur 
Verlängerung des sogenannten Spitzenausgleichs

(Tagesordnungspunkt 18)

Timon Gremmels (SPD): Die energiepreisgetriebene 
Inflation erreicht in Europa schwindelerregende Höhen. 
Besonders in Deutschland leiden die Bürgerinnen und 
Bürger sowie die Unternehmen unter einer Teuerungs-
rate, die mittlerweile im zweistelligen Bereich liegt. Die 
Gründe dafür sind bekannt; ich möchte mich hier nicht 

wiederholen. Gerne möchte ich jedoch erneut darauf hin-
weisen, dass wir beim Ausbau der erneuerbaren Energien 
schon hätten weiter sein können. Das bis Ende 2021 uni-
onsgeführte Wirtschaftsministerium hat die Energie-
wende verschlafen, und wir tragen nun die Konsequen-
zen.

So sehr wir nun alle Anstrengungen auf den beschleu-
nigten Ausbau der erneuerbaren Energien richten müs-
sen: Wir dürfen die Menschen im Land nicht überlasten. – 
Bereits in meinen acht Jahren als Landtagsabgeordneter 
und nun schon in der zweiten Legislaturperiode im Bun-
destag bin ich als Energiepolitiker stets mit voller Über-
zeugung für die erneuerbaren Energien eingetreten. 
Trotzdem werden wir kurzfristig und übergangsweise 
fossile Alternativen zum russischen Erdgas benötigen.
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Die Förderung und der Import von Flüssiggas sind 
allerdings deutlich aufwendiger und damit teurer. Nicht 
zuletzt durch Spekulation am Markt sind die Preise in den 
letzten Monaten in ungekannte Sphären geschnellt. Si-
cherlich wird sich das Preisniveau in den kommenden 
Jahren wieder weiter unten einpendeln. Aber besonders 
in diesem und dem nächsten Winter stehen wir vor einer 
großen Herausforderung.

Damit möchte ich zurückkommen auf das Gesetz zur 
Änderung des Energiesteuer- und des Stromsteuergeset-
zes. Die Ampelkoalition will mit diesem Gesetz errei-
chen, dass die Unternehmen des produzierenden Ge-
werbes auch im kommenden Jahr 2023 von einer 
Steuerentlastung auf Energie- und Stromverbräuche pro-
fitieren. In diesen Zeiten ist das ein wertvolles Signal an 
die Wirtschaft.

Ohne Zweifel ist konstruktive Kritik am Gesetzent-
wurf angebracht. Wir müssen konstatieren, dass die Ziele 
des sogenannten Spitzenausgleichs seit Jahren übererfüllt 
werden. Der Spitzenausgleich scheint also an Lenkungs-
wirkung eingebüßt zu haben. Das Umweltbundesamt 
empfiehlt, die Steuersenkung abzuschaffen, bezeichnet 
sie gar als umweltschädliche Subvention.

Darüber hinaus bin auch ich persönlich der Ansicht, 
dass die Einteilung des Begünstigtenkreises rein auf 
Grundlage der Definition der Unternehmen des produzie-
renden Gewerbes nicht der beste Weg ist. So werden bei-
spielsweise auch Unternehmen der Elektrizitätsversor-
gung subventioniert, obwohl diese zuweilen durch die 
aktuell hohen Preise riesige Gewinnmargen erzielen.

Trotz der angebrachten Kritik: Es ist richtig, den Spit-
zenausgleich bis 31. Dezember 2023 zu verlängern. Die 
Kosten von rund 1,7 Milliarden Euro sind gut investiert, 
um die Preissteigerung zu dämpfen, der Inflation ent-
gegenzuwirken und auch die Wettbewerbsfähigkeit des 
produzierenden Gewerbes in Deutschland zu erhalten. 
Immerhin sprechen wir von circa 9 000 Unternehmen 
mit über einer Million Beschäftigten.

Machen wir uns nichts vor: Andere europäische Län-
der investieren prozentual, gemessen am Bruttoinlands-
produkt, noch mehr Geld in ihre heimische Wirtschaft. So 
hat beispielsweise Frankreich es geschafft, die Inflation 
deutlich niedriger zu halten. Auch wir in Deutschland 
müssen den Menschen das Signal geben, dass wir sie 
nicht alleine lassen und dass die Politik für einen sicheren 
und bezahlbaren Fahrplan durch die kalten Monate sorgt.

Abschließend möchte ich noch einen Wunsch für die 
Zukunft hinterlegen. Eine Reform des Energiesteuer- und 
des Stromsteuergesetzes bleibt angesichts der Krise, in 
der wir uns befinden, überfällig. Mit der Verlängerung 
des Spitzenausgleichs bis zum 31. Dezember 2023 schaf-
fen wir uns etwas Luft, aber wir müssen dringend den 
hinterlegten Mechanismus überarbeiten. Wir brauchen 
eine Klimagesetzgebung mit einer zukunftsorientieren 
und starken Lenkungswirkung. Dies wird nur funktionie-
ren, wenn wir bisher bestehende Sektorgrenzen über-
schreiten und das Energiesystem ganzheitlich denken.

Lassen Sie uns daran arbeiten, den Unternehmen so 
viel günstigen Grünstrom wie möglich zur Verfügung 
zu stellen und klare Anreize für Effizienzgewinne zu 

geben! Wenn wir die Betriebe gezielt dabei unterstützen, 
auf eine treibhausgasneutrale Produktion umzusteigen – 
und da bin ich sicher –, werden wir den Spagat schaffen, 
die Klimaziele einzuhalten und gleichzeitig mit Wumms 
aus der Krise herauszuwachsen.

Anlage 6 

Zu Protokoll gegebene Reden
zur Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung 
des Planungssicherstellungsgesetzes
(Tagesordnungspunkt 20)

Robin Mesarosch (SPD): Corona hat jede und jeden 
von uns eingeschränkt. Und auch wenn manche die Risi-
ken gerne herunterspielen: Corona bedeutet für zu viele 
von uns auch Long Covid, für manche und für zu viele 
sogar den Tod. Um langfristige gesundheitliche Ein-
schränkungen zu vermeiden, sofern möglich, müssen 
wir uns als Gesellschaft punktuell einschränken. Natür-
lich trägt niemand gerne eine FFP2-Maske, aber sie hilft 
eben.

In der Pandemie ist aber noch etwas passiert: Wir ha-
ben uns an die neue, nun notwendige Art, zu leben, an-
gepasst. Und dabei haben wir gelernt: Manche Dinge, die 
wir nun anders machen, sind sogar besser als vorher.

Ein Beispiel: Meine Fraktion hat schon vor Jahren ein 
Recht auf Homeoffice gefordert. Die Antwort nicht aller, 
aber doch vieler Arbeitgeber: Homeoffice, das geht 
nicht. – Dabei hatten Studien schon längst gezeigt, dass 
Homeoffice die Produktivität steigern kann, und es er-
möglicht gleichzeitig eine bessere Balance von Beruf 
und Privatleben. Trotzdem: Die CDU war auch gegen 
das Recht auf Homeoffice. Unser Vorschlag schaffte es 
nicht ins Gesetzblatt. In der Pandemie hat sich aber ge-
zeigt: Homeoffice geht! – Sich zu irren, liebe CDU, ist 
keine Schande. Wir lernen alle dazu.

Mit dem Planungssicherungsgesetz, über das wir heute 
diskutieren, ist es ähnlich. Dieses Gesetz mit dem um-
ständlichen Namen hat die alte Regierung in der Pande-
mie wegen der Pandemie beschlossen. In vielen Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren musste man zuvor 
noch persönlich bei der zuständigen Behörde vorstellig 
werden. Das wurde mit dem Planungssicherungsgesetz 
aufgehoben. Denn in einer Pandemie ist es eine gute Idee, 
vermeidbare Kontakte zu vermeiden.

Es ist aber auch sonst, ohne Pandemie, eine gute Idee, 
vermeidbare Behördengänge zu vermeiden. Das ist 
meine Botschaft heute. Wo persönliche Behördengänge 
vermeidbar sind, soll es auch jeder und jedem möglich 
sein, diese Behördengänge zu vermeiden und das ent-
sprechende Anliegen digital zu erledigen. Das ist keine 
Frage von Bequemlichkeit, zumindest nicht allein.

Es ist oft übrigens auch nichts Verwerfliches dabei, 
wenn man es sich leicht macht, gerade in einer Pandemie. 
Worauf ich aber hinauswill: Vermeidbare Behördengänge 
zu vermeiden, ist auch eine wirtschaftliche und eine ge-
sellschaftliche Frage. Unsere Unternehmen verlieren 
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jährlich Milliarden Euro für unnötige Behördengänge 
und umständliche analoge Verwaltungsverfahren. Und 
auch wir als Gesellschaft leiden unter diesen umständli-
chen analogen Verfahren, zum Beispiel, wenn es ewig 
dauert, bis wir eine Baugenehmigung bekommen oder 
ein Windkraftrad bauen können. Unsere Umständlichkeit 
bremst uns aus.

Diese großen Herausforderungen lösen wir nicht mit 
dem Planungssicherstellungsgesetz. Wir lösen sie mit di-
gitalen Identitäten, digitalen Registern und einem neuen 
Onlinezugangsgesetz. Aber im Planungssicherstellungs-
gesetz ist schon angelegt, was ich in meiner Rede be-
schrieben habe: Wir entschlacken die Verwaltung. Wir 
lassen weg, was nicht mehr nötig ist. – Das ist der richtige 
Weg.

Ich finde es richtig, dass die alte Bundesregierung das 
Planungssicherstellungsgesetz beschlossen hat, und ich 
finde es richtig, wenn wir es heute verlängern – ganz 
grundsätzlich und auch, weil Corona nach wie vor in 
dieser Welt ist und die Infektionszahlen wieder steigen.

Und weil ich das Gesetz auch ganz grundsätzlich rich-
tig finde, kann ich mir gut vorstellen, es auf Dauer zu 
verstetigen. Allerdings finde ich es ebenso richtig, dass 
die Bundesregierung das bisherige Gesetz zunächst eva-
luiert. Und so machen wir es: Wir verlängern heute das 
vorübergehende Gesetz und beraten 2023 über ein dauer-
haftes Gesetz. So schützen wir uns diesen Winter vor 
Corona, und so entschlacken wir unsere Verwaltung.

Ich bitte, diesen Antrag zu unterstützen.

Alexander Hoffmann (CDU/CSU): Zu fortgeschrit-
tener Stunde widmen wir uns dem Verwaltungsrecht. Für 
viele hier ist das wahrscheinlich ein leidiges Thema. Als 
Positives bleibt, dass wir uns hier heute mit einem Gesetz 
aus der Hand unserer Fraktion beschäftigen.

Das Planungssicherstellungsgesetz hat sich in den zu-
rückliegenden beiden Jahren als nützliches Instrument 
bei der Beschleunigung und Vereinfachung von Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren herausgestellt. Es 
bietet damit ein wunderbares Beispiel, wie wir als Ver-
waltungsstaat gestärkt aus der Pandemie hervorgehen 
könnten.

Nun sprechen wir hier jedoch nicht über die dauerhafte 
Überführung der geschaffenen Regelungen in die in § 1 
PlanSiG aufgeführten Gesetze. Das hat den einfachen 
Grund, dass die eingeführte Evaluationsphase durch die 
Regierungskoalition nicht zeitgerecht abgeschlossen 
werden konnte, wie es in der Gegenäußerung der Regie-
rung auf die Stellungnahme des Bundesrates zu lesen ist. 
In so vielen Feldern hat unsere Fraktion Ihnen Hand-
lungsweisungen gestellt, und der Stillstand in diesen Be-
langen ist bezeichnend.

Für die FDP war es vergangenes Jahr noch unvor-
stellbar, im Punkt Digitalisierung hinter das Niveau des 
Planungssicherstellungsgesetzes zurückzufallen. Es sei 
lediglich der Anfang, und die Digitalisierung der öffent-
lichen Verwaltung müsse weitergehen. Nun beschäftigen 
wir uns über ein Jahr später erneut mit diesem Thema, 
und Ihre Regierung schafft es nicht, auf der von uns 

geschaffenen Basis aufzubauen, sondern ruht sich durch 
eine Fristverlängerung auf dieser weiter aus. Das ist die 
Arbeitsweise der Ampel.

Auch die Zustimmung der Grünen erfreut sich in un-
serer Fraktion großer Verwunderung. So hatte der Kol-
lege Kühn bei der Debatte zur Verabschiedung des Ge-
setzes große Bedenken, ob die Bürgerbeteiligung erhalten 
und die Akzeptanz für Infrastrukturprojekte gesteigert 
werden könne. Diese geforderten Änderungen geraten 
aber offensichtlich – durch die Fristverlängerung einer 
unveränderten Rechtsnorm sichtbar – in den Hintergrund, 
sobald man die Regierung stellt. Das, was Sie da betrie-
ben haben, ist sachfremde Zweckopposition und stellt die 
berechtigte Frage in den Raum, ob Sie hier nach Fakten 
oder Ihrer Ideologie entscheiden.

Die Untätigkeit bei der Beschleunigung der Verwal-
tung, die Sie uns in der Regierung vorgeworfen haben, 
prägt Ihr aktuelles politisches Handeln. Fangen Sie end-
lich an, vor Ihrer eigenen Tür zu kehren!

Misbah Khan (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Mit 
dem Planungssicherstellungsgesetz vom 20. Mai 2020 
wurde sichergestellt, dass auch unter den erschwerten 
Bedingungen während der Covid-19-Pandemie Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren sowie besondere 
Entscheidungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung 
ordnungsgemäß durchgeführt werden können. Warum 
ist das so wichtig? – Die Pandemie war für uns alle ein 
schwerer Einschnitt: Gewohnte Abläufe waren nicht 
mehr möglich, Kontakte wurden auf ein Minimum be-
schränkt, und das tägliche Geschäftsleben wurde über-
wiegend ins Digitale verlegt.

Was im privatwirtschaftlichen Kontext einfach scheint, 
kann jedoch schnell zu rechtlichen Problemen führen, 
wenn die aktuelle Gesetzeslage nicht auf den neuen Ar-
beitsrahmen ausgelegt ist. Der Staat hat hier eine be-
sondere Verantwortung. So war es bis zur Pandemie bei 
Planungs- und Genehmigungsverfahren sowie beson-
deren Entscheidungsverfahren mit Öffentlichkeitsbe-
teiligung notwendig, dass Verfahrensbeteiligte physisch 
zusammentreffen, um beispielsweise an Terminen zur 
Bekanntmachung von Unterlagen oder Erörterungs-
terminen teilzunehmen. Das wurde durch das Planungs-
sicherstellungsgesetz geändert. Dadurch wurden 
formwahrende Alternativen geschaffen für die Verfah-
rensschritte, die bis dato in Präsenz abgehalten werden 
mussten. Dazu gehören Bekanntmachungen im Internet, 
Video- und Telefonkonferenzen sowie Onlinekonsulta-
tionen.

Unabhängig vom Infektionsrisiko durch solche Ter-
mine zeigt das mal wieder gut, wie rückständig wir in 
unseren Verwaltungen bisher gearbeitet haben. Der 
Mehrwert, dass diese Verfahrensschritte nun endlich on-
line durchgeführt werden können, ist offensichtlich. Da-
her sind wir der Meinung, dass der Verlängerung des 
Gesetzes im Grunde zugestimmt werden kann. Die rele-
vante Frage ist allerdings nicht das Ob, sondern das Wie.

Wie wir bereits in der letzten Wahlperiode durch An-
träge deutlich gemacht haben, ist es wichtig, Regelungen 
zur Digitalisierung der Öffentlichkeitsbeteiligung in den 
Planungs- und Genehmigungsverfahren so auszugestal-

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 60. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 13. Oktober 2022                                                                                                                                                                                               6827 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



ten, dass zum einen auch Personen ohne Internetzugang 
eine Beteiligung möglich ist und zum anderen auch dis-
kursive Formate fortbestehen, wie sie in analoger Form 
etwa die mündlichen Erörterungstermine bieten. Gerade 
das Modell der Onlinekonsultationen sollte hier noch mal 
genauer betrachtet werden, da bisher die analogen Dis-
kussionsmöglichkeiten nicht gänzlich durch Telefon- und 
Videokonferenzen ersetzt wurden.

Aus diesem Grund ist es wichtig, dass das Planungs-
sicherstellungsgesetz evaluiert wurde. Wenn wir jetzt das 
Gesetz um ein Jahr verlängern, werden wir diese Zeit 
nutzen, um die Evaluationsergebnisse zu analysieren 
und in ein ordentliches, zukunftsfähiges Ausschreibungs- 
und Planungsverfahren zu gießen. Das wäre ein wichtiger 
Schritt Richtung digitaler Verwaltung, die den Nutzen für 
Bürger/-innen in den Mittelpunkt stellt.

Konstantin Kuhle (FDP): Es ist gut und richtig, dass 
wir die Regelungen des Planungssicherstellungsgesetzes 
über den 31. Dezember dieses Jahres bis Ende 2023 ver-
längern wollen. Die Regelungen in dem Gesetz haben 
sich grundsätzlich bewährt.

Die Verlängerung um ein Jahr gibt uns als Gesetzgeber 
die Zeit, die eigentlich für heute angekündigte Evaluie-
rung des Deutschen Forschungsinstituts für öffentliche 
Verwaltung aus Speyer zu studieren und die richtigen 
Konsequenzen zu ziehen. In welcher Weise das am besten 
umzusetzen ist, werden wir in diesem Jahr erörtern. Vie-
les spricht dafür, die Regelungen des Planungssicherstel-
lungsgesetzes direkt in das Verwaltungsverfahrensgesetz 
zu übernehmen. Das sorgt auch systematisch wieder für 
Stringenz.

Der Bundesrat hat sich bereits positiv zu der Verlänge-
rung geäußert. Das freut mich sehr, müssen die Länder 
doch einen wesentlichen Teil der Regelungen bürgernah 
umsetzen. Ich freue mich auf den Austausch dazu mit den 
zuständigen Fachpolitikern aus den Ampelfraktionen und 
auch der Opposition.

Alternativen für Verfahrensschritte, Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren sowie in besonderen Entschei-
dungsverfahren gelten mit der Verlängerung des Gesetzes 
fort. Auf die physische Anwesenheit von Bürgern kann 
teilweise verzichtet werden. Digitale Lösungen helfen an 
dieser Stelle weiter.

Zwar waren die Umstände bei der Einführung des Ge-
setzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- 
und Genehmigungsverfahren während der Covid-19- 
Pandemie am 20. Mai 2020 andere, das bedeutet aber 
nicht, dass das Gesetz ohne das Vorhandensein einer Pan-
demielage an seiner Notwendigkeit eingebüßt hat. Es hat 
vielmehr gezeigt, dass es eben doch geht, Bürgerbetei-
ligung effizienter zu gestalten, ohne dabei an Rechtsstaat-
lichkeit einzubüßen.

So ist es beispielsweise ein richtiger Schritt, dass wir 
die sogenannte Onlinekonsultation fortführen. Dabei 
handelt es sich um einen Weg, der bei gleichem Betei-
ligungsniveau der Bürger die Bürgerbeteiligung schlicht 
effizienter macht. Und Effizienzgewinne in der Verwal-
tung sind dringend notwendig. Nur mit erheblichen Effi-
zienzsteigerungen lassen sich die großen Infrastruktur-

projekte der Zukunft angehen. Auf diese Weise kann 
das vorliegende Gesetz gleichsam als Blaupause für wei-
tere Verbesserungen fungieren.

Wohnraum, Projekte auf Basis erneuerbarer Energien 
und Energie- und Datennetze müssen erst geplant und 
genehmigt werden, bevor sie gebaut werden können. 
Wenn Planung und Genehmigung aber schon ein Jahr-
zehnt dauern, dann kann die Umsetzung noch so schnell 
gehen: Das Projekt wird bei seiner Realisierung nicht 
mehr auf der Höhe der Zeit sein.

Die letzten Jahre haben gezeigt, dass wir bei der Um-
setzung leider auch nicht die schnellsten sind. Aus die-
sem Grund bin ich froh, dass die Ampelfraktionen bei 
dem Bau der LNG-Terminals zügig gehandelt haben 
und hier große Fortschritte zu verzeichnen sind. Und 
deswegen können die Regelungen im Planungssicherstel-
lungsgesetz nur der Anfang sein.

Ich bin dem Justizministerium für seine Initiative zur 
Planungsbeschleunigung im Verwaltungsprozessrecht 
aus diesem Sommer dankbar. Sie zeigt uns, wie einfach 
es doch sein kann, Beschleunigungseffekte zu erzielen 
und dabei rechtsstaatliche Prinzipien zu wahren. Die Ini-
tiative macht deutlich: Die Bundesregierung arbeitet ge-
schlossen daran, dass ein zentrales Projekt der Koalition, 
nämlich eine grundlegende Beschleunigung von Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren, umgesetzt wird.

Im Koalitionsvertrag steht: „Die digitalen Möglichkei-
ten des Planungssicherstellungsgesetzes werden wir 
nahtlos fortsetzen …“. – Für mich bedeutet das, dass 
wir im Hinblick auf alle Infrastrukturprojekte Beschleu-
nigungseffekte nachhaltig regeln und erzielen wollen; 
denn so sieht es das Planungssicherstellungsgesetz, Stand 
heute, ja auch vor.

Ich werbe für eine zügige Beratung des vorliegenden 
Gesetzentwurfs.

Ralph Lenkert (DIE LINKE): Die lange Dauer von 
Infrastrukturprojekten liegt erstens an fehlendem Mate-
rial, zweitens an fehlenden Kapazitäten, drittens an feh-
lenden Fachkräften und, ja, viertens auch an langen 
Planungs- und Genehmigungsverfahren. Bei der Be-
schleunigung von Infrastrukturprojekten fixieren sich 
Ampel und Union nur auf kürzere Planungen durch Ein-
schränkungen bei Beteiligungs- und Einspruchsmöglich-
keiten für Bürgerinnen und Bürger.

In einer demokratischen Gesellschaft sind Öffentlich-
keitsbeteiligung und Umweltschutz unverzichtbar. Wenn 
Öffentlichkeitsbeteiligung erschwert wird, wird jede Pla-
nung autoritärer, geht Akzeptanz verloren und werden 
sogar verfassungsmäßige Rechte eingeschränkt. Wenn 
am Umweltschutz gekürzt wird, leiden Natur und Ge-
sundheit.

Die strategische Umweltprüfung in den Planfeststel-
lungsverfahren gibt es nicht grundlos. Es ist der falsche 
Weg, Öffentlichkeitsbeteiligung und Umweltschutz aus-
zubremsen, um Infrastruktur schneller bauen zu können. 
Das ist aber genau das, worauf sich diverse Planungs-
beschleunigungsgesetze seit Jahren einseitig beschrän-
ken. Dass Planungen so lange dauern, liegt aber auch 
daran, dass über Jahre hinweg die Verwaltungen derma-
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ßen kaputtgespart worden sind, dass Genehmigungen gar 
nicht schneller ausgestellt werden können, weil die zu-
ständigen Behörden komplett überlastet sind.

Mit dem Planungssicherstellungsgesetz wurden vor 
allem Aspekte der Öffentlichkeitsbeteiligung einge-
schränkt. Diese Einschränkungen sollten für die akute 
pandemische Lage gelten. Die Linke hat bereits bei der 
Einführung dieses Gesetzes davor gewarnt, dass man Jahr 
für Jahr dieses Gesetz einfach verlängern wird und man 
somit de facto eine dauerhafte Einschränkung der regu-
lären Planfeststellungsverfahren erreichen will. Genau 
das geschieht jetzt.

Es ist doch niemandem zu erklären, weshalb Menschen 
sich zum Teil stehend und dicht gedrängt in völlig über-
füllten Zügen der Deutschen Bahn drängen müssen und 
in Flugzeugen sogar die Maskenpflicht abgeschafft wur-
de, während wir gleichzeitig solch elementar wichtigen 
Planungsschritte wie Antragskonferenzen nicht regulär 
durchführen sollen. Wenn gleiches Recht für alle gilt, 
dann wird das Reisen mit dem Flugzeug ohne Maske 
anscheinend als wichtiger eingestuft als das demokrati-
sche Grundrecht auf eine ordentliche Mitbestimmung der 
Öffentlichkeit bei der Planung von Straßen, Stromtras-
sen, Industrieanlagen und Genversuchsfeldern.

So geht das nicht. Die Linke fordert, dass wir endlich 
zu einer intakten und arbeitsfähigen Verwaltung zurück-
kehren, die auch in der Lage ist, Planungsunterlagen auf 
ihre Umweltverträglichkeit zügig, aber mit der ausrei-
chenden Sorgfalt zu prüfen. Die Einschränkungen der 
Öffentlichkeitsbeteiligungen müssen zurückgenommen 
werden. Präsenztermine können unter Einhaltung der Hy-
gienemaßnahmen ohne Weiteres wieder stattfinden und 
zusätzlich hybrid angeboten werden. Für eine Verlänge-
rung des Gesetzes in dieser Form besteht kein Grund.

Anlage 7 

Zu Protokoll gegebene Rede
zur Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend zu dem Antrag der Fraktion 
der CDU/CSU: Alleinerziehende in der aktuellen 
hohen Inflation nicht allein lassen
(Tagesordnungspunkt 4)

Nina Stahr (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): In der 
letzten Debatte zu diesem Thema haben viele von uns, 
auch ich, darauf hingewiesen, wie viel Alleinerziehende 
leisten, wie schwer es ist, für alles allein verantwortlich 
zu sein. Und das stimmt auch immer noch.

Dennoch hat mich eine alleinerziehende Mutter, die 
mir nach der Debatte geschrieben hat, ins Nachdenken 
gebracht; denn sie schrieb: Ja, das ist alles richtig; wir 
leisten viel, und das ist anstrengend. Aber das allein ist 
mir zu defizitorientiert. Immer gesagt zu bekommen, wie 
viel schwerer das ja alles ohne Partner ist! Denn unsere 
Familien sind genauso Familien wie alle anderen. Bei uns 
wird gelacht, geliebt, auch mal geweint, gestritten und 
sich wieder vertragen. Und wir kriegen das alles hin. 

Aber was mich ärgert, ist, dass die Politik uns in den 
letzten Jahren mit unseren Bedürfnissen ignoriert hat. 
Wir wollen kein Mitleid; wir wollen ernst genommen 
und gerecht behandelt werden.

Ich finde es wichtig, dass wir wissen, wie anstrengend 
es ist, allein für alles verantwortlich zu sein – fürs Ein-
kaufen, fürs Checken der Hausaufgaben, fürs Essenma-
chen, fürs Vorlesen und fürs Ins-Bett-Bringen –, wie es 
ist, morgens schon durchgeschwitzt bei der Arbeit an-
zukommen, weil niemand da war, der dir hilft, die Schul-
brote zu schmieren, allen Kindern die Zähne zu putzen 
und alle in die Regenhosen zu stecken. Und na klar muss 
das Kleinste noch mal gewickelt werden, nachdem man 
den Schneeanzug schon angezogen hatte!

Aber als Politik können wir das nicht ändern. Wir 
müssen also der Mutter, die mir geschrieben hat, zuhören 
und auf die Bitte um echte Unterstützung und vor allem 
um Gerechtigkeit reagieren. Und da gibt es so einiges, das 
in den letzten Jahren liegen geblieben ist, was wir als 
Ampelkoalition jetzt angehen.

Zusätzlich zu allem, was ich eben beschrieben habe, 
müssen Alleinerziehende auch alleine für den Lebens-
unterhalt ihrer Familie aufkommen. Und das ist nicht so 
einfach, wenn die Kita um 16 Uhr zumacht – wenn man 
denn überhaupt einen Kitaplatz hat. Das ist nicht so ein-
fach, wenn die Kinderkrankentage aufgebraucht sind, 
aber das Kind trotzdem Windpocken bekommt. Und das 
ist auch nicht so einfach, wenn man alleinerziehend plötz-
lich steuerlich schlechter dasteht als vorher in der Ehe.

Deshalb haben wir mit der Ampelkoalition Maßnah-
men verabredet, die Alleinerziehende gezielt unterstützen 
werden. Wir werden die Kinderkrankentage ausweiten 
und Eltern auf dem Arbeitsmarkt besser schützen. Mit 
dem Kita-Qualitätsgesetz werden wir in den kommenden 
zwei Jahren 4 Milliarden Euro in die Länder geben, um 
sie beim Ausbau einer qualitativ hochwertigen Kinder-
betreuung zu unterstützen. Mit der Kindergrundsicherung 
werden wir dafür sorgen, dass alle Kinder abgesichert 
sind, und damit viele Familien – gerade Einelternfami-
lien – aus der Armut holen. Und mit der Steuergutschrift 
für Alleinerziehende werden wir auch steuerlich eine 
deutliche Entlastung schaffen.

Alleinerziehende sind vier- bis fünfmal häufiger von 
Armut betroffen als Paarfamilien. Das werden wir nicht 
länger hinnehmen. Für uns Bündnisgrüne und für uns als 
Ampelkoalition ist klar: Es darf nicht entscheidend sein, 
aus welcher Familienkonstellation ein Kind kommt. Alle 
Kinder müssen dieselben Chancen bekommen.

Mit all diesen Maßnahmen tun wir das, was die allein-
erziehende Mutter, die mir geschrieben hat, einfordert: 
Wir nehmen sie ernst und sorgen für mehr Gerechtigkeit 
für Einelternfamilien.

Der Antrag der CDU/CSU-Fraktion ist hingegen keine 
ausreichende Antwort. Wir haben im Koalitionsvertrag 
die richtigen Maßnahmen vereinbart, und die bringen 
wir nun auf den Weg.
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Anlage 8 

Zu Protokoll gegebene Reden

zur Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu Herkunfts-
nachweisen für Gas, Wasserstoff, Wärme oder 
Kälte aus erneuerbaren Energien und zur Ände-
rung der Fernwärme- oder Fernkälte-Verbrauchs-
erfassungs- und -Abrechnungsverordnung

(Tagesordnungspunkt 22)

Dr. Nina Scheer (SPD): Die letzten Monate haben 
gezeigt: Wir müssen so schnell es geht auf erneuerbare 
Energien umsteigen, um der fossilen Energiepreisfalle zu 
entkommen und dem fortschreitenden Klimawandel ent-
gegenzutreten. Erneuerbare Energien liegen im über-
ragenden öffentlichen Interesse und dienen der öffent-
lichen Sicherheit. So heißt es in § 2 des novellierten 
EEG, das wir im Frühjahr dieses Jahres verabschiedet 
haben. Deutschland hat sich zum Ziel gesetzt, bis 2045 
klimaneutral zu sein. Als Ampelkoalition haben wir au-
ßerdem den Zielpfad festgelegt, dass bis 2030 80 Prozent 
des Stroms aus erneuerbaren Energien kommen.

Die Energiewende beschränkt sich natürlich nicht auf 
den Stromsektor, sie muss auch in den Bereichen Wärme 
und grüne Gase vorangetrieben werden. Erneuerbare 
Energien spielen bei der Wärmebereitstellung, welche 
gut die Hälfte des gesamten deutschen Endenergie-
verbrauchs ausmacht, eine zunehmende Rolle. Da die 
Energiewende aktuell leider noch ein Nebeneinander 
von fossilen Energieträgern und erneuerbaren Energien 
erfordert, wird es immer wichtiger, dass Verbraucher-
innen und Verbraucher nachvollziehen können, aus wel-
chen Quellen die Energie stammt, die sie nutzen.

Aktuell hat in Deutschland bereits jeder Stromkunde 
die Möglichkeit, einen Ökostromvertrag abzuschließen 
mit der Garantie, dass die gelieferte Menge Strom im 
Sinne des EEG aus regenerativen Energien ökologisch 
produziert wurde. Dafür gibt es beim Umweltbundesamt 
ein Herkunftsnachweisregister, welches nunmehr auch 
für gasförmige Energieträger – Gas und Wasserstoff – 
und für Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energie-
quellen eingerichtet werden soll. Das Gesetz dient der 
Umsetzung unionsrechtlicher Vorgaben in Artikel 19 
der Richtlinie (EU) 2018/2001 zur Förderung der Nut-
zung von Energie aus erneuerbaren Quellen für die Ener-
giequellen Gas, Wasserstoff, Wärme und Kälte. Es ist ein 
Instrument der Verbraucherinformation und dient damit 
auch dem Verbraucherschutz und schafft Transparenz.

Allerdings sollte der Gesetzentwurf im Sinne echter 
Transparenz und Nachhaltigkeit mit Blick auf dekarbo-
nisierte Gase nachgebessert werden: Hier muss eine klare 
Abgrenzung zwischen erneuerbaren Gasen unterschiedli-
cher Herkünfte und dekarbonisierten Gasen geschaffen 
werden, welche grundsätzlich auf fossilen Rohstoffen 
beruhen. Im gesetzlichen Verfahren bedarf es einiger An-
passungen des Gesetzes sowie der passgenauen Aus-
gestaltung der umfangreichen Verordnungsermächtigun-
gen des Gesetzes. Es muss sichergestellt werden, dass das 
Gesetz möglichst bürokratiearm ausgestaltet wird.

Markus Hümpfer (SPD): Ich bin froh, dass ein sehr 
wichtiger Punkt Eingang in den Gesetzentwurf gefunden 
hat, der im Referentenentwurf noch nicht vorlag: Gruben-
gas. Das klingt nischig; aber ich kann Ihnen sagen: Auch 
in Nischen wie dem Grubengas wird der Weg zur Klima-
neutralität und zu einer stabilen Energieversorgung in 
Deutschland entschieden.

Vielleicht fragen Sie sich, was Grubengas überhaupt 
ist. Es handelt sich um Methan aus ehemaligen Kohlegru-
ben. Dieses fällt dort auf natürlichem Wege an, ganz auto-
matisch und unvermeidlich. Sie wissen ja, wie klima-
schädlich das ist: 20-mal schädlicher als CO2. Würde es 
in die Atmosphäre entweichen, wäre das katastrophal. 
Sinnvoller ist es, den Stoff zu nutzen und daraus Strom 
zu schaffen. Erstens vermeiden wir damit Treibhausgas-
emissionen. Wir reden hier immerhin vom Äquivalent 
des innerdeutschen Flugverkehrs; das ist alles andere 
als nischig. Zweitens gewinnen wir dabei Strom. Das 
nenne ich eine Win-win-Situation.

Leider ist die Zukunft der Grubengasverstromung zur-
zeit unklar, da die EEG-Förderung für die meisten An-
lagen in den Jahren 2022 bis 2024 ausläuft. Deshalb ist es 
unsere Pflicht als Abgeordnete, etwas zu unternehmen. 
Andernfalls würde es entweder entweichen – Katastro-
phe! – oder abgefackelt – Verschwendung. Der vorlie-
gende Gesetzentwurf stellt deshalb die Weichen dafür, 
dass auch für Grubengas Herkunftsnachweise ausgege-
ben werden können.

Im nächsten Schritt kann die Bundesregierung endlich 
grüne Herkunftsnachweise für Grubengas ausgeben, die 
den gleichen Wert wie Zertifikate für erneuerbare Ener-
gien haben; denn sie liefern ebenfalls einen Beitrag zur 
Klimaneutralität Deutschlands. Ja klar, es handelt sich 
um eine fossile Energiequelle. Deswegen ist es keine 
erneuerbare Energie im engeren Sinne. Aber das Entwei-
chen des Methans lässt sich sowieso nicht verhindern; wir 
können die Klimaschädlichkeit nur abmildern. Durch den 
Prozess entweicht kein Methan mehr, sondern nur noch 
CO2. Das ist auch nicht optimal, aber ziemlich genau 
20-mal besser. Wenn ich die Wahl hätte, würde ich lieber 
weniger als mehr Emissionen wählen. Deswegen sollte 
dieser Strom als grün gelten. Dadurch hätten die Betrei-
ber der Anlagen einen wirtschaftlichen Anreiz, das Gas 
zu verstromen, anstatt es einfach abzufackeln, ohne dass 
wir die Verstromung zusätzlich subventionieren müssen. 
Grün und günstig, nenne ich das. Dieser Weg ist kom-
patibel mit dem Europarecht, gibt den Betreibern Pla-
nungssicherheit und würdigt den klimapolitischen Bei-
trag der Grubengasverstromung.

Ich freue mich, dass wir die langfristige Sicherung der 
Grubengasverstromung mit diesem Gesetzentwurf end-
lich anlegen.

Klaus Ernst (DIE LINKE): Nach einem Nachweis-
register für Strom aus erneuerbaren Energien sollen 
auch für Gas-, Wasserstoff- und Wärmeversorgung sol-
che Herkunftsnachweise eingeführt werden. Das ist aus 
Gründen der Transparenz sinnvoll, schützt aber nicht vor 
Kritik.
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Der BDEW kritisiert zu Recht, dass Versorger, die 
bereits früh in die nachhaltige Fern- und Nahwärmever-
sorgung investiert haben, nicht benachteiligt werden soll-
ten. Die Bestandsanlagen dieser Stadtwerke sollten im 
Herkunftsnachweisregister entsprechend angerechnet 
werden können. Das würdigt frühe Investitionen und hilft 
uns dabei, unsere Klimabilanz zu verbessern.

Unverständlich ist auch, dass Sie die Beimischung von 
Wasserstoff ins Erdgasnetz nicht miteinbeziehen. Wenn 
Sie wirklich wollen, dass unsere Wirtschaft von Erdgas 
auf Wasserstoff umsattelt, dann müssen Sie einen solchen 
Schritt auf die Versorger zugehen. Wer in Wasserstoff 
investiert und es seinem Erdgas beimischt, sollte ein ent-
sprechendes Zertifikat erhalten. Damit fördern Sie die 
Anreize für private Investitionen in Wasserstoff.

Schlichtweg falsch ist, dass der Wirtschaft durch die-
ses Gesetz kein Erfüllungsaufwand entstünde. Hier zi-
tiere ich den VKU: „Neben dem internen Aufwand zur 
Erstellung der Gutachten und der Abwicklung des Ge-
setzes entstehen im Zusammenhang mit der Registrie-
rung/Zertifizierung Gebühren.“

Sie tun nichts anderes, als einen bürokratischen Mehr-
aufwand zu fabrizieren. Ein Ausbau erneuerbarer Ener-
gien ist damit aber leider nicht verbunden.

Anlage 9 

Zu Protokoll gegebene Reden
zur Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Marc Bernhard, Roger Beckamp, Sebastian 
Münzenmaier, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD: Grüne Inflation und CO2-Be-
steuerung beenden – Wohnen wieder bezahlbar 
machen
(Zusatzpunkt 7)

Franziska Mascheck (SPD): Ich bin entsetzt! Ich bin 
entsetzt, dass Sie hier sitzen und die Menschen für dumm 
verkaufen. Inflation hat keine Farbe. Die Inflation ist 
getrieben durch eine fossile Rohstoffkrise und durch 
das Versäumnis der letzten Jahre, unsere Energiequellen 
zu diversifizieren und mit aller Kraft in die Erneuerbaren 
zu investieren. Die Inflation ist getrieben durch Putins 
völkerrechtswidrigen Angriff auf die Ukraine und unsere 
Werte sowie seine Erpressungsversuche, durch Gasliefer-
stopps Angebote künstlich zu verknappen.

Putins Ziel ist es, die Demokratien in Europa zu de-
stabilisieren, nicht nur durch das Erpressen mit Energie, 
sondern auch durch lang geplante und angelegte Des-
informationskampagnen, denen Sie von der AfD so rich-
tig auf den Leim gehen; denn nichts anderes kann Ihre 
wilden Theorien erklären. Das Gefährliche daran ist: Ihr 
Handeln treibt unsere Gesellschaft auseinander.

An demokratischen Abläufen sind Sie nicht interes-
siert. Hauptsache, sechs einfache Forderungen sind 
schnell hingekritzelt, und das YouTube-Video steht – 
egal ob das europarechtlich möglich ist oder die Maß-
nahme den Menschen wirklich hilft. Aber glauben Sie 
mir, die Menschen da draußen sind klüger, als Sie es sind!

Jetzt zum eigentlichen Thema, den Wohnkosten. – Wir 
haben in demokratischen Prozessen Lösungen mit ver-
schiedenen Seiten unserer Gesellschaft gefunden:

Da ist das Bündnis für bezahlbares Wohnen mit mehr 
als 35 fachlichen Akteur/-innen. Das Maßnahmenpaket 
umfasst viele Punkte. Die Ergebnisse können Sie selbst 
nachlesen.

Da ist die Gaspreiskommission, deren gesellschaftli-
chen Kompromiss wir als Basis für eine schnelle Umset-
zung im parlamentarischen Verfahren nutzen werden.

Außerdem setzen wir gerade die größte Wohngeld-
reform samt Heizkostenkomponente um. Schön, dass 
Sie hier heute im Plenum so gut aufpassen.

Wir unterstützen die Menschen im Land, und gemein-
sam halten wir unsere Gesellschaft zusammen. Putins 
blaue Helferlein können in ihrer Trollhöhle bleiben.

Michael Kießling (CDU/CSU): Wir befinden uns in 
einer Zeit voller Krisenereignisse, mit einer weltweiten 
Pandemie und einem Krieg in unserer Nachbarschaft. 
Und auf diese Herausforderungen meint die AfD eine 
einfache Antwort zu haben: Die Abschaffung des CO2- 
Preises. – So schreiben Sie es in Ihrem Antrag. Da muss 
ich sagen: Die AfD überreißt mal wieder nicht den Sach-
verhalt. – Denn der CO2-Preis ist nur ein Bestandteil von 
vielen, und auch in Krisenzeiten haben die Klimaziele 
weiterhin Bestand. Verglichen mit den aktuellen Preis-
steigerungen macht die CO2-Bespreisung eher einen ge-
ringen Anteil aus.

Es ist notwendig und richtig, dass wir heute schon viel 
über die Kostenbelastung der Wohnnutzung sprechen. 
Mehr als deutlich wurde, dass die Ampelregierung hier 
schon vor Monaten hätte die Weichen stellen müssen, 
statt ewig an ihrer verkorksten Gasumlage festzuhalten. 
Und nun hören wir nichts zur genauen Ausgestaltung der 
Gaspreisbremse – nichts als lose Versprechungen. Sie 
sollten dringend an Ihrem Erwartungsmanagement arbei-
ten.

Bisher enttäuschen Sie auf ganzer Linie. Angesichts 
der Situation auf dem Wohnungsmarkt und dem Einbruch 
der Bautätigkeit müssen wir doch nicht nur die Kosten 
der Wohnnutzung betrachten, sondern auch die Kosten, 
die für die Herstellung der Gebäude notwendig sind; denn 
wir brauchen dringend mehr Wohnraum, und dieser muss 
auch gebaut werden.

Die aktuellen Krisen treffen den Bausektor mit voller 
Wucht. Materialknappheit, Lieferengpässe und Energie-
kosten führen zu einer enormen Verteuerung der Bau-
preise. Hinzu kommen die Inflation und der Fachkräfte-
mangel. Doch was macht die Ampelregierung? – Sie 
verschlechtern die politischen Rahmenbedingungen. Die 
politischen Rahmenbedingungen in Deutschland werden 
bereits als negativer Einflussfaktor auf die Bauentwick-
lung gesehen, und zwar insbesondere aufgrund des För-
derchaos à la Habeck und der Anhebung der Standards.

Anstatt daran zu arbeiten, dass der politische Rahmen 
wieder so gestaltet wird, dass die Bautätigkeit angereizt 
wird, macht die Ampel nichts. Munter wird das Ziel von 
400 000 Wohnungen pro Jahr weiter propagiert. Gleich-
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wohl sieht die Realität auf dem Wohnungsmarkt ganz 
anders aus. Alarmierend sind die Zurufe der Verbände, 
die an uns herangetragen werden. So stellen zahlreiche 
Bauherren Bauvorhaben zurück oder geben diese ganz 
auf. Bauprojekte sind schlicht nicht mehr kalkulierbar.

Ich empfehle Frau Geywitz und Herrn Habeck den 
Blick zurück; denn in den vergangenen vier Jahren haben 
wir durchschnittlich rund 300 000 Wohnungen gebaut – 
und das mit einer degressiven AfA, mit dem Baukinder-
geld und mit einer KfW-55-Förderung und ohne die geo-
politischen Herausforderungen. Daher frage ich Sie: Wie 
wollen Sie ohne AfA, ohne Baukindergeld, ohne KfW- 
55-Förderung, aber mit einer enormen Baupreissteige-
rung noch mehr Wohnungen bauen?

Fakt ist: Mit Ihrer Politik verursachen Sie eine Voll-
bremsung auf dem Wohnungsmarkt. Darauf hätten die 
Bundesministerin Geywitz und das Bündnis bezahlbarer 
Wohnraum gestern Antworten geben müssen. Vergebens!

Die Ergebnisse sind kein großer Wurf. Es fehlen kon-
krete Lösungsvorschläge, um die Herausforderungen zu 
meistern. Es mangelt an inhaltlicher Substanz. Anstatt 
mit klaren Konzepten und gezielten investiven Maßnah-
men möchten Sie mit Prüfaufträgen, Evaluationen sowie 
Runden Tischen den Wohnungsbau fördern. Das alles 
klingt schön, wird aber keinen zusätzlichen Wohnraum 
schaffen und wird auch nicht den Herausforderungen 
gerecht.

Auch die Bündnispartner weisen darauf hin, dass mit 
dem derzeitigen politischen Rahmen das Ziel von 
400 000 Wohnungen utopisch ist. Trotzdem wollen Sie 
nichts am politischen Rahmen ändern. Das ist realitäts-
fern und spricht für eine gewisse Ignoranz.

Natürlich enthält das Papier vereinzelt wichtige Posi-
tionen, beispielsweise die Anhebung der linearen Ab-
schreibung für den Mietwohnungsbau oder Pilotprojekte 
zur Erhöhung der Recyclingquoten im Wohnungsbau. 
Doch diese Ideen stammen aus einer Zeit mit geringer 
Inflation und geringerem Mangel an Fachkräften sowie 
Baustoffen.

Klar ist doch aber: In Krisenzeiten brauchen wir noch 
mehr Unterstützung, um den Bedarf an Wohnraum zu 
decken. Das ist nur mit einer massiven Förderung des 
Neubaus und des Umbaus möglich – und mit einer Ab-
senkung der Strom- und Energiesteuer auf das von der 
EU festgesetzte Minimum. Doch die Ampelregierung tut 
nichts.

Die Ampelregierung hat vor rund einem Jahr einen 
Aufbruch in der Bau- und Wohnungspolitik versprochen. 
Davon kann nun wirklich nicht die Rede sein. Vielmehr 
ist Ihre Politik bisher eine herbe Enttäuschung: eine 
Politik, die die Realität auf dem Wohnungsmarkt aus-
blendet, eine Politik, die nicht hinhört, sondern stur und 
ideologisch handelt. – Ihre selbsternannte Fortschritts-
koalition macht genau das Gegenteil dessen, was wir 
auf dem Wohnungsmarkt benötigen.
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